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M arkt und M odernisierung.
Deutsch-bulgarische W irtschaftsbeziehungen 1918-1944 
in ihren konzeptionellen G rundlagen
Zusammenfassung
Betrachtet man die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen vor der Machtüber­
nahme der Kommunisten in dem Balkanland im September 1944 unter Aufstellung einer ab­
schließenden Bilanz, d.h. einer Gegenüberstellung von Aktiva und Passiva, so bleibt aus bul­
garischer Sicht kaum eine andere Möglichkeit, als ein negatives Urteil zu fallen, da Bulgarien 
im deutsch-bulgarischen Handel auf Forderungen im Wert von 900 Millionen Reichsmark 
„sitzen blieb“. Diese Einschätzung ist bis in die 1990er Jahre hinein der Tenor der einschlägi­
gen Forschung gewesen, wobei hier eine bemerkenswerte Parallelität von „westlicher“ und 
sowjet-marxistischer Historiographie vorliegt. Beide sehen Bulgarien als Opfer einer geziel­
ten, auf Südosteuropa gerichteten ökonomischen Durchdringungsstrategie NS-Deutschlands, 
die sich in nichts anderem als einer semi-kolonialen Ausbeutung der agrarisch geprägten bul­
garischen Volkswirtschaft geäußert habe. Als zahlenmäßiger Beweis hierfür wird neben dem 
genannten Bilanzwert die Tatsache angeführt, dass Bulgarien bereits Ende der 1930er Jahre 
seinen gesamten Außenhandel zu mehr als zwei Dritteln mit dem Deutschen Reich abwickel­
te. Der Nutzen, den Bulgarien daraus zog, wird im allgemeinen als eine nur anfängliche und 
marginale Erscheinung betrachtet.
Zwar ist es richtig, dass es nicht nur während der NS-Zeit, sondern auch schon davor 
in Deutschland politische Vorstellungen gegeben hat, wonach Südosteuropa bzw. „Mitteleu­
ropa“ als wirtschaftliches „Hinterland“ dienen sollte, das durchaus ein Gegengewicht zu den 
Kolonialreichen der Westmächte darstellen sollte. Diese Feststellung greift jedoch für eine 
Analyse der Gründe und Motive, die Bulgarien in die außenwirtschaftliche Abhängigkeit von 
Deutschland getrieben haben zu kurz. Hierfür scheint es vielmehr notwendig zu sein, die öko­
nomische Interessenlage Bulgariens zur der Zeit, als die grundlegenden politischen Entschei­
dungen getroffen wurden, zu untersuchen und mit den deutschen Konzepten zur Ausgestal­
tung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit in Bezug zu setzen. Dabei wird deutlich, dass es 
nicht nur die Weltwirtschaftskrise war, in deren Gefolge Deutschland als der einzige größere 
europäische Absatzmarkt für bulgarische Agrarexporte übrig blieb. Darüber hinaus muss die 
bulgarische sozioökonomische Modemisierungsproblematik insgesamt als Hintergrund für
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die Entwicklung der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen mit einbezogen werden. 
Die Reflexion dieser Problematik in den führenden bulgarischen Fachorganen zeigte, dass 
Bulgarien an einer Produktivitätssteigerung und Restrukturierung im Agrarsektor zum Zwe­
cke der Intensivierung des Außenhandels interessiert war. Hierdurch sollte die seit dem Ersten 
Weltkrieg überaus prekäre Devisenlage gelindert werden. Im Zuge dieses Diskurses wurde 
zunehmend deutlich, dass hierbei die Anlehnung an eine große Industrienation hilfreich sein 
konnte, um die nötige Technologie und das nötige Fachwissen ins Land zu holen.
Dass sich dabei der Blick vor allem auf Deutschland richtete hatte mehrere Gründe: 
Zum einen auch dessen schlechte Devisenlage, die einen bilateralen Clearinghandel nahe leg­
te, die traditionell engen Handelsbeziehungen, die gemeinsame Gegnerschaft zum Versailler 
System sowie die deutschen wirtschaftlichen Südosteuropa-Pläne. Vor allem letztere beding­
ten, dass auch Deutschland an einer sozioökonomischen Modernisierung Bulgariens interes­
siert war -  einerseits, um seine landwirtschaftlichen Lieferkapazitaten zu erhöhen, anderer­
seits, um es als Markt für deutsche Industrieprodukte zu entwickeln. Die Notwendigkeit ent­
sprechender Konzepte und Projekte, die vor allem beim „Mitteleuropäischen Wirtschaftstag“ 
(MWT) entwickelt wurden, zeigte sich anschaulich bei den Aktivitäten deutscher Unterneh­
men in Bulgarien und den dabei auftretenden Schwierigkeiten. Bei der Marktentwicklungs­
und Modemisierungsproblematik trafen sich also die Interessen Deutschlands und Bulgariens.
Die vom MWT erarbeiteten und initiierten Projekte, die sich sowohl auf Wissensver­
mittlung auf akademischem und praktischem Niveau als auch auf direkte Entwicklungsmaß­
nahmen erstreckten, waren indes zu langfristig angelegt, um über Ansätze hinaus zu kommen. 
Sie wurden von den Ereignissen des Zweiten Weltkrieges überrollt. Im Gesamtzusammen­
hang der bulgarischen Modemisierungsproblematik und den damit verbundenen Diskussionen 
zeigen sie jedoch, dass die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen der Zwischenkriegs­
zeit nicht verstanden werden können, wenn man nicht die bulgarische Perspektive in den 
Vordergrund rückt. Aus dieser Sicht wird deutlich, dass es Bulgarien im Grund um nichts an­
deres ging, als sich im internationalen Wirtschaftssystem zu positionieren. Beim Blick auf die 
Gegenwart und das bulgarische Bestreben, der EU beizutreten, kann man diesbezüglich von 
einer wiederkehrenden Problematik sprechen.
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1. Einführung
In der vorliegenden Arbeit soll der Zusammenhang von Außenwirtschaft und Ent­
wicklung der bulgarischen Wirtschaft den Ausgangspunkt für die Betrachtung der deutsch­
bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen zwischen 1918 und 1944 bilden. Das heißt, es soll un­
tersucht werden, inwieweit er als Triebfeder für die im Laufe der Jahre immer enger werdende 
Ausgestaltung dieser Beziehungen betrachtet werden kann.1 Aus diesem Grunde soll vermie­
den werden, die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen zu sehr aus der rückschauen­
den Perspektive von Ergebnissen und Bilanzen zu sehen, wie sie sich am Ende des Zweiten 
Weltkrieges darstellten, sondern es sollen vielmehr die den Beziehungen zugrunde liegenden 
Motive und Konzepte betrachtet werden.
Hieraus ergeben sich Methode und Gliederung der vorliegenden Arbeit. Die Methode 
besteht im Ganzen gesehen in einer schrittweisen Annäherung an Konzepte und Programme, 
die während der 30er Jahre von führenden deutschen Akteuren zur Gestaltung der deutsch­
bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen entwickelt wurden. Durch diese Herangehensweise soll 
verdeutlicht werden, inwieweit aufgrund der sozioökonomischen Modemisierungsproblema- 
tik in Bulgarien eine enge wirtschaftliche Bindung an Deutschland attraktiv erscheinen konn­
te, d.h. in welchem Maße deutsche und bulgarische Modemisierungsvorstellungen miteinan­
der korrespondierten. Dementsprechend wird auf dem Wege dieser Annäherung, wenn nicht 
ausschließlich, so doch vorwiegend eine bulgarische Perspektive eingenommen werden. Das 
heißt, dass zunächst die Entwicklung der bulgarischen Wirtschaft im Hinblick auf Ausgangs­
bedingungen und Modemisierungsbestrebungen betrachtet werden soll. Diesem ersten Schritt 
folgt eine Analyse der in bulgarischen ökonomischen Fachzeitschriften von den 20er bis in 
die 40er Jahre hinein geführten Debatten zur Produktivitätssteigerung in der bulgarischen 
Landwirtschaft, zur Umstrukturierung der Volkswirtschaft in ihrer Gesamtheit und den damit 
verbundenen sozialen Begleiterscheinungen. Diese Debatten sollen darauf hin analysiert wer­
den, inwieweit in ihnen ein außenwirtschaftlicher Bezug hergestellt wurde und welche Rolle 
der Blick auf Deutschland dabei spielte.
Dem Bild von der bulgarischen wirtschaftlichen Interessenlage zwischen 1918 und 
1944, das sich aus diesen Betrachtungen ergibt, sollen die konzeptionellen, organisatorischen 
und ideologischen Momente, die die Grundlagen für deutsches wirtschaftliches Engagement 
in Bulgarien und Südosteuropa bildeten, gegenüber gestellt werden. Die Analyse der Aktivitä-
1 Die Bedeutung dieses Zusammenhanges haben beispielsweise Berend und Ränki hervorgehoben: Berend, I.T.; 
Ranki, G.: The European periphery and industrialization 1780-1914. Budapest 1982, S. 63.
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ten, die in diesem Zusammenhang von deutscher Seite unternommen wurden, soll verdeutli­
chen, wie diese mit den bulgarischen Interessen und Gegebenheiten korrespondierten und von 
ihnen beeinflusst wurden. Schließlich wird die vorliegende Arbeit noch auf die handelspoliti­
schen Entwicklungen eingehen, die das deutsche Engagement in Bulgarien begleiteten, um 
eventuelle Diskrepanzen zwischen den auf langfristig angelegten Konzepten beruhenden 
deutschen Maßnahmen in Bulgarien und den durch aktuelle Erfordernisse - vor allem 
kriegswirtschaftlicher Art - bestimmten Geschehnissen auf der handelspolitischen Ebene auf­
zuzeigen. Der Sinn dieser Betrachtung liegt weniger darin, den V erlauf des deutsch­
bulgarischen Handels im Detail nachzuvollziehen, sondern vielmehr zu überprüfen, ob beide 
Ebenen miteinander harmonierten und welchen Erkenntniswert ihre getrennte Betrachtung 
hat.
Durch diese Herangehensweise soll die Arbeit nicht nur einen Beitrag zur Modemisie- 
rungsprobiematik in Bulgarien und ihren außenwirtschaftlichen Dimensionen, sondern auch 
zur Diskussion um eine ausbeuterische wirtschaftliche Expansionspolitik Deutschlands in  
Südosteuropa während der 30er und 40er Jahre leisten. Besonders ihre Charakterisierung als 
„ausbeuterisch“ soll dabei hinterfragt werden, indem die Dissertation untersucht, inwieweit 
die deutschen Konzepte den Interessen südosteuropäischer Länder, in diesem Falle Bulga­
riens, entgegenkamen. Auf diese Weise ermöglicht sie eine Annäherung an die Frage, warum 
Staaten wie Bulgarien im Laufe der 30er Jahre ihr wirtschaftliches Schicksal so eng m it 
Deutschland verbanden. Nach Ansicht des Verfassers kommt man der Antwort eher nahe, 
wenn man zwischen der konzeptionellen Perspektive und den Resultaten kurzfristiger han­
delspolitischer Entwicklungen unterscheidet. Dieser Unterschied, ist, so die Ansicht des Ver­
fassers, in der bisherigen Forschung nicht ausreichend gewürdigt worden. Vor allem der As­
pekt der Interessenlange der südosteuropäischen Länder kam bisher zu kurz. Vielmehr er­
scheinen diese Staaten in der Forschung zumeist als passive Opfer einer deutschen Großraum­
strategie, die sich die Region als wirtschaftliches „Hinterland“ zur Erlangung einer autarken 
Position sichern wollte. Als Akteure, die ihre eigenen Interessen verfolgten, werden Länder 
wie Bulgarien in diesem Kontext kaum gewürdigt.
In der vorliegenden Arbeit ist hingegen die Interessenlage Bulgariens im Verhältnis zu 
deutschen Konzepten der Hauptaspekt. Sie beruhte im wesentlichen darauf, dass es in Bulga-
2 Für den jugoslawischen und rumänischen Kontext vgl. Z.B.: Grenzebach, W.S.: Germany’s Informal Empire in 
East-Central Europe. German Economic Policy Toward Yugoslaviaand Rumania, 1933-1939. Stuttgart 1988, S. 
209. Fortan zitiert als „Grenzebach”. Tendenziell gilt das oben gesagte auch für Schröder, H.-J.: Deutsche Süd­
oste uropapolit ík 1929-1936. Zur Kontinuität deutscher Außenpolitik in der Weltwirtschaftskrise, ln: Geschichte 
und Gesellschaft, 2/1976, S. 5-32, hier: S. 9. Fortan zitiert als „Schröder“. *
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rien während der ersten Hälfte des Jahrhunderts durchaus ein verbreitetes Bewusstsein bezüg­
lich der Unzulänglichkeiten der Landwirtschaft gab.
Dieses fand indes nicht nur in ökonomischen Fachdiskurs seinen Ausdruck, sondern 
war auch ein Hauptmotiv der bulgarischen Kunstliteratur der ersten Hälfte des 20. Jahrhun­
derts. Dabei hat wohl kaum ein Schriftsteller das Landleben in Bulgarien mit seinen Sorgen, 
Nöten, aber auch mit seinen Freuden sowie den hervorstechenden Charakteristika seiner 
Landwirtschaft atmosphärisch dichter verarbeitet, als Elin Pelin in seinen Erzählungen. Einer 
seiner frühen, kurz nach der Jahrhundertwende erschienenen Texte, die Erzählung „Na Braz- 
data“ (In der Furche), handelt vom Bauern Bone Krajneneca, der nach einem verregneten 
Sonntag, nachdem sich am nächsten Morgen der Himmel aufgeklart und eine warme Herbst­
sonne zu scheinen begonnen hat -  ein Tag „wie geschaffen zum Pflügen“ -, den alten Bullen 
Belöo und die schwächliche Kuh Sivuska vor seinen Holzpflug spannt und sich mit den bei­
den aufmacht zu einem seiner abgelegenen Felder. Zunächst scheint alles wie gewünscht zu 
verlaufen, das Gespann zieht ein paar regelmäßige Furchen und die Laune des Bauern hellt 
sich zusehends auf. Bald jedoch stellen sich bei Sivuska erste Anzeichen der Erschöpfung ein 
und Bone ist gezwungen, Belco, der eine doppelt so große Schrittlänge hat wie die Kuh, ein 
wenig zu bremsen. Dennoch vermag sich SivuSka nur noch unter Aufbietung aller Kräfte und 
mit hängender Zunge fortzubewegen. Schließlich entscheidet er sich, eine Pause einzulegen 
und die vollkommen erschöpfte Sivuska durch gutes Zureden zum Weitermachen zu bewe­
gen. Noch einmal rafft sich das Tier auf, bricht darauf hin aber zusammen und bleibt schwer 
atmend und mit geschlossenen Augen liegen. Alles weitere Zureden des Bauern, das verzwei­
felte Versprechen, Sivuska nie wieder vor einen Pflug zu spannen, dass dieses Feld das letzte 
für sie gewesen sein werde, hilft nichts. Bone redet zu dem Tier wie zu einem Menschen, ver­
spricht ihm einen geruhsamen Lebensabend, droht am Ende gar mit den im Walde lauernden 
Bären, die kämen, wenn sie liegen bliebe und versucht sie mit einem Stück Brot zu stärken. 
Seine Verzweiflung ist um so größer, da weit und breit niemand zu sehen ist, der helfen könn­
te. Am Ende beugt er sich resignierend über sie, bekreuzigt sich und bricht in Tränen aus. Si­
vuska reißt noch einmal stöhnend die Augen weit auf und stirbt.3 4
Es besteht also, wie diese Erzählung verdeutlicht, Grund zu der Annahme, dass es in 
Bulgarien konkrete Interessen und einen konkreten Bedarf zur Steigerung der Effizienz im 
Agrarsektor gab. Dieses Interesse ergab sich indes nicht allein aus der Mühsal der bäuerlichen
3 Nicht zufällig wird Elin Pelins Werk von der slawischen Literaturwissenschaft der Stilrichtung des „bulgari­
schen Realismus“ zugeordnet.
4 Elin Pelin: Nabrazdata. In: Elin Pelin: SäCinenija. Bd. 1, Razkazi 1901-1906, Sofia 1972, S. 135-138.
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Arbeit und einem damit verbundenen eventuellen Bedürfnis, diese zu erleichtern. Die Dring­
lichkeit und der Sinn der Forderung nach einer Effizienzsteigerung in der Landwirtschaft wa­
ren, so die hier angestellte Vermutung, unter anderem in dem Umstand begründet, dass sich 
Bulgarien ab der Nationalstaatsgründung im Jahre 1878 gezwungen sah, in wirtschaftliche 
Beziehungen zu den industrialisierten Staaten West- und Mitteleuropas zu treten.
Im Rahmen dieses wirtschaftlichen Austausches bestand das, was Bulgarien aufgrund 
der Struktur seiner Volkswirtschaft anbieten konnte, fast ausschließlich in den Produkten sei­
ner Landwirtschaft. Zur erfolgreichen Gestaltung dieser Beziehungen war es daher notwen­
dig, die Arbeitsweise des Agrarsektors so zu gestalten, dass er durch eine möglichst hohe 
Produktivität und eine an den industrialisierten westlichen Märkten orientierte Struktur des 
Produktspektrums ein hohes Exportvolumen erzielen konnte. Beim Blick auf die Geschichte 
der bulgarischen Landwirtschaft vor 1944 fallt allerdings auf, dass ernsthafte Anstrengungen 
in diese Richtung erst ab den 20er Jahren unternommen wurden. Zuvor, d.h. vor den Balkan­
kriegen und dem Ersten Weltkrieg hatten staatliche Maßnahmen zur Umstrukturierung der 
bulgarischen Volkswirtschaft in erster Linie in Versuchen bestanden, diese zu industrialisie­
ren. In dem Glauben, dass es das Ziel bulgarischer Wirtschaftspolitik sein müsse, dem Land 
ökonomische Strukturen ähnlich wie in Westeuropa zu verleihen, um in den Austausch mit 
ihm als gleichberechtigter Partner eintreten zu können, versuchte man, die Entstehung von 
Industrien durch fiskalische Anreize und staatliche Initiative anzuregen.
Dieser Ansatz wurde zwar auch nach 1918 nicht aufgegeben, man bezog nun aber die 
Landwirtschaft in die Umgestaltungskonzepte m it ein. Als Grund dafür kann die sich nach 
dem Kriege verschärfte finanzielle Lage Bulgariens vermutet werden, die das Land ultimativ 
zwang, Wege zur Intensivierung des Außenhandels zu finden.
Aus diesen hypothetisch formulierten Überlegungen ergibt sich, dass es, wie eingangs 
gefordert, notwendig ist, die wirtschaftliche Entwicklung Bulgariens vor 1944 im Zusammen­
hang mit den Außenwirtschaftsbeziehungen des Landes zu betrachten -  und umgekehrt, d.h. 
die bulgarischen außenwirtschaftlichen Beziehungen sind vor dem Hintergrund der sozioöko- 
nomischen Entwicklung zu sehen. Hierbei scheinen zwei Aspekte eine Rolle zu spielen: Zum 
einen ein mögliches subjektives Bewusstsein von „Rückständigkeit“ in Bulgarien gegenüber 
den Industrieländern, zum anderen - aber damit verbunden - das konkrete Interesse an einer 
Erwirtschaftung von Devisen durch einen erfolgreichen Außenhandel oder zumindest auf die­
sem Wege der Erwerb von Technologie und Expertise -  „Know-how“ -  zu einer langfristigen 
Steigerung der Produktivität.
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Um diese Aspekte soll die bisherige wissenschaftliche Debatte ergänzt werden. Dabei 
wird eine Vielzahl anderer Problemfelder berührt werden, die umfassend abzuhandeln den 
Rahmen dieser Dissertation sprengen würde. Zudem ist die dazu erschienene Literatur bereits 
unüberschaubar. Dies trifft bereits für den ganzen Komplex der deutsch-bulgarischen Bezie­
hungen zu. Zu ihrer Erforschung kann die vorliegende Arbeit nur den genannten Teilaspekt 
liefern. Es ist außerdem nicht ihr Ziel, neue Berechnungen und Statistiken zum deutsch­
bulgarischen Handel oder deutschen Investitionen in Bulgarien zu liefern. Ebenso wenig sol­
len die relevanten Entscheidungsprozesse auf politischer Ebene im einzelnen nachgezeichnet 
werden. Derartiges ist speziell von der bulgarischen Forschung ausgiebig geleistet worden. 
Vielmehr geht es um die grundlegenden Konzepte und Strategien.
Hervorzuheben sind in der bisherigen Forschung die mit detaillierten Statistiken ver­
sehenen Arbeiten von Ljuben Berov5 und David Koen6 sowie das vierbändige Sammelwerk 
„Bälgaro-germanski otnoSenija i vräski“ (Bulgarisch-deutsche Beziehungen und Verbindun­
gen), herausgegeben von der Bulgarischen Akademie der Wissenschaften während der 70er 
und 80er Jahre.7 A uf kultureller, aber auch auf wirtschaftlicher und politischer Ebene hat sich 
zudem Georgi Markov intensiv mit den Beziehungen beider Länder auseinandergesetzt.8 Ver­
dienste um die Erforschung der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen, insbesondere 
vor dem Ersten Weltkrieg, hat sich außerdem Cvetana Todorova erworben.9 Erwähnenswert
5 So z.B. Berov, Lj.: Käm väprosa za vänänotärgovskata orientacija na bälgarskija faäizäm (1929-1944) 
(=Trudove na VII, Nr. 1), o .0 .1954, S. 121-222. Ders,: VänSnata tärgovija meZdu Bälgarija i Germanija meidu 
dvete svetovni vojni (1919-1939 g.), in: BGOV, S. 295-322. Ders.: The withdrawing of western capitals from 
Bulgaria on thè eve o f the Second World War, in: Studia Balcanica, 4/1971, S. 225-256. Ders.: Bulgaria’s Eco­
nomic Development through the Ages, Sofía 1980. Ders.: Le capital fmancier occidental et les pays balkaniques 
dans les anneés vingt, in: Etudes balkaniques, 2-2/1965, S. 139-169. Ders.: Germanskijat kapital v Bälgarija prez 
godinite na Vtorata svetovna vojna. In: BGOV, Bd. 2, Sofia 1979, S. 243-303.
? Hier stellvertretend: Koen, D.: Ograbvaneto i razoijavaneto na bälgarskoto stopanstvo ot germanskite imperial­
isti prez Vtorata svetovna vojna. Sofia 1966. Ders.: Voennovremennata ikonomika na Bälgarija (1939-1944). 
Sofia 2002. Ders.: Bälgarskata industrija i imperialistiäeska Germanija prez Vtorata svetovna vojna, in: BGOV, 
Bd. I, Sofia 1972.
7 Bälgarska akaderaija na naukite. Institut za istorija (Hg.): Bälgaro-germanski otnoSenija i vräski, 4 Bde., Sofia 
1972-89. Hier zitiert als „BGOV”.
8 Vgl. beispielsweise Markov, G.: Bälgaro-germanskite otnoSenija 1931-1939, Sofia 1984. Außerdem: Ders.: 
Bälgaro-germanski diplomatiCeski otnoSenija (1919-1944). In: BGOV, Bd. 3, Sofia 1981, S. 222-244, Ders.: 
Bälgarija i balkanskata politika na Tretija rajch (oktomvri 1936 -  April 1937). In: Istoriieski pregled 3/1977, S. 
39-50, Ders.: Bälgarija i Tretijat rajch prez „mimata revizija“ (mart 1938-fevruari 1939). In: Problemi napoliti- 
Ceskata istorija na Bälgarija (1878-1944) (-Izvestija na Instituta za istorija, Bd. 24), Sofia 1979, S. 167-202. 
Speziell zu den Kulturbeziehungen: Ders.: Die Kulturpropaganda des Dritten Reiches in Bulgarien (1934-1939). 
In: Etudes Historiques, 9/1979, S. 225-245.
9 Hier stellvertretend: Todorova, Cv.: Diplomatiíeska istorija na vänSnite zaemi na Bälgarija 1878-1912, Sofia 
1971, Dies.: Industrialisierung und Strukturveränderungen in Bulgarien vor dem Ersten Weltkrieg aus wirt­
schaftsgeschichtlicher Sicht. In: Collegium Germania 2/1997, S. 187-215, Dies.: Aspekte der industriellen Ent­
wicklung Bulgariens vom Ende des 19. Jhs. bis zum Ersten Balkankrieg. In: Etudes historiques, 5/1970, S. 423- 
424. Todorova, Cv.; Statelova, E.: Käm naialnata istorija na Germansko-bälgarskoto drulestvo (1916-1918). In:
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scheint für die Jahre nach 1989 zudem die im Jahre 2001 erschienene Dissertation von M artin 
Ivanov zur Entwicklung der bulgarischen Auslandsschulden während der Weltwirtschaftskri­
se.10 M it den deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen im engeren Sinne befasst sie sich 
freilich nicht. Eine monografische Gesamtdarstellung dieser Beziehungen fehlt im übrigen 
noch.
Im Gegensatz zur bulgarischen hat sich westliche und deutsche Forschung weniger 
mit Teilaspekten der deutsch-bulgarischen Beziehungen befasst, als vielmehr mit Themen, 
innerhalb derer diese Beziehungen einen Teilaspekt darstellen oder von denen bestimmte 
Teilaspekte relevant für die vorliegende Dissertation sind. Zu diesem Komplex zählen etwa 
Publikationen zur deutschen Südosteuropa-Politik einschließlich „Mitteleuropas-Konzepten, 
generell zur deutschen Außenpolitik vor und nach 1933, zur wirtschaftlichen Entwicklung 
Deutschlands, zur Außenwirtschaftspolitik sowie zu Wirtschaftssystem und Wirtschaftspolitik 
unter dem Nationalsozialismus, einschließlich den speziellen Problemen der Rüstungs- und 
Kriegswirtschaft.11 123Hinzu kommen hier auch Untersuchungen zur wirtschaftlichen Entwick­
lung Ostmittel- und Südosteuropas nach dem Ersten Weltkrieg unter den Bedingungen des 
Versailler Systems. Relevant für die vorliegende Arbeit sind außerdem Analysen zu den 
Wirtschaftsbeziehungen Deutschlands mit anderen ostmittel- und südosteuropäischen Län- 
dem in der betreffenden Epoche. Die Perspektive und Interessenlage der südosteuropäischen 
Länder wird hier jedoch, wie erwähnt, zumeist nicht ausreichend gewürdigt.14
BGOV, Bd. 2, S. 159-207. Todorova, Cv.: Interesite nagennanskija finansov kapital v Bälgarija prez 90-te 
godini na XIX v.. In: BGOV, Bd. 2, S. 49-66.
10 Ivanov, M.: PolitiCeskite igri s vänSnija dälg. Bälgarski sjuieti na stopanski krizi i väzchod 1929-1934. Sofia 
2001.
11 So z.B.: Elvert, J.: Mitteleuropa! Deutsche Pläne zur europäischen Neuordnung, Stuttgart 1999.
Milward, A.S.: The Reichsmark Bloc and the International Economy. In: Hirschfeld, G.; Kettenacker, L. (Hgg.): 
Der „Führerstaat“ : Mythos und Realität. Studien zur Struktur und Politik des Dritten Reiches 
(=Veröffentlichungen des Deutschen Historischen Institutes London, Bd. 8). Stuttgart 1981, S. 377-413. Wendt, 
B.-J.: Südosteuropa in der nationalsozialistischen Großraumwirtschaft. Eine Antwort auf Alan S. Milward. In: 
Ebenda, S. 414-427. Volkmann, H.-E.: Außenhandel und Aufrüstung in Deutschland 1933 bis 1939. In: Forst­
meier, F.; Volkmann, H.-E. (Hgg.): Wirtschaft und Rüstung am Vorabend des Zweiten Weltkrieges. Düsseldorf 
1975, S. 81-131. Thömer, K.: „Der ganze Südosten ist unser Hinterland“. Deutsche Südosteuropapläne von 1840 
bis 1945. Oldenburg 2000. Stegmaim, D.: Mitteleuropa 1925-1934. Zum Problem der Kontinuität deutscher Au­
ßenpolitik von Stresemann bis Hitler, ln: Stegmann, D. u.a. (Hgg.): Industrielle Gesellschaft und politisches Sys­
tem. Beiträge zur politischen Sozialgeschichte. Festschrift für Fritz Fischer zum 70. Geburtstag. Bonn 1978, S. 
203-221. Höpfner, H.-P.: Deutsche Südosteuropapolitik in der Weimarer Republik. Frankfurt a.M. 1983.
12 Vgl. Lampe, J.R; Marvin R.J.: Balkan Economic History 1550-1950: From Imperial Borderlands to Develop- 
ing Nations. Bloomington 1982. Dies.: The Evidence of Industrial Growth in Southeastem Europe before the 
Second World War. In: East European Quarterly, Bd. XVI, 4/1983, S. 385-415. Teichova, A.: Kleinstaaten im 
Spannungsfeld der Großmächte. Wirtschaft und Politik in Mittel- und Südosteuropa in der Zwischenkriegszeit. 
München 1988.
13 Z.B.: Riemenschneider, M,: Die deutsche Wirtschaftspolitik gegenüber Ungarn 1933-1944. Ein Beitrag zur 
Interdependenz von Wirtschaft und Politik unter dem Nationalsozialismus (=Europäische Hochschulschriften, 
Reihe III. Geschichte und ihre Hilfswissenschaften, Bd. 316). Frankfurt a.M./Bem/New York/Paris 1987. Tonch, 
H.: Wirtschaft und Politik auf dem Balkan: Untersuchungen zu den deutsch-rumänischen Beziehungen in der
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Was die theoretischen Grundlagen betrifft, so kann die vorliegende Arbeit wohl nicht 
auf den Gebrauch der durchaus problematischen Begriffe „Rückständigkeit“ und „Moderni­
sierung“ verzichten. Besonders der letztere Terminus scheint im Zusammenhang mit den Ü- 
berlegungen, die sowohl in Bulgarien als auch in Deutschland angestellt wurden, um die Pro­
duktivität der bulgarischen Landwirtschaft zu steigern, am passendsten zu sein. Dabei liegt 
seiner Anwendung weder in der vorliegenden Arbeit noch in den meisten verwendeten Quel­
len ein teleologisches Geschichtsverstandnis zugrunde. Vielmehr ging es sowohl in den bul­
garischen als auch in den deutschen Konzepten um die mehr oder weniger genaue Formulie­
rung von Zielvorstellungen bezüglich der bulgarischen Wirtschaft, denen näher zu kommen 
als „Modernisierung“ betrachtet wurde. Hierbei handelte es sich beispielsweise um Dinge wie 
Wirtschaftswachstum, Produktivitätssteigerung und eine Anhebung der Massenkaufkraft. Der 
Einfachheit halber und nur in Bezug auf diese Ziele verwendet die vorliegende Arbeit den 
Begriff „Modernisierung“ in analoger Weise. Sie teilt damit keineswegs den etwa von Maria 
Todorova kritisierten „Progressionismus“14 5 vieler westlicher Sichtweisen zur Geschichte der 
Balkanländer. Ebenso wenig will sie sich auf eine Diskussion der teilweise bis ins Mittelalter 
zurückreichenden historischen Wurzeln osteuropäischer „Rückständigkeit“ oder der „Diver­
genz der Entwicklungswege“ (Sundhaussen) einlassen bzw. berufen, wie sie etwa bei 
Sundhaussen, Kaser oder Chirot zu finden ist.16 Der letztgenannte Autor hat allerdings die 
Rückständigkeitsproblematik aus einer Perspektive beleuchtet, die auch für diese Dissertation 
interessant erscheint: Es handelt sich dabei um die Frage, inwieweit im Falle direkter Bezie­
hungen zwischen zwei Gesellschaften die eine Seite als „fortgeschritten“, die andere als 
„rückständig“ bezeichnet werden kann. Auch wenn die Entwicklungswege beider Seiten ihre 
eigene historische Berechtigung hätten, so Chirot, so werde das Problem der Rückständigkeit
Weimarer Republik unter besonderer Berücksichtigung der Weltwirtschaftskrise. Frankfurt 
a.M./Bem/NewYork/Nancy 1984. Sundhaussen, H.: Wirtschaftsgeschichte Kroatiens im nationalsozialistischen 
Großraum 1941-1945. Das Scheitern einer Ausbeutungsstrategie. Stuttgart 1983. Zudem: Ders.: Südosteuropa in 
der nationalsozialistischen Kriegswirtschaft am Beispiel des „Unabhängigen Staates Kroatien”. In: Südost- 
Forschungen 32/1973, S. 233-266.
14 Beide Perspektiven eingenommen haben die ungarischen Autoren Berend und Ränki. Mit dem Verhältnis Un­
garns zu NS-Deutschland und der Möglichkeit für Ungarn, innerhalb des deutschen Einflußbereiches eigene, 
auch wirtschaftliche, Interessen zu verfolgen hat sich Ränki gesondert beschäftigt: Ränki, G.: „Unwilling Satelli- 
te“ or „Last Satellite“ -  Some Problems of Hungarian-German Relations. In: Berend, I.T.; Ränki, G.: Studies on 
Central and Eastem Europe in the Twentieth Century. Aldershot/Burlington 2002, S. LTW26I-288, hier S. 263- 
266. Zur Frage der ungarischen Agrarexporte: S. 266.
15 Todorova, M.: Die Erfindung des Balkans. Europas bequemes Vorurteil. Darmstadt 1999, S. 186.
16 Vgl. Sundhaussen, H.: Der Wandel der osteuropäischen Agrarverfassung während der frühen Neuzeit. Ein 
Beitrag zur Divergenz der Entwicklungswege von Ost- und Westeuropa, ln: Südostforschungen 49/1990, S. 15- 
56. Kaser, K.: Südosteuropäische Geschichte und Geschichtswissenschaft. Eine Einführung. Wien 1990 und 
22002. Einen Überblick über modemisieningstheoretische Debatten hat Sundhaussen gegeben: Sundhaussen, H.: 
Neue Literatur zu Problemen der Industrialisierung und der nachholenden Entwicklung in den Ländern der euro­
päischen Peripherie. In: Südost-Forschungen 43/1984, S. 287-303. Zu Chirot vgl. folgende Anmerkung.
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spätestens dann virulent, wenn es um die militärische Leistungskraft gehe. Dies sei, so d e r 
Autor weiter, der eigentliche Faktor gewesen, durch den z.B. das Osmanische Reich ab dem  
17./18. Jahrhundert im seinem Verhältnis zu Westeuropa unter Druck geraten sei.17 Zwar b e ­
deutet dies keineswegs, dass die militärische Leistungsfähigkeit eines Staates ein Maß für se i­
ne allgemeine Fortgeschrittenheit oder Rückständigkeit ist; als Modell verdeutlicht es aber, 
dass das Eintreten einer Gesellschaft bzw. eines Staates in Beziehungen zu anderen Staaten 
auf bestimmten Gebieten einen erheblichen Handlungsdruck auf dieses Gemeinwesen erzeu­
gen und es zugleich zwingen kann, sich im betreffenden Bereich an der anderen Seite zu o r i­
entieren. In ähnlicher Weise, so die eingangs erwähnte Grundannahme der vorliegenden A r­
beit, trat Bulgarien nach der Erlangung der nationalen Selbständigkeit im Jahre 1878 in w irt­
schaftliche Beziehungen zu Mittel- und Westeuropa ein und sah sich ab diesem Zeitpunkt g e ­
zwungen, sich an den dortigen Industrienationen in Bezug auf die Produktivität und die E ffi­
zienz seiner Wirtschaft zu orientieren. Das Moment der militärischen Leistungsfähigkeit w a r 
nur ein Teilaspekt dieser Problematik. Diese mag man angesichts des bisher Gesagten als d ie  
„Modemisierungsproblematik“ Bulgariens oder auch als die Problematik der Positionierung 
Bulgariens im weltwirtschaftlichen Kontext bezeichnen. Sie war, so scheint es, die wichtigste 
Triebfeder für die Entwicklung der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
1918 und 1944.
In einem weiteren Rahmen gesehen geht es also um die Frage, welchen Ausdruck d e r  
Zusammenhang zwischen den deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen und der sozio- 
ökonomischen Modernisierung Bulgariens in den konzeptionellen Grundlagen gefunden hat. 
Stellt man diese Problematik in den Gesamtkontext von Rückständigkeit und ökonomischer 
Entwicklung, so bietet es sich an, die Fragestellung der vorliegenden Arbeit im Sinne G er- 
schenkrons zu betrachten und zu analysieren, inwieweit die den deutsch-bulgarischen W irt­
schaftsbeziehungen zugrunde liegenden Konzepte eine Substitution der in Bulgarien fehlen­
den Modemisierungsvoraussetzungen vorsahen.18
17 Vgl. Chirot, D.: Causes and Consequences o f Backwardness. In: Ders. (Hg.): The Origins of Backwardness in 
Eastern Europe. Economics and Politics from the Middle Ages Until the Early Twentieth Century. Berkeley/Los 
Angeles/London 1989, S. 1-15. Mit der auch bei Kaser thematisierten Frage der '‘Rückständigkeit” durch Pe- 
ripherisierung hat sich Lampe auseinandergesetzt: Lampe, J.R.: Imperial Borderlands or Capitalist Periphery? 
Redefining Balkan Backwardness, 1520-1914. In: Chirot, D. (Hg.): The Origins of Backwardness in Eastern 
Europe. Economics and Politics from the Middle Ages Until the Early Twentieth Century. Berkeley/Los Ange- 
Ies/London 1989, S. 177-209, hier: S. 195-199.
18 Vgl. Gerschenkron, A.: Some Aspects o f Industrialisation in Bulgaria 1878-1939. In: Ders.: Economic Back­
wardness in Historical Perspective. New York 1965, S. 233-298, hier: S. 233ff.
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Als technischer Hinweis sei noch hinzugefugt, dass bulgarische Namen nach den gül­
tigen wissenschaftlichen Regeln in die lateinische Schrift transliteriert worden sind. Zitate aus 
bulgarischen Quellen oder aus bulgarischer Sekundärliteratur sind in vom Verfasser selbst 
angefertigter deutscher Übersetzung wiedergegeben.
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2. Die bulgarische Volkswirtschaft vor 1944: C harak ter und innere Entwicklungen
2.1. Startbedingungen beim Eintritt in das internationale Wirtschaftssystem
Für die Zeit vor 1878 kann von einer nationalen bulgarischen Volkswirtschaft nicht 
gesprochen werden. Zwar war seit dem ersten Drittel des 19. Jahrhunderts in der christlich- 
slavischen Bevölkerung der zum Osmanischen Reich gehörenden südöstlichen Balkanhalbin­
sel ein bulgarisches „Nationalbewusstsein“19 im Entstehen begriffen, und dieses verdankte 
sein Anwachsen und seine Ausbreitung über die folgenden Jahrzehnte hinweg nicht zuletzt 
der zunehmenden wirtschaftlichen Potenz bürgertumsähnlicher20 21, sich als Bulgaren identifi­
zierender Kreise, die vorwiegend in den Städten ansässig und durch Handel, als Heimarbeit 
betriebenes Handwerk oder durch Güterproduktion in protoindustriellen Betrieben, d.h. Ma- 
nufakturen hauptsächlich auf dem Textilsektor wohlhabend geworden waren. Dieses bulga­
rische „Bürgertum“ besaß die ökonomischen Voraussetzungen dafür, die Weiterverbreitung 
der nationalen Idee voranzutreiben, indem es etwa Bildungseinrichtungen wie Schulen und 
Lesesäle schuf und unterstützte.22 23Im ganzen gesehen blieben die bulgarischen Untertanen des 
Sultans aber bis 1878 voll in das wirtschaftliche und gesellschaftliche System des Reiches 
integriert, was besonders für das Bürgertum eine wichtige Quelle der Prosperität darstellte, 
fanden dessen Händler und Produzenten doch in ihm, d.h. in seinem Staatsapparat und seinen 
Gebieten ausgedehnte Absatzmärkte. Als Beispiel für diesen Sachverhalt seien hier die Tex­
til- und Bekleidungszentren Gabrovo und Karlovo genannt, die ihren Aufstieg nach 1830 ei- 
ner rasanten Zunahme der Nachfrage nach Stoffen, Schuhen und Eisenwaren verdankten. 
Ausgelöst worden war dieser Boom unter anderem durch die osmanische Streitkräftereform 
von 1826, durch die ein stehendes Heer geschaffen worden war, das im Rahmen des „Ischle-
19 Als Auslöser dieses Prozesses gilt im allgemeinen der Mönch Otec Paisij, der sich in der Umgebung von in 
erster Linie griechischen Brüdern auf dem Berge Athos seiner slavischen Herkunft bewusst wurde und eine 
„Geschichte der Bulgaren“ schrieb, in der er Größe und Macht der mittelalterlichen bulgarischen Reiche in Erin­
nerung rief. Vgl. hierzu u.a. die bisher einzige deutschsprachige Gesamtdarstellung der bulgarischen Geschichte: 
Härtel, H.-J.; Schönfeld, R.: Bulgarien, Vom Mittelalter bis zur Gegenwart. München/Regensburg 1998. Außer­
dem: Crampton, R.J.: A Concise History of Bulgaria. Cambridge 1997.
20 Nicht zu vergleichen mit dem westlichen industriell tätigen Bürgertum zur gleichen Zeit. Eher mit frühneuzeit­
lichem (v.a. aufgrund Produktionsmethoden, d.h. Manufakturwesen). Vgl. hierzu ausführlich Brunnbauer, U.: 
Abgebrochene Entwicklung? Die Rhodopen als regionale Fallstudie für die wirtschaftlichen Folgen des Zerfalls 
des Osmanischen Reiches. In: Südostforschungen 59/60,2000/2001, S. 324-350.
21 Lampe, J.R.: The Bulgarian Economy in the Twentieth Century. London/Sydney 1986, S. 21ff. Fortan zitiert als 
“Lampe”
22 Ebenda, S. 19.
23 Zu Gabrovo vgl.: Radkov, M.: Gabrovo v bälgarsko-germanskite ikonomiieski otnoSenija, in: Bälgarska aka- 
demija na naukite. Institut za istorija (Hg.): Bälgarsko-germanski otnoSenija i vräski. Izsledvanija in materiaii. 
Bd. 2. Sofija 1979, S. 99-120. Sammelband fortan zitiert als „BGOV“.
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me“-Systems entsprechend versorgt werden musste.24 25Eine rechtliche Grundlage und einen  
weiteren Anstoß erhielt der Aufschwung durch das Reformdekret von 1839, das es bulgari­
schen Händlern ermöglichte, im ganzen osmanischen Reich frei ihrer Tätigkeit nachzuge- 
hen. Die von dieser Intensivierung des Handels profitierenden Manufakturbetreiber u n d  
Handwerker waren ursprünglich aus dem Bauerntum als Saisonarbeiter hervorgegangen, d ie  
anfänglich nur vorübergehend die Güter ihrer türkischen Herren, die „Chiftliks“, verlassen 
hatten, um sich in höher gelegenen, von den Osmanen weniger kontrollierten Regionen a ls  
Handwerker zu verdingen. Die vielversprechende Entwicklung ihres Gewerbes während d e r  
1830er Jahre erlaubte es ihnen dann, dort zu bleiben und sich vollständig der manuellen G ü­
terproduktion und dem Handel zu widmen.26
Abgesehen von diesen Keimzellen eines marktorientierten und monetären Wirtschafts­
systems lebte ein Großteil der Bulgaren bis über die Mitte des 19. Jahrhunderts hinaus un te r 
den feudalen Bedingungen des Chiftlik-Systems, also unter türkischer Gutsherrlichkeit.27 D ie­
ser hatten sie regelmäßig einen Großteil, zumeist die Hälfte, ihrer landwirtschaftlichen Erträge 
abzuliefem. In Erscheinung trat die Herrschaft in der Regel in Gestalt osmanischer Offiziere, 
die allerdings nicht das Recht hatten, ihre Güter zu vererben, also bestrebt sein mussten, w äh­
rend der Zeit ihrer Verfügungsgewalt möglichst große Profite aus ihnen herauszupressen. A u ­
ßerdem hatten sich die bulgarischen Bauern mit den „Corbadzii“, vom Staat beauftragten 
Steuereintreibem, die meist selbst bulgarischer Herkunft waren, auseinander zu setzen.28 29
Diese ungünstigen Faktoren, d.h. vor allem die Landarmut der christlichen Bevölke­
rung, trugen dazu bei, eine Herausbildung prosperierender landwirtschaftlicher Betriebe w eit­
gehend zu verhindern und in einer Art Rückkoppelungsverhältnis die Abwanderung der B ul­
garen in höher gelegene Landstriche noch zu verstärken. Dort verdingten sich die christlichen
«%o
Landbewohner in erster Linie als wandernde Hirten, Maurer und Weber.
Eine Änderung dieser Zustände konnte allein eine Änderung der wirtschaftlichen E i­
gentumsverhältnisse bewirken, die es dem bulgarischen Bauerntum ermöglichen sollte, in  
eigener Verantwortung Landwirtschaft zu betreiben, freilich ohne dass dadurch Erfolg u n d  
Profit bereits garantiert worden wären. Immerhin aber stimulierte das 1858 von der Pforte 
erlassene neue Landbesitzrecht, das der christlichen Bevölkerung des Reiches erstmals d as
24 Lampe, S. 22.
25 Ebenda.
26 Lampe, S. 21f.
27 Lampe, S. 19-23.
28 Lampe, S.21.
29 Ebenda. Vgl. dazu ausführlicher Brunnbauer, Abgebrochene Entwicklung, S. 330. Außerdem: Adanir, F.: 
Tradition and Rural Change in Southeastern Europe During Ottoman Rule. In: Chirot, S. 131-176.
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Recht auf Grundbesitz gewährte, zusammen mit der 1842 erfolgten Freigabe des Weizenhan­
dels mit Westeuropa den bulgarischen Getreideexport derart, dass dieser sich in den 1860er 
Jahren verdoppelte, wobei ein Großteil nach Großbritannien ging. Zur gleichen Zeit verkauf­
ten immer mehr türkische Eigentümer, durch eine Reihe von Missernten verunsichert, ihren 
Boden in den bulgarischen Gebieten und verließen diese, so dass slavische Einwohner zu­
nehmend in die Rolle von Grundbesitzern gerieten, also Markterfahrungen sammelten und 
vom Exportboom jener Jahre profitierten. Nicht zufällig wurde Varna damals zum umsatz- 
stärksten Hafen des Osmanischen Reiches auf dem Balkan. Gleichwohl waren auch zu dieser 
Zeit noch circa 30 Prozent der Bevölkerung türkisch-muslimischer Herkunft, und all diese 
Entwicklungen spielten sich im Rahmen osmanischer Gesetzgebung ab, wie ihr Erfolg auch 
noch weitestgehend von den Bedingungen auf dem großen osmanischen Markt abhängig
30war.
Eine Betrachtung der Startbedingungen, denen sich die bulgarische Volkswirtschaft 
bei ihrer Geburt im Jahre 1878 gegenüber sah, muss berücksichtigen, dass sich bereits vor 
diesem Schicksalsjahr Ansätze ökonomischer Strukturen in den bulgarischen Gebieten her­
ausgebildet hatten, die der dortigen christlichen Bevölkerung eine selbständigere und starker 
profitorientierte Teilnahme am osmanischen Wirtschaftsleben erlaubten, dass diese Fortschrit­
te und die dadurch erzielten Erfolge aber in erster Linie auf den administrativen Maßnahmen 
und den Marktbedingungen des Osmanischen Reiches fußten, auf Voraussetzungen also, die 
nun, 1878, wegfielen. Von Bedeutung ist außerdem, dass sich m den letzten Jahrzehnten der 
osmanischen Herrschaft eine beginnende Differenzierung der sozioökonomischen Strukturen 
der bulgarischen Bevölkerung zeigte: Neben der Landwirtschaft gewannen die Sektoren Han­
del, Handwerk und Manufakturwesen in einem an osmanischen Verhältnissen gemessen ra­
santen Aufschwung zunehmend an Gewicht. Ansatzweiser brachten sie protoindustrielle Pro­
duktionsmethoden hervor, die denen des frühneuzeitlichen Westeuropa nicht unähnlich wa- 
ren. In erster Linie handelte es sich hierbei um Textilherstellung. Ursache hierfür war die 
Nachfrage sowohl des osmanischen Marktes als auch die steigende Nachfrage des sich indust­
rialisierenden Mittel- und Westeuropa.30 123
Zieht man in der Rückschau allerdings eine Bilanz des Wachstums der neuen nationa­
len bulgarischen Volkswirtschaft nach 1878 und ihrer strukturellen Entwicklung vor dem ers-
30 Lampe, S. 22f.
31 Vgl. Brunnbauer, Abgebrochene Entwicklung, S. 343-349.
32 Brunnbauer, S. 330.
33 Nach Brunnbauer kamen die entscheidenden Impulse für diese Transformation allerdings vom osmanischen 
Staat Vgl. Brunnbauer, S. 330.
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ten Balkankrieg, so fallt auf, dass das Wachstum zwar im gesamteuropäischen Vergleichs­
maßstab respektable Werte aufzuweisen hatte, dass strukturell gesehen aber die Landwirt­
schaft weiterhin der weitaus wichtigste Wirtschaftszweig war und blieb. Dies relativiert d ie  
Bedeutung des Wachstums, das sich vorwiegend im industriellen Sektor zeigte, einem B e ­
reich also, der beispielsweise im Jahre 1911 nur 26 Leva pro Kopf an Güterausstoß erzeugte, 
im Vergleich zu 139 Leva, die die Landwirtschaft hervorbrachte -  ein Verhältnis also v o n  
weniger als 1:5. Gewachsen war dieser Wert zwischen 1904 und 1911 aber immerhin um 13 
Prozent im Gegensatz zu 2,3 Prozent (1894-1904) bzw. 0,5 Prozent (1909-1912) auf dem A g ­
rarsektor.34 Auch im Außenhandel blieb die Dominanz des Agrarsektors annähernd konstant: 
Bulgariens Export ruhte im Jahre 1911 zu 70 Prozent auf der Getreideausfuhr -  in den ersten  
Jahren nach der 1885 erfolgten Angliederung Ostrumeliens hatte dieser Wert bei 72 Prozent 
gelegen.35 *Unverändert konzentrierte sich der bulgarische Handel also auf die Getreideausfuhr 
und war damit in hohem Maße abhängig von den jährlichen Ernten und den Weltmarktprei­
sen, die nun nach dem Wegfall des Osmanischen Reiches als Markt und der Ausrichtung a u f  
Mittel- und Westeuropa v.a. durch die billige Konkurrenz aus Übersee, d.h. besonders aus d en  
USA, Kanada und Argentinien gedrückt wurden. Zwar erlebte der bulgarische Export zw i­
schen 1886 und 1910 ein absolutes Wachstum von knapp 100 Prozent, gemessen am Geld­
wert der ausgefuhrten Güter; verrechnet man dies jedoch mit dem Bevölkerungswachstum 
von 2,8 auf 4,3 Millionen zwischen 1880 und 1910 und m it der Preisentwicklung, so ergibt 
sich ein annähernd gleichbleibender Pro-Kopf-Wert, der zwischen 28,4 und 31,6 Leva pro 
Jahr schwankte. Außer Acht gelassen wird hier allerdings der Ausnahmezeitraum von 1901 
bis 1905, als ein Wert von 40,3 Leva erzielt wurde, der vor dem allgemeinen Hintergrund 
eines 25prozentigen Exportüberschusses zu sehen ist, den das Land aber nie vorher oder 
nachher mehr erreichte. Im Gegenteil war ansonsten ein Handelsdefizit von sechs bis 22 
Prozent zu verzeichnen, und in der Gesamtbilanz der Jahre 1895-1910 fiel die Ausfiihimenge 
an Winterweizen, der zwei Drittel der gesamten Getreideproduktion ausmachte, sogar um 25
34 Jackson, M.R.; Lampe, J.R.: Balkan Economic History 1550-1950. From Imperial Borderlands to Developing 
Nations, Bloomington 1982, S. 162f. Fortan zitiert als „Jackson; Lampe”.
’5 Lampe, S. 25.
16 Zur Konkurrenz aus Übersee vgl.: Gerschenkron, A.: Some Aspects o f Industrialisation in Bulgaria 1878-1939. 
In: Ders.: Economic Backwardness in Historical Perspective. New York 1965, S. 233-298. Fortan zitiert als 
„Geschenkron”. Teichova, A.: Kleinstaaten im Spannungsfeld der Großmächte. Wirtschaft und Politik in Mittel­
und Südosteuropa in der Zwischenkriegszeit. München 1988. Pasvolsky, L.: Bulgaria’s Economic Position. With 
Special Reference to the Reparations Problem and the Work o f the League o f Nations. Washington 1930, S 182- 
187. Fortan zitiert als „Pasvolsky”. Seton-Watson, H.: Eastern Europe between the Wars. 1918-1941. Cambridge 
1945
7 Jackson; Lampe, S. 165. Lampe, S. 25f.
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Prozent.38 39Diese Schwankungen sind v.a. auf schlechte Ernten um die Jahrhundertwende und 
in den Jahren 1907 und 1908 zurückzuführen, die die Landwirte dazu zwangen, einen großen 
Anteil ihrer Produktion für den Eigenverbrauch zu verwenden. Angesichts des bisher Gesag­
ten und angesichts dessen, dass der exportfähige Überschuss auch des wichtigsten Artikels, 
des Winterweizens, nie 30 Prozent der Gesamtproduktion überstieg, wird deutlich, dass die 
bulgarische Landwirtschaft in erster Linie für den Eigenbedarf der Produzenten arbeitete, also 
eine Subsistenzwirtschaft darstellte, und dass zudem ihre Produktivität stagnierte, was auch 
insgesamt für das Pro-Kopf-Handelsvolumen zutraf.
Seit der Trennung vom Osmanischen Reich trat die bulgarische Volkswirtschaft, be­
sonders was ihre Außenwirtschaftsbeziehungen, aber auch die industrielle Entwicklung be­
traf, gewissermaßen „auf der Stelle“. Nachdem vor 1878 ein struktureller Differenzierungs­
prozess eingesetzt hatte, hatte die Landwirtschaft zwar das Potential, ein „engine of growth“ 
(Lampe) zu werden, der auch die anderen Sektoren mit anschieben wurde; dieser Motor 
sprang jedoch nicht richtig an, wodurch auch die nicht-agrarischen Wirtschaftszweige in ihrer 
Entwicklung gebremst wurden. Die Ursachen fiir diese anhaltenden Schwierigkeiten müssen 
in der wirtschaftlichen Lage Bulgariens zum Zeitpunkt der „Befreiung“ und in den damals 
erfolgten grundlegenden Weichenstellungen, besonders im Bereich der Agrarverfassung, ge­
sucht werden.40
Letztere war ein schwerwiegendes Hemmnis für ein reales Wachstum der bulgarischen 
landwirtschaftlichen Produktion, das notwendig gewesen wäre, tim Kapital zu erwirtschaften, 
welches wiederum in moderne Landmaschinen und in die Industrialisierung des Landes, mit­
hin also in eine umfassende Modernisierung der Volkswirtschaft hätte investiert werden kön­
nen. Ursächlich für diesen Zusammenhang und charakteristisch für die bulgarische Landwirt­
schaft war die starke Zersplitterung des Grundbesitzes. Sie war dadurch zustande gekommen, 
dass nach der Gründung des bulgarischen Nationalstaates 1878 das Land der geflüchteten 
türkischen Großgrundbesitzer unter den Bauern verteilt worden war. In den folgenden Jahr­
zehnten versuchte die Politik des Landes dieser Parzellierung allerdings nicht etwa entgegen­
zuwirken, sondern verstärkte sie sogar, indem sie u.a. durch das Erbgesetz von 1890 die Erb­
teilung von Landbesitz verfugte, d.h. die gleichmäßige Aufteilung unter den Söhnen des Ei-
38 Jackson; Lampe, S. 165.
39 Lampe, S 25-27. Zur Stagnation und zum Subsistenzcharakter der bulgarischen Wirtschaft während des ersten 
Jahrzehnts des 20. Jahrhunderts vgl.: Avramov, R.: Stopanskijat XX. vek na Bälgarija. Sofija 2001, S. 54 u. S. 
58-61.
40 Vgl. hierzu auch Sundhaussen, H.: Die verpasste Agrarrevolution. Aspekte der Entwicklungsblockade in den 
Balkanländem vor 1945. In: Schönfeld, R. (Hg.): Industrialisierung und gesellschaftlicher Wandel in Südosteu­
ropa (=Südosteuropa-Studien, Bd. 42). München 1989, S. 45-60, hier: S. 48f. Fortan zitiert als „Sundhaussen“.
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gentümers, also die Auflösung der bisherigen Großfamilienwirtschaften (Zadruga).41 Es e n t­
standen au f diese Weise Besitzverhältnisse, die mit den in Jahrhunderten osmanischer H err­
schaft gewachsenen Strukturen kaum mehr etwas verband, wobei Bulgarien in dieser H insicht 
zusammen mit Serbien in Südosteuropa eine Sonderstellung einnahm. In den meisten anderen 
Ländern dieser Region hatten sich zum Teil noch aus vorosmanischer Zeit stammende V er­
hältnisse erhalten; dort, d.h. zum Beispiel in Ungarn, Rumänien (d.h. Moldau und W alachei) 
oder Bosnien-Herzegowina, spielte der Großgrundbesitz noch eine weit größere Rolle als in  
Bulgarien. So nahmen etwa in Ungarn Betriebe mit über 100 Hektar ca. die Hälfte der gesam ­
ten landwirtschaftlichen Nutzfläche ein.42 In Bulgarien hingegen führte die fortschreitende 
Zersplitterung bzw. „Verpulverisierung“ (Gross) der landwirtschaftlichen Einheiten dazu , 
dass im Jahre 1926 57 Prozent von ihnen eine Fläche von unter 5 Hektar umfassten.43 V o r 
dem Ersten Weltkriege gehörten über drei Viertel des bebauten Landes zu Kleinbetrieben v o n  
unter 20 Hektar, die oft sogar verstreut lagen, was ihre rationelle Nutzung zusätzlich e r­
schwerte.44
Diese Umstände stellten keinen fruchtbaren Boden für Modemisierungsimpulse dar. 
Da die landwirtschaftlichen Betriebe sehr klein waren, waren sie kaum in der Lage, mehr z u  
produzieren, als für den Eigenbedarf der Bauern nötig war. Die Stagnation des Exportes v e r­
deutlicht diesen Sachverhalt. Somit war es auch nicht möglich, Kapital zu erwirtschaften, d as  
für eine Modernisierung der Anbaumethoden, dabei v.a. weg vom extensiven hin zu intensi­
verem Anbau, nötig gewesen wäre. Dies hatte zur Folge, dass weiter mit veralteten Methoden 
gearbeitet wurde und durch die Bevölkerungszunahme eine steigende Landnot aufkam, wobei 
hier auch eine durch das weitverbreitete Analphabetentum45 und die allgemeine Bildungsmi­
sere geforderte Beharrungsmentalität46 im Bauerntum eine wichtige Rolle spielte. Der allge­
meine Kapitalmangel, der hiermit einherging, wirkte sich auf alle gesellschaftlichen Bereiche, 
besonders aber auf das Wirtschaftsleben, entwicklungshemmend aus. Er verschärfte sich zu ­
sätzlich durch das Handelsdefizit, das Bulgarien praktisch von Anfang an anhäufte, da es 
nicht in der Lage war, den Importen westlicher hochwertiger Fertigwaren Exporte wettbe­
werbsfähiger Agrarprodukte in ausreichender Menge entgegenzustellen. Bulgarien hatte daher
41 Gross, H.: Elemente der Agrarstruktur und Tendenzen der Agrarpolitik in Südosteuropa (=Ronneberger, F.; 
Teich, G. (Hgg.): Von der Agrar- zur Industriegesellschaft. Sozialer Wandel auf dem Lande in Südosteuropa, 
Bd. 7/HI). München/Darmstadt 1970, S. III/7. Fortan zitiert als „Gross, Elemente“. Vgl. außerdem Brunnbauer 
und Adanir.
42 Ebenda, S. III/2.
43 Ebenda.
44 Lampe, S. 27.
45 Vgl. SA, Prov. ZA, Sig. 9343, Dokument: „I. Grundlagen der bulgarischen Volkswirtschaft“.
46 Sundhaussen, S. 56f.
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seit 1878 eine von einer ineffizient arbeitenden Landwirtschaft abhängige Nationalökonomie, 
was sich unter anderem auch in den Außenhandelsbilanzen offenbarte. Im Jahre 1910 lebten 
von der Landwirtschaft ungefähr 81 Prozent der Gesamtbevölkerung;47 48er war mangels 
Marktfahigkeit und Modernisierung nicht in der Lage, durch die Erwirtschaftung von Über­
schüssen und damit von Kapital die ihm zukommende Anschubfunktion für eine Industriali- 
sierung auszuüben. Somit konnte auch keine Industrie in dem Maße entstehen, dass sie dem 
Dorfe Arbeitskräfte entzogen und damit den Übervölkerungsdruck von ihm genommen hätte.
Wollte Bulgarien seine Volkswirtschaft aber dennoch modernisieren, so war es somit 
auf ausländische Kredite und Investitionen angewiesen und musste staatlicherseits die Entste­
hung von Industrien vorantreiben. Den westlichen Industrienationen und insbesondere 
Deutschland gegenüber trat das Land also als Exporteur einfacher Agrarprodukte und als fi­
nanzieller Bittsteller auf, der einerseits zwar an der Einfuhr industrieller Fertigwaren interes­
siert war, andererseits aber die eigene Produktion mittels protektionistischer Zölle vor der 
starken ausländischen Konkurrenz schützen zu müssen glaubte.
47 Ebenda.
48 Sundhaussen, S. 45f.
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2.2. Modernisierungsbestrebungen vor dem Ersten Balkankrieg
Im Bewusstsein, dass die neue bulgarische Volkswirtschaft den Unbilden und Unwäg­
barkeiten der Weltwirtschaft ausgesetzt sein und dass das Land nun direkt, d.h. ohne Mediati­
sierung durch das Osmanische Reich in den ökonomischen Austausch besonders mit den gro­
ßen europäischen Industrienationen eintreten würde, wurden in Bulgarien unterschiedliche 
Konzepte darüber entwickelt, wie das junge Fürstentum aus dieser neuen Situation den größ­
ten Nutzen ziehen bzw. den geringsten Schaden davontragen könnte. In Wettstreit miteinan­
der traten Ideen, die von einer vollständigen Übernahme westlicher Modelle bis zu radikalem 
Isolationismus und Protektionismus reichten. Im Wesentlichen jedoch drehte sich die wirt­
schaftliche Strategiedebatte, die in Bulgarien, so Lampe, intensiver geführt wurde als in ande­
ren Balkanländern, um die Frage, ob der Weg zu ökonomischer Entwicklung und Prosperität 
über eine planmäßige Industrialisierung fuhren müsse.49 Geschürt wurden die Diskussionen 
durch die Erkenntnis der stagnierenden landwirtschaftlichen Entwicklung, die sich spätestens 
mit den Missernten der Jahrhundertwende allgemein aufdrängte. Klar wurde, dass eine durch 
den Agrarsektor dominierte Volkswirtschaft auf einem zu unsicheren Fundament ruhte, zumal 
dieser selbst keine belebende Wirkung auf andere Sektoren ausübte. War man zunächst der 
Ansicht gewesen, dass dies in erster Linie ein Problem des Handels sei, das durch eine Ver­
besserung der Transportmöglichkeiten behoben werden könne, so zeigte sich aber nach dem 
Bau von 1.345 Kilometern Bahnlinie bis zum Jahre 1900 -  zusätzlich zu den seit 1868 beste­
henden 221 km von Ruse nach Vama -  noch keine befriedigende Zunahme des Binnen- wie 
des Außenhandelsvolumens.50 Was blieb, war also die Forderung nach einer strukturellen 
Änderung der Produktionsverhältnisse.
Das gesamte Spektrum der Meinungen, die in jenen Jahren zur Frage der Industriali­
sierung zu hören waren, wies eine starke Europabezogenheit auf, d.h. es wurden die Modelle 
moderner westeuropäischer Nationen entweder als nachahmenswert angepriesen oder verwor­
fen. Angesichts dessen, dass die meisten der Teilnehmer an der Debatte ihre universitäre Aus­
bildung in West- und Mitteleuropa oder auch in Russland absolviert hatten, kann dies nicht 
weiter verwundern.
Für einen eigenen, originären bulgarischen Weg plädierte indes dezidiert Aleksandär 
Stambolijski, der Führer des 1899 gegründeten „Bulgarischen Bauemvolksbundes“ (Bälgarski 
zemedelski naroden säjuz -  BZNS). Er lehnte sowohl sozialistische als auch kapitalistisch­
liberale Gesellschaftsordnungen ab und orientierte sich, wohl auch aus einer gewissen anti-
49 Lampe, S. 38f.
50 Ebenda, S. 39.
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modernen und anti-städtischen, mithin also agrarianistischen, Gesinnung heraus allein a m  
Wohl des Bauernstandes, für den er aus dessen zahlenmäßiger Überlegenheit gegenüber d e n  
anderen Gesellschaftsschichten einen Herrschaftsanspruch im Staate ableitete.51 Zwar lehn te  
er eine Industrialisierung Bulgariens nicht rundweg ab, wandte sich aber gegen die dam als 
weitverbreitete Kartellbildung und forderte, dass der Staat eine kontrollierende und lenkende 
Funktion im Industriesektor ausüben solle.52 Von der Sorge um die Landwirtschaft und d ie  
übrige einheimische Produktion konnten sich aber auch die anderen wirtschaftspolitischen 
Vordenker nicht völlig ffeimachen. Selbst überzeugte Verfechter von Industrialisierung u n d  
Freihandel, wie Ivan Gesov, Finanzminister in den 1890er Jahren und später Ministerpräsi­
dent, traten für eine staatliche, d.h. zollpolitische Protektion der bulgarischen Lebensmittel­
produktion ein.53 Gleichwohl war ihnen bewusst, dass Protektion zum Erhalt der wirtschaftli­
chen Lebensgrundlagen des bulgarischen Volkes allein nicht ausreichte, sondern dass e in  
nachhaltiger Strukturwandel notwendig war. Was den Agrarsektor betraf, so tat sich hier v .a . 
Andrej Ljapcev, von 1908-1910 Handels- und Landwirtschaftsminister und 1926-1931 M inis­
terpräsident, durch sein massives Eintreten für landwirtschaftliche Kooperationsuntemehmen 
und den verstärkten Anbau von Industriepflanzen wie auch eine allgemeine Erweiterung des 
Produktspektrums hervor.54 Bezüglich der Industrialisierung selbst bestand zwar grundsätz­
lich ein Konsens, in den auch die marxistisch ausgerichteten Sozialisten unter Dimitär B la- 
goev mit einstimmten -  freilich in Erwartung einer proletarischen Revolution -, Meinungsver­
schiedenheiten gab es aber darüber, inwieweit dieser Prozess durch ausländische Investitionen 
gefordert werden sollte. Dass solche überhaupt nötig waren, war allerdings kaum umstritten.55
Angesichts der somit, wenn auch in unterschiedlichem Ausmaß, gewollten Beschrän­
kung ausländischen Einflusses war man der Meinung, dass Modemisierungsimpulse für d ie  
bulgarische Volkswirtschaft, wie sie nach diesen Debatten für notwendig erachtet wurden, 
angesichts der stagnierenden Entwicklung des privaten Sektors vorwiegend vom Staat auszu­
gehen hatten. Außer der Schaffung staatlicher Betriebe und der Funktion des Staates als A uf­
traggeber der nationalen Wirtschaft boten sich diesem im wesentlichen zwei Felder zur Set­
zung solcher Impulse: die Außenwirtschaftsbeziehungen, und hier besonders die Zoll- bzw.
51 Kotsch. E.: Aleksandär Stambolijski und die Modernisierung Bulgariens -  Promotor oder Konktator? In: Colle­
gium Germania, 2/1997, S, 216-222, hier: S. 217. Fortan zitiert als „Kotsch“.
52 Ebenda und Lampe, S. 39.
53 Lampe, S. 40.
54 Ebenda. Vgl. hierzu Kapitel 4.1.
55 Ebenda.
21
Protektionspolitik, die 1905 eine erste umfassende rechtliche Regelung erfuhr,56 sowie die 
Steuergesetzgebung zur Schaffung finanzieller Anreize für Industrieunternehmen.
Erste Schritte in Bezug auf die Steuergesetzgebung wurden durch Gesov unternom­
men, der 1894 ein entsprechendes Gesetz durch das bulgarische Parlament brachte. Es war auf 
eine Gültigkeit von zehn Jahren angelegt und sah für bestimmte Privatuntemehmen die Be­
freiung von einer Reihe von Steuern und Importzöllen sowie eine Reduktion der Gütertrans­
portpreise der staatlichen Eisenbahnen vor. Eingeschlossen waren Unternehmen der Schwer­
industrie, der Textilindustrie und Zuckerraffinerien, die ein Grundkapital von mindestens 
20.000 Leva, 15 Angestellte sowie Maschinen mit einer Leistung von wenigstens 5 Pferde­
stärken vorweisen konnten.57 Vor dem Ersten Balkankrieg erfuhr das Gesetz zwei Novellie­
rungen: 1905 wurde die Gültigkeitsdauer auf 20 Jahre ausgedehnt, wobei nun auch Tabak 
verarbeitende Betriebe mit einbezogen wurden. Vier Jahre später wurden die betriebswirt­
schaftlichen Anwendungsbedingungen dahingehend geändert, dass eine Mindestangestellten­
zahl von nur noch zehn erforderlich war. Diese Erleichterungen führten allerdings nach Lam­
pe dazu, dass viele der nun durch das Gesetz begünstigten Unternehmen rein ländliche Hand­
werksbetriebe waren, so dass die ursprüngliche Intention Gesovs, die Entstehung größerer 
mechanisierter Produktionsstätten anzuregen, unterlaufen wurde.58
Direktes Engagement zeigte der bulgarische Staat v.a. im Bereich des Bergbaus, der 
überwiegend in öffentlicher Hand war und hauptsächlich in den Kohlebergwerken von Pemik 
betrieben wurde. Der Großteil der dort geforderten Kohle wurde freilich wiederum von staat­
lichen Unternehmen, d.h. in erster Linie von den Eisenbahnen verbraucht, konnte also die 
Mechanisierung der Privatwirtschaft nicht wesentlich vorantreiben. Vielmehr litt diese wie­
derholt unter Kohlemangel und war auf teurere britische Einfuhren angewiesen.59 Immerhin 
aber leisteten die Eisenbahnen, deren Netz bis 1911 auf 1928 Kilometer anwuchs, nach der 
Jahrhundertwende nun doch einen erheblichen Beitrag zur Intensivierung des bulgarischen 
Binnen- und Außenhandels, der sich zwischen 1901 und 1911 insgesamt verdoppelte: Ihre 
Einkünfte machten 1911 über 14 Prozent der staatlichen Einnahmen aus. Damit repräsentier­
ten sie mit dem öffentlichen Sektor einen für den Fiskus überaus einträglichen Bereich der 
bulgarischen Volkswirtschaft: Über ein Drittel des Staatshaushalts stammte 1911 aus den
56 Zu den genauen Zolltarifen siehe Lampe, S. 40.
57 Lampe, S. 4L Vgl. hierzu auch: Tankova W.: Das System der wirtschaftlichen Verwaltung in Bulgarien zwi­
schen den zwei Weltkriegen. In: Bulgarian Historical Review 3-4/2000, S. 76-111. Fortan zitiert als „Tankova“.
58 Ebenda.
59 Ebenda. Dies führte dazu, dass Unternehmen mit einem hohen Energieverbrauch sich die nötige Infrastruktur 
teils selbst schaffen mussten. Vgl. hierzu die Firma „Granitoid“, Kapitel 5.4..
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Einkünften der Eisenbahnen, der staatlichen Monopole (mit dem Tabak an der Spitze) und a u s  
indirekten Steuern.60
Was aber weder mit Hilfe steuerlicher Anreize, noch mit Hilfe der S taatsuntem ehm en, 
der Landwirtschaft oder der Außenwirtschaftsbeziehungen gelang, war eine durchgreifende 
strukturelle Modernisierung der Volkswirtschaft. Im wesentlichen blieben -  nach dem ü b e r ­
einstimmenden Urteil der westlichen Historiografie -61 in Bulgarien bis zum Ersten B a lk a n ­
krieg, im Grunde genommen aber bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges „vor“-industrielle  
und „vor“-kapitalistische Wirtschaftsformen dominant. Wie für das übrige Südosteuropa, s o  
ist auch für Bulgarien die zumeist von der bulgarisch-marxistischen Geschichtsschreibung62 
vertretene These zu verwerfen, der Zeit des Feudalismus unter osmanischer Herrschaft s e i  
1878 die Epoche des Kapitalismus und der industriellen Revolution (Todorova)63 gefolgt, e s  
habe also ein „bourgeoises“ Bulgarien64 gegeben.65 Zwar existierten als industriell k lassifi­
zierte Betriebe, und diese erlebten in Bulgarien zwischen 1904 und 1911 ein Wachstum, d a s  
m it 13 Prozent höher lag, als zur gleichen Zeit etwa in Serbien mit 10 oder in Rumänien m i t  
5,3 Prozent;66 was jedoch fehlte, war eine industrielle Umgestaltung, eine Entwicklung a ls o ,  
die in den westlichen Industrienationen zu umwälzenden Verschiebungen sowohl auf d e m  
Arbeitsmarkt als auch bei den Produktionsziffem der verschiedenen Wirtschaftssektoren g e ­
führt hatte. Ergebnis dieser Verschiebungen waren im allgemeinen höhere Beschäftigtenzah­
len in der Industrie als in Landwirtschaft und Handwerk, verbunden mit einem Ansteigen d e r  
städtischen Bevölkerung sowie ein höherer Anteil der industriellen Güterfertigung am B ru tto - 
inlandsprodukt. Außerdem verlagerten sich die Produktionsschwerpunkte auf Bereiche, d e re n  
Ausstoßziffem als Indikatoren für die zunehmende Mechanisierung und Technisierung d e r  
jeweiligen Volkswirtschaft dienen können: Metallverarbeitung und Chemie.
Die entsprechenden Werte für Bulgarien vor 1912, die u.a. Gerschenkron, Jackson u n d  
Lampe, aber auch bereits zeitgenössische Autoren, wie Sakäzov oder, für die Zwischen- u n d  
Nachkriegszeit, Gross zusammentrugen und interpretierten, lassen es nicht zu, für jene Z e it
60 Lampe S. 41f. Pasvolsky, S. 23, S. 26-30.
61 So übereinstimmend z.B. an den bereits zitierten Stellen bei: Sundhaussen, Gerschenkron, Jackson; Lampe,
62 So z.B. bei: Berov, Lj.: Käm väprosa za tempovete na kapitalistiCeskata industrializacija na Bälgarija. In: Iz- 
vestija na IkonomiCeskija institut pri BAN, 3-4/1954. S. 129-162. Außerdem: Koen, D.: Stopanska istorija na 
Bälgarija 681-1981g.. Sofia 1981.
63 Todorova, Cv.: Industrialisierung und Strukturveränderungen in Bulgarien vor dem Ersten Weltkrieg aus wirt- 
schaftsgesch¡ehrlicher Sicht. In: Collegium Germania, 2/1997. S. 187-215, hier: S. 187. Fortan zitiert als „Todo­
rova, Industrialisierung und Strukturveränderungen“.
64 Vgl. z.B.: Berov, Lj.: Poloienieto na rabotniieskata klasa pri kapitalizm. Sofia 1968.
65 Sundhaussen, S. 49.
66 Todorova, Industrialisierung und Strukturveränderungen, S. 187.
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von einem kapitalistisch-marktwirtschaftlichen Charakter der Volkswirtschaft im Lande zu 
sprechen.67 68Auffälligstes Anzeichen hierfür ist die absolute zahlenmäßige Dominanz der bul­
garischen Land- gegenüber der Stadtbevölkerung: Letztere blieb nach Lampe zwischen 1880 
und 1914 nahezu unverändert bei lediglich 19 Prozent, wobei der Autor hiermit Ortschaften
¿o
mit mindestens 2.000 Einwohnern meint. Aber auch die Werte des bulgarischen Bruttosozi­
alprodukts von 1911 sprechen eine eindeutige Sprache: 190 Millionen Leva wurden in indus­
triellen Betrieben erwirtschaftet, wovon 112 Millionen auf Großunternehmen entfallen, 78 
Millionen auf mittlere bis kleine; demgegenüber erbrachte die Landwirtschaft 931 Millionen 
Leva -  611 Millionen vom Ackerbau, 217 Millionen von der Vieh- und 97 Millionen von der 
Forstwirtschaft. Verglichen mit der Industrie ergibt dies ein Verhältnis von 5:1.69 Und auch 
innerhalb dieses Sektors stagnierte die strukturelle Entwicklung. Ein eindeutiges Übergewicht 
hatten konstant die Branchen, die Agrarprodukte weiterverarbeiteten. Die Industrie war also 
nicht Träger technologischen Fortschritts in der bulgarischen Volkswirtschaft und gab auch 
nicht die Richtung für die weitere Entwicklung vor, sondern war vielmehr ihrerseits von der 
Landwirtschaft abhängig.
Eine statistische Aufschlüsselung dieser Problematik hat Gerschenkron geleistet: Sei­
nen Angaben zufolge zeichneten im Jahre 1909 Getreidemühlen mit 23,08 Prozent und Tex­
tilbetriebe mit 25,27 Prozent für knapp die Hälfte des gesamten Geldwertes der bulgarischen 
industriellen Produktion verantwortlich. An dritter Stelle lag mit 19,16 Prozent die übrige 
Lebensmittelherstellung. Über zwei Drittel der bulgarischen Industrieproduktion widmeten 
sich also der Weiterverarbeitung von Agrarerzeugnissen. Die potentiell innovativen Branchen 
Chemie (4,12 Prozent) und Metallverarbeitung (5,99 Prozent) machten zusammen nur rund 
ein Zehntel aus.70 Betrachtet man außerdem die Produktivität dieser Zweige anhand des Gü­
terausstoßes pro Industriearbeiter, so fallt auch hier ein deutlicher Rückstand gegenüber der 
Lebensmittelproduktion auf: Im Jahre 1909 war „der“ Arbeiter in den Getreidemühlen durch­
schnittlich 3,7mal produktiver als derjenige in den chemischen Betrieben und sogar 5,6mal im 
Vergleich zum Metallarbeiter. Bezeichnenderweise lag diese Ziffer bei der größten Branche,
67 Vgl. Gross, H.: Südosteuropa. Bau und Entwicklung der Wirtschaft (=Leipziger Vierteljahrsschrift für Südost­
europa. Beiheft 1). Leipzig 1937. Sakäzov, I.: Bulgarische Wirtschaftsgeschichte (=Trautmann, R.; Vasmer, M. 
(Hgg.): Grundriss der slavischen Philologie und Kulturgeschichte. Bd. 5). Berlin/Leipzig 1929.
68 Lampe, S. 38.
69 Lampe, S.25.
70 Gerschenkron, S. 207.
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der Textilindustrie, allerdings noch unter deijenigen der Metallverarbeitung. Ein W id e r­
spruch liegt hierin jedoch nicht, da es gerade an der Metallbranche lag, die Textilfabriken m i t  
Maschinen auszustatten und so ihre Produktivität zu erhöhen. Und auch die Aufgabe d e r  
chemischen Industrie wäre es gewesen, durch die Herstellung moderner Werk- und B etriebs­
stoffe der Textilproduktion, aber auch den übrigen Industriezweigen zu mehr Effizienz 2x 1 
verhelfen. Produktivitätsdefizite auf diesen beiden Gebieten, Chemie und M etallverarbeitung, 
wirkten sich also unmittelbar negativ auf die Entwicklung sowohl des gesamten Industrie- a l s  
auch des Agrarsektors aus.
Der Charakter der bulgarischen Volkswirtschaft vor 1912 tritt somit klar zutage. S e in  
hauptsächliches Merkmal war eine stark ausgeprägte Einseitigkeit zugunsten des prim ären , 
also des Agrarsektors. Um ihn drehten sich auch die anderen Sektoren, wie Handel, H an d ­
werk und Industrie, weil sie landwirtschaftliche Produkte weiterverarbeiteten bzw. w eiterver­
kauften. Branchen, die sich von der Landwirtschaft hätten unabhängig machen können, e n t­
standen nur in Ansätzen; sie blieben bis 1912 weit davon entfernt, der bulgarischen V olks­
wirtschaft eine neue Struktur zu verleihen. Allerdings wäre das Bild unvollständig, w ü rd e  
man jegliche industrielle Entwicklung im Bulgarien jener Zeit negieren. Im Gegensatz z u  
Gerschenkrons Ausführungen und wie auch hier bereits angedeutet, war der sekundäre S ek to r 
zwar um ein vielfaches kleiner als der primäre, er wies jedoch bis 1911 ein wesentlich h ö h e ­
res Wachstum auf. Auf diesen Sachverhalt ist von Lampe, Jackson und Cvetana Todorova 
nachdrücklich hingewiesen worden. Besonders die letztgenannte Autorin spricht von e in e r  
„revolutionären Beschleunigung“ der industriellen Entwicklung Bulgariens v.a. nach der Jah r­
hundertwende. Das in den entsprechenden Unternehmen angelegte Kapital sei bis 1912 u m  
das Achtfache angestiegen und habe sich bis 1913 noch einmal verdoppelt. Auch die Techni­
sierung habe rapide Fortschritte gemacht: Gemessen an der Zahl der eingesetzten Pferdestär­
ken sei sie zwischen 1905 und 1911 um das Dreifache gewachsen.71 2 Über 80 Prozent davon  
seien 1911 von „modernen“ Maschinen erbracht worden.73 Auch die Produktion machte n a c h  
Todorova in  diesem Zeitraum große Sprünge nach vorne: Zwischen 1905 und 1911 wuchs d ie  
Bekleidungsindustrie um das Fünffache; dasselbe galt für die Mehlerzeugung. Sogar M etall-
71 Gerschenkron, S. 206. Vergleichszahlen bzgl. der Nachbarstaaten u.a. bei: Palairet, M.: The Balkan Economics 
1800-1914. Evolution without Development. Cambridge 1997, ders.: Land, Labour and Industrial Progress in 
Bulgaria and Serbia before 1914. In: The Journal of European Economic History 12/1983, H. 1, S. 163-185.
72 Todorova, Industrialisierung und Strukturveränderungen, S. 191.
73 Ebenda, S. 192.
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Verarbeitung und Chemie erhöhten ihren Ausstoß nennenswert: Jene 1905-11 um das Fünffa­
che, diese zwischen 1912 und 1914 um das Doppelte.74 75
Diese imbestreitbaren Symptome industriellen Wachstums und industrieller Entwick­
lung in Bulgarien änderten freilich nichts am bereits skizzierten agrarischen Gesamtcharakter 
der Volkswirtschaft. Vielmehr ziehen sie methodische Fragen nach sich: Zum einen wäre zu 
prüfen, was eine Korrelierung zum gleichzeitig sich vollziehenden Bevölkerungswachstum 
und zur Zahl der in der Industrie beschäftigten Arbeitskräfte ergäbe, um deren Produktivität 
zu ermitteln; zum anderen müsste gefragt werden, woher das Kapital stammte, das nach 1900 
verstärkt in den sekundären Sektor investiert wurde. Außerdem bietet Todorova lediglich rela­
tive Werte, die über das Gewicht der Industrie in der nationalen Gesamtwirtschaft wenig aus- 
sagen.
Die Frage nach der Herkunft des Kapitals hat Todorova indes selbst beantwortet:76 
Zwischen 1900 und 1912 waren 25 bis 30 Prozent des gesamten in der bulgarischen Industrie 
angelegten Kapitals Eigentum ausländischer Investoren. Diese hatten damit einen erheblichen 
Anteil an der Modernisierung und Intensivierung der Produktion; ihre Betriebe gehörten nach 
Todorova zu den modernsten und erfolgreichsten.77 Impulse in der bulgarischen Industrie 
gingen also weniger von inländischen Initiativen selbst aus, sondern mussten vielmehr west­
europäischen Einflüssen überlassen bleiben.
Die Frage, ob das Wachstum der bulgarischen Industrie allein auf eine quantitative 
Zunahme der Produktionskapazitäten oder auch auf höhere Effizienz Zurückzufuhren ist, ist 
schwieriger zu beantworten. Zwar fand, wie erwähnt, eine signifikante Technisierung und 
Automatisierung der Herstellungsmethoden statt, diese relativiert sich jedoch angesichts des 
Ausgangsniveaus Ende des 19. Jahrhunderts, das nur wenig über Null lag. Was die Pro-Kopf- 
Produktivitat anbelangt, so sprechen Lampe und Jackson jedenfalls von einem gleichbleiben­
den Niveau zwischen 1887 und 1910.78 79Auch die absolute Anzahl in Fabriken Beschäftigter 
fand sich nach einigen Schwankungen 1910 wieder dort, wo sie bereits 1887 gelegen hatte. 
Misst man den Grad der Industrialisierung eines Landes am Anteil der Industriearbeiter an der 
Gesamtbevölkerung, so ergibt sich angesichts des bulgarischen Bevölkerungswachstums so-
'J Ebenda.
75 Lampe, S. 55.
'6 Todorova, Cv.: Aspekte der industriellen Entwicklung Bulgariens vom Ende des 19. Jhs. bis zum Ersten Bal­
kankrieg. In: Etudes historiques, 5/1970, S. 423-424, hier: S. 428. Fortan zitiert als „Todorova, Aspekte“.
Ebenda.
7S Jackson, M.R.; Lampe, J-R.: The Evidence of Industrial Growth in Southeastem Europe before the Second 




gar eine Regression. Da aber, wie gezeigt, die industrielle Produktion zunahm, kann d ies n u r  
an einer Effizienzsteigerung moderner Fertigungsstätten bei gleichzeitiger Konzentration, d . h .  
Abnahme der Zahl der Betriebe zugunsten weniger größerer Fabriken, gelegen haben. D i e s e  
Tendenz sehen auch Lampe und Jackson. Sie bezeichnen sie als ein typisches Merkmal e i n e s  
modernen Industrialisierungsprozesses.
Konzediert man also einen solchen für Bulgarien, so bleibt jedoch immer noch d i e  
Frage, welche Bedeutung er für die westlichen Industrienationen hatte, die mit dem L a n d  
wirtschaftliche Beziehungen eingingen. Für sie waren sowohl die Intensität des Industria lisie­
rungsprozesses als auch sein Tempo entscheidend, da sie daran die Entwicklungsfähigkeit u n d  
Dynamik der bulgarischen Volkswirtschaft erkennen konnten. Letztlich stellten sich aber g e ­
rade diese beiden Faktoren in Bulgarien als schwach und im Grunde genommen ungenügend  
für essentielle Veränderungen dar. Bei aller Modernisierung der industriellen Produktion, d i e  
v.a. nach der Jahrhundertwende durchaus erkennbar ist, blieb Bulgarien ein Agrarland — d i e  
beschriebenen Fortschritte kamen nicht über marginale Bedeutung hinaus, und das in dustrie l­
le Wachstum war auch mehr ein quantitatives als ein qualitatives. Was fehlte, war eine p r o s ­
perierende, moderne und Kapital erwirtschaftende Landwirtschaft, die Anschubwirkung f ü r  
die übrigen Produktionssektoren hätte entfalten können. Sie jedoch bot weitgehend das B i ld  
der Verharrung und Stagnation, wodurch sie zum Spiegel der Gesamtwirtschaft wurde. I h r  
Zustand sowie der damit einhergehende chronische Kapitalmangel des Landes waren die b e i ­
den Faktoren, die die Wirtschaftsbeziehungen zum westlichen Europa wesentlich prägten. D ie  
bulgarischen Industrien hingegen konnten die westliche Aufmerksamkeit kaum erregen. W o  
sie im privaten Sektor erfolgreich waren, waren sie ohnehin meist das Ergebnis der In itia tive  
ausländischer Unternehmer.
Demnach kann, um auf Gerschenkron zurück zu kommen, nicht davon gesprochen 
werden, dass die bulgarische Modernisierung ein Misserfolg gewesen sei, obwohl alle V o r­
aussetzungen vorhanden gewesen seien. Nach seinem Modell hätte entweder eine K apitalak­
kumulation in den Unternehmen oder in den Banken oder entschiedene staatliche Intervention 
den Modemisierungsprozess auslösen müssen. Wie jedoch Berend und Ränki in Ü berein­
stimmung mit dem oben Dargestellten betont haben, fehlten die meisten notwendigen V oraus­
setzungen in Bulgarien weitgehend.80 1 Zwar zeichnete der Staat, wie gezeigt, für einen G roß ­
teil der bestehenden Industrien verantwortlich, sein Einfluss auf die Modernisierung der g e -
80 Ebenda.
81 Berend, I.T.; Ranki, G.: The European periphery and industrialization 1780-1914. Budapest 1982, S. 71f. 
Fortan zitiert als “Berend, Ranki”.
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samten bulgarischen Volkswirtschaft blieb jedoch nur punktuell und reichte kaum über Initia­
tiven in der Steuergesetzgebung hinaus, obwohl ihm nach Berend und Ränki in einer „rück­
ständigen“ Volkswirtschaft wie der bulgarischen eigentlich eine entscheidende Rolle zuge­
kommen wäre.82
82 Ebenda, S. 73.
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2.3. Modernisierungsbestrebungen nach dem Ersten Weltkrieg
Aus dem Ersten Weltkrieg ging Bulgarien als Verlierer moralisch, territorial und wirt­
schaftlich stark geschwächt hervor. Die Demoralisierung äußerte sich unter anderem darin, 
dass das bisherige Regime den vollständigen Bankrott seiner bis dahin verfolgten, kriegeri­
schen Politik der staatlichen Vereinigung aller ethnischen Bulgaren eingestehen musste. Zar 
Ferdinand dankte zugunsten seines Sohnes Boris III. ab. Zudem hatte das Land den Verlust 
Westthrakiens und damit den Zugang zur Ägäis an Griechenland, der Süddobrudscha, seiner 
Kornkammer, an Rumänien sowie einiger kleinerer Gebietsstreifen im Westen an den SHS- 
Staat hinzunehmen. Somit potenzierten sich die wirtschaftlichen Probleme: Hatten die drei 
vergangenen Kriege die Volkswirtschaft ohnehin ausgesaugt, so kamen nun der Verlust öko­
nomisch wertvoller Gebiete, damit verbunden der Zustrom von Flüchtlingen und die durch 
den Friedensvertrag von Neuilly verfugten Reparationszahlungen und Handelsbeschränkun­
gen hinzu.
Diese Hemmnisse waren es, die die Wirtschaftspolitik der Nachkriegszeit im wesentli­
chen bestimmten und die diese zu überwinden trachtete. Unter den ersten drei Ministerpräsi­
denten ab 1919 mischte sich der Staat nun stärker als vor den Kriegen in das ökonomische 
Leben Bulgariens ein und versuchte, durch einen gezielten Dirigismus Struktur und Entwick­
lungsrichtung der Volkswirtschaft zu beeinflussen.83 Diese Tendenz war sowohl Stambolijski 
als auch Aleksandär Cankov und Andrej Ljapcev zueigen. Unterschiede zeigten sich in den 
Interessenschwerpunkten der jeweiligen Regierungspolitik, die sich entweder stärker auf den 
Agrar- oder auf den Industriesektor verlagerten.
Naturgemäß lag der Stand der Landwirte dem „Bauemführer“ Stambolijski besonders 
am Herzen, In diesem Zusammenhang dürfen die „Landwirte“ aber nicht mit der „Landwirt­
schaft“ verwechselt werden. Denn dass die Politik Stambolijskis wirklich dem Agrarsektor 
nutzte, darf bezweifelt werden. Vielmehr machte sie zumeist den Eindruck eines in kurzfristi­
gen Konzepten angelegten und nur an den momentanen Bedürftussen der ländlichen Bevölke­
rung orientierten Populismus. Bestes Beispiel hierfür ist die Bodenreform von 1921, die die 
bereits bestehende Zersplitterung des Landbesitzes noch verschärfte.84 Zwar war diese Maß­
nahme teils durch die Kriegsfolgen motiviert, da es darum ging, den Flüchtlingen, die v.a. aus
83 Vgl. Berov, Lj.: Industrialisierungspolitik und soziale Veränderungen in Bulgarien zwischen den beiden Welt­
kriegen. In: Schön feld, R. (Hg.): Industrialisierung und gesellschaftlicher Wandel in Südosteuropa 
(=Südosteuropa-Studien. Bd. 42). München 1989, S. 61-92, hier: S 61f. Fortan zitiert als „Berov, Industrialisie­
rungspolitik“.
84 Lampe, S 56f. Tankova Wr.: Das System der wirtschaftlichen Verwaltung in Bulgarien zwischen den zwei 
Weltkriegen, in: Bulgarian Historical Review 3-4/2000, S. 76-111, hier S. 81-83. Im Folgenden zitiert als „Tan­
kova“,
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Thrakien und der Süddobrudscha ins Land strömten und ein gravierendes dem ografisches 
Problem darstellten, Land zur Bebauung zuzuweisen. Darüber hinaus war sie aber A usdruck  
der egalitären Agrarideologie des BZNS und der aus ihnen resultierenden Gesetze, denen z u ­
folge ein „Arbeitslandbesitz“ nur die Größe haben durfte, die eine Bauemfamilie zu bearbei- 
ten imstande war. Diese Auffassung verkannte indes völlig die strukturellen Grundlagen d e r  
anhaltenden Krise, in der sich die bulgarische Landwirtschaft nach Kriegsende befand und a u f  
die die Fachwelt wiederholt in ihren Verlautbarungsorganen, wie etwa der „Zeitschrift d e r  
Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft“, hinwies. Sie bestanden im wesentlichen in d e r  
Parzellierung des Landbesitzes, die der Entstehung kapitalkräftiger Betriebe entgegenwirkte, 
welche eine Kemvoraussetzung für Modernisierung, Effizienzsteigerung und damit für d ie  
Überwindung der Krise gewesen wäre.
Diese allgemeine Krise entwickelte sich zu einem Dauerproblem im bulgarischen 
Wirtschaftsleben der Zwischenkriegszeit, denn sie konnte bis zum Zweiten Weltkrieg n ich t 
überwunden werden, auch wenn sich nach der Weltwirtschaftskrise eine Besserung einstellen 
sollte, die mit der Orientierung des Außenhandels auf Deutschland verbunden war. Da d ie  
Landwirtschaft weiterhin der dominierende Produktionssektor blieb, bedeutete dies auch e in  
großes Hindernis für eine weitere industrielle Entwicklung, da sich die Agrarkrise, die s ich  
1929-31 im Gefolge der Weltwirtschaftskrise noch verschärfte, immer direkt auf die von ih r  
in hohem Maße abhängigen Industrien auswirkte. Wie sich hieraus ergibt, waren diese ihrer­
seits zu schwach, krisenhafte Erscheinungen in der Landwirtschaft aufzufangen.85 678
Immerhin aber zeigte sich in der Zwischenkriegszeit, die durch eine angesichts der i-  
deologischen Gegensätze bemerkenswerte wirtschafte- und insbesondere agrarpolitische K on­
tinuität gekennzeichnet ist, insofern ein Moment der Modernisierung, als nun zunehmend 
markt-, d.h. weltmarktorientiert produziert wurde. Zumindest gab es verstärkte Bemühungen 
zur Überwindung des Subsistenzprinzips. Deutlich wurde dies v.a. bei der Schweipunktverla­
85 Bis 1926 kamen über 800.000 Flüchtlinge nach Bulgarien. Vgl. Petzold, J.: Der deutsche Imperialismus und 
Bulgarien vom Ersten bis zum Zweiten Weltkrieg. In: BGOV. Bd. 3, Sofija 1981, S. 186-221, hier: S. 204. Fort­
an zitiert als „Petzold“.
86 Lampe, S. 56f.. Tankova, S. 81-83.
87 Spisanie na Bälgarskoto ikonomiiesko druzestvo. Fortan zitiert als „Spisanie na BID”. Ein Überblick über die 
Tätigkeit der Gesellschaft und ihre Zeitschrift findet sich bei: Todorova, Cv.: Germanskoto “Goljamo ikonomi- 
Cesko prostranstvo” i Bälgarija me£du dvete svetovni vojni. Pozicijata na Bälgarskoto ikonomiCesko drulestvo. 
In: DemokratiCeski pregled, 10/1996-97, S. 406-416. Hierzu ausführlich in Kapitel 4.
88 Ivanov hat allerdings darauf hingewiesen, dass sich die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise auf die sub­
sistenzgeprägte bulgarische Landwirtschaft in Grenzen gehalten haben. Lediglich ihre marktorientierten Teile 
wurden ernsthaft in Mitleidenschaft gezogen. Ivanov, M.: Politiöeskite igri s vänSnija dälg. Bälgarski sjuzeti na 
stopanski krizi i väzchod 1929-1934. Sofia 2001. S. 316. Vgl. außerdem Kapitel 4 und: Raupach, H.: Strukturel­
le und institutionelle Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise in Ost-Mitteleuropa. In: Vierteljahrshefte für Zeit­
geschichte 24/1976, S. 38-57.
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gerung im Agrarexport weg vom Weizen hin zum Tabak.89 Diese war nach Lampe eine ein­
deutige Reaktion der Landwirte auf Änderungen des Konsumverhaltens in West- und Mittel­
europa, die mit einer Abnahme des Weizenbedarfs einhergingen -  konkret änderten sich die 
Eßgewohnheiten, und es wurde mehr Geld für andere Dinge als Nahrung ausgegeben; die 
verstärkte Marktorientierung war außerdem eine Reaktion auf den Rückgang der Produkti­
onskapazitäten Bulgariens, die u.a. auf den Verlust der Süddobrudscha zurückzuführen waren, 
welche rund ein Viertel des gesamten Getreideüberschusses des Landes hervorgebracht hatte, 
und auf die verstärkt nach Europa drängende nordamerikanische Konkurrenz.90 Zwar deutet 
die Reaktion der Landbevölkerung auf den ersten Blick sogar auf eine Intensivierung der Sub­
sistenzwirtschaft hin: Denn besonders in der zweiten Hälfte der 20er Jahre vergrößerten sich 
sowohl die für Getreideanbau verwendete Fläche gegenüber der Vorkriegszeit als auch der 
Eigenverbrauch durch die Bauern. Dies fällt um so mehr ins Gewicht, als bis Ende des Jahr­
zehnts die Pro-Kopf-Produktion von Getreide lediglich 89 Prozent des Niveaus von 1912 er­
reichte, nachdem sie unmittelbar nach dem Weltkriege sogar bei nur rund 70 Prozent gelegen 
hatte.91 Andererseits aber -  und dies war das eigentlich „moderne“ an diesem Vorgang -  wur­
de der Rückgang beim Getreideexport durch einen Anstieg der Tabakausfuhr kompensiert. 
Ende der 20er Jahre erreichte sein Anteil am Gesamtexportvolumen 38,5 Prozent im Ver­
gleich zu nur 1,3 vor dem Ersten Balkankrieg.92
Unter diesen Voraussetzungen steigerte Bulgarien den Pro-Kopf-Wert seines Gesamt­
exportes bis 1930 um 47 Prozent gegenüber 1910, übertraf damit seine Nachbarländer Jugos­
lawien und Rumänien und erreichte mit zwei Prozent jährlich ein auch im gesamteuropäi­
schen Maßstab überdurchschnittliches Exportwachstum.93 Was sich jedoch nicht änderte, war 
die strukturelle Einseitigkeit der bulgarischen Ausfuhr, wenn sie auch nicht mehr so stark 
ausgeprägt war, wie vor 1912. War sie damals zu 70 Prozent vom Getreide, und hier v.a. vom 
Weizen, abhängig gewesen, so wrar sie es nun immerhin noch zu 40 Prozent vom Tabak.94 
Diese indes durchaus erfolgreiche Anpassungsleistung der bulgarischen Landwirtschaft an 
den internationalen Bedarf ging mit einer engeren merkantilen Bindung des Landes v.a. an die 
mitteleuropäischen Handelspartner einher. Deutschland, das vor dem Ersten Balkankrieg im 
bulgarischen Außenhandel noch hinter seinen westlichen Nachbarn zurückgestanden hatte, 
nahm Ende der 20er Jahre mit 25 Prozent im Export und 22 Prozent im Import den ersten
89 Lampe, S. 51-56.
90 Lampe, S. 52.
91 Jackson; Lampe: Tabellen 10.12 und 10.14.
92 Ebenda. Lampe, S. 53.
93 Ebenda.
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Platz ein, nachdem es bereits zwischen 1915 und 1918 kriegsbedingt eine dominierende P o s i­
tion innegehabt hatte.94 5 Hier zeigte sich eine Tendenz, die in den 30er Jahren dazu führte, d a ss  
Bulgarien handelspolitisch schließlich vollständig von Deutschland abhängig werden und d e n  
Großteil seiner für die Ausfuhr bestimmten Produktion allein an deutschen Anforderungen 
ausrichten sollte. Der europäische und insbesondere der deutsche Markt wuchs also in seiner 
Bedeutung für den bulgarischen Handel -  freilich ohne, dass dies umgekehrt ebenso gegolten 
hätte.
Diese verstärkte Marktorientierung des bulgarischen Agrarsektors führte allerdings 
nicht zwangsläufig zu einer nachhaltigen Modernisierung seiner inneren Strukturen und A n ­
baumethoden. Im Endergebnis, d.h. bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges blieben diese a r­
chaisch. So waren etwa noch 1934 über die Hälfte aller im Einsatz befindlichen Pflüge au s  
Holz,96 hatten sich also in Form und Material seit dem Mittelalter nicht mehr verändert. U n d  
auch die extensive Wirtschaftsweise in Verbindung mit Drei-Felder-Wirtschaft überwog z u  
dieser Zeit noch bei weitem den intensiven Anbau mit Einsatz von Kunstdünger, wobei e ine 
Trendwende für Fachleute erst ansatzweise in Sicht war.97 Berücksichtigt werden muss au ­
ßerdem, dass sich trotz den signifikanten Veränderungen der bulgarischen Agrarexportstruk- 
tur mit der Zunahme des Tabaks während der 20er Jahre die Binnenstruktur der landwirt­
schaftlichen Produktion weit weniger wandelte. Dominant blieb weiterhin der Weizenanbau, 
auch wenn dieser, wie erwähnt, nun weniger für den Export, als vielmehr zunehmend für d en  
Eigenverbrauch betrieben wurde.98
Obwohl also das Bild der bulgarischen Landwirtschaft bis 1944 in hohem Maße durch 
Subsistenzwirtschaft und hauptsächlich Weizenanbau betreibende Familienbetriebe gekenn­
zeichnet war, dürfen die Bestrebungen, die vor allem ab der zweiten Hälfte der 20er Jahre 
auch in Richtung auf eine innere strukturelle Umgestaltung unternommen wurden, nicht un­
erwähnt bleiben. Zwar hatten sie insgesamt gesehen marginale Bedeutung, zeigten aber doch, 
dass die Grundproblematik der gehemmten bulgarischen Wirtschaftsentwicklung zumindest 
mancherorts erkannt worden war. Besonders die Fachpublizistik zeichnete während der Zwi­
schenkriegszeit ein bemerkenswert klares, objektives und problemorientiertes Bild der Miss­
stände im Agrarsektor.99 Im Vordergrund stand die starke Parzellierung der landwirtschaftli-
94 Lampe, S. 54.
95 Jackson, Lampe: Tabelle 10.13.
96 Gerschenkron, S. 216.
97 Sundhaussen, S. 60. Vgl. ausführlich Kapitel 4.1..
98 Zur Entwicklung der Landwirtschaft in Osteuropa insgesamt während der Zwischenkriegszeit vgl. Seton- 
Watson, H.: Eastern Europe Between the Wars 1918-1941. Cambridge 1945, S. 75-122.
99 Spisanie na BID, s. Anm. 64.
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chen Nutzfläche in Bulgarien, die durch die Erbgesetzgebung von 1890, vor allem aber durch 
das Gesetz über den Arbeitslandbesitz von 1921 sowie durch den Flüchtlingszustrom nach 
dem Ersten Weltkrieg zu einer bis 1944 nicht überwundenen Dauererscheinung wurde. Eben­
falls als Problem erkannt wurde die demografische Entwicklung, die Bulgarien seit 1881 eine 
Bevölkerungszunahme um fast das Zweieinhalbfache bis Mitte der 30er Jahre bescherte.100 
Dies führte, so etwaNikoIov 1939, zu einer zunehmenden Übervölkerung der ländlichen Ge­
biete Bulgariens und damit zur Herausbildung eines Landproletariates, das ständig in der Ge­
fahr lebte, arbeitslos zu werden und damit in eine soziale Notlage zu geraten. Denn die in ei­
nem, wie es scheint, anhaltenden „status nascendi“ befindliche Industrie war bis 1944 nicht in 
der Lage, dieses Reservoir an Arbeitskräften zu absorbieren.101 102Sie war es um so weniger, als 
es sich dabei mehrheitlich um ungelernte bzw. anzulemende Hilfskräfte handelte, die, wenn 
sie an die Industriestandorte wanderten, den Status von Saisonarbeitern und Tagelöhnern hat- 
ten und nur sehr selten länger als einige Monate an einem Arbeitsplatz verblieben. Dieses 
wandernde Arbeitsvolk war lebendiger Ausdruck einer sozialen Schieflage in Bulgarien, die 
in der interessierten Öffentlichkeit bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges ein permanentes 
Krisenbewusstsein hervorrief.103 Aufgrund der Unsicherheiten der wirtschaftlichen Entwick­
lung vor allem zwischen den Weltkriegen erhielt diese gesellschaftliche Gruppe enge Bin­
dungen zu ihrem ländlichen Herkunftsmilieu aufrecht. Dort schienen Grundversorgung sowie 
soziale Einbettung über alle Krisen hinweg gewährleistet.
Seine Ursachen hatte dieser „flüchtige“ Charakter eines großen Teils104 der erwerbstä­
tigen bulgarischen Landbevölkerung nicht nur im Bevolkerungswachstum, sondern auch im 
allgemeinen Bildungsnotstand auf dem Dorfe: Bis zur kommunistischen Machtübernahme 
1944 waren über zwei Drittel aller dort lebenden Menschen des Lesens und Schreibens un­
kundig. Dieser Sachverhalt wirkte sich in vielfacher Hinsicht aus -  unter anderem in der fort­
dauernden Primitivität der landwirtschaftlichen Arbeitsmethoden, darüber hinaus im niedri­
gen Niveau der Tätigkeiten, die „landflüchtigen“ Arbeitskräften in der Industrie oder im 
Handwerk offen standen. Da hierdurch eine dauerhafte Beschäftigung außerhalb des Agrar­
sektors verhindert oder zumindest erheblich erschwert wurde, kam es auch nicht zur Heraus-
100 Nikolov, D.: Pogled värchu socialnite otnoSenija v Bälgarija. In: Archiv za stopanska i socialna politika, 
14/1939, H. 4, S. 260-271, hier: S. 260. Fortan zitiert als „Nikolov“ .
101 Vgl. Raupach, H.: Strukturelle und institutionelle Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise in Ost- 
Mitteleuropa. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 24/1976, S. 38-57, hier: S. 46.
102 Nikolov, S. 260..
103 S. Anm. 64. Vgl. Kapitel 4.
104 Nur bei etwa einem Viertel der erwerbstätigen Landbevölkerung handelte es sich um im betrieblichen Sinne 
selbständige Bauern. Vgl. dazu: Nikolov, S. 264f.
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bildung einer zahlenmäßig starken Industriearbeiterschaft mit eigenem Klassenbewusstsein- 
Soziale Not und Unsicherheit wurden auf diese Weise noch verschärft, da mangels Basis e ine 
organisierte Interessenvertretung ebenso wie eine organisierte Regelung sozialer und Arbeits­
konflikte erheblich behindert wurde. Dies galt besonders, nachdem 1923 der Bauemvolks- 
bund BZNS durch die Ermordung Stambolijskis quasi enthauptet und die kommunistische 
Partei nach dem „Septemberaufstand“ desselben Jahres verboten worden war; sie existierte 
fortan zerstreut im Untergrund, als vielfach gespaltene Arbeiterpartei BRP oder im Moskauer 
Exil weiter.105
Folge dieser ungeregelten sozialen Verhältnisse war unter anderem ein Sinken der R e- 
allöhne für abhängig Beschäftigte, das, wie etwa für den Zeitraum zwischen 1915 und 1925 
dokumentiert,106 inflations- und preisbedingt auch durch einen 28fachen Anstieg der Nomi­
nallöhne im selben Zeitraum nicht ausgeglichen werden konnte. Ohnehin lag Bulgarien im  
europäischen Vergleich durchgängig in der Gruppe der Länder mit dem niedrigsten Lohnni­
veau. Die Mehrheit der Lohnerhöhungen in dieser Zeit hatte durch betriebsintem organisierte 
Streiks durchgesetzt werden müssen.107 Auch die Arbeitsbedingungen waren in der Zwi­
schenkriegszeit gemessen an westeuropäischen Standards noch ungenügend. Veranschauli­
chen lasst sich dies beispielweise anhand der Anzahl der Erkrankungen und der Unfälle, die 
auf Mängel am Arbeitsplatz Zurückzufuhren waren. Für die Tabak verarbeitende Industrie, 
nach der Beschäftigtenzahl die größte Branche in Bulgarien, ist etwa überliefert, dass die A r­
beiter dort im Durchschnitt nach zwei bis drei Jahren an Tuberkulose erkrankten.108 Im Berg­
bau lag Bulgarien in der Unfallstatistik ebenfalls über dem europäischen Durchschnitt: Für die 
Kohlegrube „Pemik“ in der Nähe von Sofia, der größten im ganzen Lande, ist für 1925 eine 
Quote von 4,4 Unfällen mit Personenschaden pro Jahr und 1000 Tonnen Förderung dokumen­
tiert; in Österreich beispielsweise lag dieser Wert zur selben Zeit bei 1,5.109
Angesichts des anhand dieser Daten illustrierten Ungleichgewichts im gesellschaftli­
chen Gefüge Bulgariens und der durch technische, infrastrukturelle und rechtliche Unzuläng­
lichkeiten verursachten sozialen Unsicherheiten musste es das Ziel aller wirtschafts- und sozi­
alpolitischen Entwürfe jener Zeit sein, die entstandenen sozialen Spannungen abzubauen und
105 Vgl. zur Geschichte der Bauernpartei und der bulgarischen Kommunisten: Oren, N.: Revolution Administered. 
Agrarianism and Communism in Bulgaria. Baltimore/London 1973. Bell, J.W.: Peasants in Power. Alexander 
Stamboliski and the Bulgarian Agrarian National Union 1899-1923. Princeton 1977.
06 Kepov, Iv.: Tjutjunevite rabotnici. in: Spisanie na BID, 24/1925, H. 9-10, S. 392-415, hier: S. 403-411. Fortan 
zitiert als „Kepov“.
07 Ebenda.
08 Kepov, S. 397f.
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sowohl Qualität als auch Quantität der Produktion auf allen Gebieten zu erhöhen. Hierzu war 
es notwendig, gesetzliche Grundlagen zur Regelung der sozialen und Arbeitsbeziehungen zu 
schaffen. Im Gegensatz zur makroökonomischen Entwicklung der industriellen Strukturen, 
die stets dirigistischen Eingriffen von Seiten der wirtschaftspolitischen Leitung ausgesetzt 
waren, hatte sich der Staat bis zum Ende des Ersten Weltkrieges an den innerbetrieblichen 
und sozialen Aspekten des wirtschaftlichen Lebens vergleichsweise wenig interessiert ge­
zeigt. Bis 1905 hatte es auf diesem Gebiet keinerlei rechtliche Vorschriften gegeben. Erst in 
diesem Jahr wurden relativ allgemein gefasste Bestimmungen zur Beschränkung von Frauen- 
und Kinderarbeit verabschiedet.109 10 Sie sahen eine allgemeine Altersgrenze von zehn Jahren, 
bei Bergarbeit von 15 Jahren vor; die Tagesarbeitszeit war gestaffelt geregelt: Bei einem Alter 
zwischen 10 und 12 Jahren lag sie bei maximal sechs Stunden, zwischen 12 und 15 Jahren bei 
10 Stunden. Für schwangere Frauen bestand ein Arbeitsverbot je einen Monat vor und nach 
der Geburt, wobei während dieser Zeit die Hälfte des Lohnes weiter zu bezahlen war. Außer­
dem enthielt das Gesetz Bestimmungen zu Fragen von Hygiene und Sicherheit, deren Einhal­
tung durch staatlich bestellte Arbeitsinspektoren zu überwachen war. Ihnen war freier Zugang 
zu den betrieblichen Anlagen zu garantieren.111 Überholt wurden diese Vorschriften 1917 
bzw. 1919, als spezielle neue Gesetze zur zuletzt genannten Problematik bzw. zur Arbeitszeit, 
die nun allgemein auf acht Stunden pro Tag begrenzt wurde, in Kraft traten. Für unter 
16jährige galt ab 1919 eine maximale Tagesarbeitszeit von sechs Stunden. Was Hygiene und 
Sicherheit betraf, so sahen die neuen Gesetze konkret unter anderem Regelungen zu Montage 
und Absicherung von Maschinen, Arbeitskleidung sowie eigene Pauseräume für Frauen und 
Kinder und allgemeine Ruhe- und Urlaubsbestimmungen vor. Außerdem war jedes Unter­
nehmen mit mehr als zehn Mitarbeitern verpflichtet, sich einen eigenen Betriebsarzt zu enga­
gieren.112
Zwischen 1905 und 1925, entwickelte sich Schritt für Schritt auch das gesetzliche 
Versicherungswesen für bulgarische Industriearbeiter. Dem Vorbild der westlichen Industrie­
nationen folgend wurden zunächst Gesetze zur Invaliditäts- und Krankenversicherung verab­
schiedet, die allerdings nur für staatliche Betriebe galten. Ansonsten wurden bis 1924 ledig­
lich branchenweise, d.h. zum Beispiel im Textilsektor, im Handwerk und im Bergbau, private 
Versicherungsfonds eingerichtet, die begrenzte Hilfen für in Not geratene Arbeiter zur Verfü-
109 Georgiev, Z.G.: Kamenoväglennata promiälenost v Bälgarija prez 1925g.. In: Spisanie na BID, 25/1926-27, H. 
5-6, S. 259-285, hier: S. 282-285.
110 Janulov, II.: Pravata natruda v Bälgarija. In: Spisanie na BID, 24/1925, H. 1-2, S. 14-34, hier: S. 15-18.
m Ebenda.
112 Ebenda, S. 18f.
36
gung stellten. Ein staatliches, allgemeines Pflichtversicherungswesen gab es erst ab dem  1 - 
Juli 1924, als ein Gesetz in Kraft trat, das entsprechende Einrichtungen für Unfälle, K r a n k ­
heit, Mutterschaft, Invalidität und den Rentenfall vorsah. Ein Jahr später wurde überdies e i n  
Gesetz erlassen, dass die Arbeitslosenversicherung regelte sowie die öffentliche A rb e itsv er­
mittlung einführte.113
Trotz dieser, wenn auch relativ spät eingetretenen, im Endeffekt aber doch fo rtsch ritt­
lich anmutenden Regelungen des Arbeitslebens in der bulgarischen Industrie en tw ick e lten  
sich die sozialen Verhältnisse im Lande durchaus krisenhaft. Die Gründe hierfür waren v i e l ­
fältiger Art. Zu ihnen gehörten die Unsicherheiten der allgemeinen wirtschaftlichen E n tw ick ­
lung, die in Bulgarien sowohl kriegs- als auch weltkonjunkturbedingt starken S chw ankungen  
ausgesetzt war. Hinzu kam die absolute Dominanz des Agrarsektors, dessen W etterabhängig­
keit und strukturelle Trägheit auch auf den weitgehend auf ihn angewiesenen Industriesek to r 
durchschlug. Verschärft wurden die sozialen Spannungen außerdem dadurch, dass die E in h a l­
tung der arbeitsrechtlichen Regelungen freilich keineswegs garantiert war. Vielmehr w u r d e  
im industriellen Sektor von Seiten der Arbeitgeber wiederholt versucht, diese zu u m g e h e n  
oder gar ihre Aufhebung zu erreichen. Beschwerden darüber finden sich jedenfalls gehäuft i n  
der Fachpublizistik und in der sowjet-marxistischen Historiografie über jene Zeit; als p ro m i­
nentester Autor auf diesem Gebiet darf Ljuben Berov gelten.114 Trotz seiner ideologisch b e ­
dingten Einseitigkeit können seine Ausführungen als weitgehend glaubwürdig gelten, w o f ü r  
zumindest die große Anzahl an Streiks spricht, die besonders in den 20er und frühen 3 0 e r  
Jahren überliefert sind.115 Insgesamt bleibt der Eindruck einer großen Konfliktträchtigkeit d e r  
sozialen Verhältnisse im Bulgarien der Zwischenkriegszeit, die auch durch die Fortschritte  
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts kaum abgemildert wurde. Nahezu unberührt von ihnen b l ie b  
ohnehin die Landwirtschaft, da in ihr, wie erwähnt, das Subsistenzprinzip vorherrschte, d i e  
Betriebe also in erster Linie familiären Charakter hatten. Dementsprechend waren die A r ­
beitsbeziehungen in ihnen privater Natur; Phänomene wie Lohnverhandlungen, A rbeitskam pf, 
Streiks oder Urlaubs- und andere Fürsorgebestimmungen hatten hier keinen Platz. V ielm ehr 
wurde das Erwerbsleben in diesem Bereich vom Lauf der Natur und dem religiösen K alender
1.3 Ebenda., S. 23-27.
1.4 Vgl. hierzu seine akribische Abhandlung: Berov, Lj.: Polozenieto na rabotni£eskata klasa v Bälgarija pri 
kapitalizm. Sofia 1968.
115 Außer Janulov und Nikolov vgl. hierzu: BräSIjanov, C.: Profesionalnoto organisirane na rabotniCestvoto. In: 
Nova Bälgarija, 1/1935, H. 7, S. 2-4.
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reguliert. Außerfamiliäres soziales Konfliktpotential barg hier vor allem das Überangebot an 
Arbeitskräften, das das gesellschaftliche Bindeglied zu Industrie und Handwerk darstellte.116 *
Nachdem Stambolijskis Versuch einer administrativen Lösung dieser Spannungslage 
auf dem Wege der Errichtung einer bäuerlichen Klassenherrschaft 1923 gescheitert war, setz- 
ten die Nachfolgeregierungen unter Cankov, Lj apeev und Nikola Musanov verstärkt auf 
staatliche Initiativen zur Neustrukturierung des Produktspektrums der bulgarischen Volks­
wirtschaft und der Organisation der Produktionsprozesse. Was die Landwirtschaft betraf, so 
zeigten sich die Erfolge zwar nur ansatzweise, waren aber gleichwohl richtungsweisend. Be­
sonders traf dies auf die landwirtschaftlichen Kooperationsuntemehmen zu, die ab Beginn der 
20er Jahre gegründet wurden und mit dem deutschen Genossenschaftswesen vergleichbar 
sind. Anzutreffen waren sie besonders im Bereich des Tabakanbaus, der in jenen Jahren auch 
insgesamt zum führenden und modernsten Zweig des Agrarsektors wurde. In Erkenntnis der 
Parzellierung und der damit verbundenen mangelhaften Produktivität stellten Kooperations- 
Unternehmen eine Reaktion der Landwirte auf diese grundlegenden Strukturschwächen dar, 
die, im Gegensatz zur Subsistenzwirtschaft, eine Anpassung an die Erfordernisse des intema-
115t
tionalen Marktes war, die zunehmend als Quelle des eigenen Wohlstandes begriffen wurde. 
Neben dem Tabak gab es ab der zweiten Hälfte der 20er Jahre auch Ansätze zum Anbau von 
Industriepflanzen, wie etwa Raps und Baumwolle. Auch hierin zeigte sich eine erhöhte Be­
reitschaft der bulgarischen Landwirte zu markt- und insbesondere exportorientiertem Wirt­
schaften. Verstärkt wurde der Bedarf der Industrie berücksichtigt, wobei diese Tendenzen vor 
allem nach 1932, dem Jahr des Handelsvertrages mit Deutschland, eine zusätzliche Unterstüt­
zung erhielten. Denn nun, d.h. eigentlich in erster Linie nach Errichtung des monarchisch- 
autoritären Regimes 1934/35, intensivierten sich die bulgarisch-deutschen Handelsbeziehun­
gen derart, dass Bulgarien 1939 schließlich seinen Außenhandel zu mehr als zwei Dritteln mit 
Deutschland vollzog. Dies galt sowohl für den Import als auch für den Export.119 Mit dieser 
engen merkantilen Bindung an Deutschland begab sich Bulgarien in eine große wirtschaftli­
che Abhängigkeit, und dies um so mehr als dieser Handel auf dem Clearing-Wege abgewi­
ckelt wurde, d.h. er war devisenfrei.120 Bulgarien erwirtschaftete sich daraus also keine Ein­
ll6Nikolov, S. 264f.
n: Mitglied des „Naroden Blök“, Regierungsbündnis ab 1931, Sein Vorgänger Aleksandär Malinov war nur 
wenige Wochen im Amt gewesen.
,,s Zum sozialen Erfahnmgshorizont der Bauern: Sundhaussen, S. 52-55.
m  Vgl. hierzu: Lampe, S. 87-92. Petzold, S. 215.
1:0 Zum Clearing vgl.: Schönfeld, R.: Zur Entstehung der deutschen „Clearingverschuldung“ gegenüber Südosteu­
ropa in der Weltwirtschaftskrise, ln: Althammer, W.; Gumpel, W. (Hgg.): Südosteuropa im Entwicklungsprozeß 
der Welt. Festschrift Hermann Gross zum 75. Geburtstag. München/Wien 1979, S. 99-118. Im folgenden zitiert
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nahmen, die es ftir den Einkauf von Waren auf dem freien Weltmarkt hätte verwenden k ö n ­
nen. Vielmehr war es gezwungen, die Gegenleistung für gelieferte Güter in Form d e u t s c h e r  
Einfuhrwaren entgegenzunehmen. Zugleich aber hatten sich seine Agrarexporte am B e d a r f  
Deutschlands, eines hochindustrialisierten Landes, auszurichten. Dies stellte einerseits e i n  
zusätzliches Motiv für die bulgarische Landwirtschaft zu industrie- und damit markt- u n d  
profitorientiertem Anbau verbunden mit strukturellen Veränderungen der Produktion d a r ;  
andererseits war nun auch Deutschland an möglichst großen Erträgen aus Bulgarien und  d a ­
mit an einer Modernisierung der dortigen Produktion interessiert. Zwar importierte es a u c h ,  
weiterhin, d.h. in der zweiten Hälfte der 30er und während der 40er Jahre traditionelle b u l g a ­
rische Erzeugnisse, wie etwa Tabak, der nach wie vor eine führende Position einnahm, o d e r  
Eier und andere tierische Produkte wie etwa Schweinefett.121 12Hinzu kam nun aber v e r s t ä r k t  
ein Interesse an Industriepflanzen und an den Bodenschätzen, d.h. vor allem an Erzen u n d  
Kohle. Außerdem wurde die technische Modernisierung der bulgarischen L an d w irtsch aft 
durch die Lieferung von Landmaschinen und Maßnahmen auf dem Gebiete der A u sb ild u n g  
unterstützt.123 Die Konzepte und Hintergründe dieser Entwicklung sollen an eigener S t e l l e  
betrachtet werden.
Sozial- und wirtschaftspolitisch begleitet wurden diese Neuerungen durch einen s t a a t ­
lichen Dirigismus, der zwar -  wie etwa unter Stambolijski -  ein konstantes Merkmal b u lg a r i­
scher Politik gewesen war, sich ab 1931 aber intensivierte und nach Errichtung der k ö n ig li­
chen autoritären Regierungsform 1935 unter Ministerpräsident Georgi K ’osseivanov s e i n e  
radikalste Ausprägung erhielt. Hatte dessen Vor-Vorgänger Musanov noch versucht, d u r c h  
gezielte Fördermaßnahmen bzw. durch den gezielten Entzug staatlicher Förderung fiir a l s  
„übersättigt“ geltende Branchen124 die Volkswirtschaft und insbesondere die Industrie d e m  
Binnenbedarf anzupassen, so war es K ’osseivanovs Ziel, das wirtschaftliche Leben d ire k te r  
staatlicher Kontrolle zu unterstellen und die Überwindung der sozialen Spannungen zw an g s­
weise herbeizuführen. Hierzu gehörte auch die beschriebene Ausrichtung auf den deu tschen  
Markt. Damit einher ging eine bewusste Anlehnung an die nationalsozialistischen und f a -
als „Schönfeld, Clearingverschuldung“. Popisakov, Gr.: Charakter i säSnost na kliringovite säglaienija metdu 
Bälgarija i Germanija prez 1940-1944 g. (=Trudove na VisS ikonomiöeski institut „Karl Marks“, Bd. 1). Sofia 
1961. Im folgenden zitiert als „Popisakov“.
121 Petzold, S. 203.
122 Ebenda.
I2j Schönfeld, R.: Wirtschaftliche Kooperation der deutschen Industrie in Bulgarien: Der Mitteleuropäische W irt­
schaftstag (1930-1944). In: Collegium Germania, 3/2000, S. 59-78, hier: S. 65f. Fortan zitiert als „Schönfeld, 
Kooperation“.
124 Berov, Industrialisierungspolitik, S. 67. Tankova, S. 98f.
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schistischen Vorbilder deutscher bzw. italienischer Provenienz.125 126Diesem Vorbild folgend, 
wurden die sozialen Beziehungen in Bulgarien zunehmend institutionalisiert. Dahinter stand 
die Auffassung, dass die Akteure des Wirtschaftslebens nicht mehr ihren eigenen Interessen, 
sondern nur noch denen der Nation zu dienen hätten. Mit dem Anspruch einer umfassenden 
Neustrukturierung der Volkswirtschaft und der Arbeitsbeziehungen verkündete die Regie­
rung, ein effizientes Ineinandergreifen der verschiedenen Bereiche und Interessengruppen 
erreichen zu wollen, das zu Produktivitätssteigerung, Modernisierung und einem allgemeinen 
Anstieg des Lebensstandards führen sollte. So wurde u.a. in durchaus richtiger Erkenntnis der 
Strukturprobleme der Landwirtschaft eine „Komassation“, d.h. eine Konzentration des Land­
besitzes bzw. Flurbereinigung, angestrebt. Die Anzahl der landwirtschaftlichen Kooperati- 
onsuntemehmen sollte erhöht und diese Untemehmensform den Status eines allgemeinen Or- 
ganisationsprinzips im Agrarsektor erhalten. Der Begriff „Kollektivierung“ wurde mit Blick 
auf die Sowjetunion bewusst vermieden. A uf dem Gebiet der Ausbildung machte sich die 
Regierung die Schaffung eines allgemeinen landwirtschaftlichen Schulsystems zur Aufgabe, 
das vom elementaren bis zum akademischen Niveau reichen sollte. Entwürfe hierfür waren, 
wie viele andere Vorschläge zur strukturellen Neugestaltung der Volkswirtschaft, bereits in 
der Fachpublizistik der 20er und 30er Jahre geschaffen worden.127
In den Bereichen, die den sozialen Status der Arbeitnehmer direkt betrafen, ergaben 
sich die bemerkenswertesten Neuerungen. Neben Reformen im Versicherungswesen, die un­
ter anderem die staatliche Lebensversicherung brachten, wurden nun vor allem Arbeitsverträ­
ge und das berufsständische Organisationswesen neu geregelt und staatlicher Aufsicht unter­
stellt. Mit dem Ziel, soziale Spannungen und Arbeitskämpfe zu unterdrücken, wurde noch 
1936 ein Gesetz über kollektive Arbeitsverträge für die einzelnen Betriebe verabschiedet, die 
der Überwachung und Kontrolle staatlich bestellter Inspektoren unterliegen sollten. Arbeits­
konflikte durften fortan nicht mehr per Arbeitskampf, sondern mussten arbiträr geregelt wer­
den. Außerdem waren sieben Arbeitstage Jahresurlaub gesetzlich garantiert. Auch die Berufs­
verbände wurden neu gegliedert und erhielten neue Aufgaben zugewiesen. Diese bestanden 
im wesentlichen nun nicht mehr in der Vertretung der Interessen ihrer Mitglieder, sondern 
darin, sie zusammenzufassen, damit staatlicher Kontrolle zu unterstellen und auf Loyalität zur 
Regierung einzuschwören. Insgesamt sollte die Arbeiterschaft diszipliniert und von klassen-
125 Upravlenie na tvoriestvo i dela (Propaganda-Broschüre der Regierung K’osseivanov). Sofia 1939, S. 154-158. 
Fortan zitiert als „Upravlenie“.
126 Ebenda.
127 S. Anm. 64. Vgl. Kapitel 4.
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kämpferischen Ideen abgebracht werden, wobei hier auch die bereits traditionelle A r b e i t s — 
dienstpflicht eine wichtige Rolle spielte.128 129
Vorzeigbare Erfolge gelangen der bulgarischen Wirtschaftspolitik mit dem neuen K Lxxrs 
besonders auf dem Gebiet des staatlich Getreidehandelsmonopols und des K o o p e ra t iv ism u s , 
obwohl die Regierung K ’osseivanov nicht die Erfinderin beider Konzepte war. Bereits 1 9 3  O  
war unter Ministerpräsident Ljapcev die staatliche Getreidehandelsorganisation „ C h r a n o iz — 
nos“ gegründet worden, die die Aufgabe hatte, den gesamten Binnen- und Außenhandel m i t  
bulgarischen Agrarprodukten abzuwickeln. Hierzu kaufte sie diese den Landwirten ab u n d  
verkaufte sie dann an Betriebe im Inland, wie etwa Mühlen oder Manufakturbetriebe, u n d  i m  
Ausland weiter. Das Erreichen einer Monopolstellung für Chranoiznos im Handel mit e i n ­
heimischem Getreide ab Oktober 1931 wurde unter anderem dadurch erleichtert, dass die O r ­
ganisation im Zeichen der Weltwirtschaftskrise die Produkte zu höheren als den W e ltm a rk t­
preisen abnahm und diese dann freilich unter Inkaufnahme von Verlusten exportierte. S ie  e r ­
reichte dadurch allerdings eine wesentliche Stärkung des staatlichen Einflusses auf G e tre id e ­
produktion und Handel. Dieser erfuhr auf privatem Gebiet eine signifikante E in sch rän k u n g ; 
im Jahrzehnt zwischen 1929 und 1939 reduzierte sich die Zahl der privaten H andelsun ter­
nehmen um 15 Prozent. Hinzu kam, dass Chranoiznos ab den frühen 30er Jahren eine A u f -  
sichtsfimktion über das bulgarische Mühlen- und Zuckerraffineriewesen übernahm und b e ­
sonders den letzteren Bereich landesweit koordinierte. Nach Lampe entstand so ein s ta a tlic h e s  
Zuckerkartell. In Zusammenarbeit mit der Agrarbank, die im wesentlichen die Kredite f ü r  
die landwirtschaftlichen Kooperativuntemehmen, von denen die ersten noch zu S tam bolijsk is 
Zeiten gegründet worden waren, gewährte, nahm Chranoiznos auch Einfluss auf die E x p o r t­
struktur insgesamt. Indem die Agentur v.a. ab der Mitte der 30er Jahre verstärkt S e id en co - 
cons, Rosenöl, Baumwolle und Tabak aufkaufte, erfolgreiche Exportartikel also, setzte s i e  
Anreize für eine Steigerung der am Weltmarkt bzw. am deutschen Bedarf orientierten P roduk­
tion. Da es zugleich für individuell wirtschaftende Bauern immer schwieriger wurde, bei d e n  
landwirtschaftlichen Kreditbanken Unterstützung zu finden -  während der ersten Hälfte d e r  
30er Jahre sank ihr Anteil an den gewährten Krediten von 70 auf 30 Prozent — w'ar hier e i n  
Motiv für sie gegeben, sich ebenfalls Kooperativuntemehmen anzuschließen und sich d a m it  
zumindest indirekt unter staatliche Aufsicht zu begeben. Der Anteil der in solchen B etrieben
1:8 Upravlenie, S. 154.
129 Lampe, S. 82.
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Beschäftigten an der gesamten in der Landwirtschaft tätigen Bevölkerung stieg jedenfalls 
zwischen 1928 und 1939 von 25 auf rund 35 Prozent.130
Bemerkenswert erscheint außerdem, besonders was die zweite Hälfte der 30er Jahre 
betrifft, die Zunahme des Anbaus von Industriepflanzen, wie etwa Baumwolle, Sonnenblu­
men oder Tabak. Die hierfür verwendete Fläche stieg im Vergleich zur zweiten Hälfte der 
20er Jahre um fast das Zweieinhalbfache an.131 Zwar hielt der Ausstoß pro Hektar mit dieser 
Erweiterung nicht mit — nach Jackson und Lampe sank er sogar um die Hälfte -, und insge­
samt sank auch der Anteil der Industriepflanzen am Gesamtanbau leicht. Nach absoluten Wer­
ten gemessen, wuchs die Produktion von Industriepflanzen aber zwischen 1928 und 1939 
immerhin um sieben Prozent. Die deutliche Zunahme der Anbaufläche ist zudem ein klares 
Indiz dafür, dass die Bauern die Wichtigkeit der Industriepflanzenkultivierung hoch ein­
schätzten und offenbar ihre Bereitschaft zu Industrie- und marktorientierter Produktion ge­
stiegen war. Diese strukturelle Veränderung fiel im übrigen in eine Zeit der allgemeinen Er­
holung der bulgarischen Landwirtschaft bei gleichzeitiger Verbreiterung des Produktspekt­
rums. Gegenüber den späten 20er Jahren gelang bis 1938 eine Steigerung der Pro-Kopf- 
Produktion im Ackerbau um 22 Prozent. Lampe sieht die Gründe hierfür insbesondere in ei­
ner höheren Effizient der landwirtschaftlichen Kleinbetriebe gegenüber den größeren und 
einem Rückgang des Bevölkerungswachstums. Das Gewicht des Kooperativwesens und staat­
licher Initiativen schätzt er als eher gering ein, da ihre Vertreter auf der untersten Ebene, d.h. 
vor Ort in den Dörfern zu selten in Erscheinung getreten seien.132 Statt dessen sieht Lampe die 
größere Effizienz kleiner Betriebe gegenüber größeren als entscheidend an, da diese im Ver­
hältnis zu den größeren mehr menschliche Arbeitskraft, mehr Kapital, mehr Inventar und da­
bei auch mehr Maschinen eingesetzt hätten. Besonders das Argument einer stärkeren Mecha­
nisierung kleiner Betriebe erscheint allerdings kaum plausibel, da gerade Höfe mit einer Flä­
che von unter fünf Hektar zumeist Subsistenzwirtschaften darstellen, die, wie bereits erläutert, 
kaum Kapital erwirtschafteten und sich daher auch kaum mechanisieren konnten. Wenn, wo­
nach Lampe nicht fragt, Kleinbetriebe Mitglieder von Kooperationsuntemehmen waren, wa­
ren sie, streng genommen, der Kategorie der Kleinbetriebe nicht mehr zuzurechnen. Zudem 
führt der Autor seine eigene Argumentation ad absurdum, da er schließlich die Größenunter­
schiede zwischen kleineren und größeren Betrieben als eher gering einstuft, seine Kategorisie-
130 Ebenda, S. 83.
131 Ebenda, S. 84f., ebenso Jackson, Lampe, S. 438-441.
132 Ebenda, S. 86. Die Beweisführung hierfür stützt sich allerdings lediglich auf eine Fallstudie von Irwin T. 
Sanders.
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rung also insgesamt in Frage stellt.133 *Zu betrachten wären eher Effizienzunterschiede z w i ­
schen Kooperativ- und Individualbetrieben; denn die Erfolge der K ooperationsunternehm en 
wanden in der zeitgenössischen Publizistik durchaus skeptisch beurteilt. V ernach lässig t 
wird von Lampe außerdem die Frage, wie sich die Effizienzunterschiede im Laufe der J a h r e  
entwickelten. Denn nur, wenn sich hier signifikante Schwankungen nachweisen ließen, k ö n n ­
ten diese als Erklärungsversuch für die Produktivitätssteigerung im Ackerbau während d e r  
30er Jahre verwendet werden. Stattdessen erscheint es geboten, Faktoren, die sich in d i e s e r  
Zeit wirklich nachweislich veränderten, in Rechnung zu stellen. Und hierzu zählen in e r s t e r  
Linie die Intensivierung des staatlichen Dirigismus, der Kooperativismus und die zunehm en­
de handelspolitische Integration mit Deutschland. Inwieweit Deutschland als H andelspartner 
Bulgariens sowie als Kreditgeber und Lieferer von Technologie tatsächlich eine tragende R o l ­
le bei Produktivitätssteigerung und Neustrukturierung spielte, bleibt anhand der bulgarischen  
Analysen jener Jahre, die etwa in den entsprechenden Fachzeitschriften zu finden sind, z u  
überprüfen. Besonders die Kommentare zu den nach Deutschland ausgefuhrten Industrie­
pflanzen können Hinweise darüber geben, ob der verstärkte Anbau dieser Sorten durch d e n  
deutschen Bedarf motiviert war.
Im Ganzen gesehen hing aufgrund der engen wirtschaftlichen Anbindung B ulgariens 
an Deutschland seit den frühen 30er Jahren, die m it einer außenpolitischen einherging, d e r  
Gesamterfolg des wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Kurses des au toritär- 
monarchischen Regimes in hohem Maße von der Gestaltung dieser bilateralen Zusam m enar­
beit ab. Dies lag vor allem daran, dass für das Agrarland Bulgarien der Weg zu einer R ü ck ­
kehr in die Weltmärkte nach der Krise von 1929-34 über eine Zunahme der Agrarexporte 
führte. Da Deutschland gegen Ende der 30er Jahre über zwei Drittel der bulgarischen A usfuh­
ren abnahm, Anfang der 40er Jahre sogar rund 80 Prozent135, war es zu dieser Zeit, so N ikova, 
der wichtigste Handelspartner des Balkanlandes.136 Von seiner Aufnahmefähigkeit hingen d ie  
Exportmöglichkeiten Bulgariens entscheidend ab. Inwieweit dieser Zusammenhang allerdings 
die landwirtschaftlichen Neustrukturienmgs- und Modemisierungstendenzen der 30er Jah re  
direkt in Gang brachte oder zumindest forderte, bleibt, wie bereits angedeutet, diskutabel. 
Lampe jedenfalls ist offenbar geneigt, die Bedeutung des Anwachsens der bulgarisch­
133 Lampe, S. 87.
U4 So etwa bei: Conev, D.: Dejnostta na tjutjunevite kooperacii i pricinite za technite neuspechi. ln: Stopanska 
misäl, 1/1931,S. 115-121.
135 Nikova, G.: Stopanskata integracija meidu Bälgarija i Germanija prez 30-te -  40-te godini na XX. v.. ln: 
Collegium Germania, 3/2000, S. 160-193, hier: S. 167. Fortan zitiert als „Nikova“.
136 Ebenda.
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deutschen Handelsbeziehungen für den Aufschwung der 30er Jahre zu relativieren und ihre 
Auswirkungen in erster Linie auf politischem und militärischem Gebiet zu suchen.137 Eine 
Erklärung hierfür bleibt Lampe jedoch schuldig, zumal er im selben Zuge betont, dass 
Deutschland der einzige größere Abnehmer für erweiterte bulgarische Agrarexporte gewesen 
sei.138 Die Bedeutung, die den bulgarisch-deutschen Handelsbeziehungen für die Entwicklung 
der bulgarischen Landwirtschaft von deutscher Seite beigemessen wurde, zeigt sich indes 
eindeutig in den Akten des „Mitteleuropäischen Wirtschaftstages“ (MWT) von 1939-41, in 
denen Konzepte für die weitere Zusammenarbeit entwickelt wurden. Aus ihnen geht hervor, 
dass die deutsche Wirtschaft ein direktes Interesse an einer Neustrukturierung und Moderni­
sierung, mithin also einer Effizienzsteigerung im Agrarsektor Bulgariens wie auch seiner üb­
rigen südöstlichen Partner hatte.
Veranschaulichen lässt sich dieses Interesse beispielweise anhand des „Gutachtens des 
Mitteleuropäischen Wirtschaftstages 1939“ vom 12. August des Jahres. In ihm machen bereits 
die einleitenden Überschriften die Funktion und das Potential deutlich, die Südosteuropa nach 
Ansicht des MWT für Deutschland haben konnte: „Der Südosten soll der deutschen Mangel­
lage abhelfen.“ und „Der bisherige Anteil der Südostens an der deutschen Versorgung lässt 
sich erweitern.“ Neben einer kurzen Darlegung der noch genauer zu betrachtenden Gründe für 
die deutsche handelspolitische Orientierung nach dem Südosten zeigen sich die Unterzeichne­
ten des Gutachtens, der MWT-Vorsitzende v. Wilmowsky und Hauptgeschäftsführer Jacob, 
zwar zufrieden über die Zunahme des deutschen Anteils an der südosteuropäischen Gesamt­
ausfuhr, der „seit 1933 einen beispiellosen Aufschwung genommen“ habe; der Anteil dieser 
Länder -  d.h. Bulgarien, Rumänien, Ungarn und Jugoslawien - am deutschen Gesamtimport 
sei jedoch noch unbefriedigend. Er liege lediglich bei 8,1 Prozent.139 Bei dieser Quote sah das 
MWT-Gutachten offenbar einen Grenzwert erreicht, denn es konstatierte für die Zeit ab 1938 
einen Stillstand und teils auch einen Rückgang der deutschen „Wirtschaftsexpansion“ auf 
dem Balkan. Als Gründe hierfür sah es die begrenzten Produktionskapazitäten, die auf techni­
sche, gesellschaftliche und finanzielle Ursachen sowie auf die allgemein geringe Erschließung 
der Südostländer zurückzuführen gewesen seien.140 Ziel müsse es also sein, den „Anteil des 
Südostens an der deutschen Versorgung noch beträchtlich“ zu steigern, und am wichtigsten
137 Lampe, S. 87. Vgl. dazu auch die Beiträge in BGOV.
138 Ebenda.
139 Privatarchiv Dr. Petär Aladlov, Stopanski materiali, B l 22. Fortan zitiert als “PrAA”. Aladiov war in den 40er 
Jahren Präsident der Bulgarischen Handelsbank und Oberster Kommissar für Handelsfragen beim Ministerrat. ln 
den 50er Jahren emigierte er nach Westdeutschland und wurde dort Bankier. Vgl seine Autobiographie: A- 
ladzov, P.: Värchoven komisar. Edin ¿ivot v sluiba na stopanstvoto. Sofia 2000.
140 Ebenda. Siehe auch B l 23-25.
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sei nun „eine Steigerung der Erzeugung derjenigen Güter im Südosten, an denen ein E in f u h r -  
interesse Deutschlands besteht.“ 141
Zwar ist es notwendig, im Folgenden die Gültigkeit der aus dem Gutachten z i t i e r t e n  
Passagen für dieses Land konkret zu überprüfen; es lassen sich jedoch daraus bereits z w e ie r le i  
Hypothesen für die weiter Analyse ableiten. Zum einen schienen die Maßnahmen der R e g i e ­
rung K ’osseivanov seit 1935 noch zu keinen durchgreifenden Verbesserungen in der l a n d ­
wirtschaftlichen Produktion geführt zu haben; vielmehr entsteht besonders angesichts der e r ­
wähnten Stagnation ab 1938 der Eindruck, als sei innerhalb der bestehenden Strukturen d e r  
bulgarischen Landwirtschaft eine Produktionssteigerung erzielt worden, die aber bald an i h r e  
Grenzen gestoßen sei. Verstärkte staatliche Kontrolle und Kooperativismus waren noch n i c h t  
weit genug fortgeschritten und für sich genommen auch noch keine Garanten für mehr u n d  
bessere Produktion, solange nicht die technischen und bildungsmäßigen Voraussetzungen i n  
ausreichendem Maße vorhanden waren. Zum anderen aber stellt sich damit die Frage, w o ­
durch die Produktivitätssteigerung in der bulgarischen Landwirtschaft der 30er Jahre m o t i ­
viert war. Angesichts des deutschen Interesses daran, das sich, laut MWT-Gutachten, in e i n e r  
regelrechten „Einfiihrkampagne“ äußerte,142 kann vermutet werden, dass die Veränderungen* 
die sich in den 30er Jahren in der bulgarischen Landwirtschaft vollzogen, in engem Z usam ­
menhang mit der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsintegration stehen und somit die F ra g e  
nach den Konzepten und den damit verbundenen Maßnahmen von deutscher Seite aufwerfen.
Insgesamt bleibt zumindest vorläufig der Eindruck, dass die vorhandenen M odem isie- 
rungstendenzen in der bulgarischen Wirtschaft durch die speziell in den 30er Jahren e n g e r  
werdende Verflechtung mit Deutschland durchaus Impulse erhalten haben.143 Zu spüren w a ­
ren sie in erster Linie im Agrarsektor, da er als prinzipiell exportfähiger Bereich die Schnitt­
stelle nach außen war. Was die Industrie betraf, so war sie noch kaum in der Lage, w ettbe­
werbsfähige Waren zu produzieren. Eher konnte sie von deutschen Lieferungen industrieller 
Fertigwaren und Maschinen profitieren. Von strukturellen Änderungen w ar sie zunächst n o c h  
weniger betroffen als der Agrarsektor.
Die Zeit zwischen den Weltkriegen brachte Bulgarien im Vergleich zur Vorkriegsepo­
che ungeachtet der weiter bestehenden Dominanz einer ineffizient arbeitenden Landwirtschaft 
demnach doch Versuche, bei der wirtschaftlichen Modernisierung neue Wege zu beschreiten.
In der Erkenntnis, dass eine gesamtwirtschaftliche Entwicklung in strukturellen Veränderun­
14! Ebenda.
m Ebenda, Bl. 22.
14j Zur Rolle der anderen europäischen Industrieländer siehe folgendes Kapitel.
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gen des Agrarsektors ihren Anfang zu nehmen hatte, setzten die bulgarischen Regierungen 
dort besonders ab Mitte der 20er Jahre zunehmend auf Industrie- und Exportorientierung bei 
gleichzeitiger Neuorganisation der Produktion in Richtung auf Kooperativismus. Im Gegen­
satz dazu hatte die Modemisierungsstrategie vor dem Ersten Balkankrieg noch in erster Linie 
in auf Auslandskrediten gestützten staatlichen Direktinvestitionen zum Aufbau der Infrastruk­
tur und zur Gründung staatlicher Industriebetriebe sowie in der Setzung fiskalischer Anreize 
für den privaten Sektor bestanden.144 Nach 1918 wurde diese Politik zwar fortgesetzt, nun 
aber gab es zunehmend Ansätze, die Landwirtschaft mit einzubeziehen. Begleitet wurden die­
se Entwicklungen von arbeits- und sozialrechtlichen Fortschritten.
Es erscheint indes für die weitere Untersuchung sinnvoll, innerhalb der Zwischen­
kriegszeit zwischen zwei Perioden zu unterscheiden und diesbezüglich folgende Arbeitshypo­
these aufzustellen: Bis zum Beginn der 30er Jahre, also bis in die Jahre der Weltwirtschafts­
krise hinein, zielten die bulgarischen Modemisierungsbestrebungen vor allem darauf ab, dem 
Land eine verbesserte Stellung au f den Weltmärkten zu verschaffen. Durch eine Ausrichtung 
an deren Struktur und Bedarf sollten Devisen erwirtschaftet und damit die Last der Auslands­
schulden vermindert werden.145 Als im Verlaufe der Weltwirtschaftskrise die Devisenlage 
immer prekärer und die bulgarischen Agrarprodukte aufgrund des Verfalls der Weltmarkt­
preise immer weniger konkurrenzfähig wurden, verengte sich die außenwirtschaftliche Orien­
tierung Bulgariens zusehends auf Deutschland, was schließlich in einer Bilateralisierung der 
Beziehungen resultierte. Folge davon war, dass die Modemisierungsbestrebungen des Landes 
vor allem im Blick auf den deutschen Bedarf betrieben wurden und dass nun auch deutsche 
Modemisierungskonzepte für Bulgarien und andere Teile Südosteuropas zur Anwendung ka­
men. Sie wfaren allerdings so langfristig angelegt, dass ihre Verwirklichung über Ansätze zu 
Beginn der 40er Jahre nicht hinauskam. Die im Gefolge der Wende des Zweiten Weltkrieges 
1942/43 auf eine imperative Lenkung umgestellte deutsche Wirtschaftspolitik gegenüber den 
Südostländem verhinderte ihre weitere Umsetzung.146
144 Vgl. in diesem Zusammenhang v.a. die Fallstudie zu Gabrovo: Radkov, Ml.: Gabrovo v bälgarsko-germanskite
ikonomiöeski otno5enija, in: BGOV, Bd. 2, S 99-120. Außerdem: Tocev, P.: Vräski i otnogenija meädu Bälgarija
i Germanija na teritorijata na dneänija Gabrovski okräg (1878-1944 g.). In: BGOV, Bd.2, S. 121-137. Zudem:
Todorova, Aspekte.
1
Vgl. ausführlich zu den Auslandschulden: VaCkov, D.: Problemät za vänSnija däriaven dälg i izpälnitelnata 
vlast. In: Bälgarska akademija na naukite. Institut po istorija (Hg.): 120 godini izpälnitelna vlast v Bälgarija 
(NauCna konferencija, Sofija, 6-7 juli 1999 godina). Sofia 1999, S. 202-210.
146 Hierzu ausführlich Nikova, S. 162.
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3. Die Verflechtung d e r deutschen und der bulgarischen W irtschaftsinteressen
Eine Bewertung und historische Verortung der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbe­
ziehungen der Zwischenkriegszeit im Rahmen der bulgarischen Modemisierungsproblematik 
verlangt eine Einbeziehung des außenpolitischen Kontextes. Das heißt, es soll außer nach den 
wirtschaftlichen auch nach den außenpolitischen Konzepten und Motiven bzw. gegebenen­
falls auch Sachzwängen gefragt werden, die die deutsche Wirtschaft dazu veranlassten, Ver­
bindungen nach Bulgarien zu suchen, wobei auch die Bedeutung des Landes im südosteuro­
päischen Gesamtzusammenhang zu betrachten ist. Des weiteren soll untersucht werden, in­
wieweit sich wirtschaftliche und außenpolitische Motive gegenseitig beeinflussten bzw. er­
gänzten. Umgekehrt sollen diese Fragestellungen auch für Bulgarien analysiert werden. Dabei 
scheint es von besonderem Interesse zu sein, in welchem Maße bulgarische Modemisierungs- 
konzepte konkret ausgearbeitet waren, wie langfristig angelegt und welche Rolle darin dem 
deutschen Engagement zugeschrieben wurde. Zuvor jedoch ist noch zu klären, warum sich 
Bulgarien während der 30er Jahre durch die Bilateralisierung in die große wirtschaftliche und 
damit zwangsläufig auch politische Abhängigkeit von Deutschland begeben hat, ob man sich 
der damit verbundenen Risiken bewusst war und welchen Nutzen man sich davon erhoffte.
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3,1. Der Mitteleuropa-Gedanke in Deutschland als Grundlage
Deutsches wirtschaftliches Engagement im Bulgarien der Zwischenkriegszeit kann, soll es in 
seinen Grundlagen verstanden werden, nicht isoliert von den außenpolitischen und wirtschaft­
lichen Begleitumständen betrachtet werden. Außer Zweifel steht nach dem aktuellen Stand 
der Forschung, dass Bulgarien für die deutsche Wirtschaft stets nur eine Teil-Rolle im Ge­
samtszenarium deutsch-südosteuropäischer Wirtschaftsbeziehungen gespielt hat und diese 
wiederum im Zusammenhang m it der außenpolitischen Lage Deutschlands nach dem Ersten 
Weltkrieg gesehen werden müssen.147 Durch diese Perspektive erschließt sich zum einen die 
Funktionalität, die diese Beziehungen für die Außenpolitik hatten, zum anderen aber auch 
deren Wandel im Laufe der Jahre zwischen 1918 und 1944.
Die logische Verknüpfung, dass es zunächst die Außenwirtschaftsbeziehungen waren, 
die bei der Erreichung außenpolitischer Ziele helfen sollten, und nicht umgekehrt, ergibt sich 
aus der diplomatischen Isolation, in der sich das Deutsche Reich nach dem Ersten Weltkrieg 
befand. Mangels machtpolitischer Möglichkeiten sollte diese mithilfe des Aufbaus eines 
„funktionsfähigen Außenhandelsnetzes“148 überwunden werden, welches zugleich eine Ge­
genreaktion zum Streben der Siegermächte darstellte, sowohl durch die im Versailler Vertrag 
festgeschriebenen Beschränkungen als auch durch die Schaffung Deutschland ausschließen­
der Wirtschaftsbündnisse dessen Wirtschaftskraft weiter zu schwächen.149 Außerdem ging es 
während der frühen 20er Jahre darum, durch möglichst intensive Handelsbeziehungen nach 
Ostmittel- und Südosteuropa, wohin schon vor dem Kriege gute Kontakte bestanden hatten, 
die unmittelbaren Auswirkungen der Krise der Nachkriegsjahre abzumildem. Erste Erfolge 
dieser Bestrebungen bestanden im Abschluss von Handelsverträgen bzw. Meistbegünsti- 
gungsabkommen mit der Tschechoslowakei (1920), Jugoslawien (1921) und Bulgarien (1921)
14' Wichtige Titel hierzu sind u.a.: Elvert, J.: Mitteleuropa! Deutsche Pläne zur europäischen Neuordnung, Stutt­
gart 1999. Fortan zitiert als „Elvert“. Milward, A.S.: The Reichsmark Bloc and the International Economy, in: 
Hirschfeld, G.; Kettenacker, L. (Hgg.): Der „Führerstaat“: Mythos und Realität. Studien zur Struktur und Politik 
des Dritten Reiches ^Veröffentlichungen des Deutschen Historischen Institutes London, Bd. 8), Stuttgart 1981, 
S 377-413. Fortan zitiert als „Milward“. Wendt, B.-J.: Südosteuropa in der nationalsozialistischen Großraum­
wirtschaft. Eine Antwort auf Alan S. Mil ward, in: Ebenda, S 414-427. Fortan zitiert als „Wendt“. Volkmann, H.- 
E.: Außenhandel und Aufrüstung in Deutschland 1933 bis 1939, in: Forstmeier, F.; Volkmann, H.-E. (Hgg.): 
Wirtschaft und Rüstung am Vorabend des Zweiten Weltkrieges, Düsseldorf 1975, S 81-131. Thömer, K.: „Der 
ganze Südosten ist unser Hinterland“. Deutsche Südosteuropapläne von 1840 bis 1945, Oldenburg 2000. Fortan 
zitiert als „Thömer“ . Stegmann, D.: Mitteleuropa 1925-1934. Zum Problem der Kontinuität deutscher Außenpo­
litik von Stresemann bis Hitler, in: Stegmann, D. u.a. (Hgg.): Industrielle Gesellschaft und politisches System. 
Beiträge zur politischen Sozialgeschichte. Festschrift für Fritz Fischer zum 70. Geburtstag, Bonn 1978, S 203- 
221. Fortan zitiert als „Stegmann“. Hopfner, H.-P.: Deutsche Südosteuropapolitik in der Weimarer Republik, 
Frankfurt a.M. 1983.
Elvert, S. 97.
149 Ebenda. Vgl. außerdem: Matis, H.: Wirtschaftliche Mitteleuropa-Konzeptionen in der Zwischenkriegszeit. Der 
Plan einer „Donauföderation“. ln: Plaschka, R.G. u.a. (Hgg.): Mitteleuropa-Konzeptionen in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts. Wien 1995, S. 229-255, hier: S. 250.
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sowie der britischen Anerkennung eines Junktims zwischen der Erfüllung deutscher R eparati­
onsverpflichtungen und der Vorrangstellung deutscher Ausfuhren nach Ostmittel- und S ü d ­
osteuropa.150 Gerade im Südosten - mit Ausnahme von Rumänien, das sich bewusst enger a n  
Frankreich anlehnte -  erreichte Deutschland schon 1924 wieder die führende Stellung a ls  
Handelspartner, die es auch bereits vor dem Kriege innegehabt hatte.151 Möglich war d ie s , 
weil, so Elvert, die Beziehungen in diese Region weit weniger politisch belastet waren u n d  
stärker wirtschaftlich ausgerichtet werden konnten, als dies zum Beispiel mit Polen der F a ll 
w ar.152
Neben diesem unmittelbaren Nutzen, den die wiederbelebten Handelsbeziehungen m it 
Südosteuropa dem Reich brachten, spielten jedoch auch längerfristige Überlegungen z u r  
künftigen Gestaltung der Wirtschaftsbeziehungen mit dieser Region eine Rolle. Ziel war e s , 
im Südosten ein möglichst eng zusammengeschlossenes Großwirtschaftsgebiet zu schaffen, 
das von Deutschland abhängig sein würde und von dessen dauerhafter wirtschaftlicher A us­
richtung auf Deutschland infolge dessen ausgegangen werden könnte. Umfassen sollte d iese 
Konstruktion die Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Jugoslawien und Bulgarien. E ine 
feste Größe in diesem Konzept war auch der Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich, 
wobei es sowohl Überlegungen gab, in denen dieser als Vollendung der deutschen Pläne, a ls  
auch solche, in denen er als ihr erster Schritt vorgesehen war. Diese grundsätzlichen deut­
schen Interessen blieben während der gesamten Dauer der Weimarer Republik und auch in  
der NS-Zeit im wesentlichen eine konstante Leitlinie der Außen- und Wirtschaftspolitik a ller 
Reichsregierungen. Unterschiede gab es allerdings in den Auffassungen bezüglich der M e­
thoden, mit denen diese Interessen durchgesetzt werden sollten, und im Gewicht, das der 
Südosteuropapolitik im Gesamtzusammenhang deutscher Außenpolitik beigemessen wurde.
Der aktiven Phase zu Beginn der 20er Jahre, in der, wie erwähnt, die Handelsbezie­
hungen zu einer Reihe Östlicher und südöstlicher Partner neu belebt wurden, folgte ab der 
Mitte des Jahrzehnts unter Reichsaußenminister Gustav Stresemann eine Periode der Zurück­
haltung, in der die Annäherung an den Westen, insbesondere an Frankreich, im Vordergrund 
stand. Ihre wichtigsten Ergebnisse waren das Abkommen von Locarno 1924, der Dawes-
150 Elvert, S. 98. Dazu: Akten zur deutschen auswärtigen Politik, Serie A, Bd. 3, Dok. 226. Fortan zitiert als 
„AD AP“.
151 Petzold, S. 202. Elvert, S. 98 u. 105.
152 Elvert, S. 98. Zu Polen siehe: Ebenda, S. 99-101. Obwohl, so der Autor, Polen anfänglich im Handel fast 
ausschließlich von Deutschland abhängig war, gelang es dem Land v.a. im Verlaufe des Zollkriegs mit Deutsch­
land durch eine Diversifikation sowohl der Empfangerländer seiner Kohleexporte als auch des Produktspektrums 
seiner Volkswirtschaft sich zu modernisieren und wirtschaftlich unabhängiger zu werden.
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Plan153 und die Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund 1926. Um diese Konsolidierung 
der außenpolitischen Lage des Reiches und den dadurch gewonnenen Handlungsspielraum, 
den man vor allem im Hinblick auf das Streben nach einer Revision der Ostgrenzen erlangt 
hatte, nicht zu gefährden, setzte Stresemann während der zweiten Hälfte der 20er Jahre auf 
Zurückhaltung in der deutschen Südosteuropapolitik, freilich ohne dabei die strategischen 
Zielsetzungen aus dem Auge zu verlieren.154 Konsequenz dieser Zurückhaltung war beispiel­
weise die strikte Neutralitätswahrung Berlins angesichts der Balkankrisen von 1926 und 1927, 
die aus Versuchen Italiens resultierten, Albanien unter seine Kontrolle zu bringen sowie Ein­
fluss in Ungarn und Österreich zu gewinnen. In diesem Fall wie auch im jugoslawisch- 
bulgarischen Grenzstreit von 1927 wirkte die deutsche Außenpolitik vermittelnd und ver­
schaffte sich so zusätzlichen Kredit bei den Westmächten.155 Gleichwohl versäumte sie es 
nicht, Bestrebungen entgegenzuwirken, die auf die Begründung einer ostmittel- und südosteu­
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft unter Ausschluss Deutschlands hinausliefen, um dessen 
Einfluss auf dem Balkan zu schwächen. Sie tat dies um so mehr, wenn erkennbar wurde, dass 
auch Österreich in einen solchen Zusammenschluss einbezogen werden sollte, um es aus sei­
nen Bindungen zum Deutschen Reich herauszulösen. Besonders Frankreich war an derartigen 
Donauföderationsplänen interessiert und betrieb seit 1920 eine entsprechende Politik.156 157In 
der Regel vereitelte die Reichsregierung derartige Vorhaben durch wirtschaftliche Angebote 
an Österreich, die es diesem erleichterten, seine Anlehnung an das Reich beizubehalten. 
Ansonsten war sie in erster Linie daran interessiert, der Weltöffentlichkeit, d.h. dem Völker­
bund keine Anlässe für Diskussionen über die Anschlussfrage und die deutsche Südosteuro­
papolitik im allgemeinen zu bieten, weil sie befürchtete, dass am Ende solcher Debatten ein 
„Ost-Locarno“, also der Verzicht auf deutsche Revisionsansprüche stehen würde.158
Dass solche Befürchtungen nicht unberechtigt waren, zeigte sich, als die deutsche 
Südostpolitik Anfang der 30er Jahre, also nach dem Tode Stresemanns, unter Außenminister 
Curtius einen aktiveren Kurs einzuschlagen versuchte, wofür sie harsche Gegenreaktionen der 
Garantiemächte des Versailler Systems -  in diesem Falle vor allem Frankreichs und Italiens -  
erntete. Konkret handelte es sich um das Projekt einer deutsch-österreichischen Zollunion. 
Zur Sprache gebracht worden war es erstmals im Februar 1930 vom österreichischen Bundes­
kanzler Schober auf einem Besuch in Berlin. Da Curtius selbst bereits in diese Richtung ge­
153 Zum Dawes-Plan vgl. Elvert, S. 103. Stegmann, S. 204.
154 Elvert, S. 104.
155 Ebenda, S. 102.
156 Ebenda, S. 103. Außerdem: ADAP, Serie B, Bd. 3, Dok. 37.
157 Elvert, S. 103.
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hende Überlegungen angestellt hatte, einigte man sich auf eine Prüfung der Realisierbarkeit 
einer Zollunion sowie gegebenenfalls auf eine Weiterverfolgung dieser Idee. Als das Projekt 
im März 1931 jedoch bekannt wurde, stieß es in den übrigen europäischen Staaten auf einmü­
tige Ablehnung und wurde schließlich, nachdem der wirtschaftliche Druck Frankreichs eine 
Bankenkrise in Deutschland und Österreich mit ausgelöst hatte,158 59 im September des Jahres 
aufgegeben. Auch der internationale Haager Gerichtshof sprach sich dagegen aus.160 Insge­
samt aber gewann die deutsche Außenwirtschaftspolitik gegenüber Südosteuropa in den frü­
hen 30er Jahren eine neue Dynamik.161 Ungeachtet des Rückschlages von 1931 intensivierten 
sich nun die Wirtschaftsbeziehungen zu dieser Region besonders auf dem Gebiete des H an­
dels. Möglich wurde dies durch eine Bilateralisierung des Warenverkehrs mittels des soge­
nannten Clearinghandels, also des devisenfreien Austausches von Gütern, der im Gefolge der 
Weltwirtschaftskrise und dem damit einhergehenden Abzug von amerikanischem und westeu­
ropäischem Kapital162 *aus Deutschland und seinen südöstlichen Partnerländern als einzig 
gangbarer Weg erschien. Zwar waren die Handelsbeziehungen mit Südosteuropa auch zu ­
vor schon von erheblicher Bedeutung für den deutschen Export gewesen — die Region als 
ganze stand in der Rangliste der deutschen Ausfuhrpartner an zweiter Stelle hinter Frankreich 
und Benelux -, wie auch umgekehrt Deutschland schon in den 20er Jahren der wichtigste 
Handelspartner für diese Länder gewesen war. Dies galt vor allem für Bulgarien und Rumä­
nien, die 1929 29,9 bzw. 27,6 Prozent ihrer Ausfuhrwaren nach Deutschland lieferten; Ungarn 
und Jugoslawien folgten m it beträchtlichem Abstand: 11,7 bzw. 8,5 Prozent.164 Bulgarien w ar 
in seinem Außenhandel also schon vor der Weltwirtschaftskrise stärker auf Deutschland o ri­
entiert als seine Nachbarländer. Nun jedoch, d.h. 1931/32, nahm mit dem Abschluss von C le­
aring-Abkommen zwischen Deutschland und den südöstlichen Ländern -  so 1932 mit Bulga­
rien - eine Entwicklung ihren Anfang, die diese Staaten in eine zunehmende und letztlich bei­
158 Ebenda.
'■9 Ebenda, S. 107.
160 Ebenda.
161 Zum deutsch-österreichischen Zollunionsplan und den deutschen Mitteleuropaplänen insgesamt vgl. Krüger, 
P.: Wirtschaftliche Mitteleuropapläne in Deutschland zwischen den Weltkriegen. In: Plaschka, R.G. u.a. (Hgg.): 
Mitteleuropa-Konzeptionen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Wien 1995, S. 283-303, hier: S. 297f..
102 Vgl. hierzu: Berov, Lj.: The Withdrawing o f Western Capitals from Bulgaria on the Eve of the Second World 
War. In: Studia Balcanica, 4/1971, S. 225-256.
Vgl. hierzu: Petzina, D.: Autarkiepolitik im Dritten Reich. Der nationalsozialistische Vieijahresplan 
(=Schriftenreihe der Vierteljahreshefte für Zeitgeschichte, Nr. 16). Stuttgart 1968, S. 109-114.
164 Elvert, S. 105.
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nahe ausschließliche wirtschaftliche Abhängigkeit vom Reich trieb, wobei diese wiederum im 
Falle Bulgariens am stärksten ausgeprägt war.165
Begleitet und unterstützt wurde diese neue Entwicklung durch unabhängig vom politi­
schen Geschehen betriebene Initiativen auf privatwirtschaftlicher Ebene, die gleichwohl mit 
der Reichsregierung abgestimmt waren. Führend in diesem Zusammenhang war der „Mittel­
europäische Wirtschaftstag -  Deutsche Gruppe“, der 1931 unter Leitung des „Langnam- 
Vereins“ aus den deutschen Mitgliedern des 1925 in Wien ins Leben gerufenen Mitteleuropä­
ischen Wirtschaftstages (MWT) gebildet worden war.166 167
Die Grundidee, die hinter den Konzepten zur „Nutzbarmachung“ des europäischen 
Südostens für deutsche außenpolitische und wirtschaftliche Interessen steckte, reicht in ihren 
öffentlich wirksamen Traditionen bis in die Zeit des Ersten Weltkrieges, in ihren Wurzeln 
sogar bis in die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts zurück: Es handelt sich, wie auch im Namen 
des MWT zum Ausdruck kommt, um den Begriff von „Mitteleuropa“ als integriertem 
„Großwirtschaftsraum“, in dem die einzelnen Regionen sich durch Spezialisierung ihrer Pro­
duktion gegenseitig ergänzen sollten. Prominentester Vertreter dieser Idee vor 1918 war der 
Nationalliberale Friedrich Naumann, der -  unter dem Eindruck der Blockade durch die Enten­
te während des Ersten Weltkrieges stehend -  in diesem Zusammenhang vor allem den Ge­
danken der Autarkie in den Vordergrund stellte. Bulgarien rückte erst durch seinen Eintritt in 
den Ersten Weltkrieg an der Seite der Mittelmächte in das Blickfeld Naumanns, d.h. eigent­
lich erst ein Jahr danach durch seinen Bulgarien-Besuch im Juni 1916 in einer Gruppe von 
zehn Reichstagsabgeordneten. Naumann fugte daraufhin seinem Mitteleuropa-Buch das Kapi­
tel „Bulgarien und Mitteleuropa“ hinzu, in dem er die historische Mission der Deutschen un­
ter anderem darin erblickte, Bulgarien in Mitteleuropa einzubeziehen und dem russischen 
Einfluss zu entwenden. In der Folge entwickelte die Diskussion in Deutschland die Vorstel­
lung einer Achse Berlin-Sofia-Ankara, also die Eröffnung eines Weges in den Vorderen Ori-
165 Zu den Gründen für die wirtschaftliche Anlehnung Bulgariens und seiner Nachbarländer an Deutschland siehe 
nächsten Abschnitt. Zum Clearing: Schönfeld, Clearingverschuldung, (s. Anm. 95).
166 Zur Geschichte des MWT vgl. u.a.: Sohn-Rethel, A.: Industrie und Nationalsozialismus. Aufzeichnungen aus 
dem „Mitteleuropäischen Wirtschaftstag“. Berlin 1992. Wilmowsky, T.v.: Rückblickend möchte ich sagen..., 
Oldenburg/Hamburg 1961. S 187-217. Fortan zitiert als „Wilmowsky“ . Schönfeld, Kooperation. Thömer, S 411- 
421. Bemdt, R.: Wirtschaftliche Mitteleuropapläne des deutschen Imperialismus (1926-1931). Zur Rolle des 
Mitteleuropäischen Wirtschaftstages und der Mitteleuropa-Institute in den imperialistischen deutschen Expansi­
onsplänen. In: Ziebura, G. (Hg.): Grundfragen der deutschen Außenpolitik seit 1871. Darmstadt 1975.
167 Naumann, F.: Mitteleuropa. Berlin 1915. Außerdem: Naumann, F.: Werke IV. Politische Schriften (hg. von 
Schieder Th.). Köln 1974. Zudem : Petzold, S. 186-188. Thömer, S. 1-51, S. 340. Vgl. außerdem Hösch, E.: Auf 
der Suche nach Gemeinsamkeit: Die deutsch-bulgarischen Beziehungen und ihre Bedeutung für die politische
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D er Gehalt dessen, was man sich unter Mitteleuropa vorstellte, war in den D iskussio­
nen der 10er und 20er Jahre indes durchaus unterschiedlich; im wesentlichen ging es d a b e i 
zumeist um  die Frage, ob Deutschland, das man sich dann gegebenenfalls um Österreich e r ­
weitert dachte, dazugehören sollte oder nicht. Da es im Falle der Bejahung dieser Frage z w e i­
fellos eine hegemoniale Rolle in einem „mitteleuropäischen“ Großwirtschaftsraum übernom ­
men hätte, wurde „Mitteleuropa“ zu einem politischen Kampfbegriff. Je nachdem, wie m an z a  
einer deutschen Hegemonie stand, definierte man den Begriff seinen Interessen gemäß, w o b e i 
das Problem der deutschen Zugehörigkeit der wichtigste strittige Punkt war. Ansonsten h a n ­
delte es sich bei Mitteleuropa gemeinhin um die seit dem 19. Jahrhundert entstandenen 
„Nachfolgestaaten“ der Imperien der Osmanen, der Habsburger und der Romanows. „ Z w i­
scheneuropa“ war ein weiterer, eher abwertend gemeinter Begriff für diese Region, der m a n  
kein eigenständiges politisches Gewicht im europäischen Konzert der Mächte beimaß.
Während Frankreich nach dem Ersten Weltkrieg bestrebt war, anstelle D eutschlands 
selbst einen bestimmenden Einfluss vor allem in Südosteuropa auszuüben, „M itteleuropa“  
also nach eigenen Vorstellungen zu gestalten, was etwa in der Kleinen Entente und im T a r -  
dieu-PIan deutlich zum Ausdruck kam und in erster Linie dazu diente, die deutsche P o sitio n  
zu schwächen, wurde im Reiche selbst still und beharrlich zunächst an einer W iederherstel­
lung der alten Verbindungen aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg, später an einem A u sb a u  
dieser Beziehungen gearbeitet. Vorreiter waren während der 20er Jahre die Vertreter der P r i ­
vatwirtschaft, d.h. der Schwer- und Elektroindustrie. Da sie vielfach über exzellente K ontak te  
zur Ministerialbürokratie, besonders unterhalb der Staatssekretärsebene, verfugten, war d ie  
Abstimmung von Zielen und Methoden zwischen Wirtschaft und Reichsregierung stets g e ­
währleistet.168 69 Zugleich wurde es auf diese Weise möglich, dass einerseits Stresemann e in e  
Verständigungspolitik mit Frankreich betreiben und dass andererseits seit 1920 ein H andels­
vertragsnetz mit den südosteuropäischen Staaten entstehen konnte, dass Deutschland e rn e u t 
zum wichtigsten Handelspartner dieser Länder machte. Dies war eine zentrale V oraussetzung 
für die sowohl von Bürokratie als auch Unternehmerschaft getragene offensivere Außenwirt­
schaftspolitik gegenüber dem Donauraum ab Beginn der 30er Jahre. Während dieses J a h r -
Kultur Bulgariens in der Zwischenkriegszeit. In: Collegium Germania 4. Sofia 2003, S. 108-115, hier: S. 110. 
Fortan zitiert als „Hösch, Gemeinsamkeiten".
168 Thömer, S. 407. Stegmann, S. 207, S. 210f. Vgl. außerdem: Kühl, J.: Föderationspläne im Donauraum und in 
Ostmitteleuropa ^Untersuchungen zur Gegenwartskunde Südosteuropas, hg. vom Südost-Institut München, B d . 
2). München 1958. Eine überblicksmäßige Darstellung der historischen Entwicklung des Mitteleuropa- 
Konzeptes ist zu finden bei: Meyer, H.C.: Drang nach Osten: Fortunes o f a Slogan Concept in German-Slavic 
Relations, 1849-1990. Bern 1996. Vgl. außerdem Gross, H.: Mitteleuropäische Handelspolitik 1890-1938 und 
der Donauraum. In: Der Donauraum 7/1962, S. 100-114, hier: S. 111.
169 Stegmann, S. 216.
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zehnts eroberte sich Deutschland durch die Bilateralisierung eine unangefochtene Spitzenstel­
lung im Warenverkehr mit Südosteuropa, so dass der angestrebte Großwirtschaftsraum in 
Ansätzen tatsächlich Wirklichkeit wurde.170 *
Einen Spiegel dieser Entwicklung bietet die Geschichte des MWT. Stellte er anfäng­
lich noch ein recht breit angelegtes internationales Gesprächsforum dar, in dem die Diskussi­
on um den Mitteleuropa-Begriff offen und kontrovers geführt wurde, so wurde er in seiner 
neuen Form ab 1931 zum Koordinierungsinstrument rein deutscher Wirtschaftsinteressen im 
europäischen Südosten - zwar zivilrechtlich als Verein organisiert, aber in enger Fühlung­
nahme mit dem Auswärtigen Amte stehend. Diese Verzahnung drückte sich zugleich in der 
Entfaltung einer regen wissenschaftlich-institutionellen und publizistischen Tätigkeit aus, die 
den MWT argumentativ und agitatorisch unterstützte. Entsprechend der Ausrichtung des Inte- 
resses auf die südosteuropäischen Agrarstaaten wurde eine Reihe von universitären und 
außeruniversitären Südost-Instituten gegründet, oder es wurden bestehende in ihrer Schwer­
punktsetzung umorientiert.172 Der Begriff „Mitteleuropa“ wurde nun bei der Benennung zu­
rückhaltend gebraucht, um in den betroffenen Ländern nicht unangenehme Erinnerungen an 
deutsche Kriegszieldebatten des Ersten Weltkrieges zu wecken.173 Aufgaben der Institute wa­
ren sowohl die wissenschaftliche Analyse wirtschaftlicher und politischer Strukturen und 
Probleme im Donauraum als auch umgekehrt dort die Verbreitung von Informationen über 
Deutschland, um für dieses vor allem im Sinne der Intensivierung der wirtschaftlichen Kon­
takte Sympathien zu erzeugen.174 Beispiele hierfür waren etwa das bereits 1918 gegründete 
Breslauer Osteuropa-Institut, das Ende der 30er Jahre seinen Blick nach Südosteuropa wand­
te, oder das seit 1928 bestehende Leipziger Institut für Mittel- und Südosteuropäische Wirt­
schaftsforschung. Letzteres ging 1936 im neu gegründeten Südosteuropa-Institut der Leipzi­
ger Universität auf. Bekanntester Name in diesem Zusammenhang ist der von Herrmann 
Groß, der als stellvertretender Institutsleiter in den 30er Jahren eine Reihe von Monografien 
und Aufsätzen veröffentlichte, die außerordentlich aufschlussreich bezüglich der deutschen 
Vorstellungen über die wirtschaftliche Entwicklung Südosteuropas und der deutschen Rolle 
darin sind. Groß blieb auch nach dem Zweiten Weltkrieg als Lehrstuhlinhaber in München
170Nikova, S. 171. Schönfeld, Kooperation, S. 62-66.
Bemdt, S. 317.
172 Noch im Gefolge der Tätigkeit des „alten“ MWT waren Ende der 20er Jahre Mitteleuropa-Institute in W'ien, 
Brünn, Budapest und Dresden gegründet worden. Sie hatten die Aufgabe, unter Spezialisierung auf einzelne 
Aspekte die Länder Mitteleuropas kulturell und wirtschaftlich zu erforschen. Vgl. Bemdt, S. 320.
173 Thömer, S. 383.
174 Ebenda, S. 385.
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eine zentrale Figur der wirtschaftswissenschaftlichen deutschen Südosteuropa-Forschung.175 
Ebenfalls eine zentrale Bedeutung über den Krieg hinaus hat seit 1936 das Münchener Süd­
ost-Institut, das ursprünglich unter der Bezeichnung „Institut zur Erforschung des deutschen 
Volkstums im Süden und Südosten“ gegründet wurde.176
Angesichts der organisatorischen Initiativen, die unternommen wurden, um sowohl die 
in Deutschland vorhandenen Kenntnisse über Südosteuropa als auch die dortigen über 
Deutschland zu mehren, die in diesen Ländern lebenden Angehörigen der deutschen Minder­
heiten durch wissenschaftliche Forschung und Agitation zu stärken und die deutschen wirt­
schaftlichen Aktivitäten zu koordinieren und vorzubereiten, scheint nur ein Motiv für dieses 
Engagement denkbar: Südosteuropa als deutsches Einflussgebiet zunächst wirtschaftlicher, 
später auch politischer Art zu sichern. Im Zuge dieser Entwicklung sollte Deutschland nicht 
nur dort, sondern auch in der Welt w ieder allgemein an außenpolitischem Gewicht gewinnen 
und seinen Großmachtstatxis zurückerlangen -  ähnlich dem, den es vor dem Ersten Weltkrieg 
gehabt hatte, oder sogar darüber hinausreichend. Wirtschaftliche xind politische Aspekte grif­
fen somit nach Art einer Rückkoppelung ineinander: Intensivierte Handelsbeziehungen halfen 
beim Aufbrechen der außenpolitischen Isolation nach dem Ersten Weltkrieg und verschafften 
dem Deutschen Reich zugleich die nötige ökonomische Unabhängigkeit für weitere außenpo­
litische Ambitionen, denn sobald Südosteuropa der „wirtschaftliche Ergänzungsraum für 
Deutschland“ war, als den man es sich beim MWT vorstellte, das in verschiedenen Variatio­
nen seit dem 19. Jahrhundert diskutierte Konzept „Mitteleuropa“ also verwirklicht war, konn­
ten -  so die Hoffnung - weder weltwirtschaftliche Turbulenzen noch feindselige Aktionen der 
anderen Groß- und insbesondere Kolonialmächte Deutschland in die Knie zwingen.
Diese Vision ist vielfach in der Literatur -  insbesondere in der sowjet-marxistischen - 
als imperialistisch gebrandmarkt worden.177 Deutschland habe, so heißt es, in seiner Wirt­
schaftspolitik nach dem Ersten Weltkrieg einen expansionistischen Kurs verfolgt, der allein 
auf die Ausbeutung der südostexjropäischen Agrarländer abgezielt habe. Zu einer eigenständi­
gen kritischen Bewertung und historischen Einordnxmg des deutschen wirtschaftlichen Enga­
gements in Südosteuropa und zur Überprüfung der in der sowjet-marxistischen Historiografie 
geäußerten Thesen kann indes die Analyse dreier Fragestellungen dienen. Die erste dreht sich 
um die Besonderheit dieses Engagements, d.h. sie sucht nach Gemeinsamkeiten und Unter­
Thömer, S.386.
175 Ebenda, S. 386f. Außerdem: <www.suedost-institut.de/hist-inst.html>.
177 Vgl. u.a. Bemdt, Petzold, Thömer, Beiträge in BGOV und vor allem die sowjet-marxistische Literatur. Sie 
vertritt ähnliche Thesen auch in Bezug auf den Ersten Weltkrieg. Hier stellvertretend: Müller, K.-H.: Die Unter­
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schieden im Verhältnis zu den Außenwirtschaftsbeziehungen anderer großer Industrieländer, 
etwa Großbritanniens, Frankreichs oder der USA, zu den Balkan- und anderen „Ent- 
wicklungs-“Ländem. Die zweite fragt nach den Alternativen für die deutsche Volkswirtschaft, 
untersucht also, inwieweit angesichts von Bedrohungen wie der Devisenknappheit oder der 
Weltwirtschaftkrise die Offensive in Richtung Südosten überlebensnotwendig war. Die dritte 
Fragestellung schließlich hat die Methoden zum Inhalt, mit denen der südöstliche Großwirt­
schaftsraum geschaffen werden sollte; sie können wichtige Hinweise auf der Suche nach aus­
beuterischen Motiven geben.
Der historische Hintergrund, vor dem sich die Bilateralisierung der deutsch­
südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen während der 30er Jahre und insbesondere nach 
1933 vollzog, scheint zunächst den Vertretern der Imperialismus- und Ausbeutungsthese recht 
zu geben. Denn tatsächlich hat sich der Nationalsozialismus als eine Ideologie erwiesen, die 
auf die Unteijochung und Ausbeutung anderer Völker in einer einzigartigen Art und Weise 
abzielte. Eine Gleichsetzung des Großraum- und Autarkiegedankens, wie er beim MWT ent­
wickelt wurde, mit der nationalsozialistischen Idee vom „Lebensraum“ oder wenigstens die 
Behauptung einer evolutionären Kontinuität zwischen beiden Konzepten greift jedoch zu 
kurz. Vielmehr scheint eine Verwandtschaft mit den wirtschaftlichen Abhängigkeitsverhält­
nissen innerhalb der Kolonialreiche der Westmächte gegeben. Darauf, dass es das Konzept 
der bilateralen Beziehungen, der wirtschaftlichen Abhängigkeit und der „Ergänzungswirt­
schaft“ auch in der Außenwirtschafts- bzw. Kolonialpolitik dieser Länder - und auch bezüg­
lich der Balkanhalbinsel - gab, haben z.B. Milward und Wendt übereinstimmend hingewie-
178sen.
Zu den Alternativen respektive der wirtschaftlichen Bedeutung Südosteuropas für das 
Deutsche Reich und zu den Methoden seiner Ökonomischen Erschließung sind die Konzepte 
des MWT erhellend. Auch wenn der Verlauf des Zweiten Weltkrieges eine Entfaltung dieser 
Ansätze verhinderte, so scheinen diese doch zu zeigen, dass die deutsche Wirtschaft im Blick 
auf Südosteuropa eine nachhaltige Entwicklung und Modernisierung der dortigen Volkswirt­
schaften als Voraussetzung für eine gewinnbringende Zusammenarbeit für notwendig erachte­
te. Dass sie diese Kooperation in den Rahmen eines von Deutschland dominierten „Großwirt­
schaftsraumes“ eingebettet wissen wollte, ändert nichts an der Möglichkeit, dass ein Erfolg 
der MWT-Pläne zu einem Ansteigen des allgemeinen Lebensstandards in Bulgarien und dem 178
werfung Bulgariens unter den deutschen Imperialismus am Vorabend des ersten Weltkrieges. In: Jahrbuch für 
Geschichte der UdSSR und der volksdemokratischen Länder Europas, 4/1960, S. 265-292.
178 Milward, S. 386. Wendt, S. 416.
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übrigen Südosteuropa geführt und somit das deutsche Engagement letztlich wohl eine p o s i t iv e  
Beurteilung vor Ort erfahren hätte. Die Akten des MWT vermitteln den Eindruck, dass e i n e  
solche Mehrung des Wohlstandes in Südosteuropa durchaus im Sinne der deutschen W i r t ­
schaft war.179
Wie groß die Erfolgschancen tatsächlich waren, ist schwierig zu beurteilen. Es b e s te h t  
allerdings Anlass zu der Vermutung, dass ein derart umfassender Entwicklungsansatz, wie i h n  
der MWT vertrat, die Idee von „Südosteuropa als wirtschaftlichem Ergänzungsraum f ü r  
Deutschland“ letztlich ad absurdum geführt hätte. Denn je stärker sich die Region w irtschaft­
lich entwickelt hätte, desto unabhängiger wäre sie wirtschaftlich womöglich geworden;180 s i e  
hätte somit Kräfte entfaltet, die Sprengwirkung auf das deutsch dominierte „M itteleuropa“  
gehabt hätten. A uf die deutsche Bereitschaft, Südosteuropa zu modernisieren bzw. zu in d u s t­
rialisieren, hätte sich die Kenntnis dieser Kräfte wiederum in natürlicher Weise h em m en d  
ausgewirkt. Denn die Beziehungen zum Donauraum als Industrieregion hätten sich in d ie s e m  
Falle womöglich ähnlich entwickelt wie die zu Westeuropa und den USA; und ta tsäch lich  
waren, wie erwähnt, noch während der 30er Jahre Frankreich und die Benelux-Staaten a l s  
Handelspartner für Deutschland - aufgrund ihrer ähnlichen volkswirtschaftlichen Struktur -  
wichtiger als Südosteuropa.181 So gesehen, hätte Deutschland auch eine Intensivierung d e r  
Wirtschaftsbeziehungen zu den westlichen Industrienationen anstreben können. Dies w u rd e  
jedoch v.a. durch zwei Faktoren behindert: Zum einen war das Reich wegen der durch R e p a ­
rationslasten, Weltwirtschaftskrise und starke Binneninvestitionstätigkeit infolge der W ieder­
aufrüstung nach 1933 bedingten Devisenknappheit an devisenffeiem Handel interessiert; d i e ­
ser jedoch w ar mit den westlichen Ländern nicht möglich. Zum anderen wäre eine s tä rk ere  
wirtschaftliche Bindung an die Westmächte nicht im deutschen außenpolitischen In teresse  
und auch nicht im Sinne des Mitteleuropa-Gedankens gewesen, da dieser gerade davon a u s ­
ging, dass es gelte, durch einen Großwirtschaftsraum gestärkt, dem Westen als eigenständige 
und unabhängige Großmacht gegenüberzutreten. Insofern war die Orientierung nach Südost­
europa tatsächlich altemativlos.
Insgesamt scheint es, dass der MWT, der in den Traditionen deutscher M itteleuropa- 
Konzeptionen stand, die bis in das 19. Jahrhundert zurückreichten und nach dem Ersten W elt­
krieg eine neue außenpolitische Bedeutung erhielten, nach Wegen suchte, das wirtschaftliche 
Potenzial, das er in den südosteuropäischen Agrarstaaten sah, für Deutschland in einer la n g ­
179 Vgl. Kapitel 5.1..
lw> Zu deutschen Befürchtungen diesbezüglich vsl. Kapitel 5.1..
1S1 Elvert, S. 105.
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fristig tragfahigen Weise nutzbar zu machen. Dabei war er pragmatisch und geschäftsorien­
tiert genug, das Prinzip des Gebens und Nehmens als Grundlage für den Erfolg zu erkennen. 
Nur wenn der erhoffte Profit beiderseitig war, konnte an eine Realisierung deutscher Projekte 
in der Region gedacht werden. Ausbeuterische Motive spielten dabei ebenso wenig eine Rolle 
wie reine Menschenfreundlichkeit. Der Unterschied zur nationalsozialistischen Lebensraum- 
Ideologie konnte jedenfalls kaum größer sein, was allerdings noch nichts zur Einstellung der 
Vertreter des MWT zum Nationalsozialismus bzw. zum Verhältnis zum NS-Regime aussagt. 
Da die Nazis den MWT bis 1944 im wesentlichen unbehelligt ließen182 und er ab 1931 zur 
zentralen Koordinationsstelle in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit dem südöstlichen 
Europa wurde, waren die bei ihm entworfenen Pläne von nicht zu unterschätzender Bedeu­
tung für die Modemisierungsbestrebungen dieser Länder. Bulgarien, das sich handeis- und 
später auch außenpolitisch enger an Deutschland band als sein Nachbarn und im Verlaufe des 
Krieges nicht unter ein deutsches Besatzungsregime geriet, scheint somit als Beispiel für die 
Betrachtung der Rolle des deutschen Engagements innerhalb dieser Modemisierungsbestre­
bungen besonders geeignet.183
182 Schönfeld, Kooperation, S. 61 f.
183 Zur Sonderrolle Bulgariens für Deutschland vgl.: Petzold, S. 192-199.
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3.2. Weichenstellungen. Der Mitteleuropäische Wirtschaftstag als Agent deutscher wirt­
schaftlicher Südosteuropa-Politik
Beim Vergleich zwischen dem Bild, das der „Mitteleuropäische Wirtschaftstag -  
Deutsche Gruppe“ ab 1931 bot, und dem ursprünglichen Bild der 1925 in Wien ins Leben 
gerufenen „Mitteleuropäischen Wirtschaftstagung“ zeigt sich, dass der Unterschied kaum 
größer sein könnte.184 Zu Beginn der 30er Jahre stellte sich die deutsche Gruppe des MWT -  
nach Aktenlage185 verschwanden zu dieser Zeit die nicht-deutschen Teile des Vereins voll­
ständig aus dem Blickfeld der deutschen Wirtschaft -  als zentraler und beinahe konkurrenzlo­
ser Verband zur Durchsetzung und Wahrung deutscher wirtschaftlicher Interessen in Südost­
europa dar. Die „nach Südosteuropa gerichtete Wirtschaftspolitik lag von nun an beim 
MWT“.186 187Seinen internationalen bzw. „mitteleuropäischen“ Charakter hatte er praktisch 
vollkommen eingebüßt; daran änderten auch die Gründungen nationaler Gruppen in den süd­
osteuropäischen Ländern im Laufe der 30er Jahre nichts mehr, denn sie vollzogen sich aus-
1Ä7nahmslos unter deutscher Leitung.
Im Gegensatz dazu war die Mitteleuropäische Wirtschaftstagung der zweiten Hälfte 
der 20er Jahre eine eindeutig international geprägte und entgegen ihrer Namensgebung 
durchaus gesamteuropäisch orientierte Vereinigung von Wirtschaftsfachleuten und Politikern. 
Ihre ursprünglichen Leitgedanken gründeten sich auf die Konzepte von Freihandel und Völ­
kerbund. Dementsprechend waren in ihr zu Beginn nicht nur „eigentlich“ mitteleuropäische 
Länder, wie die Tschechoslowakei, Österreich, Ungarn und Deutschland vertreten, sondern 
auch westliche Nationen, wie Frankreich und Großbritannien, die als Vorkämpfer für den 
Freihandel galten.188
Demnach lässt sich die Geschichte des MWT in zwei klar voneinander abzugrenzende 
Abschnitte gliedern. Der erste kann als die internationale Periode des MWT bezeichnet wer­
den, während derer der Verein in erster Linie eine Plattform zur Diskussion über die künftige 
wirtschaftliche Gestaltung Mitteleuropas, aber auch des gesamten Kontinents war. Die deut-
Zur Geschichte des MWT vgl. u.a.: Sohn-Rethel, A.: Industrie und Nationalsozialismus. Auizeichnimgen aus 
dem „Mitteleuropäischen Wirtschaftstag“, Berlin 1992. Wilmowsky, T.v.: Rückblickend möchte ich sagen..., 
Oldenburg/Hamburg 1961, S 187-217. Fortan zitiert als „Wilmowsky“. Schönfeld, Kooperation. Thömer, S 411- 
421. Bemdt, R.: Wirtschaftliche Mitteleuropapläne des deutschen Imperialismus (1926-1931). Zur Rolle des 
Mitteleuropäischen Wirtschaftstages und der Mitteleuropa-Institute in den imperialistischen deutschen Expansi­
onsplänen, in: Ziebura, G. (Hg.): Grundfragen der deutschen Außenpolitik seit 1871, Darmstadt 1975.
185 Hier zum MWT verwendet: Akten der Deutschen Bank aus dem Bundesarchiv Berlin: BA, R 8119F, P 6135- 
6144 und BA, R43 II, 368a, BA, R901 sowie aus dem Auswärtigen Amt: PA AA, R 110143.
186 Frömmelt, R.: Paneuropa oder Mitteleuropa. Einigungsbestrebungen im Kalkül deutscher Wirtschaft und 
Politik 1925-1933 (=Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 34, hg. Von Rothfels, H. u. Eschen­
burg, Th.). Stuttgart 1977. S. 88. Im folgenden zitiert als „Frömmelt“.
187 BA, R 8119F, P 6136, Bl. 108-115.
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sehen Teilnehmer spielten zu dieser Zeit eine eher zurückhaltende Rolle. Der zweite A b­
schnitt ist als die deutsche Periode zu  kennzeichnen, da im Jahre 1931 der „MWT -  Deutsche 
Gruppe“ eindeutig zu einem Instrument deutscher Wirtschaftsinteressen in Südosteuropa ge­
macht wurde. Wenn auch nach außen hin kaum sichtbar, so kann man diese Reorganisation 
durchaus auch als komplette Neugründung eines Interessenverbandes betrachten, da der neue 
deutsche MWT mit seinem namensgleichen Vorgänger kaum mehr etwas gemeinsam hatte.
Die Initiative zur Einberufung einer Mitteleuropäischen Wirtschaftstagung ging im  
Jahre 1925 vom freihändlerisch gesonnenen Wiener Kaufmann Julius Meinl aus. Anlass hier­
für war der zunehmende Protektionismus insbesondere der „Nachfolgestaaten“ der Donau­
monarchie. Unter ihm litt in erster Linie die junge Republik Österreich mit ihrem wirtschaft­
lichen Zentrum Wien, das durch den Zerfall der Habsburgermonarchie seiner traditionellen 
Verbindungen und seiner Funktion als Finanz- und Handelszentrum für Mittel- und Südosteu- 
ropa beraubt war. Dementsprechend trat die im September 1925 abgehaltene Tagung für 
ein auf zwischenstaatliche Übereinkünfte und Präferenzzölle gestütztes größeres integriertes 
Wirtschaftsgebiet ein. Offen blieb allerdings, welche Ausdehnung dieses haben sollte, mithin 
also, was mit Mitteleuropa eigentlich gemeint war. Dieser Punkt war es jedoch, der zur zent­
ralen Streitfrage in den um die Neuorganisation des europäischen Wirtschaftssystems krei­
senden Debatten der folgenden Jahre avancieren sollte. Zuallererst ging es dabei darum, ob 
eine Großmacht wie Deutschland einem solchen Wirtschaftszusammenschluss angehören 
sollte oder nicht. Als Gegner einer deutschen Mitgliedschaft exponierte sich von Anfang an 
und bis in die frühen 30er Jahre hinein der ungarische Wirtschaftswissenschaftler und Staats­
sekretär Elemer Hantos. Er plädierte für eine Beschränkung eines solchen Präferenzzollsys­
tems auf Polen, die Tschechoslowakei, Österreich, Ungarn, Rumänien und den SHS-Staat 
bzw. Jugoslawien.18 990 Da außer Deutschland bezeichnenderweise auch Bulgarien nicht dabei 
sein sollte, konnte das Hantos’sehe Konzept leicht den Eindruck erwecken, als handele es 
sich dabei um ein zusätzliches Mittel zur Sicherung des Einflusses Frankreichs, der Garan­
tiemacht der Kleinen Entente, in Mittel- und Südosteuropa.191 Länder wie Deutschland und 
Bulgarien konnten somit zu dem Schluss gelangen, Initiativen wie der MWT seien gegen sie 
gerichtet. Im Grunde aber offenbarte die Mitteleuropäische Wirtschaftstagung lediglich den 
vor allem zwischen Deutschland und Frankreich bestehenden Gegensatz bezüglich ihres je ­
188 Frömmelt, S. 23.
189 Ebenda.
190 Ebenda, S. 24. Vgl. hierzu auch Stegmann, S. 209-211. Bemdt, S. 321-325. Thömer, S. 407. Stegmann, S. 
207, S 210f.
191 Frömmelt, S. 24.
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weiligen Einflusses in Mittel- und Südosteuropa. Für Deutschland ging es dabei um die 
Schaffung einer Machtposition in diesem Bereich des Kontinents, mit deren Hilfe die Wie­
dererlangung des Großmachtstatus, d.h. also die Befreiung vom Versailler Vertrag, erreicht 
werden sollte. Der Gegensatz zu Frankreich ergab sich daher gewissermaßen natürlich aus der 
französischen Rolle einer Garantiemacht des Vertrags Werkes. Gleichwohl war die Orientie­
rung des MWT zwischen den Alternativen eines deutsch dominierten Mitteleuropa oder einer 
Donauföderation ohne deutsche Beteiligung in den 20er Jahren noch unsicher. Aufgrund des­
sen und wegen der genannten, auf Frankreich bezogenen Verdachtsmomente erfuhr der MWT 
zu dieser Zeit noch kaum politische Förderung in Deutschland, wenngleich die Reichsregie­
rung es für notwendig erachtete, seine Aktivitäten einer aufmerksamen Beobachtung durch 
die deutsche Botschaft in Wien zu unterziehen.192 Dieses Bestreben Berlins, bei aller Zurück­
haltung eine gewisse Kontrolle über die Vorgänge beim MWT auszuüben, mag auch als Er­
klärung dafür dienen, warum das Auswärtige Amt die 1926 gebildete deutsche Gruppe beim 
MWT mit 4000 Reichsmark jährlich unterstützte.193 Dies erschien um so angebrachter, als 
mit dem ehemaligen Reichsminister und Politiker der Deutschen Demokratischen Partei 
(DDP) Georg Grothein ein freihändlerisch gesonnener Mann an der Spitze der deutschen 
Gruppe stand. Er trat vehement für eine deutsch-französische Zollunion als Voraussetzung für 
jede weitergehende wirtschaftliche Neuordnung Europas ein und lehnte daher regional be­
grenzte Zusammenschlüsse ab.194 Damit stand er jedoch im Konflikt mit der außenpolitischen 
Linie des Reichsaußenministers Gustav Stresemann, die darauf abzielte, für Deutschland eine 
-  auf Südosteuropa gestützte - Machtposition zu erreichen, in der das Reich Frankreich als 
eigenständige Großmacht gegenübertreten konnte.
Zu den ursprünglichen Motiven der regierungsseitigen Ablehnung des MWT gibt es 
indes verschiedene Interpretationen: Eher traditionell machtorientierte und damit eigentlich 
auch anti-französische Erwägungen sieht Stegmann im Vordergrund, wenn er auf die revisio­
nistische Ausrichtung der damaligen deutschen Außenpolitik verweist, für die der MWT nach 
Ansicht führender Kabinettsmitglieder eine Gefahr darstellte.195 Ohne diesem Standpunkt 
explizit zu widersprechen, betrachtet Elvert gerade die deutsche Verständigungspolitik mit 
Frankreich in jenen Jahren als Hindeningsgrund für eine Unterstützung des MWT durch die 
Reichsregierung. Dahinter stand nach Elvert die Befürchtung, dass eine zu engagierte deut­
sche Mitarbeit in der Organisation als Versuch aufgefasst werden konnte, das Versailler Sys-
192 Frömmelt, S. 24f.
193 Stegmann, S. 210.
194 Frömmelt, S. 24 und Stegmann, S. 210.
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tem in Ostmittel- und Südosteuropa zu untergraben -  ein Eindruck, der vermieden w erd en  
sollte.195 96 Unvereinbar sind beide Interpretationen insofern, als sie von einer unterschiedlichen 
Sicht des Kabinetts auf den MWT ausgehen: Aus Elverts Überlegungen ergäbe sich, dass d ie  
Reichsregierung den Verein grundsätzlich als geeignetes Mittel zur Stärkung deutschen E in ­
flusses in der Region ansah, welches sie allerdings noch nicht anwenden wollte; nach S teg ­
mann indes wurde er in Berlin offenbar als das genaue Gegenteil betrachtet.
A u f jeden Fall aber resultierte die deutsche Haltung in einem abwartenden V erhalten 
von Seiten der Regierung gegenüber dem MWT, an dem sich bis 1931 nichts wesentliches 
änderte. D ie beschriebenen konträren Auffassungen von Stegmann und Elvert lassen s ich  
insofern miteinander in Einklang bringen, als klar ist, dass der MWT erst dann zu e inem  
wirksamen Instrument deutscher Außenwirtschaftspolitik wurde, als er, d.h. die deutsche 
Gruppe, eine grundlegende Neuorganisation erfuhr.
Diese ist im Zusammenhang mit den damaligen innerdeutschen Auseinandersetzun­
gen zu sehen, die, vereinfacht formuliert, um die Frage „Freihandel oder Großraumautarkie“  
kreisten, w elche wiederum in Verbindung mit der Problematik einer revisionistischen d eu t­
schen Außenpolitik stand. In den Debatten der 20er Jahre ergab sich eine weitgehende D e ­
ckung von Freihandelsbefiirwortem bzw. Unterstützem einer europäischen Zollunion u n d  
Verständigungspolitiken! mit Frankreich. In Gegensatz zu ihnen standen die „Mitteleuropä­
er", in deren außenpolitischen Erwägungen vor allem der Gegensatz zu Frankreich im M ittel­
punkt stand, der sich in ihrer Sicht insbesondere beim Wettbewerb zwischen beiden Ländern 
um wirtschaftlichen und politischen Einfluss in Südosteuropa zeigte. Gemeinsam war beiden 
Lagern indes das große Ziel einer Revision der Versailler Friedensordnung, unter der m an  
sich im allgemeinen die Rückgliederung verlorener Ostgebiete, den Anschluss Österreichs 
sowie die Wiedererlangung des Großmachtstatus für Deutschland vorstellte. Sowohl Verstän- 
digungs- als auch Mitteleuropapolitik wurden im Grunde lediglich als Mittel zur Erreichung 
dieses Ziels betrachtet. Die Aufgabe nationaler Souveränität zugunsten europäischer Zusam­
menschlüsse wurde von keiner Seite ernsthaft in betracht gezogen.197
Dass eine deutsche Dominanz in Südosteuropa das eigentliche, ungeachtet dieser D e­
batten vom Auswärtigen Amt verfolgte Ziel deutscher Außen- und Wirtschaftspolitik jener 
Zeit w'ar, wurde trotz aller nach außen betriebenen Verständigungspolitik deutlich, wenn sich 
die Gefahr eines Zusammenschlusses in der Donauregion ohne deutsche Beteiligung abzeich-
195 Ebenda.
196 Elvert, S. 102.
19' Frömmelt, S. 28-30.
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nete -  und dies um so mehr, wenn Österreich einbezogen und somit dem deutschen Einfluss 
entzogen werden sollte. Eine solche Entwicklung hätte alle deutschen Mitteleuropapläne zur 
Makulatur werden lassen. Die Tatsache, dass es stets Frankreich oder französische Verbünde­
te waren, wie etwa die Tschechoslowakei oder die Kleine Entente, die solche Projekte voran- 
trieben, verleiht dem in Deutschland vielfach vorhandenen Misstrauen gegenüber der Ver­
ständigungspolitik eine gewisse Rechtfertigung -  zumindest, wenn man die deutsche außen­
politische Richtlinie, der französischen Vormachtstellung in Europa entgegenzuwirken, als 
legitim betrachtet. Deutsche Gegenmaßnahmen konzentrierten sich zu dieser Zeit, d.h. unter 
Außenminister Stresemann, auf Österreich, da dieses ein fester Bestandteil aller Südosteuro­
pakonzepte war. Sie bestanden in erster Linie in erweiterten Zugeständnissen auf dem Gebiet 
des Handels wie auch im Vorantreiben einer zunehmenden wirtschaftlichen und finanziellen 
Verflechtung von Unternehmen beider Staaten. Auf die gesamte südöstliche Region bezo­
gen sollte der Eindruck einer aktiven wirtschaftlichen Expansionspolitik hingegen -  wenigs­
tens zunächst noch -  vermieden werden.198 200 Konsequenz dieser Zurückhaltung war beispiel­
weise die strikte Neutralitätswahrung Berlins angesichts der Balkankrisen von 1926 und 
1927, die aus Versuchen Italiens resultierten, Albanien unter seine Kontrolle zu bringen so­
wie Einfluss in Ungarn und Österreich zu gewinnen. In diesem Fall wie auch im jugosla­
wisch-bulgarischen Grenzstreit von 1927 wirkte die deutsche Außenpolitik vermittelnd und 
verschaffte sich so zusätzlichen Kredit bei den Westmächten.201
Die deutsche Wirtschaft vertrat gegenüber dieser Gesamtproblematik von Verständi­
gung, europäischer Zollunion und Freihandel versus Mitteleuropapolitik und Großraumautar­
kie keine einheitliche Position. Dies lag daran, dass Teile der deutschen Wirtschaft, unter 
ihnen insbesondere die leichten Industrien, nach der Einleitung von Rationalisierungsmaß­
nahmen und nach der Stabilisierung der Währung 1924 begonnen hatten, ihre internationalen 
Märkte zurückzuerobem. Demzufolge waren sie an einem möglichst freien internationalen 
Warenverkehr interessiert. Anders lagen die Dinge bei der traditionell protektionistisch einge­
stellten Landwirtschaft sowie bei der Schwerindustrie, die beide weniger exportorientiert und 
demzufolge auf den Schutz der Binnenmärkte bedacht waren. Aus dieser Interessengemein­
schaft ergab sich, wie Frömmelt formuliert, ein Solidaiprotektionismus zwischen beiden 
Gruppen. Innerhalb des industriellen Sektors, der durch den Reichsverband der Deutschen 
Industrie (RDI) repräsentiert wurde, zeigte sich hingegen eine uneinheitliche Haltung gegen­
198 Ebenda, S. 31.
199 Elvert, S. 103.
200 Ebenda, S. 32f. Vgl. außerdem Elvert, S 103. Außerdem: ADAP, Serie B, Bd. 3, Dok. 37.
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über freihändlerischen Ideen, wie etwa der einer europäischen Zollunion. Es sei, so Fröm ­
melt weiter, zu einer „Polarisierung handelspolitischer Interessen“ innerhalb der Industrie 
gekommen.
Dementsprechend entspann sich bis in die frühen 30er Jahre hinein eine kontroverse 
Debatte um Deutschlands außen- und wirtschaftspolitische Orientierung. Sie verlief offen, b is  
die Folgen der Weltwirtschaftskrise die Errichtung einer europäischen Freihandelszone im ­
mer imwahrscheinlicher werden ließen. Dabei kann anhand der Verwendung von Schlagwör- 
tem wie „Paneuropa“, „europäische Zollunion“ oder „Mitteleuropa“ allerdings nicht genau 
zwischen Befürwortern und Gegnern einer kontinentalen oder zum Teil auch globalen Frei­
handelslösung unterschieden werden, denn beide Lager bedienten sich dieser Begriffe -  frei­
lich in verschiedener Zielsetzung und bisweilen auch in rein instrumenteller Absicht. Im K ern  
jedoch vertraten die Freihandelsbefürworter die Ansicht, dass Deutschland über Verständi­
gung und Zusammenarbeit m it den Westmächten den Anschluss an die Weltmärkte suchen 
sollte, während die andere Seite meinte, das Reich müsse seine ökonomische Zukunft im in ­
dustriell wenig entwickelten Osten des Kontinents erblicken und dort wirtschaftlich expansiv 
tätig werden. Bei letzterem Punkt blieb jedoch strittig, inwieweit eine industrielle Entwick­
lung dieser Länder unter deutscher Leitung erwünscht war.201 304
Vor diesem Hintergrund vollzog sich der Aufstieg der deutschen Gruppe des M W T 
zum führenden privatwirtschaftlich getragenen Instrument deutscher Südosteuropapolitik im  
wesentlichen in drei Schritten: ihrer Übernahme durch die westdeutsche Schwerindustrie, 
repräsentiert durch den Langnam-Verein, der Abkehr von der Verständigungspolitik im Jahre 
1931 im Gefolge der Weltwirtschaftskrise und speziell der Bankenkrise im selben Jahr und 
zuletzt durch die endgültige Ausrichtung der deutschen Außenwirtschaftspolitik auf die Au­
tarkie nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten.
Eine wichtige Voraussetzung für den ersten Schritt war die bereits erwähnte Verstän­
digung zwischen Schwerindustrie und Landwirtschaft auf der Grundlage gemeinsamer bin­
nenmarktorientierter Interessen. Koordinationsplattform dieser Interessen war der 1926 gebil­
201 Ebenda, S 102.
202 Frömmelt, S. 37-41.
203 Ebenda, S. 39.
204 Ebenda, S. 42-45. Vgl. dazu auch am selben Ort: S. 73-78. Hier auch zur Rolle der USA, die nach Frömmelt 
zwar Zollbarrieren zum Schutz ihrer Binnenwirtschaft errichteten, andererseits aber mit ihrer „Open Door Poli- 
cy“ als Verfechter des freien Welthandels auftraten. Versuchen der Westmächte Großbritannien und Frankreich, 
eine einheitliche handelspolitische europäische Position gegenüber den USA zu erreichen, die etwa anlässlich 
des Kellog-Paktes unternommen wurden, trat Stresemann unter Hinweis auf das für Deutschland zu den Repara­
tionszahlungen unverzichtbare amerikanische Kapital entgegen. Frömmelt meint, dass der Reichsaußenminister 
aber eigentlich im Sinne hatte, amerikanische Mittel zur wirtschaftlichen Durchdringung der Nachfolgestaaten 
einzusetzen (S. 75).
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dete Esplanade-Kreis, dem auch Tilo Freiherr v. Wilmowsky als Vertreter der Landwirtschaft 
angehörte, welcher aber durch verwandtschaftliche Bande, d.h. als Schwager Krupps, 
zugleich mit der Schwerindustrie verbunden war. Er wurde 1931 Vorsitzender des neuen Mit­
teleuropäischen Wirtschaftstages. Zur Formulierung gemeinsamer außenwirtschaftlicher Ziel­
setzungen kam es im Jahre 1929 anlässlich des Abschlusses des deutsch-polnischen Handels­
vertrages, der den protektionistischen Interessen der Landwirtschaft zuwiderlief. Obwohl dar­
an die agrar-schwerindustrielle Interessengemeinschaft beinahe zerbrach, kam es durch Ver­
mittlung des Langnam-Vereins zu einem Abkommen über einen Lastenausgleich zugunsten 
der Landwirtschaft. Als gemeinsame außenwirtschaftliche Ziele wurden bei dieser Gelegen­
heit die Sicherung des deutschen Binnenmarktes sowie dessen Erweiterung im Sinne eines 
größeren regionalen Wirtschaftsraumes vereinbart.203 *05 *
Indes gelang es den Vertretern der Schwerindustrie nicht, den RDI als Mittel zur 
Durchsetzung dieser Interessen zu verwenden, da hier nach wie vor die exportorientierten 
Industrien eine wichtige Rolle spielten. Daher entstand, so Frommelt, beim Langnam-Verein 
der Plan, die deutsche Gruppe des MWT, die nur eine geringe Präsenz in der Öffentlichkeit 
hatte, für die eigenen Zwecke einzuspannen. Dabei kam ihm die schwierige finanzielle 
Lage der Gruppe entgegen, an der auch das steigende Interesse der Reichsregierung nichts 
änderte, das 1930 durch den Ehrenvorsitz des Reichsaußenministers Curtius bei der Tagung 
des Gesamt-MWT in Breslau bekundet worden war. Ebenso wenig halfen das zunehmende 
Interesse des Deutschen Industrie- und Handelskammertages (DIHT) und der Beitritt großer 
deutscher Banken.207 In diese Lücke stieß der Langnam-Verein, mit dem Verhandlungen En­
de 1930 ein Ergebnis im Sinne eines finanziellen Engagements erbrachten. Dieses freilich 
war dann mit der Umbildung der deutschen Gruppe des MWT verbunden. An ihr waren aller­
dings letztlich auch RDI und DIHT beteiligt, wobei angenommen werden darf, dass sie ledig­
lich eine gewisse Kontrollfunktion ausüben wollten. Die führende Rolle des Langnam- 
Vereins war jedenfalls unangefochten.208 209Angesichts der von ihm angebotenen jährlichen 
Unterstützung von 30.000 Reichsmark leistete der bisherige Vorsitzende Gothein keinen Wi­
derstand gegen die Übernahme durch den Langnam-Verein und akzeptierte auch die von des-
^ A A
sen Vertretern Schlenker und Hahn gewünschten personellen Veränderungen. Diese be­
203 Ebenda, S. 78.
206 Frömmelt, S. 79f. Dem Autor zufolge waren jedoch auch die exportorientierten Teile des RDI nicht für eine
Annäherung an Frankreich und auch nicht für die Schaffung einer gesamteuropäischen Zollunion, um die Situa­
tion der deutschen Landwirtschaft nicht weiter zu verschlimmern.
207 Ebenda, S. 85.
208 Ebenda, S. 85 u. 87.
209 Ebenda, S. 86.
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standen zuallererst in einer Teilung des Vorsitzes zwischen Gothein und Wilmowsky, Im P r ä ­
sidium hatten außerdem die Repräsentanten von Schwerindustrie und Landwirtschaft die r e l a ­
tive Mehrheit mit sechs von insgesamt zwölf Mitgliedern. Die übrigen Sitze verteilten s i c h  
au f den DIHT (drei), den RDI (ein Sitz -  Carl Duisberg von der IG Farben) sowie die E x p o r t­
industrie (ein Vertreter der Firma Siemens) und Gothein.210 Dem erweiterten Vorstand g e h ö r ­
te außerdem Max Hahn an, ein Mitarbeiter Schlenkers, des Vorstandsmitgliedes d e s  
Langnam-Vereins, Die offizielle Neugründung des MWT - Deutsche Gruppe, d.h. die E in tra ­
gung ins Vereinsregister, erfolgte am 13. Februar 1931.
Im folgenden unternahm der Langnam-Ver ein noch weitere Schritte, um seine fü h ren ­
de Rolle beim MWT auszubauen, denn immer noch gab es freihändlerische Tendenzen in d e r  
Gruppe, die beispielsweise von den Vertretern des DIHT gefördert wurden.211 Dies w id e r­
sprach den Interessen des Langnam-Vereins, der eigentlich beabsichtigte, den MWT z u m  
Hauptinstrument seiner Mittel- und Südosteuropaambitionen zu machen. Zuvor hatte sich d e r  
Verein im Zusammenhang mit dem deutsch-österreichischen Zollunionsprojekt noch bei d e r  
Deutsch-Österreichischen Arbeitsgemeinschaft (DÖAG) und ihrem Zollunionsausschuss e n ­
gagiert, sich nach der Neugründung des MWT von dort aber zurückgezogen und damit d i e  
DÖAG in ihrer Bedeutung erheblich geschwächt.212 Er betrachtete den MWT als seinem Z ie l  
eines südosteuropäischen Großwirtschaftsraumes dienlicher.
Innerhalb des MWT ging es dem von Schlenker repräsentierten Langnam-Verein v o r  
allem darum, die Geschäftsführung unter seine Kontrolle zu bringen. Hier waren zunächst 
noch alte „Elemente“ in Gestalt von Gothein als Vorsitzendem (mit Wilmowsky) und S tren- 
cioch als bisherigem Geschäftsführer (mit Max Hahn) präsent Zunächst wurde unter U m ge­
hung der MWT-Gremien im August 1931 eine „Zentralstelle für Mitteleuropa, Büro D r. 
Hahn“ in Berlin gegründet. Diese Maßnahme wurde erst einen Monat später von den bis d a ­
hin uninformierten übrigen Mitgliedern, d.h. insbesondere vom RDI und dem DIHT gebilligt. 
Ende des Jahres gelang es Schlenker schließlich noch, Strencioch zu verdrängen und H ahn  
zum alleinigen Geschäftsführer des „MWT -  Deutsche Gruppe“ zu machen. Einzig Gothein 
verkörperte als Mit-Vorsitzender noch Kontinuität zum alten MWT und vertrat die Deutsche 
Gruppe au f Veranstaltungen des Gesamt-MWT.213 Frömmelt fasst diese Entwicklung folgen­
dermaßen zusammen:
210 Ebenda. Vgl. außerdem zur Zeit vor 1931: BA, R 901,42994, Bl. 130. Nach 1931: BA, R S119F, P 6140, Bl. 
125-126.
211 Frömmelt, S. 87f.
212 Ebenda, S. 88.
2,3 So etwa in Brünn Ende 1931.
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„Damit war es im Laufe eines Jahres gelungen, den ursprünglich auf dem Bo­
den der Freihandelsidee entstandenen Verband massiven wirtschaftlichen Gruppenin­
teressen unterzuordnen, ohne dass sich nach außen hin auffällige Veränderungen er­
geben hätten. Seine Aufgabe wrar, die »steigende wirtschaftliche Einkreisung Deutsch­
lands nach außen’ zu durchbrechen und das Tor nach Osten und Südosten offenzuhal- 
ten.“214
Begünstigt wurden diese Vorgänge beim MWT durch wirtschafts- und außenpoliti­
sche Entwicklungen zur selben Zeit, die die Aktualität des vom MWT verfochtenen Groß- 
raumkonzeptes steigerten und außerdem die Parallelität von MWT-Interessen und Zielvorstel­
lungen der Reichsregierung verdeutlichten. Sie mögen als der zweite große Schritt beim Auf­
stieg des MWT betrachtet werden.
Voraussetzung hierfür war das Scheitern aller, im Jahre 1930 noch ventilierten, euro­
päischen und insbesondere deutsch-französischen Zollunionspläne. Zwar hatte sich die 
Reichsregierung noch auf Sondierungen von Premier Briand eingelassen, tat dies zu jener 
Zeit aber im Grunde nur noch, um, wie zumindest Frömmelt meint, Frankreich keinen Vor­
wand zur Intervention gegen deutsche „Mitteleuropa“-Pläne zu liefern.215 Unstrittig ist je ­
doch, dass in man in Berlin befürchtete, eine am französischen Konzept ausgerichtete europä­
ische Zollunion würde die Möglichkeiten zu einer Revision des Versailler Vertrages und ei­
ner deutschen wirtschaftlichen Dominanz in Mittel- und Südosteuropa erheblich verschlech­
tern. Diese Mitteleuropa-Ziele verfolgte man daher zunächst zwar beharrlich, ohne jedoch auf 
einen offen Konfrontationskurs mit Frankreich einzuschwenken. Vielmehr versuchte die 
Reichsregierung, ihre Politik auf dem Boden des Völkerbundes voranzutreiben und entwi­
ckelte Pläne, die USA und Großbritannien für sich zu gewinnen, um sich gegenüber Frank­
reich in eine stärkere Position zu begeben, sowie auch Pläne, Frankreich später die Beteili­
gung an einem bereits deutsch dominierten Mitteleuropa vorzuschlagen. In der konkreten 
Situation des Jahres 1930/31 konkurrierten aber beide Mächte um Einfluss in Österreich, da 
klar war, dass hier der Schlüssel zur wirtschaftlichen Kontrolle Südosteuropas lag.216 Frank­
reich versuchte, Österreich in eine Donauföderation einzubeziehen und damit von Deutsch­
land zu lösen, Deutschland hingegen verfolgte das Projekt einer Zollunion mit der Alpenre­
214 Ebenda, S. 89.
215 Zur Frage der wahren Absichten Stresemann bzw. seiner Bereitschaft, eine Zollunion mit Frankreich einzu­
gehen vgl. auch Ewald: Die deutsche Außenpolitik, S. 153 zitiert nach Frömmelt, S. 81.
216 Ebenda, S. 82f.
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publik, die der Vorbereitung eines späteren Anschlusses dienen sollte. Letzteres Projekt 
legte trotz seines Scheitems den deutsch-französischen Gegensatz offen, der offenbar bis d a ­
hin durch die Stresemann'sche Verständigungspolitik nur verdeckt worden war. V ielm ehr 
zeigte sich nun die grundsätzlich revisionistische Linie der deutschen Außenpolitik, die m it  
ökonomischen Mitteln von vorne herein verfolgt worden war. Dem entsprach auch die w ohl­
wollende Haltung des Auswärtigen Amtes gegenüber dem neuen MWT -  eine Gunst, d ie  
anderen Organisationen jener Zeit, wie etwa der Paneuropäischen Union, nicht zuteil w u r- 
de.217 18
Unterdessen sah der neue MWT zu dieser Zeit seine Hauptaufgabe offenbar darin, d e r  
regierungsseitigen deutschen Südosteuropapolitik, die sich spätestens mit dem deutsch- 
österreichischen Zollunionsprojekt als mit den Zielen des MWT weitgehend deckungsgleich 
erwiesen hatte, zuzuarbeiten. Hiermit leitete er den mit der nationalsozialistischen M acht­
übernahme vollendeten dritten Schritt auf seinem Wege zum Hauptkoordinator der w irt­
schaftlichen deutschen Südostpolitik ein. Die Rolle, die der MWT in jenen Jahren zu spielen 
prädestiniert war, war diejenige eines Akteurs in Bereichen, in denen die Reichsregierung 
nicht offen tätig werden konnte oder wollte. Besonders nach dem Scheitern des Zollunions­
projekts hielt das Auswärtige Amt größere Zurückhaltung in der Mitteleuropafrage zumindest 
vorläufig für geboten, auch wenn es an seinen Zielen freilich festhielt. Diese gingen zudem  
weit über den gewünschten Anschluss Österreichs hinaus. In Erkenntnis des Wertes, den d e r 
deutsche M arkt insbesondere während der Weltwirtschaftskrise für die Länder Südosteuropas 
haben konnte, versuchte man in Berlin zu erreichen, dass, zumindest nach außen hin, aus d ie­
ser Region selbst Vorschläge für Präferenzzollabkommen oder eine regional begrenzte Zoll­
union mit Deutschland kämen. In diesem Sinne wurde der MWT tätig, indem er möglichst 
unauffällig die Bildung von Landesgruppen in Südosteuropa betrieb.219 20Währenddessen w ar 
die Reichsregierung darauf bedacht, ihr Interesse an wirtschaftlichen Zusammenschlüssen in  
Europa zu bekunden, zugleich aber m it Nachdruck zu fordern, dass Deutschland in solche m it 
einbezogen werden müsse. Vor allem aber versuchte sie zu verhindern, dass Österreich einer 
derartigen Organisation ohne deutsche Beteiligung beitrat. Dementsprechend lehnte sie auch 
den Tardieu-Plan ab und war auch auf den Konferenzen von London und Stresa 1932 nicht an 
konkreten Ergebnissen interessiert.
217 Ebenda.
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Im Gegensatz zu den 20er Jahren, während derer der MWT in Berlin noch mit großer 
Skepsis betrachtet worden war, hatte sich also zu Beginn der 30er Jahre, d.h. nach der Um­
gestaltung der deutschen Gruppe gemäß den durch den Langnam-Verein vertretenen Interes­
sen der Schwerindustrie, ein Gleichklang zwischen den beim MWT und den bei der Regie­
rung vorherrschenden wirtschaftlichen Südost-Konzepten ergeben. Der Verein war nun in der 
Lage, als relativ unauffälliger Agent der regierungsseitigen Politik in dieser Region zu fungie­
ren. Die Machtübernahme der Nationalsozialisten im Januar 1933 brachte in dieser Hinsicht 
keinen wirklichen Bruch; vielmehr bestand zumindest in den 30er Jahren eine weitgehende 
Kontinuität zwischen den außenwirtschaftlichen Zielen der Weimarer Reichsregierungen und 
der nationalsozialistischen. Dementsprechend konnte auch der MWT seine Aktivitäten fort­
setzen, wobei in ihm das agrarisch-schwerindustrielle Bündnis seine Dominanz noch ver­
stärkte. Ausdruck dessen war beispielsweise der Ausschluss Georg Gotheins aus dem MWT 
nach der Machtergreifung. Mit ihm verschwand der letzte profilierte Vertreter der Freihan­
delsidee aus der Spitze des Vereins.221
Die nationalsozialistische Machtübernahme erleichterte indes dem MWT noch in an­
derer Hinsicht die Arbeit. Denn nun wurde die Außenwirtschaftspolitik auch ganz offen auf 
das Ziel eines autarken Großwirtschaftsraumes ausgerichtet.222 Das zu seiner Erreichung ver­
wendete Mittel, der Abschluss bilateraler Handelsverträge mit den südosteuropäischen Agrar­
staaten, lief zwar weiterhin den Interessen der protektionistisch eingestellten Landwirtschaft 
zuwider, diese war jedoch, wie erwähnt, bereits Ende des vorangegangen Jahrzehnts durch 
den Lastenausgleich von der Schwerindustrie ftir eine aktive Handelspolitik im Südosten ge­
wonnen worden. Durch die unter Hitler betriebene Politik des „Reichsnährstandes“ wurde sie 
noch fester in den politischen Zusammenhang der angestrebten Großraumautarkie eingebun­
den.223 Von dieser Seite hatte der MWT also keine Beeinträchtigung seiner Aktivitäten zu 
befurchten. Die Anhänger des Freihandels waren zwar stattdessen nach wie vor in den Krei­
sen der exportorientierten leichten Industrien zu suchen, mussten sich nach 1933 aber mit der 
auf Großraumautarkie und Importforderung ausgerichteten Außenwirtschaftspolitik arrangie­
ren, die in Hjalmar Schachts „Neuem Plan“ ihren wichtigsten Ausdruck fand. Zwar wurde 
auch zu dieser Zeit versucht, den durch die Bilateralisierung des deutschen Außenhandels ins 
Stocken gekommenen Export deutscher Industrie waren in andere industrialisierte Länder
Ebenda, S. 93.
222 Zur Handelsvertragspolitik des Dritten Reiches vgl.: Doering, D.: Deutsche Außenwirtschaftspolitik 1933-35.
Die Gleichschaltung der Außenwirtschaft in der Frühphase des nationalsozialistischen Regimes. Berlin 1969, S. 
95-106. Fortan zitiert als „Doering“.
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wieder anzukurbeln, dies änderte jedoch nichts an der Priorität des Zieles eines deutsch ge­
führten Großwirtschaftsraumes in Südosteuropa. Zudem konnten diese Exportausfälle durch 
den massiven Anstieg der unter der NS-Herrschaft vergebenen öffentlichen Aufträge und 
durch die im Rahmen des Neuen Planes erreichte Exportsteigerung nach Ost- und Südosteu­
ropa soweit aufgefangen werden, dass die Außenhandelsbilanz bis 1937 wieder positiv wur­
de.224 256Für den MWT bedeutete dies jedenfalls, dass er seine Ambitionen in Südosteuropa un­
gestört und mit dem Wohlwollen der nationalsozialistischen Reichsregierung verfolgen konn­
te. Zwar kann daraus nicht zwingend geschlossen werden, dass er eine nationalsozialistische 
Organisation war oder dass seine führenden Mitglieder Nazis waren, zumindest aber darf 
eine weitgehende Kompatibilität zwischen seinen und den nationalsozialistischen außenwirt­
schaftspolitischen Zielen festgestellt werden. A uf jeden Fall wuchs in den 30er Jahren seine
Bedeutung derart, dass ihm im Laufe des Jahrzehnts über 130 führende deutsche Firmen bei-
._. 226traten.
2:3 Dazu ausführlich: Barkai, A.: Das Wirtschaftssystem des Nationalsozialismus. Ideologie, Theorie, Politik 
1933-1945. Frankfurt/M. 1988, S. 162-165. Im Folgenden zitiert als „Barkai“.
224 Vgl. Bettelheim, Ch.: Die deutsche Wirtschaft unter dem Nationalsozialismus. München 1974, S. 218-222. 
Außerdem Barkai, S. 167-169.
225 Schönfeld, Kooperation, S. 67.
226 Ebenda.
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3.3. Weichensiellungen in Bulgarien in den frühen 30er Jahren
Naturgemäß hatte Bulgarien als kleines Land keine derart kühnen Pläne wie Deutsch­
land zur wirtschaftlichen Neuordnung einer ganzen europäischen Region, und es ist auch 
fraglich, ob man sich in Sofia vor Mitte der 30er Jahre der Rolle überhaupt bewusst wurde, 
die dem Balkanstaat in den deutschen Großraumplänen zugedacht war. Gleichwohl war Bul­
garien ebenso wie Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg an einer Belebung seines Außen­
handels interessiert. Grund dafür war die prekäre finanzielle Situation des Landes, die durch 
mehrere Faktoren verursacht war und mittels merkantiler Erwirtschaftung von Devisen gelin­
dert werden sollte. Als akut aufgetretene Faktoren können der verlorene Erste Weltkrieg so­
wie die damit zusammenhängenden Reparationslasten und die bis 1926 ca. 800.000 Personen 
umfassenden Flüchtlingsströme aus den abgetretenen Gebieten gelten, die die wirtschaftliche 
und soziale Krise noch verschärften.227 Chronisch belastend auf die sozioökonomische Ent­
wicklung Bulgariens wie auch auf die Außenwirtschaftsbeziehungen wirkte sich zum einen 
die Auslandsverschuldung des Landes aus, die zwar durch die eben genannten Kriegsfolgen 
noch drückender wurde, aber eigentlich eine Grundkonstante der bulgarischen Wirtschaftsge­
schichte seit 187S228 29war; zum anderen war, wie bereits erörtert, ebenfalls von Beginn an die 
Produktivität der Volkswirtschaft aufgrund strukturbedingter Mängel zu gering, um durch den 
Export von Überschüssen ausreichende Mengen an Devisen ins Land zu holen. Davon war 
Bulgarien weit entfernt; an eine Erwirtschaftung von Devisen, die in die Modernisierung der 
Volkswirtschaft hätten investiert werden können, w7ar nicht zu denken. Nicht einmal eine ins­
gesamt ausgeglichene Handelsbilanz wurde bis in die 30er Jahre je  erreicht, der Saldo blieb
■ 229stets passiv.
Diese angespannte Finanzlage Bulgariens, die sich nach Petzold z.B. während der Jah­
re 1921/22 in einem Haushaltsdefizit von über 6 Milliarden Leva zeigte,230 war ein wichtiger 
Anknüpfungspunkt für die Wiederaufnahme der deutsch-bulgarischen Handelsbeziehungen 
nach dem Ersten Weltkrieg. Unmittelbar nach Kriegsende waren sie zunächst vollständig zum 
Erliegen gekommen; zumeist war lediglich über schweizerische oder niederländische Zwi­
schenhändler Warenverkehr möglich.231 Das bulgarische Interesse an einer Wiederbelebung 
der Verbindungen nach Deutschland, denen man in Sofia unter dem Eindruck des unheilvol­
227 Zur Flüchtlingsproblematik: Petzold, S 204; Pasvolsky, S 90-100
228 Zur bulgarischen Schuldenproblematik vgl.: Todorova, Cv.: DiplomatiCeska istorija na vänSnite zaemi na 
Bälgarija 1878-1912, Sofija 1972. Pasvolsky, S. 35-47, S. 160-168, S. 242-252.
229 Zum bulgarischen Außenhandel vgl. Pasvolsky, S. 182-190.
230 Petzold, S. 204.
231 Ebenda, S. 200.
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len Ergebnisses, das das Kriegsbündnis gebracht hatte, zunächst abgeneigt war, erwachte 
jedoch bald, da sich aus dem Abbruch der traditionellen Kontakte zahlreiche Schwierigkeiten 
ergaben. Unter anderem hatten sich die bulgarischen Industrien und Eisenbahnen vor dem 
Kriege zu einem Großteil mit deutschen Maschinen ausgestattet, für die nun die Ersatzteile 
fehlten bzw. nur unter größten Anstrengungen zu bekommen waren. Andererseits war 
Deutschland für Bulgarien auch als Absatzmarkt für Agrarprodukte interessant. Dies kam der 
deutschen Zigarettenindustrie gelegen; besonders die sächsische zeigte großes Interesse an 
bulgarischem Tabak.23 *34 Der deutsche Tabakimporteur Reemtsma und die Zigarettenmarke 
„Ernte 23“ haben sich in diesem Zusammenhang weit über ihre Zeit hinaus wirkend einen 
Namen gemacht.235 *
Aufgrund dieser Interessenlage kam es zunächst auf privater, bald aber auch auf staat­
licher Ebene zu Vorbereitungen für die Knüpfung offizieller Handelsbeziehungen. Aktiv wur­
den auf diesem Gebiet bulgarische und auf deutscher Seite in erster Linie sächsische Indust­
rie- und Handelsvertreter. Noch 1919 erfolgte die Gründung der „Deutsch-bulgarischen Han­
delsvereinigung Leipzig-Sofia“; agitatorisch wirkte auch der sächsische Landesverband der 
schon seit 1916 bestehenden Deutsch-Bulgarischen Gesellschaft, die seit dem selben Jahre ein 
Pendant in Sofia besaß. Rechtliche Grundlagen wurden im Jahre 1921 in Form eines 
Meistbegünstigungsabkommens geschaffen, nachdem ein Jahr zuvor die diplomatischen Be- 
Ziehungen wiederhergestellt worden waren. Unter diesen Voraussetzungen entwickelte sich 
sogleich eine rege Handelstätigkeit, die dazu führte, dass Deutschland schon 1924 wieder der 
wichtigste Handelspartner für Bulgarien wurde.238
Neben den Traditionen, auf die diese Beziehungen zurückblicken konnten239 und de­
ren Weiterführung sich für Bulgarien schon allein aus praktischen und technischen Erwägun­
gen anbot, waren es insbesondere zwei Faktoren die die wirtschaftliche Kooperation mit 
Deutschland für das Balkanland interessant machten. Sie blieben bis zum Ende des Zweiten
232 Zu den deutsch-bulgarischen Beziehungen in den ersten Nachkriegsjahren vgl.: Poppetrov, N.: Bälgaro- 
germanskite otnoSenija v sledvoennite godini (1918-1923). In: BGOV, Bd.4, S. 181-225. Fortan zitiert als „Pop­
petrov“.
253 Petzold, S. 200.
234 Ebenda, S. 201.
235 Petzold, S. 210.
2i6 Zur Deutsch-Bulgarischen Gesellschaft: Todorova, Cv.; Statelova, E.: Käm naíalnata istorija na Germansko- 
bälgarskoto druiestvo (1916-1918). In: BGOV, Bd. 2, S. 159-207.
1,7 Poppetrov, S. 188f.
238 Petzold, S. 202.
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Weltkrieges wesentliche Triebfedern für die Intensivierung der deutsch-bulgarischen Wirt­
schaftsbeziehungen: Bei dem einen Faktor handelt es sich um die engen akademischen Bin­
dungen der bulgarischen Eliten nach Deutschland, die sich etwa darin ausdrückten, dass der 
„Verband bulgarischer Studenten in Berlin“ im Jahre 1923 über 800 Mitglieder zählte. Insge­
samt gehörten die Bulgaren zu den größten Gruppen ausländischer Studenten in Deutschland 
-  dies vor allem im Bereich der Ingenieur- und Wirtschaftswissenschaften.239 40 Auch ein großer 
Teil der promovierten Bulgaren hatte in der Zwischenkriegszeit seinen Doktorhut an einer 
deutschen Universität erworben.241
Der andere Faktor war die Tatsache, dass Deutschland in der Zwischenkriegszeit nicht 
nur Lieferant wichtiger industrieller Fertigwaren war, sondern stets auch einen Spitzenplatz 
unter den Absatzmärkten für bulgarische Agrarprodukte einnahm. Es behauptete diesen, als 
im Laufe der 20er Jahre zu den traditionellen Waren, wie Weizen, Mais und Eier, auch indus­
triell verwertbare wie Tabak, Sonnenblumen, Weintrauben und andere Industriepflanzen hin­
zu kamen.242 Auch in Folge der Weltwirtschaftskrise erwies sich Deutschland als der beinahe 
einzige bedeutende Absatzmarkt, der Bulgarien noch zugänglich war. Als Bulgarien in jenen 
Jahren für seine Ausfuhrwaren auf dem Weltmarkt nur noch um bis zu 60 Prozent geringere 
Preise als in den 20er Jahren erzielte, gleichzeitig aber 35 Prozent seines Staatshaushaltes für 
den Schuldendienst verwenden musste, sah sich die Regierung 1932 gezwungen, das Land für 
zahlungsunfähig zu erklären.243 24Im selben Jahr kam jedoch auch ein deutsch-bulgarischer 
Handelsvertrag zustande, nachdem drei Jahre zuvor noch von 1914 stammende bulgarische
__ A  A
Verbindlichkeiten bei der Disconto-Gesellschaft Berlin geregelt worden waren. Die neue 
Vereinbarung mit Deutschland eröfftiete nun Bulgarien die Möglichkeit des Handels auf dem 
Wege des devisenfreien Clearings -  der einzige, der dem Land in seiner finanzielle Lage noch 
offen stand. Zudem erklärte sich Deutschland bereit, bulgarische Agrarprodukte zu höheren 
als den Weltmarktpreisen abzunehmen.245 Wie sehr Bulgarien auf Deutschland als Abnehmer
239 Vgl. hierzu: Todorova, Cv.: Interesite na germanskija finansov kapital v Bälgarija prez 90-te godini na XIX v., 
in: BGOV, Bd. 2, S 49-66. Außerdem: Gutsche, W.: JugoistoÖnoevropejskata politika na germanskija imperia- 
lizäm ot kraja na XIX v. do kraja na Pärvata svetovna vojna. In: BGOV, Bd. 2, S. 67-90.
240 Petzold, S. 202.
241 Hösch, Gemeinsamkeiten, S. 111.
242 Petzold, S. 203.
243 Ebenda, S. 206f. Vgl. außerdem: Schönfeld, R.: Die Balkanländer in der Weltwirtschaftskrise. In: Vierteljahn­
schrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 62/1975, S. 179-213, hier: S. 198-203.
244 Dazu ausführlich: Schellenberg, J.: Zu einigen Problemen der Disconto-Gesellschaft-Anleihe vom Juli 1914 an 
den bulgarischen Staat. In: BGOV, Bd. 3, S. 177-185.
245 Zum Clearing: Popisakov und Schönfeld, Clearingverschuldung. Allerdings verkaufte Deutschland südosteu­
ropäische Agrarprodukte teilweise zu „Dumping“-Preisen auf dem Weltmarkt weiter, um Devisen zu erw irt­
schaften. Vgl. Grenzebach, S. 215. Außerdem: Doering, S. 108-112.
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angewiesen war zeigte sich beim millionenschweren Kompensationsgeschäft, das 1934 zwi­
schen einem deutschen Konsortium, dem u.a. Siemens, Knorrbremsen, die Vereinigten Stahl­
werke und Krupp angehörten, und dem bulgarischen Staat abgeschlossen wurde. Man einigte 
sich dabei auf eine Lieferung von Eisenbahnmaterial aus Deutschland im Werte von 30 Milli­
onen Reichsmark gegen eine bulgarische Tabaklieferung246 im Werte von 631 Millionen Le­
va, verteilt auf die nächsten fünf Jahre.247 Zustande gekommen war das Geschäft, da die vor­
herige Suche nach anderen Abnehmern für den bulgarischen Tabak -  u.a. in Polen -  erfolglos 
geblieben war.248
Hier zeigt sich ein Problem, dem sich der bulgarische Ausfuhrhandel nicht erst beim 
Abschluss des Kompensationsgeschäftes gegenüber sah, sondern schon in den 20er Jahren, 
und das wesentlich zur zunehmenden handelspolitischen Abhängigkeit Bulgariens von 
Deutschland führte: die Unfähigkeit oder der Unwille der westlichen Kolonialmächte, ihre 
Märkte für bulgarische Agrarerzeugnisse zu öffnen, die sie zu einem großen Teil aus ihren 
eigenen Schutzgebieten beziehen konnten. Obwohl zwar etwa Frankreich und Großbritannien 
als Investoren stärker in Bulgarien vertreten waren als Deutschland, konnten sie keinen so 
starken wirtschaftlichen Einfluss gewinnen, da ihr Handel mit dem Balkanland weit weniger 
intensiv war und sie als Absatzmärkte kaum in Frage kamen.249 Als sich Bulgarien durch den 
Clearinghandel in den 30er Jahren immer enger an Deutschland band, erfolgte ein schrittwei­
ser Abzug westlichen Kapitals,250 und am Ende des Jahrzehnts kam man z.B. im Londoner 
Foreign Office zu der Ansicht, dass es besser sei, dem Deutschen Reich Südosteuropa als Ein­
flusszone zu überlassen -  dies, um die Energien des Reichs zu kanalisieren wie auch in der 
Erwartung, es werde dort schließlich mit den gleichen Schwierigkeiten konfrontiert wie Groß­
britannien in seinem Empire.251
246 Die Tabakbestände hatten sich während der Weltwirtschaftskrise angehäuft, als keine akzeptablen Preise dafür 
zu erzielen waren. Vgl. dazu Petzold, S 206. Ausführlicher: Berov, Lj.: Goljamata kompensacionna sdelka sreStu 
bälgarski tjutjun prez 1934 g. i bälgarsko-germanskata tärgovija v naveCerieto na Vtorata svetovna vojna. In: 
BGOV, Bd. 3, S. 318-338. Fortan zitiert als „Berov, Kompensacionna sdelka“.
247 Ebenda.
248 Berov, Kompensacionna sdelka, S. 325-329.
249 Thömer, S. 335. Die USA, Großbritannien und Frankreich nahmen nur etwa 1-2 Prozent der bulgarischen 
Ausfuhren ab.
250 Hierzu ausführlich: Berov, Lj.: The withdrawing o f westem capitals from Bulgaria on the eve of the Second 
World War. In: Studia Balcanica 4/1971, S. 225-256.
251 Zum Deutsch-britischen Konkurrenzverhältnis in Südosteuropa vgl.: Wendt, B.-J.: England und der deutsche 
„Drang nach Südosten“. Kapitalbewegungen und Warenverkehr in Südosteuropa zwischen den Weltkriegen, ln: 
Geiss, I.; Wendt, B.-J. (Hgg.): Deutschland in der Weltpolitik des 19. und 20. Jahrhunderts. Festschrift für Fritz 
Fischer zum 65. Geburtstag. Düsseldorf 1973, S. 482-512. Vgl. außerdem Schröder, S. 29 und ausführlicher: 
Ders.: Die deutsche Südosteuropapolitik und die Reaktion der angelsächsischen Mächte 1929-1933/34. ln: Be­
cker, J.; Hildebrand, K. (Hgg.): Internationale Beziehungen in der Weltwirtschaftskrise 1929-1933. Referate und 
Diskussionsbeiträge eines Augsburger Symposions 29. März bis 1. April 1979. München 1980, S. 343-360.
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Zwar vermittelt das bisher Gesagte den Eindruck, als habe es für Bulgarien aufgrund 
der weltwirtschaftlichen Lage in der Zwischenkriegszeit keine Alternative zu einem Abhän­
gigkeitsverhältnis mit Deutschland gegeben, an dieser Stelle soll aber noch genauer auf die 
entscheidenden politischen Weichenstellungen eingegangen werden, bevor dann im folgenden 
Kapitel ihr konzeptioneller Hintergrund betrachtet werden kann. Denn in der konkreten Situa­
tion der frühen 30er Jahre, als es für Bulgarien auch unter den Bedingungen der Weltwirt­
schaftskrise darum ging, den Außenhandel aufrechtzuerhalten, der während des vergangenen 
Jahrzehnts einen wichtigen Beitrag zur wirtschaftlichen Stabilisierung des Landes geleistet 
hatte, traten längerfristige außenwirtschaftliche und außenpolitische Überlegungen zumin­
dest vorübergehend in den Hintergrund. Dies ist jedenfalls der Standpunkt der jüngeren For­
schung zu dieser Thematik. Im Gegensatz dazu hat die traditionelle bulgarische, d.h. vorwie­
gend sowjet-marxistisch beeinflusste Literatur die Auffassung vertreten, dass es in erster Li­
nie ideologische und revanchistische Motive gewesen seien, die das „monarcho-faschistische“ 
bulgarische Regime die enge handelspolitische Bindung an Deutschland habe eingehen las­
sen. Die Regierung habe auf diese Weise ihr Land entgegen seinen wirtschaftlichen Interessen 
dem ausbeuterischen Zugriff des imperialistischen Deutschland ausgeliefert. Dieses habe 
zwar immer noch bessere Konditionen im Warenverkehr mit Bulgarien geboten als die 
Westmächte, jedoch weit schlechtere als die Sowjetunion, deren Angebote man aber aus anti­
sozialistischen Gründen ausgeschlagen habe.* 253 Diese Argumentation, deren prominentester 
Vertreter der bulgarische Wirtschaftshistoriker Ljuben Berov ist, übersieht freilich, dass das, 
was die UdSSR in jenen Jahren anbieten konnte, nicht geeignet schien, den bulgarischen Be­
darf zu befriedigen. Beispielsweise gilt dies für die Tatsache, dass sie nicht in der Lage gewe­
sen wäre, Importwaren aus Bulgarien mit Devisen zu bezahlen, an denen das Balkanland ein 
großes Interesse hatte. Beim Rubel handelte es sich um eine nicht konvertierbare Währung. 
Zudem wraren die Außenhandelsinteressen der Sowjetunion zu Beginn der 30er Jahre struktu­
rell ähnlich gelagert wie die bulgarischen, d.h. Moskau versuchte, durch den Export von Ag­
rarprodukten Devisen zu erwirtschaften. Hierzu trat es zu Beginn der 30er Jahre überhaupt 
zum ersten Mal auf den Weltmärkten in Erscheinung.254 Im Prinzip waren also die Gründe, 
die Bulgariens Handel mit der Sowjetunion wie auch mit den anderen südosteuropäischen
Ivanov, S. 206.
253 Berov, Orientacija, S. 184ff.
254 Ivanov, S. 216.
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Staaten einschränkten, gleich gelagert. Sie bestanden in der strukturellen Ähnlichkeit der Ein- 
und Ausfuhr dieser Länder.255
Demnach ist trotz aller ideologischen Differenzen zwischen Bulgarien und der 
UdSSR, die ebenso wie revisionistisch motivierte Affinitäten zu Deutschland gleichwohl eine 
Rolle gespielt haben mögen, in erster Linie nach den wirtschaftlichen Interessen zu fragen, die 
zu Beginn der 30er Jahre die Orientierung auf das Reich begünstigten. Diese Interessen, die 
das außenwirtschaftspolitische Handeln Bulgariens in der konkreten Situation der Jahre 
1931/32 bestimmten, dürfen indes wiederum nicht den Blick auf längerfristig wirksame 
Strukturen und Bindungen im Rahmen der deutsch-bulgarischen Beziehungen verstellen, die 
ebenfalls die wirtschaftliche Ausrichtung auf Deutschland während der 30er Jahre forderten. 
Neben vielerlei kulturellen, wissenschaftlichen und außenpolitischen Zusammenhängen, die 
hier eine Rolle spielten, waren es in signifikantem Maße grundlegende wirtschaftskonzeptio­
nelle Überlegungen der bulgarischen Facheliten, die bis in die 20er Jahre zurückreichten und 
in denen Deutschland überwiegend im Mittelpunkt der Debatten stand -  und dies sowohl in 
bezug au f binnen- als auch auf außenwirtschaftliche Erörterungen. Sie sollen in der vorlie­
genden Arbeit gesondert betrachtet werden. Die Kontinuität dieses Diskurses, der von der 
Mitte der 20er bis in die frühen 40er Jahre reicht, zeigt, dass eine alleinige Betrachtung der 
Außenwirtschaftspolitik der vom „Naroden Blök“ (Volksblock) ab 1931 getragenen bulgari­
schen Regierung des Ministerpräsidenten Nikola Musanov zu kurz greift, um die Zusammen­
hänge zu verstehen, die das Land die enge Anbindung an Deutschland haben eingehen lassen.
Dennoch soll an dieser Stelle der Blick auf die Lage der Jahre 1931/32 im Mittelpunkt 
stehen, um  die Weichenstellungen, die den Kurs der 30er Jahre in einem wesentlichen Maße 
vorbestimmten, zu erhellen. Außerdem wird anhand dessen deutlich, dass die letztlich fast 
ausschließliche Bindung an Deutschland in Bulgarien durchaus auch als Gefahr und keines­
wegs als das eigentliche Ziel gesehen wurde. Besonders die Volksblock-Regierung registrier­
te durchaus, dass es spätestens seit Mitte der 20er Jahre eine stete Tendenz des bulgarischen 
Außenhandels zur Konzentration auf Zentraleuropa gab, d.h. auf Deutschland, Österreich, 
Italien, Polen, die Tschechoslowakei, Ungarn und die Schweiz.256 Zwar hatte diese Region 
schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts an der Spitze der bulgarischen Außenhandelsstatistiken 
gestanden, im Verlaufe der 20er Jahre aber erreichte sie ein absolutes Übergewicht: Zu Be­
ginn des Jahrzehnts stellte sie bereits die Hälfte aller bulgarischen Importe, am Ende knapp
255 Weber, E.: Stadien der Außenhandelsverflechtung Ostmitte]- und Südosteuropas (“ökonomische Studien, 
Bd. 19, hg. von Schiller, K.). Stuttgart 1971, S. 41 f.. Fortan zitiert als „Weber*4.
256 Ivanov, S. 207.
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zwei Drittel. Noch deutlicher fiel die zentraleuropäische Dominanz beim bulgarischen Export 
aus; dort stieg sie von 54 Prozent im Jahre 1920 auf rund 70 Prozent während der Weltwirt­
schaftskrise.257 Im Gegensatz dazu sank der Anteil der westeuropäischen Länder Großbritan­
nien, Frankreich, Benelux und Spanien am bulgarischen Außenhandel während der selben 
Zeit kontinuierlich. Hatte er im Jahre 1911 noch rund 31 Prozent des Importes und knapp 50 
Prozent des Exportes ausgemacht, so lagen diese Werte 1921 bei 26 bzw. 28 Prozent und san­
ken während der Weltwirtschaftskrise auf 20 bzw. 26 Prozent.258 Betrachtet man diese Ent­
wicklung im Lichte des folgenden Jahrzehnts, der 30er Jahre, während derer dann allein der 
deutsche Anteil auf über 50 Prozent beim Im- und Export steigen und durch die Annexion 
bzw. Besetzung dreier der oben genannten zentraleuropäischen Länder -  Österreich, Tsche­
choslowakei, Polen -  eine weitere Zunahme erfahren sollte, so wird deutlich, wie sehr neben 
der aktuellen krisenhaften Lage der frühen 30er Jahre auch die traditionelle zentraleuropäi­
sche Ausrichtung des bulgarischen Außenhandels den Hintergrund für die Weichenstellungen 
der Volksblock-Regierung bildeten.
Die Tatsache, dass diese Tendenz der Konzentration des bulgarischen Außenhandels 
auf Zentraleuropa während der Weltwirtschaftskrise besonders stark hervortrat, war für die 
Regierung allerdings zugleich Anlass zum Gegensteuem. Vor allem versuchte sie, den Anteil 
Westeuropas zu erweitern, indem sie, wie Ivanov es ausdrückt, Großbritannien und Frank­
reich mit Angeboten zu Getreide, Tabak und tierischen Produkten geradezu „bombardierte“. 
Diese wandten sich jedoch zunehmend einer protektionistischen Politik zu, da sie im Rahmen 
ihrer Kolonialreiche selbst autarke Blöcke zu bilden bestrebt waren bzw. dem Handel mit 
anderen Ländern den Vorzug gaben.259 260Begleitet wurde diese Politik durch den Zusammen­
bruch des Goldstandards in Großbritannien und weiten Teilen des übrigen Europa im Jahre 
1931.260
Außer diesen Gründen für die handelspolitische Orientierung Bulgariens auf Zentral­
europa und hier vor allem auf Deutschland sind indes auch die Umstände in die Betrachtung 
mit einzubeziehen, die im Jahre 1932 zum Abschluss eines Handelsvertrages und eines Clea­
ringabkommens zwischen Bulgarien und Deutschland führten. Ein wichtiges Moment in die­
sem Zusammenhang wraren die finanziellen Schwierigkeiten, in die das Deutsche Reich im
257 Ebenda.
258 Ebenda. Vgl, außerdem Weber, S. 38-41.
259 Schröder, S. 29f.
260 Ivanov, S. 207-209. Vgl. außerdem: Drummond, I.M.: The Gold Standard and the International Monetary 
System 1900-1939. London 1987, S. 41-44. Der Autor spricht von der Entstehung eines “Sterling-Blocks” in 
weiten Teilen der westlichen Welt, da der Pfund Sterling als einzig verlässliche Währung internationale akzep­
tiert worden sei.
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Jahre 1931 geriet.261 26Sie führten dazu, dass Mitte des Jahres der Handel mit Reichsmark an 
den großen europäischen Devisenbörsen vorübergehend eingestellt wurde und auch die Bul­
garische Nationalbank ihre Reichsmarkoperationen unterbrach. Der Einfluss, den diese Vor­
gänge au f die bulgarische Ausfuhr vor allem von Eiern und Fellen hatten -  ihr Export wurde 
vorwiegend in die Schweiz umgelenkt bewirkte, dass die bulgarischen Regierung die 
deutsch-bulgarischen Handelsbeziehungen auf eine stabilere Grundlage zu stellen bestrebt 
war. Die Initiative ging also von Bulgarien aus, das allgemein an einer Intensivierung des 
Außenhandels interessiert war. Die deutsche Seite hingegen reagierte zunächst zögerlich und 
entsandte im Herbst 1931 zwei Delegationen nach Bulgarien, die sich einen allgemeinen Ein­
druck von den dortigen Verhältnissen verschaffen sollten. Ein weiteres Problem bestand im  
bulgarischen Wunsch, von Deutschland Präferenzzölle für die eigenen Agrarexporte zugesi­
chert zu bekommen. In Berlin hegte man Bedenken bezüglich möglicher negativer Reaktio­
nen des Auslands, besonders von wichtigen Handelspartnern wie den USA, Argentinien und 
der UdSSR, gegenüber der Gewährung von Präferenzzöllen an mittel- und südosteuropäische 
Länder, d.h. etwa Rumänien, Ungarn, Jugoslawien und Bulgarien.263 Außerdem galt es noch 
ausstehende Zahlungen aus bereits getätigten Geschäften zu begleichen. Hierbei handelte es 
sich um Devisenguthaben, die in der zweiten Hälfte des Jahres 1931 im Zuge der in beiden 
Ländern von den jeweiligen Nationalbanken eingefuhrten Devisenkontrolle eingefroren wor­
den waren. Geregelt wurde diese Frage durch den Abschluss eines privaten Kompensations­
geschäfts zwischen dem deutschen Tabakkonzem „Reemtsma“ und der Bulgarischen Natio­
nalbank, bei dem der Aufkauf einer bulgarischen Tabakemte aus dem Jahre 1931 beschlossen 
wurde.264
Nach Ausräumung dieser Fragen konnte am 22. August 1932 das Clearingabkommen 
zwischen Reichsbank und Bulgarischer Nationalbank unterzeichnet werden. Es trat am 1. De­
zember des Jahres in Kraft. Ursprünglich war es als umfassendes Clearing gedacht, jedoch 
zeigte sich bereits zu Beginn des Jahres 1933 eine bedenkliche Abnahme des Devisenzuflus­
ses nach Bulgarien, die besonders hinsichtlich der Rohstoffbeschaffung Probleme bereitete. 
Das Finanzkomitee des Völkerbundes riet der BNB, den Clearinghandel einzuschränken, 
woraufhin der Direktor der BNB, Nikola Momcilov, im Mai 1933 bei der Reichsbank und im 
Reichswirtschaftsministerium vorstellig wurde und vorschlug, den bilateralen Handel zu 30 
Prozent wieder auf konvertierbare Devisen umzustellen. Das Ergebnis der Verhandlungen
261 Vgl. Kapitel 3.1..
262 Ivanov, S. 212.
263 Ebenda, S. 212f. Vgl. hierzu auch Stegmann, S. 219.
81
entsprach schließlich zwar nicht diesem Vorschlag, es wurde allerdings bei der Reichsbank 
ein sogenanntes „Freies Konto“ für die BNB eröffnet, auf das 30 Prozent aller deutschen Cle­
aringzahlungen eingehen sollten. Dieses Guthaben sollte dann ausschließlich für den bulgari­
schen Einkauf von Rohstoffen in Deutschland verwendet werden.264 65 In Kraft trat diese Modi­
fizierung des Clearingabkommens Anfang 1934.
Hauptgrundlage für die Intensivierung des deutsch-bulgarischen Handels war der am 
24. Juni 1932 Unterzeichnete Handels- und Schifffahrtsvertrag. In ihm verpflichteten sich bei­
de Seiten, einen freien Warenverkehr zwischen beiden Ländern zuzulassen und vereinbarten 
für eine Reihe von Produkten Präferenzzölle. Hiervon profitierten in erster Line die bulgari­
schen Ausfuhren an Getreide (25 Prozent), Gerste (50 Prozent) und Mais (60 Prozent).266 267890
Auch für die orientalischen Tabake aus Bulgarien wurden Präferenzzölle vereinbart, die aller­
dings aufgrund eines amerikanischen Vetos nicht in Kraft treten konnten. Bulgarien konnte 
daher einen großen Teil seiner Ernten zunächst nicht nach Deutschland absetzen. Dies erfolg­
te erst im Jahre 1934 im Rahmen des erwähnten Kompensationsgeschäfts mit einem Konsor­
tium aus deutschen, österreichischen, tschechoslowakischen und ungarischen Finnen.
Auch wenn die Zölle, die Bulgarien von der deutschen Seite garantiert bekam und die 
als Vorzugszölle bezeichnet wurden, nicht in allen Bereichen wirklich vorteilhaft waren, so 
vor allem für den Tabak, wurde die Entwicklung des Außenhandels im Lande nach dem 
Abschluss des Handelsvertrages mit Deutschland im allgemeinen positiv beurteilt. Dies gilt 
sowohl für das gesamte Handelsvolumen, das sich besonders im Verlaufe der zweiten Hälfte 
der 30er Jahre steigerte, als auch für die Strukturen des Exports, in denen zwar der Tabak 
weiterhin eine unangefochtene Spitzenposition einnahm, der Anteil des Getreides weiter zu­
rückging, sich aber vor allem eine deutliche Tendenz zur Zunahme von Obst und Gemüse 
bemerkbar machte, was auf eine verbesserte Ausnutzung der klimatischen Bedingungen in 
Bulgarien hindeutete. Auch das Kompensationsgeschäft wurde von den Zeitgenossen we­
sentlich besser bewertet, als von den sowjet-marxistischen Autoren der Nachkriegszeit. Auf 
diesen Umstand weist Ivanov hin, der hier in erster Linie die Einfuhrgüter hervorhebt, die
264 Ausführlich hierzu siehe: Ivanov, S. 213f.
265 Ebenda, S. 214f. Vgl. außerdem Popisakov.
266 Ausführlich vgl. Ivanov, S. 219.
267 Vgl. Ivanov, S. 220.
268 Ausführlich zum bulgarischen Außenhandel vgl. Ivanov, S. 99-206.
269 Bohn, T.M.: Bulgariens Rolle im „wirtschaftlichen“ Ergänzungsraum Südosteuropa. Hintergründe für den 
Beitritt zum Drei-Mächte-Pakt am 1. März 1941. In: Dieckmann, C. u.a. (Hgg.): Besatzung und Bündnis. Deut­
sche Herrschaftsstrategien in Ost- und Südosteuropa (“ Beiträge zur nationalsozialistischen Gesundheits- und 
Sozialpolitik. Bd. 12). Berlin/Göttingen 1995, S. 111-138, hier: S. 111-113.
270 Statistische Aufschlüsselung bei Ivanov, S. 99-206.
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Bulgarien im Rahmen dieser Abmachung aus Deutschland erhielt. Seiner Ansicht nach war 
der Umfang des Geschäfts enorm. Es habe nicht nur Bulgarien von knapp 26 Millionen Kilo­
gramm ansonsten praktisch unverkäuflicher Tabake befreit, sondern auch die Einfuhr von 
Industriegütern in großem Maßstab gebracht. An erster Stelle sind in diesem Zusammenhang 
zum Beispiel die Eisenbahnmaterialien zu nennen. Hierunter fielen neben Lokomotiven vor 
allem rund 400 Güter-, Kühl- und Reisewaggons. Hinzu kamen 34 Zugmaschinen und Wagen 
für Straßenbahnen sowie über 40 Walzen und sonstige Maschinen für den Straßenbau.271
Auch wenn man aus heutiger Sicht und angesichts des fortdauernden schleppenden 
Charakters der sozioökonomischen Modernisierung den Nutzen dieses Kompensationsge­
schäftes für Bulgarien eher niedrig einschätzen mag, so erscheint es beim Blick auf seine Di­
mensionen und die erhaltenen Waren doch verständlich, wenn es aus zeitgenössischer Per­
spektive begrüßt wurde. Denn, so war zumindest zu hoffen, die von dem mitteleuropäischen 
Firmenkonsortium erhaltenen Produkte hatten wenigstens das Potential, über den Rahmen des 
eigentlichen Geschäftes hinaus Impulse für eine nachhaltige Modernisierung der bulgarischen 
Produktion zu geben. Schwerpunktmäßig handelte es sich bei ihnen um Erzeugnisse, die der 
Infrastruktur des Landes zugute kamen, indem sie Verkehrswege und Transportmöglichkeiten 
erweiterten. Betrachtet man das Kompensationsgeschäft unter dem Blickwinkel der bulgari­
schen Modemisierungsbestrebungen und dem Ziel einer Intensivierung des Außenhandels, so 
kann man es als ergänzende Maßnahme zum Handelsvertrag bezeichnen. Denn durch den 
Absatz der lagernden Tabakemten wurden die bulgarischen Tabakproduzenten in die Lage 
versetzt, ihre Erzeugnisse wieder zu regulären Preisen zu verkaufen. Durch die Lieferung von 
Materialien zum Ausbau und dem Betrieb der Verkehrswege wurden die Handelsmöglichkei­
ten für bulgarische Agrarprodukte erweitert. Besonders die gelieferten Kühlwaggongs erlaub­
ten nun den Transport leicht verderblicher Waren, insbesondere von Obst, über längere Stre­
cken. Insofern war das Kompensationsgeschäft eine sinnvolle begleitende Maßnahme, die 
dabei half, den Handelsvertrag m it Leben zu erfüllen.
Die historische Bewertung des Vertrages, des Clearingabkommen und des Kompensa­
tionsgeschäftes, mithin also der entscheidenden Weichenstellungen zur Entwicklung der 
deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen bis 1944, hängt im wesentlichen von der dabei 
eingenommenen Perspektive ab. Es fallt dabei auf, dass, wie oben erwähnt, die zeitgenössi­
schen Bewertungen eher positiv ausfallen, die in der Rückschau zumeist aus sowjet­
marxistischer Sicht nach dem Zweiten Weltkrieg vorgenommenen dagegen sehr negativ. An
271 Ebenda, S. 225.
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dieser Stelle soll indes nicht die Legitimität der einen oder der anderen Perspektive diskutiert 
werden. Die marxistische Historiographie argumentiert allerdings wie es scheint, sehr stark 
im Wissen, wohin die Bilateralisierung der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen ab 
1932 führte: in eine beinahe vollständige handelspolitische Abhängigkeit Bulgariens von 
Deutschland, die besonders während des Krieges in einem die Versorgungslage im Lande 
schwer belastenden aktiven Clearingsaldo Bulgariens mündete und vor allem gegen Ende des 
Krieges in bizarr anmutenden Erscheinungen ihren Ausdruck fand, wie etwa übermäßigen 
deutschen Spielwarenlieferungen zur Verringerung des Saldos.272 Gerade bei Berov besteht 
der Eindruck, als sei auch seine Kritik an den deutsch-bulgarischen Abkommen der frühen 
30er Jahre vom Blick auf diese späteren Entwicklungen beeinflusst worden.273 Zwar löste die 
Bilateralisierung des Handelsbeziehungen durchaus auch unter den Zeitgenossen Bedenken 
aus, und die Kritik Berovs wie auch anderer Vertreter der sowjet-marxistischen Richtung ist 
auch unter Berücksichtigung ihrer ideologischen Grundausrichtung beim Blick auf die Ge­
samtentwicklung nicht vollständig zurückzuweisen. Aber dennoch bleibt an ihr zu beanstan­
den, dass sie nicht nur jeglichen Nutzen, den Bulgarien aus den Abkommen mit Deutschland 
gezogen haben könnte, abstreitet, sondern dass sie vor allem auch den Blick auf die Entwick­
lung der bulgarischen Interessenlage verstellt. Das heißt, es fehlt eine über ideologische Er­
wägungen hinausgehende Erörterung der Motive, der konzeptionellen Vorstellungen und der 
Erwartungen, die Bulgarien die enge wirtschaftliche Anbindung an Deutschland eingehen 
ließen. Ihre Betrachtung, die Gegenstand des folgenden Kapitels ist, soll auch über den engen 
Zeitrahmen der frühen 30er Jahre hinaus gehen und überprüfen, inwieweit die betreffende 
Debatte die später eingetretene Bilateralisierung der Handelsbeziehungen antizipierte, inwie­
weit sie von vome herein auf Deutschland fokussiert war und welche Rolle das Ziel einer 
Modernisierung der bulgarischen Volkswirtschaft darin spielte.
272 Vgl. Kapitel 6.
273 So etwa die Behauptung Berovs, Deutschland habe im wesentlichen Luxusgüter ohne praktischen Wert gelie­
fert. Vgl. Berov: Orientacija, S. 133-135. Vgl. außerdem Ivanov, S. 225.
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4. Krisenstimmung - Volkswirtschaftliche Überlegungen und Konzepte in Bulgarien
Überspitzt formuliert, war die bulgarische Volkswirtschaft der Zwischenkriegszeit ei­
nem gewissen Zustand naher als die deutsche, obwohl Deutschland diesen anstrebte, Bulga­
rien ihn hingegen zu überwinden trachtete: dem Zustand der Unabhängigkeit von den Welt­
märkten und damit vom globalen ökonomischen Geschehen und dem merkantilen sowie mög­
licherweise machtpolitischen Interesse anderer, insbesondere großer, Wirtschaftsmächte -  
kurz: der Autarkie. Die Ironie dieses Schicksals war jedoch eher scheinbar als wirklich, denn 
beide Länder betrachteten ihr jeweiliges Streben als einen Weg zu mehr wirtschaftlicher und 
außenpolitischer Freiheit. Möglich war dies, weil für beide der Begriff „Autarkie“ höchst un­
terschiedliche Bedeutung hatte, was wiederum an der jeweiligen Größe des Landes und sei­
nem sozioökonomischen Entwicklungsstand lag.
Für Deutschland war mit diesem Konzept die Schaffung eines von ihm abhängigen 
„Großwirtschaftsraumes“ verbunden, der als geschlossener, vor allem aber auch als abge­
schlossener Bereich deutschen Produkten ein Hauptabsatzmarkt, der deutschen Industrie ein 
Hauptrohstofflieferant und der deutschen Bevölkerung Versorger mit Agraiprodukten sein 
sollte. Insofern sollte hier ein Pendant zu den westlichen Kolonialimperien entstehen, die ih­
rerseits besonders während der Weltwirtschaftskrise verstärkte autarkistische Tendenzen 
zeigten und Deutschland somit zusätzlich zu seinen originären Motiven in gewissem Sinne 
eine weitere Legitimation für sein Autarkiestreben lieferten.274 Zumindest in Großbritannien 
scheint man dies zum Teil bewusst in Kauf genommen zu haben. Jedenfalls leistete man dort 
keinen ernsthaften Widerstand gegen das deutsche wirtschaftliche Vordringen in Südosteuro­
pa. Gelegentlich zeigte man sich sogar interessiert daran, wie Deutschland mit dieser Heraus­
forderung, die man aus eigener Erfahrung als sehr groß einschätzte, fertig werden würde.275
Im Gegensatz dazu war für Bulgarien die Idee von der außenwirtschaftlichen Unab­
hängigkeit höchst problematisch. Denn die Variante der „Autarkie“, die das Land nach dem 
Ersten Weltkrieg und bis in die 30er Jahre hinein erlebte, konnte weniger als Unabhängigkeit, 
denn vielmehr als weitgehende Isolation von den Weltmärkten empfunden werden. Sie war
274 Vgl. Kapitel 3.1..
275 Vgl. hierzu Ivanov, S. 210-225 und Vasilev, V.: Bälgaro-britanskite finansovi i tärgovski otnoSenija po vreme 
na svetovnata ikonomiCeska kriza ot 1929-1933g.. In: Bälgarska aksdemija na naukite, Institut za istorija (Hg.): 
Bälgaro-anglijski otnoSenija v novo i naj-novo vreme (=Izsledvanija po bälgarska istorija, Bd. 9). Sofia 1987, S. 
45-98. Schröder spricht in diesem Zusammenhang auch von einem „economic appeasement“ Großbritanniens. 
Vgl. Schröder, S. 29. Außerdem: Schröder, H.-J.: Die deutsche Südosteuropapolitik und die Reaktion der angel­
sächsischen Mächte 1929-1933/34. In: Becker, J.; Hildebrand, K. (Hgg.): Internationale Beziehungen in der 
Weltwirtschaftskrise 1929-1933. Referate und Diskussionsbeiträge eines Augsburger Symposions 29. März bis 
1. April 1979. München 1980, S. 343-360.
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Resultat und zugleich Verstärker struktureller Verhältnisse in der bulgarischen Volkswirt­
schaft, die in den kundigen Kreisen vor Ort allgemein als belastend und entwicklungshem­
mend angesehen wurden. Im Kem handelte es sich dabei um die entwicklungsbedingten 
Schwächen des Agrarsektors, dessen Produktion sowohl qualitativ als auch quantitativ höchst 
unzureichend für eine internationale Vermarktung im großen Stil war. Zumeist reichte s ie  
lediglich zur Selbstversorgung der produzierenden Bauemfamilien aus; international zu ver­
marktende Überschüsse wurden nur in vergleichsweise geringem Maße erzielt.276 27Teilweise 
„autark“ war Bulgarien also lediglich im eigenen engen nationalen Rahmen und musste som it 
an der Überwindung dieser Lage interessiert sein, wenn es über den Kontakt mit den W elt­
märkten eine sozioökonomische Modernisierung anstrebte.
Entgegen der vielfach geäußerten Auffassung von der hohen Krisenanfalligkeit d e r 
bulgarischen Volkswirtschaft verlieh dieser Sachverhalt dem Lande indes auch eine gewis­
se Standhaftigkeit gegenüber Krisen und eine soziale Stabilität, die hochindustrialisierte und 
exportabhängige Staaten, wie etwa Deutschland, nicht aufzuweisen hatten. Insofern kann d ie 
Lage Bulgariens zur Zeit der Weltwirtschaftskrise durchaus als ambivalent bezeichnet wer­
den. Einerseits wurde die Exportwirtschaft des Landes durch den Verfall der Weltmarktpreise 
für Agrarprodukte, und hierbei vor allem ftir Getreide, besonders hart getroffen, da sie im  
wesentlichen gar nichts anderes ausführte als eben landwirtschaftliche Erzeugnisse.278 27980Hinzu 
kam, dass ausländisches Kapital seit Beginn der Krise, wenn überhaupt, dann nur in stetig 
abnehmendem Maße und fast ausschließlich in Form kurzfristiger, hochverzinster Kredite 
nach Bulgarien floss. Der chronische Mangel an den finanziellen Mitteln, die zur Anpas­
sung der Volkswirtschaft im Sinne einer Exportsteigerung und damit einer stärkeren Ver­
flechtung mit den Weltmärkten notwendig gewesen wären, verschärfte sich dadurch zuse­
hends. Andererseits aber war es gerade das weitgehende Fehlen solcher Verflechtungen, das 
große Teile der bulgarischen Bevölkerung die Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise nur 
peripher wahmehmen ließ. Zwar wird das subsistenzbasierte Wirtschaften zumeist eher als 
Symptom einer krisenhaften Entwicklung betrachtet, denn als Zeichen der Immunität dage-
^ Ö A
gen. Wenn aber die Subsistenzwirtschaft der seit Jahrhunderten bekannte Normalzustand 
war, dann konnte sich an den Lebensumständen der Menschen auch durch dramatische welt-
276 Vgl. Kapitel 2.3..
277 Vgl. Kapitel 2.3..
278 Vgl. Kapitel 3.3..
279 Vgl. dazu ausführlich Pasvolsky, L.: Bulgaria’s Economic Position. Washington 1930, S. 136-168 und 241-
252. Im folgenden zitiert als „Pasvolsky“.
280 •Vgl. folgenden Abschnitt.
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wirtschaftliche Verwerfungen nur wenig ändern, so dass das gewohnte Leben auch in diesen 
Zeiten ohne wesentliche Beeinträchtigungen weiterlief.
Dieser beinahe trivial wirkende Zusammenhang ist erst in der jüngeren bulgarischen 
Forschung eingehender gewürdigt worden. So hat etwa zuletzt Martin Ivanov darauf hinge­
wiesen, dass die inneren sozioökonomischen Strukturen Bulgariens wie ein Puffer wirkten, 
der die schlimmsten Auswirkungen der auf das Land hereinbrechenden Krisensymptome ab­
federte. Wirtschaftspolitische Maßnahmen, wie zum Beispiel der schon als traditionell zu be­
zeichnende Protektionismus, der die bulgarische Industrie weitgehend von den Weltmärkten 
abgeschottet habe, sowie die beinahe mikroskopisch anmutende, kleinräumige Zergliederung 
der Landwirtschaft hätten, so Ivanov, den Effekt eines „ A b s o r b e r s “  der Krise entwickelt.281
Infolgedessen war es auch nicht in erster Linie die weltwirtschaftliche Entwicklung ab 
1929, die in Bulgarien Krisenstimmung erzeugte -  sie verstärkte sie höchstens -, vielmehr 
legten sich die ausbleibende Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität sowie die dar­
aus folgende unbefriedigende Exporttätigkeit auf das Gemüt der fachlich kompetenten und 
interessierten Öffentlichkeit. Dass sich die Debatte, in der diese Besorgnisse zum Ausdruck 
kamen, in Bulgarien nicht nur im Zusammenhang mit der Weltwirtschaftskrise entfaltete, 
zeigt sich beispielsweise darin, dass sie deren zeitlichen Rahmen weit überschritt. Praktisch 
zog sie sich, wie sich im  folgenden an den einschlägigen Fachpublikationen ablesen lässt, 
über die gesamte Zwischenkriegszeit und bis in den Zweiten Weltkrieg hinein hin. An ihr 
lässt sich außerdem nachvollziehen, warum Bulgarien während der 30er Jahre zunehmend in 
den deutschen wirtschaftlichen Einflussbereich geriet.
Denn, wie bereits erwähnt, es gelang der bulgarischen Volkswirtschaft bis 1944 nicht, 
das agrarisch geprägte Entwicklungsstadium zu verlassen und in einen freien und gewinn­
bringenden Güteraustausch mit den Weltmärkten einzutreten. Die strukturell bedingten Grün­
de dafür waren vielfältig, die dagegen ergriffenen oder zumindest vorgeschlagenen Maßnah­
men ebenfalls. Dass diese kaum nachhaltigen Erfolg zeitigten, hatte seine Ursachen unter an­
derem in dem unüberschaubaren Geflecht informeller Netzwerke, das als die eigentliche Platt­
form des damaligen gesellschaftlichen Lebens in Bulgarien gelten darf und für viele Rei­
bungsverluste bei der Umsetzung wirtschafts- und sozialpolitischer Entscheidungen verant­
wortlich war. Beschrieben worden sind diese von Paternalismus und Klientelismus bestimm­
ten sozialen Mechanismen, die für die damaligen Gesellschaften des Balkans vielfach als ty­
2SI Ivanov, S 316.
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pisch angesehen werden, beispielsweise von Autoren wie Höpken oder Ivanov. Besonders 
letzterer betont in diesem Zusammenhang die Trägheit und Widerstände, die jeder Reform- 
versuch zu überwinden hatte. Die große Rolle, die persönliche Beziehungen, das sogenannte 
„Partizanstvo“, vor allem im Öffentlichen Sektor spielten, führte dazu, dass Restrukturierungs­
und Einsparmaßnahmen oft im Sande verliefen. Allenthalben war die Neigung zu beobachten, 
Freunde und Verwandte auf lukrativen Posten im Staatsdienst unterzubringen oder in anderer 
Weise finanziell zu versorgen. Begünstigt wurde dadurch eine Aufblähung des Staatsappara­
tes, die den Fiskus zusätzlich belastete und effiziente Arbeitsabläufe innerhalb der Bürokratie 
weitgehend unmöglich machte. Zusammen mit der bereits erörterten sozioökonomischen Be­
harrungsmentalität in weiten Teilen der bulgarischen Landbevölkerung führte dieser Sachver­
halt mit dazu, dass die Krise, die das Land außen- wie wirtschaftspolitisch in seiner Aktions­
freiheit einschränkte, chronischen Charakter annahm und diesen auf die sie begleitende M o- 
demisierungsdebatte übertrug.
Eine solche hatte es zwar auch bereits vor dem Ersten Weltkrieg gegeben,28 83 nach 
1918 gewann sie aber an Dringlichkeit, da Bulgarien aufgrund mittelbarer wie auch unmittel­
barer Kriegsfolgen in eine prekäre finanzielle Lage geriet, die es erforderlich machte, durch 
eine deutliche Steigerung der Exporte Devisen zu erwirtschaften. Um zu verstehen, welche 
Motive und Entwicklungen die wirtschaftspolitische Führung des Landes zu Beginn der 30er 
Jahre dazu bewogen, Bulgarien durch eine fortschreitende Bilateralisierung des Handels mit 
Deutschland in eine immer größer werdende Abhängigkeit von diesem zu manövrieren, ist es 
notwendig, nach der Betrachtung der außen- und wirtschaftspolitischen Entwicklung die in 
der Fachöffentlichkeit angestellten Interpretationen der Finanz- und Wirtschaftskrise sowie 
die diskutierten Strategien zu ihrer Überwindung zu analysieren. Dabei ist es von entschei­
dender Bedeutung, welches Gewicht in diesem Zusammenhang den Außenwirtschaftsbezie­
hungen beigemessen wurde -  dies jedoch nicht nur in Bezug auf die Gestaltung des Handels, 
sondern auch auf die Rolle ausländischer Partner und deren Expertise bei einer strukturellen 
Modernisierung der bulgarischen Volkswirtschaft. A uf diese Weise lässt sich zeigen, inwie­
weit Bulgarien aufgrund seiner Interessenlage in den 30er Jahren aufgeschlossen oder, je  nach 
Sichtweise, anfällig war für deutsche Konzepte, die darauf abzielten, die Produktivität seiner 
Volkswirtschaft durch Modemisierangsinitiativen zu steigern, das Land zugleich aber auch 
für den anvisierten Großwirtschaftsraum zu vereinnahmen.
282 So etwa bei: Höpken, W.: Zwischen Bürgertum und Bürokratie. ‘Bürgerliche Berufe’ in Südosteuropa 
(19720. Jahrhundert). In: Sundhaussen, H. (Hg.): Eliten in Südosteuropa. München 1998, S. 69-104 und Ivanov,
S. 98.
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Bei aller Isolation von den internationalen Märkten spielte die Weltwirtschaftskrise in 
diesem Zusammenhang dann doch eine wichtige Rolle, und zwar bei der außenwirtschaftli­
chen Orientierung Bulgariens -  unabhängig davon, inwieweit sie für die breite Landbevölke­
rung in Erscheinung trat. Denn allem Anschein nach führte sie zu einer allgemeinen Kanali­
sierung und Verengung der internationalen Handelsströme, d.h. zu einer Konzentration des 
Warenverkehrs zwischen ausgewählten Partnern. Für Bulgarien bedeutete dies, dass die gro­
ßen und wichtigen Handelspartner wie England und Frankreich weitgehend wegfielen, da sie 
zwar noch in den 20er Jahren einen nennenswerten Teil der bulgarischen Exporte abgenom­
men hatten, sich nun aber in erster Linie auf ihre Kolonialimperien beschränkten und an bul­
garischen Waren desinteressiert zeigten.284 2856
Bulgarien war nach dem Krieg bis 1926 durch den Friedensvertrag von Neuilly stren­
gen Handelsbeschränkungen unterworfen, die das Land bei seinem strukturell bedingt ohne- 
hin geringen Ausfuhrpotential noch zusätzlich behinderten. Der wirtschaftliche Teufels­
kreis, in dem es sich nach 1918 befand, liegt somit auf der Hand: Um die Finanznot zu lin­
dem, d.h. um Kapital in Form von Devisen zu erwirtschaften, musste es seinen Handel entge­
gen allen Hindernissen intensivieren. Hierfür war eine erhebliche Steigerung der Produktion 
auf allen Gebieten notwendig, die wiederum nur durch Innovationen und Kapitalzufluss in 
allen Sektoren des Erwerbslebens zu erreichen war. Dies konnte, so schien es, allerdings nur 
durch ausländisches Engagement verwirklicht werden, d.h. durch Kredite, Investitionen und 
Bildungs- bzw. Technologietransfer.
Die Interessenlage Bulgariens schien also klar zu sein: Es mussten ausländische Inves­
toren gefunden werden, die nicht nur bereit waren, von den gegebenen Strukturen und Res­
sourcen im Lande zu profitieren, sondern auch auf die sozioökonomische Entwicklung Ein­
fluss zu nehmen. Zwar war ausländisches Kapital in Bulgarien während der 20er Jahre durch­
aus präsent; vor allem kam es aus Belgien, Frankreich und Großbritannien und erst in zweiter 
Linie aus Deutschland. Im Verlaufe der Weltwirtschaftskrise und auch danach wurde es je- 
doch zunehmend abgezogen. Auch Kredite waren ab 1929 kaum mehr zu bekommen. Sol­
che waren zuvor zwar stellenweise gewährt worden, wie etwa 1928 im Rahmen des großen 
„Stabilisationsplanes“, der allerdings nicht in die Modernisierung der Wirtschaft floss, son­
dern zur Versorgung der großen Flüchtlingsströme aus den abgetretenen Gebieten und zur
284 Vgl. Kapitel 3.3.
285 Pasvolsky, S. 60-64.
286 Dazu ausführlich Berov, Lj.: The withdrawing of western capitals from Bulgaria on the eve o f the Second 
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Bedienung der Reparationslasten verwendet werden musste.287 Angesichts seiner prekären 
Finanzlage nahm Bulgariens Kreditwürdigkeit im Verlaufe der Weltwirtschaftskrise aber z u ­
sehends ab und zusammen mit ihr das Interesse an längerfristigen Investitionen. Da auf d ie ­
sem Felde au f absehbare Zeit also kein nennenswertes ausländisches Engagement mehr z u  
erwarten war, musste ein Kooperationspartner gefunden werden, dessen Interessen in B ulga­
rien so langfristig angelegt waren, dass er an einem Technologie- und Bildungstransfer a u ch  
unter den gegebenen Bedingungen interessiert war und gleichzeitig Bedarf an bulgarischen 
Ausfuhrgütern hatte, d.h. also Tauschgeschäfte einzugehen bereit war. Nach Lage der D inge 
konnte dies vor allem Deutschland sein, da es ebenfalls an devisenfreiem Warenverkehr in te ­
ressiert war. Obwohl auf diese Weise immer noch nicht das zur sozioökonomischen M oderni­
sierung notwendige Kapital nach Bulgarien fließen würde, brachten es die strategisch w eit­
greifenden deutschen Pläne zur Schaffung eines „Großwirtschaftsraumes“ in Südosteuropa288 
aber mit sich, dass Deutschland ebenfalls an einer dauerhaften Modernisierung der bulgari­
schen Volkwirtschaft gelegen sein musste. Es ergab sich hier also die Möglichkeit, auch ohne 
die Erwirtschaftung nennenswerter Devisenbestände die nationale Produktivität zu erhöhen 
und somit konkurrenzfähig auf den Weltmärkten zu werden. Je enger die gegenseitige w irt­
schaftliche Abhängigkeit zwischen Deutschland und Südosteuropa war, desto größer m usste 
auch das deutsche Interesse an Modernisierung und Produktivitätssteigerung in den Balkan- 
ländem sein. Für Bulgarien ergab sich daraus indes das Dilemma, dass es sich im Sinne seiner 
Modernisierung möglichst eng an Deutschland anzubinden hatte, dass dadurch aber zugleich 
die wirtschaftspolitische Bewegungsfreiheit, die es eigentlich anstrebte, zunehmend uner­
reichbar wurde -  und mit ihr auch die Aussicht au f die Erwirtschaftung von Devisen, die es 
ihm ermöglicht hätten, seine Finanzlage zu bessern, auf dem freien Weltmarkt Handel zu tre i­
ben und somit durch die Streuung seiner Handelspartner Sicherheit vor konjunkturellen 
Schwankungen zu gewinnen. Zugleich wären au f diese Weise seine Kreditwürdigkeit und 
seine Attraktivität als Investitionsmarkt wieder angestiegen.
Da aber aus heutiger Sicht die Bilateralisierung der bulgarischen Außenhandelsbezie­
hungen zu Deutschland in der ersten Hälfte der 30er Jahre aufgrund der ausweglos erschei­
nenden Finanzlage beinahe altemativlos anmutet, drängt sich die Frage auf, ob das Land ge­
wissermaßen „sehenden Auges“ seine ihm zugedachte Rolle im anvisierten deutschen Groß­
wirtschaftsraum annahm. Denn es tauschte im Endergebnis seine sehr beengte, nationale Teil-
211 Pasvolsky, S. 101-112. Außerdem Pärvanova, R.: The Democratic Accord and the Stabilization Loan. In: 
Bulgarian Historical Review 1-2/1998. S. 197-220.
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Autarkie gegen eine zwar großräumigere, aber nicht minder beengende, in der es zudem nur 
ein Akteur zweiten Ranges war. Zu untersuchen ist also, wie die Fachwelt in Bulgarien die 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes nach dem Ersten Weltkrieg interpretierte und welche 
Schlüsse sie daraus besonders in bezug auf Modemisierungsbedarf und Außenwirtschaftsbe­
ziehungen zog. Das Ausmaß, in dem die objektiven wie auch die subjektiven bulgarischen 
Bedürfnisse mit deutschem Bedarf und deutschen Konzepten korrespondierten, ist ein zentra­
ler Faktor bei der Beantwortung der Frage, warum sich Bulgarien in die große, später auch 
außenpolitisch sich auswirkende Abhängigkeit vom Deutschen Reich begab. Die Diskussion 
um die Problematik der gezielten deutschen wirtschaftlichen „Durchdringung“ und Ausbeu- 
tung des Balkan soll hierdurch neue Akzente erhalten.
Reflexionen zur bulgarischen Modemisierungs- und Produktivitätsfrage wurden wäh­
rend der Zwischenkriegszeit sowohl im Inland als auch im Ausland angestellt. Neben den 
deutschen Überlegungen und Analysen, die Gegenstand gesonderter Betrachtung sein sollen, 
da sie den artikulierten bulgarischen Interessen gegenüberzustellen sind, bieten zeitgenössi­
sche Publikationen aus „neutraler“ Sicht die Möglichkeit, eine distanziertere Perspektive ein­
zunehmen und erleichtern es somit, die bulgarischen Standpunkte zu hinterfragen. Von un­
schätzbarem Wert ist in diesem Zusammenhang Leo Pasvolsky’s in Washington erschienene 
Monografie „Bulgaria’s Economic Position“ aus dem Jahre 1930. Außer einer detaillierten 
Lagebeurteilung der bulgarischen Wirtschaft unter Einbeziehung historischer Hintergründe, 
der Entwicklung vor 1912 und der Auswirkungen der Kriege sowie der auf sie folgenden 
Friedensregelungen scheute sich der Autor nicht, die ökonomische Interessenlage Bulgariens 
mitten in der Weltwirtschaftskrise aus seiner Sicht darzustellen. Darüber hinaus gab er auch 
grundlegende Handlungsempfehlungen zur Überwindung der bulgarischen Notsituation ab. 
Für die Unbefangenheit und zugleich Fundiertheit seiner Wertungen spricht neben der ver­
meintlich unbeteiligten amerikanischen Perspektive -  die USA waren keine Garantiemacht 
des Versailler Systems -  der wissenschaftliche Anspruch seiner Arbeit, der sich nicht nur in 
seinem sprachlichen Stil, sondern auch im akribisch geführten Nachweis seines auf breiter 
Quellengrundlage fußenden Datenmaterials zeigt. Das von ihm verwendete statistische Mate­
rial stammte in erster Linie sowohl aus Erhebungen des Völkerbundes als auch aus Veröffent­
lichungen der bulgarischen Regierung. Was in Pasvolskys Arbeit aufgrund des Erscheinungs­
jahres naturgemäß noch fehlt, ist eine Interpretation der zunehmenden Einengung der bulgari­
schen außenwirtschaftlichen Orientierung auf den bilateralisierten devisenfreien Handel mit *
289 Vgl. Kapitel 6.
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Deutschland im Laufe der folgenden Jahre. Gleichwohl lassen sich in seiner Darstellung die 
Voraussetzungen, die zu dieser Entwicklung fuhren sollten, bereits in ihren Grundzügen er­
kennen.
Begleitet wurde dieses Geschehen durch die erwähnten Debatten in der bulgarischen 
Fachpublizistik, die die Motive und Grundlagen für die wirtschaftspolitischen Weichenstel­
lungen der frühen 30er Jahre erkennen lassen. Neben der bereits genannten Zeitschrift der 
Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft (Bälgarsko ikonomicesko druzestvo — BID) spiel­
ten in  diesem Kontext auch die Periodika „Stopanska misäl“ (Wirtschaftliches Denken) und 
„Stopanski problemi“ eine zentrale Rolle. Besonders erstere verstand sich vor allem als Platt­
form für programmatische Entwürfe bezüglich einer Neustrukturierung des bulgarischen E r­
werbslebens. Letztere konzentrierte sich eher auf aktuelle Fragestellungen. Die Hauptrolle im  
für die vorliegende Arbeit relevanten Diskurs spielte allerdings eindeutig die Zeitschrift der 
BID -  dies nicht nur, weil sich in ihr die führenden Wirtschaftswissenschaftler Bulgariens au f 
akademischem Niveau äußerten und somit eine besondere Gründlichkeit der Analysen ange­
nommen werden darf, sondern auch, weil, wie Todorova gezeigt hat, die Zeitschrift wieder­
holt Beiträge brachte, die sich speziell mit der deutschen Großraumwirtschaft auseinander­
setzten.290 291
Insgesamt wurde die Modemisierungsdiskussion im Bulgarien der Zwischenkriegszeit 
in umfassender, d.h. alle Bereiche des wirtschaftlichen Lebens berührender Weise geführt. 
Um ihre Schwerpunkte klar herauszustellen, ist die Betrachtung folgender Themenbereiche 
hilfreich:
Im Zentrum aller Überlegungen stand naturgemäß die Landwirtschaft, da sie die Le­
bensgrundlage für mehr als zwei Drittel der gesamten bulgarischen Bevölkerung war,
" \Q 1
zugleich aber auch Ausgangspunkt der meisten volkswirtschaftlichen Probleme. Wollte 
man diese bei der Wurzel packen, d.h. also im Endeffekt zu einer Überwindung der großen 
Abhängigkeit Bulgariens von schwankenden Emteerträgen und ausländischen Krediten sowie 
zu einer aus sich selbst heraus profitablen Wirtschaftsweise gelangen, musste man im Agrar­
sektor ansetzen. Dabei konnte es allerdings nicht allein darum gehen, effizientere Produkti­
onsmethoden einzuführen. Vielmehr mussten hierfür auch völlig neue soziale Voraussetzun­
gen geschaffen werden. Diese hatten Bereiche wie das Bildungswesen, die medizinische Ver­
sorgung, die Infrastruktur sowie auch einen grundlegenden Mentalitätswrandel im Bauerntum
290 Zur Zeitschrift der „Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft“ vgl. Anm. 64.
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zu umfassen. Denn ohne eine ausreichende Motivation der Landwirte zu profitorientiertem 
Wirtschaften versprachen auch alle anderen Maßnahmen nur wenig Erfolg.292
Stark verwoben mit dem Agrarsektor war die bulgarische Industrie, da sie hauptsäch­
lich landwirtschaftliche Erzeugnisse weiterverarbeitete. Bis 1944 verblieb sie zwar ent­
wicklungsmäßig in einem rudimentären Stadium, zeigte aber gemessen an ihrem Niveau zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts und im Vergleich zu anderen Ländern Ostmittel- und Südosteu­
ropas ein durchaus nennenswertes Wachstum.293 Im Hinblick auf eine bessere internationale 
Vermarktung industriell zu verwertender Produkte lenkte die Fachwelt in Bulgarien während 
der Zwischenkriegszeit den Blick in erster Linie auf die Kultivierung und Verarbeitung von 
sogenannten Industriepflanzen. Dass es jedoch auch hier nicht allein genügte, auf bereits be­
stehende Strukturen zu setzen und diese auszubauen, zeigten die Tabakexporte ab Mitte der 
20er Jahre. Hatten diese aufgrund ihrer boomartigen Entwicklung ab 1924 scheinbar einen 
Ausweg aus der bulgarischen Kapitalmisere gewiesen, so folgte dem Aufstieg ein tiefer Fall 
in Gestalt der Weltwirtschaftskrise ab 1929, mit der ein Verfall der Weltmarktpreise auch für 
Tabak einherging.294 295Offenbar war es also doch notwendig, nicht nur im Bereich der traditio­
nellen Landwirtschaft, sondern auch der Industriepflanzenkultur eine möglichst breite Streu­
ung der Produktion anzustreben, um Preisschwankungen in bestimmten Branchen durch Sta­
bilität bei anderen Erzeugnissen auffangen zu können. Angesichts der ausgeprägten Einseitig­
keit der bulgarischen Produktion und der allgemeinen Ineffizienz der staatlichen Verwaltung 
stellt sich hier die zentrale Frage, inwieweit man in Bulgarien diesbezüglich auf ausländische 
Expertise setzte. Diese war, wie noch zu erörtern sein wird, zur Erweiterung des industriellen 
Produktspektrums des Landes unverzichtbar. Deutlich wurde dies zuerst und vor allem beim 
Bergbau, der schon früh das Interesse fremder Investoren geweckt hatte. Hier waren sowohl 
ausländisches Kapital als auch Technologie praktisch bei allen Projekten involviert.
Zwar konnte die bulgarische Modemisierungsdebatte der Zwischenkriegszeit mit einer 
relativen Ruhe geführt werden, da die Subsistenzwirtschaft trotz aller Krisen einen Puffer 
gegen ein Aufkommen etwaiger sozialer Unruhen bot; ein zentraler Faktor in der volkswirt­
schaftlichen Entwicklung des Landes gab jedoch Anlass zu einer hohen Dringlichkeit in der 
Diskussion: die öffentlichen Finanzen. Sie waren infolge der Auswirkungen des Ersten Welt­
krieges vollständig aus dem Gleichgewicht geraten296 und mussten durch erhöhte Einnahmen
292 Vgl. Sundhaussen in Anm. 20 und 93.
293 Vgl. Kapitel 2.2. und 2.3..
294 Pasvolsky, S. 182-190.
295 Vgl. im folgenden Kapitel 5.4..
296 Pasvolsky, S. 136-168.
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konsolidiert werden. Bei diesen Auswirkungen handelte es sich in erster Linie um direkte 
Begleiterscheinungen des Kriegsgeschehens, wie etwa den Ausfall von Einnahmen aus dem  
internationalen Handel aufgrund der Blockaden und der feindseligen Beziehungen zu einem 
Großteil der Nachbarländer und anderer wichtiger Handelspartner. Hinzu kamen naturgemäß 
die durch das militärische Geschehen selbst verschlungenen Mittel, d.h. Kosten für Ausstat­
tung und Unterhalt der Streitkräfte. Außerdem sahen sich die bulgarischen Regierungen nach 
1918 m it finanziellen Belastungen konfrontiert, die von den Friedensschlüssen herrührten. 
Hierzu zählten vor allem die im Vertrag von Neuilly festgelegten Reparationsverpflichtungen, 
die in Bulgarien damals einhellig als völlig unerfüllbar betrachtet wurden297 -  und dies um so 
mehr, als die Siegermächte das Land zusätzlich von wichtigen Einnahmequellen abschnitten. 
So verboten die Gegner Bulgarien bis 1926 jegliche Abschlüsse von internationalen Handels­
verträgen und verpflichteten es zugleich zu besonders günstigen Bedingungen bei der Liefe­
rung von Exportartikeln.298 Ein weiterer Bestandteil des Friedens von Neuilly, der dem Land 
Einnahmen entzog und zugleich Lasten auferlegte, waren die Gebietsabtretungen. Neben ei­
nigen Gebietsstreifen im Westen, die an den SHS-Staat fielen, waren es vor allem West- 
Thrakien und die Süd-Dobrudza, deren Verlust sich schmerzhaft bemerkbar machte. Beide 
fielen nun als einträgliche Agrarregionen weg, und überdies galt es in den ersten Nachkriegs­
jahren, Flüchtlingsströme aus diesen Territorien aufzunehmen, die sich auf eine Größenord­
nung von annähernd 250.000 Menschen beliefen.299
Zur angespannten Finanzlage Bulgariens trugen außerdem Auslandsschulden bei, die 
noch aus der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg stammten. Denn zum Aufbau und zur Erweite­
rung der nationalen Infrastruktur wie auch staatlicher Industrieunternehmen hatte das Land 
spätestens ab der Jahrhundertwende bei mittel- und westeuropäischen Banken Kredite aufge­
nommen, deren Rückzahlung bei Kriegsbeginn noch nicht abgeschlossen war. Daraus ergaben 
sich offene Verbindlichkeiten nicht nur gegenüber den Westmächten, sondern auch gegenüber 
dem Kriegsverbündeten Deutschland. Am bekanntesten in diesem Zusammenhang ist die 
1914 abgeschlossene Vereinbarung zwischen dem bulgarischen Staat und einem internationa­
len Bankenkonsortium unter Führung der deutschen „Discontogesellschaft“ über eine um­
fangreiche Kriegsanleihe.300 In den 20er Jahren war es dann die offene Frage der Rückzah­
lung, die der Intensivierung der deutsch-bulgarischen Handelsbeziehungen im folgenden 
Jahrzehnt den Boden bereiten half, denn ihre Regelung im Jahre 1929 ermöglichte den Ab-
297 Ebenda, S. 65-89.
298 Ebenda, S. 60-64.
299 Lampe, S. 49.
300 Siehe hierzu Kapitel 3.3..
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Schluss von Kompensationsgeschäften und beseitigte grundlegende Hindernisse, die bis dahin 
noch dem 1932 schließlich Unterzeichneten deutsch-bulgarischen Handelsvertrag im Wege 
gestanden hatten.301
Insgesamt war die Finanzlage Bulgariens nach dem Ersten Weltkrieg also ein politi­
scher Faktor, der den Reform- und Handlungsdruck auf die Führung des Landes außerordent­
lich erhöhte. Denn nun ging es nicht mehr „nur“ darum, einen sozioökonomischen „Entwick­
lungsrückstand“ gegenüber den Industrienationen aufzuholen, sondern auch, sich ein Min­
destmaß an wirtschafts- und außenpolitischem Handlungsspielraum zu schaffen bzw. zu er­
halten. Hieraus resultierte die im Vergleich zur Vorkriegszeit wesentlich höhere Dringlichkeit 
einer Konsolidierung der Staatsfinanzen auf dem Wege einer Steigerung des Exportvolumens. 
Zur einer vollständigen Ergründung der bulgarischen außenwirtschaftlichen Interessenlage 
und zum Verständnis der progressiven Anbindung des Landes an Deutschland gehört also 
auch eine Untersuchung der zeitgenössischen Wahrnehmung der Wirtschaftsbeziehungen zum 
Ausland. Von besonderem Gewicht ist dabei die Frage, wie in der damaligen Fachwelt der 
Bezug zum Außenhandel im allgemeinen, zur außenwirtschaftlichen Orientierung im beson­
deren und zur sozioökonomischen Modemisierurigsproblematik hergestellt wurde. Allem An­
schein nach besteht Anlass zu der Vermutung, dass sich das allgemeine Krisenbewusstsein in 
Bulgarien vor allem an der verzweifelten budgetären Situation entfachte und weniger an der 
allgemeinen sozialen Lage der breiten Bevölkerung und an ihrem Lebensstandard.
Die im folgenden vorzunehmende Überprüfung dieser Hypothese ist bedeutsam für die 
Beurteilung deutscher expansionistischer Wirtschaftsstrategien der 30er Jahre, d.h. also in 
erster Linie zur Zeit des Nationalsozialismus. Zusammen mit der Bewertung der Situation in 
den einzelnen bulgarischen Wirtschaftszweigen durch die zeitgenössische Fachwelt und deren 
Vorschlägen zur Überwindung der Krise ergibt sich auf diese Weise eine neue Perspektive für 
eine Charakteristik des deutschen Vorgehens in Südosteuropa und dessen Wechselwirkungen 
mit der dortigen Problematik von „Modernisierung und Rückständigkeit“. Sollte sich hieraus 
der Schluss ziehen lassen, dass Deutschland in seinem zweifellos vorhandenen Herrschafts­
und Hegemonialanspruch nach etwas griff, das ihm aufgrund seiner Interessenlage ohnehin 
entgegenstrebte, dann w'ären manche Thesen von einer „planmäßigen wirtschaftlichen Durch­
301 Ebenda.
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dringung und Ausbeutung“302 des Balkans zumindest mit einer differenzierteren Argumenta* 
tion als bisher zu untermauern.
302 Repräsentativ für die westliche Forschung ist hierzu trotz der thematischen Ausrichtung auf Kroatien vor 
allem Sundhaussen, H.: Wirtschaftsgeschichte Kroatiens im nationalsozialistischen Großraum 1941-1945- Das 
Scheitern einer Ausbeutungsstrategie. Stuttgart 1983, S. 20-35 sowie 43-56.
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4.1. Landwirtschaft
Nach Sundhaussen haben vor 1945 die „politischen Führungsschichten auf dem Bal­
kan (...) die Bedeutung des Agrarsektors fiir die gesamte Entwicklung von Wirtschaft und 
Gesellschaft grob unterschätzt.4 Folge davon sei gewesen, dass die Bauern wie in den Zei­
ten osmanischer Feudalherrschaft so auch nach der Erlangung der nationalen Unabhängigkeit 
benachteiligt und unterprivilegiert geblieben seien -  als „misera plebs contribuens“.30 04
Im allgemeinen kann an dieser Charakterisierung des Ergebnisses südosteuropäischer 
Landwirtschaftspolitik zu vorsozialistischer Zeit kaum ein Zweifel bestehen. Nicht nur 
Sundhaussen, sondern eine Reihe anderer Autoren teilen die Einschätzung, dass der Agrarsek­
tor in den Ländern der Balkanhalbinsel ein in seiner Entwicklung stagnierender und dazu ü- 
beraus unproduktiver Wirtschaftszweig war.305 Seine Erträge reichten in der Regel lediglich 
zur Selbstversorgung der Produzenten, so dass kaum Kapital durch Vermarktung von Über­
schüssen erwirtschaftet werden konnte; es herrschte Subsistenzwirtschaft. Entsprechend nied­
rig war somit der allgemeine Lebensstandard des Bauerntums sowie damit auch der Gesamt­
bevölkerung, innerhalb derer die Landbevölkerung mit Abstand die Mehrheit stellte -  in Bul­
garien über drei Viertel. Insofern und aufgrund der schleppenden Entwicklung im Agrarsektor 
ist Sundhaussen zuzustimmen, wenn er die bedrückende soziale Lage dieser Gesellschafts­
schicht betont und von einer „verpassten Agrarrevolution“ spricht. Richtig ist auch, dass der 
Agrarsektor zumindest im bulgarischen Fall durch eine Modemisierungspolitik ins Hintertref­
fen geriet, die, wie vor 1912, vorwiegend im industriellen Sektor ansetzte, ohne innovative 
Reformen in der Landwirtschaft als Voraussetzung für eine gesamtwirtschaftliche Entwick­
lung ausreichend zu berücksichtigen. In der Annahme, durch selektive administrative Maß­
nahmen eine Industrie gewissermaßen aus sich selbst heraus entstehen lassen zu können, setz­
te der Staat fiskalische Anreize zur Anregung unternehmerischer Initiative und betätigte sich 
selbst als Investor.306 Und auch nach dem Ersten Weltkrieg wurde diese Industrieforderungs­
politik fortgesetzt. Andererseits aber wurden nun zum ersten Mal gezielte Maßnahmen ergrif­
fen, die die Ankurbelung der Agrarexporte mittels Produktivitätssteigerung und Koordinie­
rung des Außenhandels bezweckten.307 Ob diese Politik jedoch Teil eines echten, ganzheitlich 
angelegten sozioökonomischen Modemisierungskonzeptes war oder ob es nicht vielmehr dar-
303 Sundhaussen, Verpasste Agrarrevolution, S. 60.
304 Ebenda.
305 Hierzu gehören z.B. die bereits zitierten Autoren Lampe, Gerschenkron, Groß sowie außerdem Giordano,
Chr.; Kostova, D.: Bulgaria Spanning a Wretched Past, Present Uncertainties and a Future in the Making. In:
Giordano, Chr. (Hg.): Bulgaria. Social and Cultural Landscapes. Freiburg/Schweiz 2000, S. 9-40.
307
Vgl. Kapitel 2.2.. 
Vgl. Kapitel 2.3..
98
um ging, möglichst kurzfristig Kapital zur Linderung der staatlichen Finanznot zu beschaffen, 
bleibt diskutabel. Jedenfalls erweckt besonders die Verlagerung der Agrarausfuhren auf d e n  
Tabak während der 20er Jahre eher den Eindruck kurzatmiger Hektik in Hoffnung auf d a s  
„schnelle Geld“ als den Eindruck überlegten, strategisch motivierten Vorgehens. Zu einseitig  
wurden ab Mitte der 20er Jahre die Exporte vom Tabak dominiert, nachdem sie zuvor ebenso  
einseitig vom Weizen beherrscht worden waren, als dass sie Krisenfestigkeit und längerfristi-
^ A A
ge Profitperspektiven hätten erreichen können. Entsprechend folgte dann im Zuge d e r  
Weltwirtschaftskrise die große Desillusionierung, als die Weltmarktpreise einbrachen u n d  
Bulgarien au f großen Tabakvorräten sitzen blieb, die erst in den 30er Jahren im Rahmen v o n  
Kompensationsgeschäften abgestoßen werden konnten.308 09
Ob diese scheinbar oberflächliche Entwicklungspolitik der südosteuropäischen L ä n ­
der, und damit auch Bulgariens, jedoch, wie Sundhaussen meint, Ausdruck eines Mangels a n  
Willen und Geduld der Regierungen war, die Problematik der „Rückständigkeit“ von ih re n  
soziokulturellen Wurzeln her anzugehen,310 31*scheint fraglich. Zumindest der Vorwurf der U n ­
geduld scheint wenigstens im bulgarischen Falle übertrieben zu sein, denn angesichts d e r  
budgetären Lage war wirtschaftspolitische Eile wirklich geboten.
Auch die eingangs erwähnte Feststellung Sundhaussens, der Agrarsektor sei in se iner 
weitreichenden sozioökonomischen Bedeutung grob unterschätzt worden, muss zumindest in  
bezug auf das Bulgarien der Zwischenkriegszeit hinterfragt werden. Unabhängig davon, w ie  
man die jeweilige Landwirtschaftspolitik bewerten mag, so kann doch kaum ein Zweifel d a r­
an bestehen, dass dem Bauerntum stets eine nicht unerhebliche Aufmerksamkeit geschenkt 
wurde. Für die Regierungszeit Stambolijskis und seines BZNS braucht dies nicht weiter b e ­
tont zu werden; sein Ziel war, beinahe in Analogie zum Marxismus, eine Klassenherrschaft
A l  1
des Bauerntums. Und auch die au f seine Ermordung folgenden Regierungen brachen n ich t 
vollständig m it seiner Linie; sie setzten weiterhin auf die von ihm eingeführte Förderung 
landwirtschaftlicher Kooperativuntemehmen sowie auf die allgemeine Arbeitsdienstpflicht.
In Gestalt des Tabakexportbooms der 20er Jahre schlug sich außerdem zumindest ansatzweise 
ein prinzipielles Verständnis für die gesamtwirtschaftliche Anschubfunktion eines profitabel 
arbeitenden Agrarsektors in der Politik nieder. Was freilich fehlte, und hier ist Sundhaussen
308 Lampe, S. 51-56.
309 Vgl. Kapitel 3.3..
3,0 Sundhaussen, Verpasste Agrarrevolution, S. 57-59.
311 Tankova, S. 89f.
3,2 Vgl. Kapitel 2.3..
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zuzustimmen, war ein gesellschaftlicher und kultureller Reformkurs, der auf Langfristigkeit 
und Nachhaltigkeit hin hätte angelegt sein müssen.
Ob diesem Sachverhalt jedoch wirklich ein mangelndes Problembewusstsein zugrunde 
lag, soll anhand der in der zeitgenössischen Fachpublizistik geführten Diskussionen überprüft 
werden. Wie es scheint, gab es vielmehr eine Scheu, dem Bauerntum, das allein aufgrund 
seiner Masse als politischer Faktor nicht zu unterschätzen war, einschneidende Veränderun­
gen zuzumuten, wodurch eine konsequente Reformpolitik verhindert wurde.313 Übertriebene 
Rücksichtnahme auf die Beharrungskräfte einer großen gesellschaftlichen Gruppe erzeugte 
also gewissermaßen einen Reformstau.
Die Diskussion um eine grundlegende Modernisierung der Landwirtschaft wurde in 
Bulgarien während der Zwischenkriegszeit gleichwohl intensiv geführt und soll hier als 
Gradmesser dafür dienen, inwieweit man damals von der Dringlichkeit dieses Problems über­
zeugt und für ausländisches Fachwissen und ausländische Initiativen offen war.
Bald nach dem Ersten Weltkrieg, spätestens aber Ende der 20er Jahre unter dem Ein­
druck der eskalierenden Weltwirtschaftskrise geriet der Agrarsektor verstärkt in das Blickfeld 
der interessierten bulgarischen Öffentlichkeit. In der Fachpublizistik häuften sich Abhandlun­
gen führender Wirtschaftswissenschaftler, die sich damit beschäftigten, wie der Zustand der 
Landwirtschaft verbessert bzw. wie ihre Produktivität gesteigert werden könnte. Beginnend 
mit dem Jahre 1927, erreichte die Diskussion zwischen 1930 und 1932 ihren Höhepunkt. Ge­
fragt wurde, wie aus einer Einheit bebauter Fläche der größtmögliche Ertrag herausgeholt 
werden könne, welches das für Bulgarien beste landwirtschaftliche System sei und welche 
Maßnahmen zu seiner Verbesserung geboten seien. In diesem Zusammenhang wurden zum 
Teil auch eingehendere Überlegungen angestellt, die den konkreten Einsatz bestimmter Tech­
nologien und Methoden betrafen. Hierzu zählten zum Beispiel der Gebrauch von Kunstdün­
gern und Landmaschinen wie auch in Verbindung damit die Einrichtung eines flächende­
ckenden landwirtschaftlichen Ausbildungssystems. Begleitet wurden diese konzeptionellen 
Erwägungen von Analysen und Interpretationen der sozialen Grundlagen der als krisenhaft 
empfundenen Entwicklungen auf dem Agrarsektor. Die Zusammenhänge mit den weltwirt­
schaftlichen Entwicklungen und die Orientierung an westlichen Volkswirtschaften, die man 
sich im allgemeinen zum Vorbild nahm, runden das Bild ab.314 Dieses lässt sich demzufolge
' IJ Wien, M.: Wirtschaftspolitische Kultur im Bulgarien der Zwischenkriegszeit. Grundtendenzen der Wirt­
schaftspolitik und ihre Wechselwirkungen mit unternehmerischer Tätigkeit. In: Todorova, Zw.; Haase, C-P. 
(Hgg.): Politische Kultur in Bulgarien seit 1878, Deutschland und Südosteuropa (=Collegium Germania 4). Sofia 
2003, S. 86-97, hier: S 96.
314 Vgl. die im folgenden analysierten Beiträge.
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in drei Kategorien einteilen: eine ursachenorientierte, die die Grundlagen der bestehenden 
Zustände beleuchtete, eine strategisch-konzeptionelle, die Auswege aus der Krise suchte, und  
eine außenorientierte, die die internationalen Zusammenhänge in den Mittelpunkt rückte.
Zum ersten Problemfeld erschienen zwischen Mitte der 20er und Mitte der 30er Jahre 
einige prononcierte und ausführliche Artikel, die die Schwächen der bulgarischen Landwirt­
schaft eingehend charakterisierten. In erster Linie analysierten sie also die Gründe für ih re  
geringe Produktivität. Hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang drei Beiträge, die zw i­
schen 1928 und 1931 in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft veröf­
fentlicht worden sind. In ihrer in großer Ausführlichkeit vorgetragenen Argumentation dürfen 
sie weitgehend als charakteristisch für den damaligen agrarpolitischen Diskurs gelten. Es han­
delt sich um „Dochodnostta na balgarskoto zemledelie“ (Die Produktivität der bulgarischen 
Landwirtschaft) von dem Wirtschaftsprofessor I.V. Dolinski315 und um „Dnesnoto sästojanie 
na balgarskoto zemledelie i meroprijatija za negovoto podobrenie“ (Der heutige Zustand d e r 
bulgarischen Landwirtschaft und die Maßnahmen zu seiner Verbesserung) von Prof. Ja. M ol- 
lov316, der ursprünglich im März 1930 als Vortrag vor der Gesellschaft gehalten worden war. 
Ein charakteristisches Bild von den Entwicklungshemmnissen zeichnete außerdem Atanas 
Jaranov, in seinem Aufsatz „Nasata zemledelska politika“ (Unsere Agrarpolitik), der u r­
sprünglich ebenfalls in Vortragsform verfasst worden war.317
Jaranovs Ausgangspunkt war die schwere Vermarktbarkeit bulgarischen Getreides, 
das wegen des zum Teil ungünstigen Klimas318, wegen veralteter Produktionsmethoden und 
struktureller Unzulänglichkeiten nur in zu geringer Menge und zu schlechter Qualität erzeugt 
werden konnte. Als eine Hauptursache hierfür machte er die starke Zersplitterung des bäuerli­
chen Landbesitzes in Bulgarien aus.319 Sie, so Jaranov, sei der Grund für die hohe Ineffizienz 
der Landwirtschaft:
„Beim heutigen zergliederten Zustand der Felder ist eine solche [gute] Bearbei­
tung unmöglich, weil der Bauer viel Zeit damit verliert, die verschiedenen Stücke des 
Bodens aufzusuchen, die ihm innerhalb der Begrenzungen des Ackerlandes im eige­
nen D orf gehören, zum Teil aber auch anderen Dörfern zugeordnet sind. Es gibt Fälle, 
in denen dieser Zeitverlust bei 60-70 Parzellen Land, die ein Landwirt bei uns häufig
315 Spisanie na BID 27/1928, H. 4, S. 165-193.
316 Spisanie na BID 29/1930, H. 4, S. 181-212.
317 Spisanie na BID 30/1931, H.l , S. 5-26. Im folgenden zitiert als „Jaranov”.
318 Jaranov, S. 25.
319 Jaranov, S. 13.
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zu bebauen hat, bis zu einer Woche beträgt, wodurch sich auch der Nutzen eines 
rechtzeitig gefallenen Regens verlieren kann.“320
Die Folgen dieser Reibungsverluste erachtete Jaranov als weitreichend. Seiner Mei­
nung nach wurde dadurch in erster Linie die Anwendung fortschrittlicher Anbaumethoden ad 
absurdum geführt, da diese angesichts der kleinräumigen Strukturen unrentabel wären.321 *Un­
ter Verweis auf eine nicht näher bezeichnete Ausgabe der „Deutschen Bergwerkszeitung“ 
erläuterte er, dass eine sinnvolle Mechanisierung der Landwirtschaft proportional zur flä- 
chenmäßigen Ausdehnung der Betriebe erfolge. Angesichts der bestehenden Zustände fand 
er sich also damit ab, dass eine Einführung von Landmaschinen in nennenswertem Ausmaße 
kurz- bis mittelfristig unmöglich sei. Auch die Verwendung tiefer furchender Pflüge sei nicht 
zu erwarten, da die Bauern in der Regel nicht über das nötige kräftigere Zugvieh verfugten.323 
Insgesamt rechnete der Autor also nicht mit einer Verbesserung der Produktionsmethoden auf 
absehbare Zeit.
In ähnlicher Weise erörterte Jaranov die Hindernisse, die anderen agrarpolitischen Re­
formversuchen seiner Meinung nach im Wege standen. A uf diese Weise beabsichtigte er, sei­
ne Zuhörer bzw. die Leserschaft zu der einzigen Strategie hinzufuhren, die er für geeignet 
hielt, unter den gegebenen Umständen Erfolge zu zeitigen, d.h. der bulgarischen Landwirt­
schaft eine gesicherte Position auf den internationalen Agrarmärkten zu verschaffen: die Ver­
lagerung der Produktion weg vom traditionellen Getreideanbau hin zu Industriepflanzen, wie 
etwa dem Tabak, und zum Obst.324 Andere Wege zur Eroberung der Märkte waren für Jara­
nov entweder versperrt oder zu lang. Letzteres galt ihm zufolge besonders für die vieldisku­
tierte Frage der „Kommassation“ (Flurbereinigung), d.h. einer Umverteilung des Landbesitzes 
zur Schaffung größerer und kompakterer Einheiten, also zur Überwindung der bestehenden 
Zersplitterung. Eine solche Flurbereinigung würde seiner Meinung nach schlicht zu viel Zeit 
in Anspruch nehmen:
„Aber die Erfahrung lehrt uns, dass eine solche Kommassation bei uns nicht so 
bald stattfinden kann, und daher können wir, selbst wenn die Kommassation die Lö­
sung aller Probleme böte, nicht auf ihre Vollendung warten.“325 
Auch die intensivere Anwendung von Kunstdüngern schien für Jaranov keine realisti­














ließ, ob dieses Mittel angesichts der klimatischen Verhältnisse in Bulgarien überhaupt eine 
signifikante Wirkung erzielen würde. Seiner Meinung nach standen dem Gebrauch von 
Kunstdüngern zwei Faktoren entgegen, die auf den sozioökonomischen Teufelskreis verwei­
sen, in dem sich das Land befand: der Mangel an Kapital und Kompetenz. Jaranov wies dar­
auf hin, dass der erfolgreiche Einsatz künstlicher Düngemittel eine genaue Kenntnis ihrer Z u ­
sammensetzung sowie der Beschaffenheit des bebauten Bodens verlange -  eine „größere In ­
telligenz des Bauern“ also, wie der Autor es formulierte.326 *328Überdies würde sich unter d en  
gegebenen Handelsvoraussetzungen der Gebrauch von Kunstdünger nicht lohnen. Denn diese 
führten, so Jaranov, aufgrund schlechter Transportmöglichkeiten und der allgemein schwach 
ausgebildeten Infrastruktur, dazu, dass seine Beschaffung auf dem Wege des Importes aus 
dem Ausland die Landwirte mehr gekostet hätte, als die erhoffte Produktionssteigerung hätte 
erbringen können. Die Herstellung derartiger Düngemittel im Lande selbst zog er nicht in  
Betracht.
Insgesamt also plädierte Jaranov für eine Transformation der bulgarischen Landwirt- 
schaft anstelle einer Rationalisierung. Er tat dies, da er die Hindernisse, die einer Transfor­
mation seiner Meinung nach entgegenstanden, für leichter zu überwinden hielt, als die gegen 
eine Rationalisierung, d.h. eine Effizienzsteigerung in der Produktion sprechenden Gründe. In  
diesem Zusammenhang ist es bemerkenswert, dass er sich hier offenbar auf ein klares „Ent­
weder-Oder“ zwischen Getreide und verschiedenen Obst- bzw. Gemüsesorten als Erzeu­
gungsschwerpunkte einließ. Das Argument, dass es bei einer derart eindeutigen Verlagerung 
auf eine Produktgruppe in Blockadesituationen, wie Bulgarien sie während des Ersten W elt­
krieges erlebt hatte, zu erheblichen Versorgungsengpässen kommen könnte, wehrte er mit d e r 
Begründung ab, solche Vorkommnisse seien doch allzu selten, und außerdem sei es schlicht 
die Aufgabe der nationalen Politik, jegliche handelspolitische Isolation des Landes zu ver­
meiden.329 Dass er nicht ausdrücklich für ein breiteres Spektrum in der Agrarproduktion ein­
trat, erstaunt um so mehr, als der Artikel Jaranovs mitten in der Weltwirtschaftskrise verfasst 
wurde, in der Bulgarien nach dem Kriege erneut die Erfahrung machte, dass ein zu einseitiger, 
in diesem Fall auf den Tabak ausgerichteter Export durch äußere Einflüsse zu verwundbar 
wrar, als dass er dem Land eine robuste Position als Agrarexporteur hätte verschaffen können.
Neben dieser außenpolitischen Problematik nannte Jaranov noch eine Reihe anderer 
Hindernisse für eine Transformation der bulgarischen Agrarproduktion, die vorwiegend in
ilb Jaranov, S. 15.
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inneren Unzulänglichkeiten von Politik und Landwirtschaft begründet waren, die er aber e- 
benso für überwindbar hielt. Immerhin aber argumentierte der Autor an dieser Stelle ausführ­
licher und, wie es scheint, auch ernsthafter, so dass er einen klaren Eindruck davon vermittel­
te, wo er die wichtigsten Schwachpunkte im bulgarischen Agrarsektor sah.
Der Umstellung von Getreide auf durch das bulgarische Klima begünstigte Früchte, 
die sich ihm zufolge nach den Bedürfnissen der großen mittel- und westeuropäischen Märkte 
richten sollte, da auf diese Weise höhere Preise zu erzielen seien, wobei nur ein unwesentlich 
höherer Einsatz an körperlicher Arbeit erbracht werden müsse, standen nach Jaranovs Auffas­
sung sechs Arten von Hindernissen entgegen: solche der Geschichte, des Verkehrs, des Han­
dels, der Finanzierung, der Technik und psychologische. Die historischen Grunde hielt der 
Autor für bereits überwunden. Sie bestanden, wie er meinte, in einer erzwungenen Speziali­
sierung Bulgariens auf die Brot- und Reisherstellung unter der seit 1878 abgeschüttelten os- 
manischen Herrschaft.330 Schwerer wogen seiner Überzeugung nach die verkehrstechnischen 
Gründe, denn von ihrer Lösung hing der Erfolg seines ganzen Konzeptes ab. Das Grundmotiv 
für eine Umstellung der bulgarischen Agrarproduktion, wie sie Jaranov vorschwebte, war 
gerade eine Intensivierung des Außenhandels, welche ohne adäquate Transportmöglichkeiten 
undenkbar war. In diesem Zusammenhang verwies er darauf, dass es ausgerechnet die frucht­
barsten Gegenden des Landes waren, die eines Anschlusses an das nationale Eisenbahnnetz 
noch harrten.331 Für Jaranov hatte die Lösung dieses Problems Priorität. Die Frage des Han­
dels ging er indes mit einem logischen Zirkelschluss an, der etwa in folgende Formel gefasst 
werden könnte: Zur Lösung des Problems ist es notwendig, das Problem zu lösen. Seiner Auf­
fassung nach musste Bulgarien zur Belebung seines Außenhandels Exportwahre erzeugen, die 
auf den europäischen Märkten Absatz finden würde. Dies jedoch war der Grundgedanke sei­
ner Überlegungen und zugleich die von ihm formulierte Zielvorstellung, auch wenn er diesen 
Punkt insoweit konkretisierte, als er erklärte, dass es ihm darauf ankomme, vor allem „euro­
päischen“ Sorten bei der Herstellung den Vorzug zu geben.332 Letztlich aber scheint die Nen­
nung dieses Punktes an dieser Stelle überflüssig, da es sich hierbei ohnehin um das Keman- 
liegen Jaranovs handelte.
Vergleichsweise geringe Beachtung fand bei ihm die Frage der Finanzierung des An­
baus neuer, zum Export bestimmter Kulturen. Die laufenden Kosten hierfür, d.h. für die Kul­
tivierung von Rosen, Wein und die Ausweitung der Schafzucht hielt er für begrenzt und damit
330 Ebenda, S .21u. 23.
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tragbar. Zu ihrer Deckung, so Jaranov, seien langfristige Kredite notwendig, die zu gewähren 
er die Bulgarische Landwirtschaftsbank für verpflichtet hielt. Einen größeren finanzpoliti­
schen Bezug stellte er nicht her, d.h. der Frage der Finanzierbarkeit einer solchen weitgreifen­
den Umgestaltung der nationalen Landwirtschaft maß er keine zentrale Bedeutung bei.333
Angesichts der ebenfalls von ihm geäußerten Forderungen nach Beseitigung techni­
scher Schwierigkeiten kann seine finanzpolitische Zurückhaltung eigentlich nur verwundern. 
Denn auf diesem Gebiet verlangte er nach einem umfassenden Ausbildungsprogramm, da er 
bei der Landbevölkerung die zur Pflege der neu einzufuhrenden Kulturen notwendige Kom­
petenz vermisste.334 Jenseits der Frage der Umsetzbarkeit seiner Konzeption ist indes hervor­
zuheben, dass er mit dieser Forderung ein Grundproblem der sozioökonomischen Entwick­
lung Bulgariens anschnitt -  jenes von Bildung und Ausbildung. In diesem Bereich bestand 
dringender Handlungsbedarf unabhängig von allen gegensätzlichen Auffassungen bezüglich 
verschiedener Schwerpunkte in der Agrarpolitik. Jeder Reformansatz auf diesem Gebiet ver­
langte Umstellungen von der Landbevölkerung und demzufolge auch deren Bereitschaft, 
Neues zu erlernen. Voraussetzung hierfür war allerdings ein flächendeckendes Netz von 
Schulen und Ausbildungseinrichtungen. Hiervon war Bulgarien zu Beginn der 30er Jahre frei­
lich weit entfernt.335 Und auch Jaranovs diesbezügliche Vorschläge zielten im Grunde allein 
darauf ab, neue Ausbildungseinrichtungen dazu zu benutzen, die Einführung neuer Feldfrüch­
te beim bulgarischen Bauerntum zu propagieren. Er warb für eine verbreitete Einrichtung von 
„Ausbildungsgärten“, in denen den Landwirten die sachgerechte Pflege der neu anzubauenden 
Pflanzen demonstriert werden sollte. Im gleichen Zuge trat er für die Heranziehung eines ent­
sprechenden Spezialistentums an den Universitäten und Landwirtschaftsschulen ein.336 Was 
jedoch fehlte, war die Formulierung bildungspolitischer Ziele, deren Leitmotiv das Prinzip 
der Nachhaltigkeit hätte sein müssen. Ein Ansatz, der lediglich auf kurzfristige Unterweisung 
abzielte, um einen konkreten Reformvorschlag, wie jenen zur Produktionsumstellung, zu 
verwirklichen, griff zu kurz. W orauf es ankam, um zu erreichen, dass Bulgarien sich auf Dau­
er zu einem gefragten und flexiblen Agrarexporteur entwickelte, wäre die Erziehung der Bau­
ern zu marktorientiertem und innovativem Wirtschaften gewesen. Anstelle eines rein de­
monstrativ arbeitenden Systems w ar ein breiter angelegtes Konzept notwendig, das zuallererst 
für die Alphabetisierung des weitgehend illiteraten Bauerntums zu sorgen gehabt hätte. Statt- 
dessen blieben öffentlich angestellte Überlegungen wie jene von Jaranov zu oberflächlich, um
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zu einer substantiellen Lösung der strukturbedingten sozioökonomischen Modernisierungs- 
Problematik beizutragen.
Insgesamt scheint Jaranovs Konzeption zur Intensivierung des bulgarischen Außen­
handels zu undurchdacht und zu fragmentarisch, als dass es hätte erfolgreich sein können. 
Dies zeigte sich auch beim sechsten Hindernis, das es seiner Meinung nach zu überwinden 
galt: der psychologischen Hemmschwelle, d.h. der Angst vor Neuerungen. Sie würde, so der 
Autor, verschwinden, sobald die Bauern den Nutzen der neuen Kulturen erkennen würden - 
mit anderen Worten, sobald der Erfolg der Reform eingetreten sei. Auch hier fühlte Jaranov 
wieder seine eigene Argumentation ad absurdum; als Strategie zur Beseitigung eines Hinder­
nisses, das der Umsetzung seines Konzeptes entgegenstand, propagierte er in einer Art Tauto­
logie den Erfolg des Konzeptes selbst.
Eigentlich war es aber gerade das Konzeptionelle, das seinen Überlegungen fehlte. Er 
versäumte es zwischen den einzelnen Punkten, die er anmerkte, eine Verbindung herzustellen. 
Besonders galt dies für die psychologischen und die ausbildungsbezogenen Probleme. Letzte­
ren schrieb er eine rein technische Unterweisungsrolle zu, ohne die „psychologischen“ Ein­
flussmöglichkeiten eines Bildungssystems zu berücksichtigen, die sich neben der Vermittlung 
von Elementarbildung etwa auf die Erziehung zu kreativem und eigenverantwortlichem Den­
ken und Handeln erstrecken konnte. Nach Sundhaussen war gerade dies einer der Kernpunkte 
der südosteuropäischen Agrarproblematik: das Verharren des Bauerntums in traditionellen, 
subsistenzwirtschaftlich geprägten Denkwelten, deren Horizont das Motiv der Profitmaximie­
rung als Arbeitsanreiz nicht einschloss.37 38 39Auch die Frage der Finanzierung der von Jaranov 
skizzierten Agrarreform stand zu isoliert in seinem Konzept. Zwar forderte er staatliche Kre­
dite, um den Fruchtwechsel in der bulgarischen Landwirtschaft angemessen zu fordern, er 
erklärte aber nicht, wo das nötige Geld angesichts der hohen Staatsverschuldung herkommen 
sollte und warum es, so es vorhanden war, nicht in eine Bodenreform oder in die Intensivie­
rung der bisherigen Produktion investiert werden sollte. Den Einsatz von Kunstdüngern hatte 
er gerade unter Hinweis auf deren hohe Anschaffungspreise abgelehnt, ihn für den Fall aus­
reichender Kapitalbereitstellung aber nicht ausgeschlossen, sondern sogar auf die positiven 
Erfahrungen verwiesen, die anderenorts damit gemacht worden seien.
Gleichwohl enthält sein Aufsatz Passagen, die anschaulich machen, wo bulgarische 
Wirtschaftswissenschaftler der Zwischenkriegszeit Unzulänglichkeiten und Reformbedarf in
-r
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der Landwirtschaft sahen und von welchen Zielvorstellungen sie sich bei ihren Äußerungen 
leiten ließen. Hierzu gehören bei aller Fragwürdigkeit der Schlussfolgerungen, die Jaranov 
jeweils zog, seine Hinweise auf die Zersplitterung des Landbesitzes, die Mängel der Infra­
struktur insbesondere auf dem Gebiet des Verkehrswesens, den allgemeinen Kapitalmangel, 
die geringe fachliche Kompetenz der Bauern sowie allgemein das niedrige Niveau von P ro­
duktivität und Qualität der Getreideherstellung. Auch seine strategische Überlegung, durch 
Schwerpunktverlagerung der Produktion auf Gemüse- und Obstanbau anstelle der Getreide­
kulturen zu einer besseren Position auf den internationalen Märkten zu gelangen, erscheint 
plausibel. Sie ist zwar nicht in der von ihm geforderten Radikalität, wohl aber im Grundsatz 
nachvollziehbar, da eine Erweiterung des landwirtschaftlichen Produktspektrums zweifellos 
krisenpräventive Wirkung versprochen hätte. Außerdem kann auch die Hoffnung auf eine 
Steigerung des bulgarischen Exportvolumens, die Jaranov in diese Maßnahme setzte, als be­
rechtigt angesehen werden. Denn, wie er einleuchtend argumentierte, die bulgarischen Ab­
satzchancen würden sich vor allem dann verbessern, wenn man sich auf Agrarprodukte ver­
legte, die unter den gegebenen geografischen und klimatischen Bedingungen in besserer Qua­
lität hergestellt werden konnten, als in anderen Ländern. Mit amerikanischem oder australi­
schem Getreide könne man weder quantitativ noch qualitativ international konkurrieren. Für 
bestimmte Erzeugnisse, wie etwa Weintrauben oder orientalische Tabaksorten böten sich in  
Bulgarien jedoch optimale natürliche Voraussetzungen.340 Das Land, so schloss Jaranov, müs­
se sich also au f das konzentrieren, was andere nicht leisten könnten:
„A uf jeden Fall müssen wir unsere landwirtschaftliche Produktion auf das aus- 
richten, was andere nicht hersteilen können, oder wenn doch, dann nur in einer Quali­
tät, die sich mit der bei uns nicht vergleichen lässt. Wir müssen das Land des aromati­
schen Tabaks, der aromatischen Rosen und der aromatischen Früchte werden, weil 
darin unsere Zukunft liegt.1*341
Unter den potenziellen Märkten nahm für Jaranov Deutschland eine zentrale Stellung 
ein. Zuletzt sei es das einzige Land gewesen, das trotz der Weltwirtschaftskrise in nennens­
wertem Umfange Obst auf den internationalen Märkten eingekauft habe -  und dies im Wert 
von 12 Milliarden Leva342 Diesem deutschen Aufhahmepotential schrieb der Autor eine er­
hebliche Bedeutung für das innere gesellschaftliche Gefüge Bulgariens zu. Wenn es Bulgarien 
gelänge, so malte er sich aus, nur die Hälfte des deutschen Marktes mit Obst und Gemüse zu
340 Ebenda, S. 25f.
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versorgen, dann wäre dies mit einer Erweiterung der hierfür verwendeten Anbauflächen um 
120.000 Hektar verbunden; bezöge man die übrigen mitteleuropäischen Märkte ein, so kämen 
noch einmal 240.000 Hektar hinzu.343 Jaranov versprach sich hiervon eine Re-Agrarisierung 
der bulgarischen Bevölkerung. Der vermehrte Arbeitsanfall auf dem Lande würde, so meinte 
er, zusammen mit der Aussicht auf gesteigerte Profite und intelligentere Formen des Wirt­
schaften den Agrarsektor attraktiver für begabte Menschen machen, die bisher ein Leben 
voller Trübsal in den Städten führten. „Ich könnte sogar konkrete Fälle von Rechtsanwälten 
nennen, die Gemüsebauern geworden sind“, beteuerte Jaranov in der Meinung, seinem Publi­
kum damit die unvergänglichen Vorzüge des Landlebens gegenüber der städtischen Entfrem­
dung von der Natur verdeutlicht zu haben 344 345Allerdings ließ er offen, wie er diesen Aspekt 
seiner Überlegungen in ein volkswirtschaftliches Gesamtkonzept integrieren wollte. Hier 
zeigte sich erneut der fragmentarische Charakter seiner Ausführungen, die lediglich einem 
eng begrenzten Ausschnitt der bulgarischen Modemisierungsproblematik gewidmet waren. In 
durchaus richtiger Erkenntnis der grundlegenden landwirtschaftlichen Struktuiprobleme plä­
dierte Jaranov für Reformen, die indes nur auf eine bessere Vermarktbarkeit von Agrarpro­
dukten abzielten, um das soziale Los des Bauerntums zu verbessern und ihm darüber hinaus 
sogar einen Teil der intelligenten urbanen Bevölkerung wieder zuzuführen. Zwar war Jara- 
novs Strategie bewusst auf kurzfristig zu erzielende Erfolge angelegt, dennoch ließ er aber 
volkswirtschaftlichen Weitblick vermissen. Was bei ihm fehlte, waren Überlegungen zum 
Einsatz des nach seinem Rezept zu erwirtschaftenden Kapitals bzw. der im gleichen Zuge 
steigenden Kaufkraft der Landbevölkerung. Es hätte seinem Bild vom Rechtsanwalt, der Ge­
müsebauer wird, wohl widersprochen, wenn die Erfolge bulgarischer aromatischer Früchte 
auf den internationalen Märkten zum Ausbau einer inländischen weiterverarbeitenden Indust­
rie genutzt worden wären und die wachsende Kaufkraft zu einem zunehmenden Import aus­
ländischer Industrieerzeugnisse geführt hätte, was einer weiteren Industrialisierung und damit 
einer weiteren Verstädterung Vorschub geleistet hätte. Die Entwicklung der bulgarischen 
Märkte spielte bei Jaranov analytisch praktisch keine Rolle. Jedenfalls schien er sich, zu­
mindest soweit es aus seinen Ausführungen in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomi­
schen Gesellschaft hervorgeht, der sozioökonomischen Dynamik, die ein profitabel wirtschaf­
tender Agrarsektor entfalten konnte, nicht bewusst zu sein. Die Vorstellung, dass eine sol­
cherart sich entwickelnde Landwirtschaft eine Anschubfunktion für andere Sektoren der
343 Ebenda.
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Volkswirtschaft ausüben könnte, passte jedenfalls nicht mit seiner Erwartung einer sich re- 
agrarisierendcn Gesellschaft zusammen. Viel eher harmonierte sie mit strategischen Konzep­
ten, die zur selben Zeit, in der Jaranovs Aufsatz entstand, in Deutschland unter Federführung 
des Mitteleuropäischen Wirtschaftstages entworfen wurden. Von seinen Ideen unterschieden 
sie sich dadurch, dass sie eine industriell geprägte und damit gesamtgesellschaftlich sich aus­
wirkende Modernisierung Südosteuropas nicht nur als unvermeidliche, sondern auch als wün­
schenswerte Folge einer zunächst anzustrebenden Produktivitätssteigerung im Agrarsektor 
betrachteten - wünschenswert vor allem deshalb, weil die dadurch erreichte Kaufkraftanhe­
bung und der steigende Bedarf an Technologie zugleich bessere Absatzmöglichkeiten für 
deutsche Importwaren mit sich brachten.346
Ungeachtet dieser Differenzen, die im wesentlichen darauf beruhten, dass die MWT- 
Konzeption weiter führte als Jaranovs Reformvorschläge, ergaben sich auch wichtige 
Schnittmengen zwischen beiden Ansätzen. In erster Linie bestanden diese darin, dass man die 
gleiche Auffassung darüber hatte, wo die Entwicklung ihren Anfang zu nehmen hatte: in einer 
Produktionszunahme der bulgarischen Landwirtschaft mit Hilfe von Veränderungen in der 
Produktpalette, die durch begleitende Maßnahmen auf den Gebieten der Ausbildung, der Inf­
rastruktur und des Kreditwesens zu unterstützen wären. Es gab also bereits bei vergleichswei­
se restriktiven Reformprogrammen, wie dem von Jaranov, Ansatzpunkte für eine intensive 
Kooperation mit der deutschen Wirtschaft, zumal auch bei ihm die Bezüge zu Deutschland 
nicht zu übersehen sind: Neben seinen Hinweisen auf die deutsche Expertise in der Anwen­
dung moderner Agrartechnologien, wie etwa den Kunstdüngern, war es vor allem sein von 
vielen Zeitgenossen geteilter Blick auf Deutschland als vorrangiger Absatzmarkt für bulgari­
sche Erzeugnisse, der die im Zuge der Weltwirtschaftskrise sich vollziehende Kanalisierung 
der internationalen Handelsströme und die sie begleitende Einengung des bulgarischen Han­
dels auf Deutschland begünstigen sollte.347
Bei anderen Autoren aus Jaranovs Zeit, die diese Zusammenhänge klarer herausstell­
ten, ergaben sich folglich noch weiter reichende Angriffspunkte für deutsches wirtschaftliches 
Engagement. Bereits ein Jahr vor ihm hatte der bulgarische Ökonom Professor Ja. Mollov 
ebenfalls in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft eine Analyse der 
Lage im Agrarsektor zusammen mit einem Katalog von Maßnahmen vorgestellt, die er zu 
deren Gesundung für notwendig hielt. Sein Aufsatz „Der heutige Zustand der bulgarischen 
Landwirtschaft und die Maßnahmen zu seiner Verbesserung“ enthielt allerdings einen wesent-
346 Hierzu ausführlich in Kapitel 5.1..
347 Vg. Hierzu Kapitel 3.3..
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lieh umfassenderen, auch die gesamtwirtschaftliche Perspektive mit einbeziehenden Ansatz 
als Jaranov. Besonderen Wert legte er auf die Wechselwirkungen zwischen landwirtschaftli­
cher und industrieller Entwicklung -  einen Zusammenhang, den in der Vergangenheit nur 
ungenügend gewürdigt zu haben er der gebildeten, am wirtschaftspolitischen Diskurs teil­
nehmenden Öffentlichkeit in Bulgarien vorhielt.348 Erst in jüngster Zeit sei anstelle der In­
dustrie die Landwirtschaft in das Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt.
Im Gegensatz zu Jaranov, der ausschließlich Reformmaßnahmen bevorzugte, die sei­
ner Meinung nach kurzfristig umzusetzen seien und der besseren Vermarktung bulgarischer 
Agrarerzeugnisse dienen sollten, postulierte Mollov eine parallele Modernisierung sowohl im 
landwirtschaftlichen als auch im industriellen Sektor:
„Die schnelle Entwicklung der Industrie ohne die gleichzeitige Entwicklung 
der Landwirtschaft, der Grundlage unserer Volkswirtschaft, ist unmöglich. Eine Stei­
gerung der landwirtschaftlichen Erträge ist eine wichtige Voraussetzung für die Ent­
wicklung der Industrie, vor allem aufgrund des Umstandes, dass die Landbevölkerung 
der wichtigste Verbraucher industrieller Produkte ist, worunter auch Gerät und Land­
maschinen fallen, des weiteren Kunstdünger sowie Mittel zur Bekämpfung von 
Krankheiten und Schädlingen, außerdem aufgrund des Umstandes, dass die Industrien 
(...) Rohstoffe benötigen, die ihnen die Landwirtschaft liefern kann und auch liefert, 
sowie an dritter Stelle, weil die Landwirtschaft die Städte und insbesondere die Indust­
riearbeiter mit Lebensmitteln versorgt.“349
Hatte sich Jaranov mit der geringen Produktivität und räumlichen Zersplitterung der 
bulgarischen Agrarbetriebe auf längere Sicht hin abgefunden und lediglich eine Transformati­
on statt einer Intensivierung der Landwirtschaft gefordert, so setzte Mollov klar auf deren 
Funktion als Motor der gesamten sozioökonomischen Modernisierung. Gemeinsam war bei­
den Konzepten freilich die Grundidee, dass eine erfolgreichere internationale Vermarktung 
der Erzeugnisse Ausgangspunkt für alle weitergehenden Überlegungen sein musste. Im Ge­
gensatz zu Jaranov war Mollov aber gänzlich anderer Auffassung bezüglich des Wesens der 
Landwirtschaft als solcher. Diese Ansicht erläuterte er -  auch in historischer Perspektive -  zu 
Beginn seines Artikels in aller Ausführlichkeit. Der bemerkenswerteste Dissens zu Jaranov, 
der praktisch für eine Spezialisierung Bulgariens auf aromatische Gemüse- und Obstkulturen 
eintrat, ergab sich aus der Meinung Mollovs, dass landwirtschaftliche Produktion sich durch
348 Mollov, Ja.: Dne§noto sästojanie na bälgarskoto zemledelie i meroprijatija za negovoto podobrenie. In: Spisa- 
nie na BID 29/1930, H. 4, S. 181-212, hier: S. 181. Im folgenden zitiert als „Mollov”.
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Vielfalt auszuzeichnen habe, da nur so alle Ressourcen und die verfügbare Arbeitskraft ver­
teilt über das Jahr profitträchtig genutzt werden könnten.350 Dieser Aspekt der Gewinnorien­
tierung lag Mollov offenbar besonders am Herzen. In Kenntnis der Subsistenzwirtschaft a ls  
dem vorherrschenden Prinzip im bulgarischen Agrarsektor beschwor er wiederholt in seinem 
Aufsatz die marktwirtschaftlichen Grundfaktoren der Ausgabenminimierung, der Rentabilität 
sowie der Effizienz im Arbeitskrafteinsatz.351 Indem er im einleitenden Abschnitt seiner Aus­
führungen derart grundsätzliche Überlegungen anstellte, hob er in besonders nachdrücklicher 
Weise die von ihm postulierte Allgemeingültigkeit seiner Thesen hervor. Zu erwartenden 
Einwänden, die dahingehend argumentieren mochten, dass Entwicklungen in anderen Län­
dern auf Bulgarien nicht anwendbar seien, wollte er hierdurch von vorne herein die Grundlage 
entziehen. In diesem Zusammenhang wird auch der allgemeine Überblick über die histori­
schen agrarischen Entwicklungsstufen der Menschheit verständlich, den Mollov ebenfalls in  
der Einleitung bietet. Sein Drei-Phasen-Modell, dem zufolge die einfache Ausbeutung der 
von der Natur dargebotenen Früchte am Anfang stand, es also keine Landwirtschaft im ei­
gentlichen Sinne sondern nur das Sammeln gab, worauf dann die Phase der extensiven und 
darauf wiederum die der intensiven Landwirtschaft folgte, diente dem Autor als Rahmen, in  
dem das bulgarische Agrarwesen im Vergleich zu anderen Ländern, insbesondere industriali­
sierten, positioniert werden konnte.352 35
Sein eigenes Land befand sich demnach im Endstadium der Phase extensiver Land­
wirtschaft. Dies zeige sich, so Mollov, darin, dass unter den Bedingungen des gegenwärtig in 
Bulgarien angewandten Systems — Überwiegen von Monokulturen und Drei-Felder- 
Wirtschaft -  eine Erhöhung der Produktivität nur durch Ausdehnung der bebauten Fläche 
möglich sei. Angesichts der rasanten Bevölkeningszunahme im Lande und der beschränk­
ten Möglichkeiten einer Flächenextension reiche diese Methode zur Sicherung der nationalen 
Ernährung aber nicht mehr aus. Nötig sei also der Übergang zur intensiven Landwirtschaft, 
d.h. zu Methoden, die eine Ertragssteigerung pro Flächeneinheit garantierten354
Aus dieser linearen Auffassung von wirtschaftlichem Fortschritt355 ergab sich beinahe 
zwangsläufig, dass Mollov zur Herstellung eines Praxis- und Erfahrungsbezuges auf Länder 
verwies, die auf dieser Wegstrecke bereits ein größeres Stück zurückgelegt hatten als Bulga­
rien und demzufolge als Vorbilder anzusehen waren. Auch er stellte dabei Deutschland in den
350 Ebenda, S. 182.
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352 Mollov, S. 184-186.
353 Vgl. Kapitel 2.1..
354 Mollov, S. 185.
355 Vgl. Einführung.
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Mittelpunkt seiner Betrachtungen. Zusätzlich wurden in diesem Zusammenhang oft, und so 
auch hier, Dänemark und die USA erwähnt, die jedoch in der bulgarischen Außenwirtschafts* 
Perspektive nur eine untergeordnete Rolle spielen konnten, da sie als Märkte entweder uner- 
reichbar oder zu klein schienen. Deutschland hingegen war im Erscheinungsjahr des Mol- 
lov’schen Artikels, 1930, bereits der wichtigste Handelspartner des Landes.357 Daher lag es 
nahe, sich auch für die inneren Aspekte seiner sozioökonomischen Entwicklung besonders zu 
interessieren und Folgerungen für Bulgarien abzuleiten.
Wie der Autor ausfuhrte, hatte sich zwischen 1878 und 1900 in Deutschland die ge­
samte landwirtschaftliche Nutzfläche nicht verändert. Der Anstieg der Produktivität während 
dieser Zeit hatte es aber erlaubt, den Anteil der Weideflächen und Brachen soweit zurückzu- 
fiihren, dass letztlich ein Viertel der gesamten Nutzfläche dem Anbau von Industriepflanzen, 
Rüben, Kartoffeln und Futtergetreide gewidmet werden konnte. Parallel dazu habe sich auf­
grund verbesserter Technik der Hektar-Ertrag von Weizen, Roggen, Hafer, Gerste und Mais 
um 61 bis 82 Prozent erhöht.358 *In Bulgarien hingegen hatte sich, den von Mollov vorgelegten 
Daten zufolge, der Anteil des Brachlandes im Vergleich zur bebauten Fläche seit Beginn des 
20. Jahrhunderts nur noch unwesentlich verändert. Im ganzen gleich geblieben war auch der 
für Getreide verwendete Flächenanteil am gesamten Ackerland: Zwischen 1904 und 1926 
hatte dieser stets in der Größenordnung von zwei Dritteln gelegen, wobei es sich, nach Mol- 
lov, bei den angebauten Sorten überwiegend um recht primitive handelte. Diese mindere 
Qualität des Getreides war indes in Mollovs Analyse symptomatisch und zugleich ursächlich 
für weitere Unzulänglichkeiten in der bulgarischen Landwirtschaft, die aus seiner Sicht lang­
fristig in einen allgemeinen Niedergang münden würden. So führten etwa der unveränderte 
.Anteil der Brache an der landwirtschaftlichen Nutzfläche sowie die ausgebliebene Produktivi­
tätssteigerung dazu, dass nicht genügend Futter für das Weidevieh bereitstand -  um 1930 
konnte gerade ein Viertel des Bedarfs aus der einheimischen Produktion gedeckt werden. Fol­
ge davon sei, so Mollov, dass nur primitive Rassen mit geringer Produktivität an Fleisch, 
Milch und anderen tierischen Erzeugnissen gehalten werden könnten.360 Als Ursache für diese 
geringe Produktivität des bulgarischen Ackerbaus, der sich auch auf die Viehwirtschaft aus­
wirkte, sah der Autor in erster Linie die Verwendung primitivster Technik auf den Feldern,
;'5& Vgl. Kapitel 3.3.. 
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d.h. konkret von Holzpflügen, die an Zahl die eisernen immer noch bei weitem überwogen.361 
Hinzu kam die einseitige Bebauung des Bodens, der hierdurch stetig an Fruchtbarkeit verlor. 
Ergebnis dieser Mängel war nach Mollovs Angaben nicht nur eine Stagnation der landwirt­
schaftlichen Produktivität in Bulgarien, sondern sogar deren Rückgang. Gegenüber der Perio­
de von 1908-1912 sei der gemessene Wert der gesamten Agrarproduktion von rund 714 M il­
lionen Goldleva auf rund 664 Millionen in der Zeit zwischen 1922 und 1926 zurückgegan­
gen.362 36Entsprechend sei in den selben Vergleichszeiträumen die Pro-Kopf-Produktivität der 
nationalen Landwirtschaft um 25 Prozent gesunken, wobei hierzu auch das schnelle Bevölke­
rungswachstum beigetragen habe. Entscheidend sei in diesem Zusammenhang allerdings die 
damit verbundene Zunahme ungenutzten Potentials an Arbeitskraft.
Insgesamt, so schloss Mollov diese Bestandsaufnahme des bulgarischen Agrarsektors, 
befinde man sich gegenwärtig auf absteigendem Aste: „All dies zeigt, dass sich unsere Land- 
Wirtschaft in einer Phase des Niedergangs befindet.
Anstatt jedoch angesichts dieser wenig ermutigenden Lage zu resignieren, kam es 
Mollov offenbar vielmehr darauf an, seine Analyse zum Anlass einer Vorstellung umfassen­
der Modemisierungsstrategien für die bulgarische Landwirtschaft, wie sie ihm vorschwebten, 
zu nehmen. Erneut verwies er auf das Beispiel anderer Länder, um die positiven Erfolgsaus­
sichten eines allgemeinen Programms zur Produktivitätssteigerung in der Landwirtschaft zu 
illustrieren, und erneut stand Deutschland hierbei im Mittelpunkt. Dieses, so Mollov, habe es 
geschafft, innerhalb des Zeitraumes von 1879 bis 1913 seine Produktion an Kulturpflanzen im 
Schnitt zu verdoppeln. Unter Aufschlüsselung der ihm zur Verfügung stehenden Daten zur 
Produktivität einer Flächeneinheit von einem Dekar Ausdehnung nach den Sorten Weizen, 
Mais und Zuckerrohr, veranschaulichte der Autor, dass Deutschland, aber auch die übrigen 
westeuropäischen und nordamerikanischen Länder in den Jahrzehnten, die dem Ersten Welt­
krieg vorausgingen, entscheidende Fortschritte in der Effizienzsteigerung ihrer Agrarsektoren 
erzielt hätten. Deutschland habe dabei im allgemeinen ein Produktionsniveau pro Fläche er­
reicht, das um zwei- bis dreimal höher liege als in Bulgarien.364 In Vorwegnahme des Gegen­
arguments, dass derartige Erfolge unter den in Bulgarien gegebenen natürlichen Bedingungen 
nicht zu erzielen seien, verwies Mollov auf Experimente mit moderner Anbautechnik, die an 
Landwirtschaftsversuchsstationen in Sofia und Ruse durchgefühlt worden seien. Sie hätten in
361 Vgl. S. 19.
362 Mollov, S.l89f.
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einem Zeitraum von sechs bzw. vier Jahren zu signifikanten Ergebnissen geführt, die mit de­
nen in westeuropäischen Ländern zu vergleichen gewesen wären.365
Um aber zu einer durchgreifenden Reform der bulgarischen Landwirtschaft zu kom­
men, forderte Mollov eine zweigleisige Strategie, die sowohl im Bereich von Agrarpolitik und 
—Struktur als auch auf dem Gebiet der Landwirtschaft im engeren Sinne, d.h. den Produkti­
onsmethoden anzusetzen hatte. Auch an dieser Stelle machte der Autor deutlich, wie sehr er 
sich in diesem Zusammenhang an der Entwicklung der westlichen Länder orientierte. Ausge­
hend von einer Zusammenfassung grundlegender Charaktermerkmale der bulgarischen 
Landwirtschaft stellte er fest, dass das Land denselben Weg gehen müsse, den auch andere 
Länder gegangen seien, die dieselben Entwicklungsstufen durchlaufen hätten. Bei diesen han­
dele es sich etwa um Dänemark, Deutschland, die Tschechoslowakei, Belgien und die Nieder­
lande. Als Haupteigenschaften der Agrarwirtschaft in Bulgarien nannte Mollov die vielbe­
klagte Zersplitterung des Ackerbodens in kleinste Wirtschaftseinheiten, die überwiegende 
Subsistenzwirtschaft sowie den eklatanten Kapitalmangel. So umfassten nach seinen Angaben 
im Jahre 1926 von insgesamt 735.000 landwirtschaftlichen Betrieben über 400.000 eine Flä­
che von weniger als sechs Hektar. In ländlichen Gegenden würden nur ungefähr 20 Prozent 
der gesamten Produktion vermarktet, und selbst in einem städtisch geprägten Bezirk wie dem­
jenigen von Sofia läge dieser Wert lediglich bei rund 35 Prozent. Im Gegensatz dazu habe die 
Landwirtschaft in den als fortschrittlich genannten Ländern ihren Selbstversorgungscharakter 
vollständig verloren.366
Durch seine beinahe gebetsmühlenartig anmutende Beschwörung des modernen west­
europäischen Vorbildes machte Mollov deutlich, dass seine konzeptionellen Überlegungen 
zur Modernisierung, d.h. konkret zur Produktivitätssteigerung der bulgarischen Landwirt­
schaft, weniger an den Besonderheiten der bulgarischen und gesamt-südosteuropäischen Ent­
wicklung orientiert waren, sondern vielmehr in einer Nachzeichnung und einem Nachvollzug 
eines Modemisierungsweges bestanden, der unter vollkommen verschiedenen Voraussetzun­
gen zurückgelegt worden war. Das lineare und fortschrittsgläubige Verständnis Mollovs von 
Wirtschaft und Gesellschaft zeigt sich hier erneut. Gleichwohl erschöpften sich seine pro­
grammatischen Ausführungen nicht allein in der Anpreisung von Vorbildern, denen es nach- 
zueifem gelte. Zugleich erläuterte Mollov die Grundmotive, die das agrarische Wirtschaften 
in „modernen“ Ländern lenkten. An erster Stelle nannte er in diesem Zusammenhang die Ori­
entierung des landwirtschaftlichen Handelns an den Erfordernissen der Märkte. Dies, so der
365 Ebenda, S. 194f.
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Autor, sei auch der Grund dafür, warum der Modemisierungsprozess nicht überall zu den 
gleichen Strukturen geführt habe. Unterschiede seien hier in erster Linie in Abhängigkeit von 
der Größe der Betriebe festzustellen. Sowohl in Dänemark als auch in Deutschland konzent­
rierten sich kleinere Höfe auf die Viehzucht und den Anbau von Futtergetreide, wohingegen
größere eine gemessen an ihrer Fläche relativ geringe Anzahl an produktiven Tieren hiel­
te«  367ten.
Ausgehend von diesem Beispiel, das Mollov anführte, um die Notwendigkeit einer an 
regionale und betriebliche Besonderheiten angepassten Agrarstruktur zu illustrieren, entwi­
ckelte der Autor seine Argumentation für eine sinnvolle und koordinierte Landwirtschaftspo­
litik. Diese müsse, so erläuterte er, unterschiedliche Ausprägungen der einzelnen Produkti­
onszweige je  nach den lokalen Gegebenheiten zulassen. Hierfür müssten ausgebildete Agro­
nomen passende Reorganisationspläne ausarbeiten, die nach einem koordinierten Maßnah­
menkatalog umzusetzen seien. Die Agrarpolitik habe hierzu die notwendigen Rahmenbedin- 
gungen zu schaffen. Diese bestünden, wie Mollov grob umriss, in der Vergabe zweckge­
bundener Kredite, einer kompetenten und zielgerichteten Führung des Kooperativwesens und 
der Setzung fiskalischer Anreize auf dem Gebiet des Steuer- und Zollwesens. A uf diese Wei­
se, d.h. durch eine Intensivierung des Handels mit Agrarprodukten sei eine stärkere Verflech­
tung zwischen Landwirtschaft und Industrie herbeizuführen, die eine zunehmende Mechani­
sierung und damit eine weitere Produktivitätssteigerung bewirken werde.* 36869
Die Ausführlichkeit, in der Mollov im Anschluss auf die seiner Ansicht nach direkt im 
Bereich der Landwirtschaft zu ergreifenden Schritte einging, zeigt, worum es ihm in Wirk­
lichkeit ging und worin er die Wurzel der gegenwärtigen Agrarkrise sah. Der Maßnahmenka­
talog, den er in seinem Artikel vorstellte, bestand aus fünf Punkten. Bezeichnenderweise ziel­
ten vier von ihnen darauf ab, Kompetenz und Motivation der Bauern anzuheben. Lediglich 
ein Punkt hatte einen rein technischen Inhalt: In ihm ging es um  anzustrebende Verbesserun­
gen auf den Gebieten des Pflanzenschutzes und der Veterinärmedizin zur Absicherung der 
erhofften Erfolge. Im übrigen forderte Mollov die Schaffung von Grundlagen und Einrichtun­
gen zu einer fundierten Ausbildung der Landwirte, eine entsprechende öffentliche Propagie­
rung derartiger Möglichkeiten und die Bereitstellung der hierfür nötigen Hilfsmittel sowie
*7 Ebenda, S. 199.
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außerdem Maßnahmen zur Anregung und Organisation privater Initiativen zur Verbesserung 
der Landwirtschaft.
Worauf es Mollov bei der Umsetzung seiner Vorschläge ankam, war ein koordiniertes 
und zielstrebiges Vorgehen, welches zugleich die grundlegenden Probleme unmittelbar ange- 
hen sollte. Dies bedeutete, dass permanent auf Praxisbezug und direkte Anwendbarkeit einzu- 
fiihrender Neuerungen zu achten war. So legte Mollov Wert darauf, dass sich etwa agrarwis­
senschaftliche Institutionen auf die Einführung effizienter Anbautechniken und profitverspre­
chender Kulturen und Viehrassen sowie auf die betriebswirtschaftlichen Aspekte der Land­
wirtschaft zu konzentrieren hätten. Es sei Aufgabe dieser Institutionen, wissenschaftlich fun­
dierte Kenntnisse auf diesen Gebieten zur Verfügung zu stellen, ohne die alle weiteren Maß­
nahmen sinnlos seien. Gerade in dieser Hinsicht aber beklagte Mollov schwerwiegende Miss­
stände -  zu Vieles geschehe hier allein nach dem Zufallsprinzip. Statt dessen sei es nun an der 
Zeit, kompetente Spezialisten einzusetzen, zu einer effizienten Führung und Aufsicht zu ge- 
langen sowie alle Anstrengungen und Mittel auf die wichtigsten Ziele zu konzentrieren.
Die solcherart gewonnenen und aufbereiteten Kenntnisse galt es, Mollov zufolge, auf 
sachgerechte Weise im Bauerntum zu propagieren, um dessen Arbeitskraft und Interesse in 
die gewünschte Richtung zu lenken und es zugleich zu Eigeninitiative zu ermuntern. In die­
sem Zusammenhang verwies er erneut auf das westeuropäische Vorbild, dessen landwirt­
schaftliches Ausbildungssystem es zu übernehmen gelte. Besonders die breite Masse der 
Dorfbevölkerung solle man eine auf zwei Jahre angelegte Landwirtschaftsschule durchlaufen 
lassen; eine weiterführende Ausbildung sei auf unterem und mittlerem Niveau kontraproduk­
tiv, da sie den Betrieben lediglich dringend benötigte Arbeitskraft entziehe. Eine solche käme 
nur für die kommenden akademischen Eliten der Landwirtschaft in Frage.370 172 Ihnen obliege es 
zudem, private Initiative zur Fortentwicklung des Agrarsektors zu ergreifen, wie dies auch in 
den moderneren Ländern der Fall sei, in Bulgarien angesichts des „allgemein niedrigen kultu­
rellen Niveaus“ zur Zeit aber noch dem Staat überlassen bleibe.373
Auch auf dem Gebiet der Weiterbildung der älteren Landbevölkerung setzte Mollov 
auf westliche Modelle. So galt es seiner Meinung nach, die Dichte des Ausbildungsnetzes 
deutlich anzuheben, welche zum Beispiel in Deutschland ungefähr sechsmal höher war als in 
Bulgarien. Außerdem sei speziell für ältere Landwirte ein mobiles Ausbildungssystem zu
370 Ebenda, S. 202.
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schaffen, das mit Hilfe von Anschauungsunterricht auf Demonstrationsfeldem und -Stationen 
fortschrittliche Methoden unter das Volk zu bringen habe.374
Mollov schloss seinen Beitrag, indem er sein landwirtschaftliches Modemisierungs- 
konzept, wie eingangs erwähnt, in einen gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang einbettete 
und ihm auf diese Weise sowohl einen übergeordneten Sinn verlieh als auch sein Funktionie­
ren erst ermöglichte. Als einen integrierten Bestandteil dieser Sinngebung betrachtete er die 
Platzierung bulgarischer Agrarprodukte auf den internationalen Märkten, von denen er die 
wichtigsten in Mittel- und Westeuropa sah, darunter den deutschen an herausgehobener Posi­
tion.375 Grundmotiv aller derartigen Überlegungen musste jedoch nach Mollov die Verbesse­
rung der Lebensverhältnisse der allgemeinen Bevölkerung wie auch der finanziellen Situation 
des bulgarischen Staates sein. Hierin sah der Autor die Rechtfertigung für seine konzeptionel­
len Forderungen. Seiner Meinung nach war das Grundproblem der bulgarischen Wirtschaft 
nicht allein ein agrartechnisches, sondern vielmehr auch eines des rationalen betrieblichen 
Wirtschaftens und des überlegten Handelns: •<. ■
„Und ich würde sagen, so wichtig es auch sein mag, dass der Landwirt produ­
ziert, noch wichtiger ist es, dass er auch verkauft und dies zu Bedingungen, die ihm 
die Erzielung von Gewinnen erlauben, welche sich wiederum stimulierend auf seine 
wirtschaftliche Tätigkeit auswirken. Und es ist nicht übertrieben zu sagen, dass der 
bulgarische Bauer in dieser Beziehung vollkommen hilflos ist.“376 
Die Landbevölkerung hatte nach Mollovs Beobachtung keine Ahnung von den Erfor­
dernissen des Marktes und den Wegen des Handels. Dieser verlaufe in Bulgarien nach archai­
schen Prinzipien, d.h. rein zufällig und ohne der Produktion eine Richtung vorzugeben. Der 
Händler nehme dem Bauern einfach das ab, was dieser ihm anbiete.377 Auch zur Behebung 
dieser Missstände verwies Mollov wieder auf das westliche Vorbild. Demnach seien Quali­
tätsstandards zu schaffen, die sich nach den Erfordernissen der Märkte zu richten hätten. Wie 
etwa in den USA, Dänemark, Holland und Deutschland brauche man qualifiziertes Kontroll- 
personal zur Überwachung der Einhaltung dieser Nonnen. Hierbei ging es für Mollov aber 
nicht allein um die Orientierung an internationalen Märkten, auch der bulgarische Bedarf war 
zu ermitteln und die Produktion danach auszurichten. Besonders die heimische Industrie, die 
auch eine wichtige Rolle bei der Versorgung der Landbevölkerung und der Modernisierung 
der Agrarproduktion zu spielen habe, sei dabei zu berücksichtigen. Insgesamt, so folgerte
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Mollov, sei eine Rationalisierung, Systematisierung und Verzahnung der Wirtschaftssektoren 
Landwirtschaft, Handel und Industrie anzustreben.378
Die beiden hier beispielhaft betrachteten Artikel von Jaranov und Mollov waren Teil 
eines breiten wirtschaftskonzeptionellen Diskurs in den führenden Fachorganen der 20er und 
30er Jahre. In ihren inhaltlichen Grundstrukturen folgten die Beiträge, die in dieser Zeit er­
schienen, der Linie Mollovs und Jaranovs. Ein immer wiederkehrender Grundgedanke in ih­
nen, mithin also ein Leitmotiv, ist die Bezugnahme auf Entwicklungen und Zustände in den 
als fortgeschritten und modem betrachteten west- und mitteleuropäischen Staaten. Dabei ging 
es allerdings nicht nur um den industriell geprägten Charakter ihrer Volkswirtschaften, son­
dern vor allem um die höhere Produktivität ihrer Landwirtschaften. Damit waren jedoch nicht 
allein mengenmäßig höhere Erträge gemeint, sondern insbesondere auch die bessere Qualität 
wie auch der größere Variantenreichtum ihrer Produkte. Aber auch als tatsächliche und poten­
tielle Märkte spielten die Industrieländer eine zentrale Rolle in den Überlegungen der bulgari­
schen Wirtschaftsfachleute. Naturgemäß stand in diesem Zusammenhang Deutschland, das 
bereits seit 1924 wichtigster Handelspartner Bulgariens war,379 im Mittelpunkt. Bis etwa zur 
Mitte der 30er Jahre war allerdings von einer überwiegenden Anbindung an Deutschland zur 
Intensivierung des Außenhandels in der Fachpublizistik noch nicht die Rede. Gewünscht war 
eine Steigerung der Agrarexporte aber allenthalben -  sie war Konsens. Das gleiche galt für 
die dafür notwendige Anhebung der landwirtschaftlichen Produktivität und die Ausrichtung 
der Produktion an den Erfordernissen der westlichen Märkte. Hierzu gab es nach der zeitge­
nössischen Einschätzung keine vernünftige Alternative, so dass die Entwicklung in Bulgarien 
stets in vergleichender Perspektive zum „modernen“ Westen betrachtet wurde.
Aus dieser Feststellung ergeben sich sowohl neue Anwendungsmöglichkeiten für den 
schillernden Begriff der „historischen Rückständigkeit“, der unter anderem durch Ger- 
schenkron380 zum Gegenstand kontroverser Diskussionen geworden ist, als auch für eine In­
terpretation des Weges, den die bulgarische Außenwirtschaft beginnend mit den frühen 30er 
Jahren einschlug. Denn bei aller Problematik des Rückständigkeits-Konzepts, dem die Vor­
stellung von einer linearen sozioökonomischen Entwicklung mit dem Ziel der Industrialisie­
rung nach westeuropäischem Vorbild zugrunde liegt, vermittelt der bulgarische Fachdiskurs 
der Zwischenkriegszeit den Eindruck, dass im Lande selbst das subjektive Gefühl der Rück­
ständigkeit herrschte. Anders sind jedenfalls die vielfachen Hinweise au f Produktivitätszif­
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fern, Anbaumethoden, Technologien, Strukturen und historische Modemisierungsschübe im 
westlichen Europa wie auch in Nordamerika kaum zu deuten* Auch wenn man sich in Bulga­
rien von den dortigen Verhältnissen weit entfernt sah und kaum realistische Hoffnungen auf 
ein baldiges „Aufholen“ hegte, gab es, wie es scheint, dennoch kaum eine Alternative zu die­
ser eindeutig nach Westen orientierten Blickrichtung. Dieser Sachverhalt ergab sich indes 
schlicht aus dem bulgarischen Bedürfnis, den Außenhandel -  und hier insbesondere den Ag­
rarexport -  mit den Industrieländern zu intensivieren. Dies war notwendig sowohl um der 
allgemeinen sozioökonomischen Modernisierung als auch um der Linderung der finanziellen 
Notlage der Staates willen. Die Märkte der anderen ost- und südosteuropäischen Agrarstaaten 
wurden der strukturellen Ähnlichkeit der dortigen Volkwirtschaften wegen als wenig lohnend 
erachtet. Standen also die industrialisierten Länder im Mittelpunkt der außenwirtschaftspo­
litischen Aufmerksamkeit der bulgarischen Fachöffentlichkeit, so lag es nahe, sich auch für 
deren volkswirtschaftliche Strukturen und technologische Expertise zu interessieren -  letzte­
res in erster Linie, um die für eine Umsatzsteigerung im Außenhandel unverzichtbare Produk­
tivitätssteigerung zu erzielen. Vor allem aber kam es darauf an, die Gegebenheiten und Be­
dürfnisse ihrer Märkte zu analysieren. Um dort Erfolgsaussichten zu haben, war es notwen­
dig, eine Erfüllung der dort geltenden Qualitätsstandards und sonstigen Normen anzustreben.
Vor diesem Hintergrund, d.h. angesichts der Leitbildfunktion, die die industrialisierten 
Volkswirtschaften im Rahmen des bulgarischen Diskurses offenbar hatten, erscheint die An­
wendung des Begriffes der soziökonomischen Rückständigkeit auf Bulgarien praktikabel. 
Präzisierend sollte allerdings hinzugefugt werden, dass es sich dabei um eine Rückständigkeit 
gegenüber selbst gesteckten Zielen handelte. Wie der diesbezügliche Diskurs zeigte, ging es 
dabei in erster Linie um das Ziel einer effizienter arbeitenden Landwirtschaft. Die allgemeine 
Erkenntnis einer rückläufigen Pro-Kopf-Produktion, sinkender Ausfuhrzahlen und eines zu­
nehmenden sozialen Ungleichgewichts waren es, die eine allgemeine Kiisenstimmung hervor­
riefen. Diese griff zwar besonders während der Jahre der Weltwirtschaftskrise um sich, hatte 
sich aber schon spätestens ab der Mitte der 20er Jahre bemerkbar gemacht und führte die Ur­
sachen der beklagten Zustände ohnehin au f länger zurückliegende Entwicklungen zurück.
Gründete sich dieses Gefühl der „Rückständigkeit“ also auf das Bewusstsein, sich in 
einer langfristig anhaltenden, wenn nicht gar chronischen Krise zu befinden, so bedeutete dies 
indes nicht, dass man für eine in eine Industrialisierung mündende Entwicklung analog dem 
westeuropäischen Modell eingetreten wäre. Vielmehr belegt der bulgarische Wirtschaftsdis- *
381 Vgl. Kapitel 3.3..
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kurs der Zwischenkriegszeit die Bereitschaft breiter Fachkreise, sich mit dem überwiegend 
agrarischen Charakter der nationalen Volkswirtschaft zumindest auf absehbare Zeit abzufin­
den. Freilich herrscht aber der Eindruck vor, dass dem weniger die Vorstellung von einem 
eigenen bulgarischen „Sonderweg“ zugrunde lag, als eher die Einsicht in das momentan Mög­
liche. Klar ist indes, dass eine kurzfristig anzustrebende Produktivitätssteigerung in der 
Landwirtschaft die Hauptsorge des Diskurses war und den Blick auf Methoden westlicher 
Herkunft lenkte. Die westlichen Industrien blieben in diesem Zusammenhang allerdings weit­
gehend unbeachtet. Entsprechend selten finden sich im wirtschaftspolitischen Diskurs jener 
Zeit auch Überlegungen zu etwaigen Verknüpfungen und Interdependenzen zwischen Land­
wirtschaft und Industrie. Dies mag jedoch mit dem durchweg anzutreffenden großen Praxis­
bezug und der thematischen Konzentration auf den Agrarsektor begründet sein und weniger 
damit, dass solche Zusammenhänge nicht in Betracht gezogen werden wären. Das Fehlen von 
Hinweisen auf eine mögliche parallele Entwicklung von Landwirtschaft und Industrie spricht 
vielmehr dafür, dass man der Gesundung des Agrarsektors Vorrang vor Überlegungen bezüg­
lich anderer Wirtschaftssektoren einräumte, wobei zumeist unklar blieb, ob man sie auch als 
Vorbedingung für eine weitere Industrialisierung betrachtete. Insgesamt hen-scht jedoch der 
Eindruck vor, dass unter den bulgarischen Bedingungen, wie sie in der zeitgenössischen 
Fachöffentlichkeit analysiert wurden, eine Industrialisierung, die über das bisherige, weitge­
hend vom Staat induzierte rudimentäre Maß hinausgehen würde, ohne eine vorherige substan­
zielle Kommerzialisierung der Landwirtschaft kaum realisierbar w ar.
Einigkeit bestand hinsichtlich des Bedarfs an westlichem Expertenwissen bzw. 
„Know-How“, das in der bulgarischen Landwirtschaft zur Anwendung kommen sollte, und an 
Kapital, das wenigstens zu einer Initialfinanzierung der für notwenig erachteten Modemisie- 
rungsmaßnahmen zu verwenden war. Zu beschaffen war es -  auch dies erkannten die meisten 
Autoren an -  in Form von Krediten oder durch langfristige und wertbeständige Kapitalanla­
gen aus den Industrieländern.382 83
Innerhalb des hier skizzierten Schemas, dem sich die grundlegenden Vorstellungen der 
bulgarischen Fachöffentlichkeit zur Steigerung der Agrarexporte entnehmen lassen, gab es 
naturgemäß unterschiedliche Schwerpunktsetzungen. Diese variierten von einem eher allge­
mein und wreit gefassten Blickwinkel bis zur Konzentration auf spezielle Fragestellungen. 
Unterschiede zeigten sich auch hinsichtlich des programmatischen Charakters der einzelnen 
Äußerungen im bulgarischen Modemisierungsdiskurs. Sie reichten von zum Teil schlichten
382 Ausnahmen: u.a. Mollov.
383 So vor allem Mollov.
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Bestandsaufnahmen bis hin zu konkreten Politikentwürfen, d.h. Empfehlungen an die Regie­
renden.
Programmatische Elemente enthielten auf jeden Fall die beiden bereits besprochenen 
Artikel Jaranovs und Mollovs. Sie hatten allerdings einen sehr umfassenden Ansatz, d.h. sie 
richteten nicht nur Forderungen an die Landwirtschaftspolitik, sondern äußerten sich auch 
konkret zu agrartechnologischen Fragen. Einen dezidiert politischen Focus konnte man hin­
gegen in anderen Beiträgen in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft 
finden. Prononciert äußerte sich zum Beispiel P. Abadziev im Jahre 1927, also noch bevor die 
Weltwirtschaftskrise virulent wurde. „Unsere Landwirtschaftspolitik“ hieß sein Aufsatz;384 in 
ihm verlangte er den verstärkten Einsatz künstlicher Düngemittel und die Schaffung notwen­
diger Rahmenbedingungen durch die Politik. Zur effizienten Verwendung von Kunstdüngern 
sei es erforderlich, diese nach deutschem Vorbild im Lande selbst herzustellen und auf diese 
Weise billig zu halten.385 Finanziert durch ausländisches Kapital seien hierzu die vorhandenen 
Elektrizitätswerke zur Stickstoffgewinnung aufzurüsten bzw. neue zu errichten. Das ganze sei 
durch Reformen im landwirtschaftlichen Ausbildungswesen zu flankieren. Auch um die Arten 
der Finanzierung hatte sich Abadziev offenbar konkrete Gedanken gemacht. Er gab Hypothe­
kenbanken den Vorzug, die in Bulgarien einzurichten seien und die nötigen Kredite gewähren 
sollten. Sie hätten, so der Autor, den Vorteil, ausländischen Investoren Sicherheiten in Form 
materieller Werte, wie etwa Immobilien oder Unternehmen, zu bieten.386 Ein weiteres Bei­
spiel für direkte agrarpolitische Forderungen war der ursprünglich als Vortrag gehaltene Arti­
kel von S.G. Kasev „Die Aufgaben unserer Landwirtschaftspolitik“.387 Er gehörte zu jenen 
Beiträgen, die die Vorbildfunktion der westeuropäischen und explizit auch der deutschen 
Landwirtschaft am deutlichsten betonten, zugleich aber auch klarmachten, dass sie Bulgarien 
als ein Agrarland betrachteten, dessen Landwirtschaft Ausdruck seiner nationalen Eigenart 
sei: ■<
„Unsere Agrarpolitik muss in ihrer Beharrlichkeit und Zielstrebigkeit der 
jüngsten italienischen und deutschen folgen, indem sie sich durch nichts davon abhal­
ten lässt, gesunde Grundlagen für die Landwirtschaft zu schaffen, die (...) Quell unse­
rer geistigen und materiellen Kultur ist.“388
384 Abadziev, P.: NaSata zemledelska politika. In: Spisanie na BID, 26/1927, H. 3-4, S 146-151.
385 Ebenda.
386 Ebenda.
387 KaSev, S.G.: ZadaCite na naSata zemledelska politika. In: Spisanie na BID, 28/1929, H. 3-4, S 129-151.
388 Ebenda, S. 151.
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Die Aufgaben der bulgarischen Agrarpolitik sah Kasev in erster Linie im Anbau von 
Kulturen und der Anwendung von Methoden, die den jeweiligen naturgegebenen Bedingun­
gen der verschiedenen Regionen des Landes angemessen waren. Es gelte nicht, so meinte er, 
generell den Schwerpunkt vom Getreide auf Industriepflanzen zu verlegen, sondern eine den 
geografischen Voraussetzungen angepasste rationale Landwirtschaft zu betreiben. Der Staat 
sei dafür verantwortlich, diese Voraussetzungen zu erforschen, die Ergebnisse der Landbe­
völkerung zu vermitteln und die Infrastruktur entsprechend auszubauen, was vor allem für die 
Eisenbahnen gelte.389 Insgesamt also stellte Kasev zwar auch einen deutlichen West- und 
Deutschlandbezug in seinem programmatischen Artikel her, er konzentrierte sich aber stärker 
auf die Aufgaben, die die bulgarischen Landwirtschaftspolitik im Inlande zu erfüllen hatte. 
Die Rolle, die ausländisches Kapital in diesem Zusammenhang spielen konnte, trat bei ihm in 
den Hintergrund; eher rekurrierte er auf westliche Expertise, und hier wieder speziell auf die 
deutsche. Insofern reihte sich sein Beitrag zusammen mit dem Abadzievs trotz des unter­
schiedlichen Focus in die westorientierte Grundlinie des allgemeinen bulgarischen Fachdis­
kurses jener Zeit mit ein.
Erörterungen, die eher agrarmethodische und -technische Fragen in den Vordergrund 
rückten, ergänzten die politisch-konzeptionellen Überlegungen. So setzte sich beispielsweise 
der Agronom T. Obreskov speziell mit der Problematik der Mechanisierung der Landwirt­
schaft auseinander: „Die Maschinen in unserer Landwirtschaft“.390 Auch bei ihm war es der 
Blick nach Westen, mit dem er sein Eintreten für eine Anhebung der Produktivität durch ver­
stärkten Einsatz von Maschinen motivierte. Für Obreskov stand außer Zweifel, dass es das 
Ziel Bulgariens sein müsse, in der Landwirtschaft das Niveau Westeuropas zu erreichen:
„Namentlich dem bulgarischen öffentlichen Korporationswesen stehen große 
Anstrengungen bevor, um die bulgarische Landwirtschaft auf die Höhe zu fuhren, die 
viele westeuropäische Landwirtschaften schon lange erreicht haben.“391 
In seiner Konzentration auf die Mechanisierung der Agrarproduktion stellte Obreskov 
indes durchaus eine Ausnahme im bulgarischen Fachdiskurs dar. Kreisten die meisten Kon­
zepte zur Anhebung des Produktionsniveaus um strukturelle Fragen, wie etwa die Zergliede­
rung des Grundbesitzes, die verkehrsmäßige Erschließung des Landes oder die Ausbildung 
der bäuerlichen Bevölkerung, oder um nicht-mechanische Methoden zur Effizienzsteigerung, 
wie zum Beispiel die Verwendung von Kunstdüngern oder die Fruchtwahl entsprechend den
389 Ebenda, S. 149-151.
390 ObreSkov, T.: MaSinite v naäeto zemledelie. In: Spisanie na BID, 29/1930, H. 8, S 445-458.
391 Ebenda, S. 446.
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klimatisch-geografischen Bedingungen und den Erfordernissen der Märkte, so stellte Obres- 
kov den Einsatz von Maschinen als ein Mittel zur Modernisierung der Landwirtschaft in den 
Mittelpunkt. Sie garantiere nicht nur qualitative wie auch quantitative Verbesserungen, son­
dern vermindere auch die Kosten der Arbeit, indem sie diese erleichtere und vereinfache.392 
Im wesentlichen stellte sein Beitrag eine vergleichende Bestandsaufnahme des Maschinenein­
satzes in Bulgarien in den Jahren 1911 und 1927 dar. Zwar stellte der Autor eine allgemeine 
Zunahme besonders von mechanischen Pflügen sowie Mäh- und Dreschmaschinen fest, seine 
Auffassung, dass es sich hierbei nur um punktuelle Verbesserungen handelte, machte er aber 
sowohl durch seinen Verweis auf das westeuropäische Vorbild deutlich als auch durch seine 
Klage über Gegenden in Bulgarien, die noch überhaupt keine Landmaschinen kannten.393
Ein drängendes, weil noch gänzlich ungelöstes Problem der sozioökonomischen Ent­
wicklung Bulgariens und damit auch seiner Landwirtschaft war die Frage von Bildung und 
Ausbildung. Wie bereits an anderer Stelle erörtert, unterschritt die Analphabetenrate der bul­
garischen Landbevölkerung bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges nicht die Zwei-Drittel- 
Schwelle.394 Dass dieser Sachverhalt ein entscheidendes Hindernis für die Einführung tech­
nisch versierter und damit ein höheres Ausbildungsniveau verlangender Produktionsmittel 
und -methoden war, bedarf keiner weiteren Erörterung. So gesehen, hätten Fragen der allge­
meinen Schulbildung ein zentrales Thema des Fachdiskurses sein müssen, wenn man an den 
gesellschaftlichen Grundlagen der bulgarischen Agrarkrise hätte ansetzen wollen. Um so be­
merkenswerter aber ist es -  auch angesichts der sonst von einem hohen Problembewusstsein 
zeugenden Debatte -, dass die eklatanten Missstande in der Elementarbildung praktisch kei­
nen Eingang in die Agrardiskussion fanden. Statt dessen setzte man auf kurzfristig zu erzie­
lende Erfolge durch direkte Unterweisung, das heißt durch Demonstration, der dann die er­
hoffte Imitation des Gezeigten folgen sollte.395
Erhellend und beispielhaft in diesem Zusammenhang ist eine kurze Bestandsaufnahme 
des bulgarischen landwirtschaftlichen Ausbildungswesens aus dem Jahre 1927 von D. Kali- 
nov.396 Der Autor erkannte in seinem Beitrag zwar die eminente Bedeutung dieses Problem­
feldes an, stellte aber keinen Zusammenhang mit dem allgemeinen Bildungswesen her. Statt 
dessen sprach er allein von den verschiedenen Landwirtschaftsschultypen, die von den Fach­
hochschulen über die mittleren, praktischen und ergänzenden bis zu den Winteragrarschulen
392 ObreSkov: S. 445.
393 Ebenda, S. 450.
394 Vgl. Kapitel 2.1..
395 So beispielsweise bei Jaranov und teilweise auch beim MWT, vgl. hierzu Kapitel 5.2..
396 Kalinov, D.: Zemledelskoto obrazovanie. In: Spisanie na BID, 26/1927, S. 330-332. Rubrik: Chronika. Bälga- 
rija.
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reichten.397 Auch seine im selben Artikel geäußerte Klage über die geringe Schülerzahl an den 
Fachhoch- und Mittelschulen, an denen das landwirtschaftliche Führungs- und Verwaltungs­
personal ausgebildet werden sollte,398 39führte ihn nicht zu der Folgerung, dass hierfür unter 
anderem das niedrige allgemeine Bildungsniveau verantwortlich sein konnte. Dieses wirkte 
sich indes nicht nur dahingehend aus, dass der breiten Masse der Landbevölkerung schlicht 
die notwendigen Grundkenntnisse und Fertigkeiten zum Besuch weiterführender Schulen 
fehlten, sondern auch dahingehend, dass das Bauerntum in traditionellen gesellschaftlichen 
Vorstellungen verharrte, wonach die heranwachsende Landjugend ihre Arbeitskraft zur Feld­
arbeit einzusetzen hatte, anstatt in Bildungsanstalten zu verschwinden, die keinen erkennbaren 
praktischen Zweck erfüllten. In weitgehender Übereinstimmung mit seinen Kollegen plä­
dierte Kalinov indes für einen rein quantitativen Ausbau des landwirtschaftlichen Schulnet­
zes. Auch bei ihm findet sich hier der schon beinahe obligatorisch anmutende Hinweis auf das 
Vorbild Deutschland. Entfalle dort auf 3750 Personen Landbevölkerung eine Landwirt- 
schaftsschule, so liege die vom bulgarischen Agrarministerium angestrebte Rate bei einer 
Anstalt pro 5000 Personen, was einer Gesamtzahl von ungefähr 700 bis 800 im ganzen Lande 
entspreche. Für das Schuljahr 1927/28 würden aber voraussichtlich nur 45 bereitstehen, also 
nur ein geringer Bruchteil des als notwendig Erachteten.400
Unabhängig davon aber zeigte sich auch in bezug auf das Ausbildungswesen, dass der 
Blick der bulgarischen Modemisierer überwiegend auf Deutschland gerichtet war. Zwar ori­
entierten sie sich in erster Linie an statistisch messbaren Werten, und dies vielfach, ohne de­
ren Hintergründe zu analysieren, insgesamt bleibt jedoch der Eindruck, dass die Fachöffent­
lichkeit westlichen und insbesondere deutschen Anregungen und Einflüssen gegenüber aufge­
schlossen war, so dass sich Ansatzpunkte und Tätigkeitsfelder für engere wirtschaftliche Ko­
operationen und Verflechtungen ergaben. Dies galt ebenso für Fragen der Ausbildung. Der 
bulgarische Bedarf auf diesem Gebiet eröffhete somit zusammen mit der verbreiteten Neigung 
zum Blick auf das deutsche Vorbild konkrete Möglichkeiten für die Erweiterung des deut­
schen wirtschaftlichen Einflusses in dem Balkanland.
Neben solchen Diskussionsbeiträgen, die speziellere Fragestellungen behandelten, war 
die Debatte im allgemeinen auf das Problem der landwirtschaftlichen Produktivität im ganzen 
gerichtet. Auch hier gab es Beiträge, die schwerpunktmäßig programmatischen Charakter
397 Ebenda, S. 330.
398 Ebenda, S. 332.
399 Sundhaussen, Verpasste Agrarrevolution, S. 53. Vgl. dazu auch Groß, Elemente der Agrarstruktur, S. III/7- 
III/ll.
400 Kalinov, S. 330f.
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hatten, und solche, bei denen es sich vorwiegend um Beschreibungen der momentanen Lage 
im Agrarsektor handelte. Im Bereich der programmatisch-konzeptionellen Überlegungen war 
man offensichtlich bemüht, einen hohen Praxisbezug herzustellen, d.h. konkrete Hinweise zu 
geben, wie die Produktivität erhöht werden könnte. Damit verzichtete man zwar auf Lösungs­
vorschläge zu einer dauerhaften Überwindung der Krise, versuchte aber Perspektiven für ver­
gleichsweise schnell zu erreichende Verbesserungen anzubieten. Beispiele für derartige Bei­
träge, die naturgemäß eher technischen Inhalts waren, lieferten etwa Vasil Atanasov mit dem 
Aufsatz „Wie w ir die Getreideproduktion pro Flächeneinheit erhöhen können“401 oder der 
Agronom N.V. Dolinski mit „Die Einträglichkeit der bulgarischen Landwirtschaft“402.
Atanasov plädierte in seinem Beitrag vor allem für eine rationellere Anwendung von 
Düngemitteln. Dass diese bisher nicht in ausreichendem Maße zum Einsatz gekommen seien, 
führte er, gewissermaßen in Bestätigung Kalinovs, auf das niedrige Bildungsniveau und den 
geringen landwirtschaftlichen Sachverstand der bulgarischen Bauern zurück. Diese, so meinte 
er, könnten mit derartigen Hilfsmitteln nichts anfangen, so dass auch in den fruchtbarsten Ge­
genden des Landes kaum höhere Erträge erzielt würden.403 Nicht einmal Naturdünger kämen 
zur Anwendung, obwohl deren Zutaten auf jedem H of im Rahmen der normalen Viehwirt­
schaft und Emtetätigkeit anfielen. Der Hauptargumentationslinie seiner Zeitgenossen folgend, 
begnügte sich allerdings auch Atanasov nicht mit den in Bulgarien bereits gegebenen Mög­
lichkeiten, sondern verwies auf die in Westeuropa in großem Maßstab verwendeten Kunst­
dünger.404 Ausgehend davon entwickelte der Autor sein Konzept zur Einführung einer stan­
dardisierten Düngung der Felder. Dabei wurde indes deutlich, wie sehr Bulgarien speziell in 
dieser Frage von ausländischem Expertenwissen und ausländischer Technologie abhängig 
war. Denn ohne dies explizit zu formulieren, forderte Atanasov den Einsatz von Fachleuten, 
staatlichen Behörden und vor allem auch staatlichen Geldern in einem Maße, wie es in Bulga­
rien zumindest während der Jahre der Weltwirtschaftskrise nicht vorhanden oder nur dann zu 
mobilisieren war, wenn man, wie es bei Atanasov den Anschein hatte, im Einsatz von Kunst­
düngern die Lösung aller landwirtschaftlichen Probleme sah. Das größte Hindernis, das dem 
entgegenstand, war das Fehlen der notwendigen Rohstoffe in Bulgarien. Bei ihnen handelte es 
sich vor allem um Superphosphat und Ammonphosphat. Die großen Industrienationen, unter
401 Atanasov, V.: Kak da uveliCim proizvodstvoto na zämeni chrani ot edinica ploSt zemja. In: Spisanie na BID, 
31/1932, H. 2, S. 345-358. Im folgenden zitiert als „Atanasov“.
402 Dolinski, N.V.: Dochodnostta na bälgarskoto zemledelie. In: Spisanie na BID, 27/1928, H. 4, S. 165-193. Im 
folgenden zitiert als „Dolinski”. Vgl. auch ObreSkov, P.N.: Käm väprosa na zemledelskata sistema v Bälgarija.
In: Spisanie na BID, 27/1928-29, H. 1-2, S. 51-62. Hier werden in erster Linie die Frage der Fruchtfolge sowie 
die jeweiligen Vor- und Nachteile von Zwei- und Drei-Felder-Wirtschaft erörtert.
4<b Atanasov, S. 345.
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ihnen Deutschland, importierten diese Substanzen vorwiegend aus Spanien.405 Wofür Atana- 
sov aber letztlich eintrat, war die Produktion von Kunstdüngern in Bulgarien selbst. Zur Her­
stellung der notwendigen Grundsubstanzen sollte das Land, so meinte er, eine eigene chemi­
sche Industrie aufbauen. Die Gelder hierzu sollten vom Staat aufgebracht werden. Außerdem 
brauche man engagierte Fachleute.406
An diesem Artikel von Vasil Atanasov wird, bei aller intendierten Praxisnähe und sei­
nem Anspruch, einen gangbaren Weg zur Lösung des sich zu Beginn der 30er Jahre immer 
mehr verschärfenden Produktivitätsproblems aufzuzeigen, das ganze Dilemma deutlich, in 
dem sich die bulgarische Modemisierungsdebatte befand. Es bestand in erster Linie darin, 
einen geeigneten Angriffspunkt im gesamten Komplex der sozioökonomischen Entwicklung, 
die man in Bulgarien selbst als zurückgeblieben empfand, zu finden, um von dort aus dann 
die weiteren Probleme angehen zu können. Wie es scheint, fiel man unausweichlich und im­
mer wieder auf die Notwendigkeit zurück, ausländische Hilfe in Form von Wissen, Material 
und Geld in Anspruch nehmen zu müssen. Dort, wo auf diesen Punkt nicht offen eingegangen 
wurde, verlor sich die Argumentation, wie bei Atanasov oder Jaranov, zumeist im Vagen. 
Dort, wo der Bedarf an Kapital angesprochen wurde, wurde auch zumeist eingeräumt, dass 
ausländische Kredite erforderlich seien.
Deutlich wurde aber bei Atanasov auch beispielhaft, wie umfassend das bulgarische 
Modemisierungsproblem war, und wie sehr es in seinen Grundlagen auch ein Problem der 
Wirtschaftsbeziehungen Bulgariens zum industrialisierten Westen Europas war. Denn die 
Notwendigkeit einer Modernisierung seiner Landwirtschaft ergab sich nicht allein aus gestie­
genen Konsumbedürfhissen und dem Ziel eines höheren Lebensstandards für die breite Be­
völkerung, sondern auch aus dem Bedarf des Staates an konvertierbaren Devisen, die aus dem 
internationalen Handel zu erwirtschaften waren und dem Königreich einen größeren außenpo­
litischen Spielraum sichern sollten. Gewiss spielten auch primär wirtschaftliche Gründe eine 
Rolle; denn je  weiter der ökonomische Aktionsradius der bulgarischen Landwirtschaft war, 
desto besser war sie gegen Krisen abgesichert. Bei Atanasov wird dieser Zusammenhang da­
durch verdeutlicht, dass sein Ziel, Bulgarien durch höhere Produktivität und damit durch eine 
Stärkung seines Exportpotentials international stärker zu verflechten, diese internationale Ver­
flechtung in der Art eines Teufelskreises bereits zur Voraussetzung hatte. Das Land war also 
darauf angewiesen, Partner zu finden, die bereit waren, diesen Teufelskreis zu durchbrechen,
405 Ebenda, S. 356.
406 Ebenda, S. 357f.
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indem sie sich nicht in einem bereits Erfolg versprechenden Umfeld engagierten, sondern 
dieses Umfeld selbst mitgestalteten.407
N.V. Dolinski machte in seinem im Jahre 1928 erschienen Aufsatz „Die Einträglich­
keit der bulgarischen Landwirtschaft“ deutlich, dass dieser Zusammenhang in der Fachöffent­
lichkeit Bulgariens durchaus auch klar gesehen und ebenso klar angesprochen wurde. Die 
eigentliche Problematik erblickte er in dem zunehmenden Missverhältnis zwischen dem star­
ken Anstieg der Bevölkerungszahl408 und damit auch der vorhandenen Arbeitskraft einerseits 
und dem vorhandenen Produktionspotential der bulgarischen Landwirtschaft andererseits. 
Aufgrund des eklatanten Kapitalmangels könne dieses Potential nicht in proportionalem Maße 
zur Bevölkerung mitwachsen. Hierdurch verringere sich die Pro-Kopf-Produktivität im Ag­
rarsektor, was auch mit dem vorhandenen Kapital zu tun habe:
„Dieser Prozess verstärkt sich auch dadurch, dass das Kapital in der Landwirt­
schaft nicht nur nicht m it der Zunahme der Arbeitskraft wächst, sondern sich auch in 
seinem absoluten Umfange nicht nur nicht erhält, sondern gemessen an seinem Be­
stand vor zwanzig Jahren sogar abnimmt.“409
Die somit insgesamt schwach entwickelte bulgarische Volkswirtschaft sei nicht in der 
Lage, argumentierte Dolinski, die wachsende Landbevölkerung zu absorbieren; weder die 
Industrie noch die Städte im allgemeinen hätten dazu die nötigen Kapazitäten. Insgesamt, so 
seine Folgerung, entspreche der wirtschaftliche Entwicklungsstand nicht den demografischen 
Veränderungen im Lande. In einer sonst selten anzutreffenden Direktheit sprach sich Dolinski 
zur Überwindung des Produktivitätsproblems für eine „Kapitalisierung“ der bulgarischen 
Landwirtschaft aus, um der überschüssigen Arbeitskraft auf dem Lande die Mittel in die Hand 
zu geben, die zu ihrer rationellen Ausnutzung nötig waren.410 Vom Staat erwartete er in dieser 
Hinsicht nicht viel. Mit Blick au f die bisherige in Bulgarien betriebene Industrialisierungspo­
litik erläuterte er, dass es praktisch unmöglich sei, mit administrativen Maßnahmen eine In­
dustrie aufzubauen, welche die von der Landwirtschaft freizusetzenden Arbeitskräfte beschäf­
tigen könne. Zugleich aber räumte Dolinski ein, dass die bäuerliche Bevölkerung keine Alter­
native habe, als ihre Hoffnungen auf den Staat zu setzen, da ihr die gegenwärtige sozioöko- 
nomische Struktur des Landes keine Berufsfelder außerhalb des Agrarsektors biete und auch
40' Vgl. in diesem Zusammenhang die Aktivitäten deutscher Unternehmen in Bulgarien, v.a. der Granitoid. Kapi­
tel 5.4..
408 Vgl. Kapitel 2.1..
409 Dolinski, S. 191.
410 Ebenda, S. 193.
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keine Möglichkeiten zur Kapitalakkumulation eröffne.411 412*Somit tat sich auch bei Dolinski der 
bereits beschriebene Teufelskreis auf. Zur Lösung des sozialen Ungleichgewichts in Bulga­
rien, d.h. zum Abbau der ruralen Überbevölkerung, die mit einem Rückgang der Produktivität 
und steigender Armut einherging, war eine Entwicklung der städtischen Wirtschaftszweige, 
mithin also der Industrien, notwendig. Das dafür erforderliche Kapital sollte durch eine Kapi­
talisierung der Landwirtschaft geschaffen werden, wofür wiederum die Agrarerzeugung stei­
gen musste, was mit einem Abbau der überschüssigen Arbeitskräfte verbunden gewesen wäre. 
Den vielversprechendsten bzw. einzig realistischen Angriffspunkt zum Aufbrechen dieses 
Teufelskreises sah Dolinski in der Einführung der nötigen Mittel aus dem Ausland. Offenbar 
war zu seiner Zeit, d.h. im Jahre 1928, dieser Gedanke in Bulgarien noch in gewissem Maße 
tabuisiert; diesen Eindruck vermittelt jedenfalls die vorsichtige Formulierung, mit der ihn 
Dolinski seiner Leserschaft nahe zu bringen versuchte. Die Mittel, so der Autor, zur Kapitali­
sierung der Landwirtschaft müssten von außerhalb des Agrarsektors kommen -  und dies 
„möglicherweise sogar aus anderen Ländern“. Denn weder die nationalen Industrien noch 
der Staat könnten diese Mittel wirklich aufbringen. Gleichsam um seine eigentlich Sorge zum 
Ausdruck zu bringen, die nichts anderes als das soziale Gleichgewicht und das Wohlergehen 
des bulgarischen Volkes zum Inhalt hatte, und um dem Verdacht zu begegnen, er betreibe 
einen Ausverkauf nationaler Interessen, sowie ferner, um die Dringlichkeit der von ihm ge­
schilderten Problemlage zu verdeutlichen, fuhr Dolinski sogleich damit fort, die Produktivität 
der bulgarischen Landwirtschaft in eine internationale Rangliste einzuordnen. Hier sah er sein
j
Land „auf einem der letzten Plätze unter den europäischen Staaten“.
Was also bei Dolinski414 sehr explizit, bei den meisten anderen namhaften Fachleuten 
Bulgariens aber auch zumindest implizit, zu Tage trat, war die weit verbreitete Überzeugung, 
dass das Land eine Überwindung seiner sich in vielen Bereichen auswirkenden und durch 
viele sich gegenseitig verstärkenden Faktoren verursachten Agrarkrise aus eigener Kraft nicht 
würde erreichen können. Letztlich war es, hierüber bestand Konsens, sowohl auf „Know- 
how“ als auch auf Kapital aus den westlichen Industrienationen angewiesen.
Auch die eher deskriptiv angelegten regelmäßigen Berichte der Zeitschrift der Bulga­
rischen Ökonomischen Gesellschaft über die jeweilige Lage der nationalen Landwirtschaft 




141 Vgl. außerdem Dolinski, N.V.: Käm väprosa koja sistema za izpolzuvane na zemjata e naj-podchodna za 
Bälgarija. ln: Spisanie naBID, 28/1929, H. 5-6, S. 219-231.
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programmatischen Reformgedanken der meisten Autoren zugrunde lagen. Ein häufig darin 
wiederkehrendes Motiv war vor allem das Problem der ländlichen Überbevölkerung infolge 
des rasanten Anstiegs der Einwohnerzahl seit Beginn des 20. Jahrhunderts, der durch die 
Flüchtlingsströme nach dem Ersten Weltkrieg noch verstärkt worden war. Er konnte in die 
bestehenden Wirtschaftsstrukturen nicht integriert werden.415 Dadurch sank im Ganzen die 
Pro-Kopf-Produktivität, da im Agrarsektor nicht genügend arbeitsintensiver Anbau betrieben 
wurde, also nicht genügend Arbeit vorhanden war. Folge davon war, wie zum Beispiel die 
1932 erschienene Inlandsumschau von B. Janculev beschrieb, eine zunehmende Verschlechte­
rung der sozialen Lage der Landbevölkerung. Diese sei so ernst, so der Autor, dass der innere 
Friede im Lande gefährdet sei. In vielen Fällen hätten die Bauern ein Moratorium der Rück­
zahlung von Krediten an die Bulgarische Landwirtschaftsbank wie auch zum Teil an die eige­
nen Kooperationen bzw. Genossenschaften verkündet.416 Aber auch andere bereits beschrie­
bene Missstände tauchten regelmäßig in den Bestandsaufnahmen der Zeitschrift der Bulgari­
schen Ökonomischen Gesellschaft auf. Vor allem finanzielle Engpässe wurden wiederholt 
beklagt; sie ergaben sich aus der schwachen Zahlungsfähigkeit der bäuerlichen Kreditnehmer. 
Die Folgen wirkten sich naturgemäß negativ auf die Tätigkeit der Banken aus -  darunter in 
erster Linie die Bulgarische Landwirtschaftsbank, die zur Fortsetzung ihrer Preis- und Prä­
mienpolitik streckenweise ihr Grundkapital einsetzen mußte.417 In verschiedenen Varianten 
tauchten auch regelmäßig die strukturellen Unzulänglichkeiten der Agrarproduktion in den 
Inlandsumschauen auf. Zum Teil bezogen sie sich etwa auf die hohen Produktionskosten in 
der Tabakherstellung41*, die kleinteilige Zergliederung der Eigentumsverhältnisse an Grund 
und Boden419 oder inadäquate Wirtschaftsmethoden, unter anderem auch in der Forstwirt­
schaft, die durch ihren extensiven Betrieb einen Verfall erlebte420.
Daß im bulgarischen Agrarsektor zu Beginn der 1930er Jahre eine allgemeine Krisen­
stimmung herrschte, kam nicht nur in den inländischen Lagebeurteilungen und programmati­
schen Schriften zum Ausdruck. Auch ausländische Beobachter teilten diese Auffassung. Be­
415 Zur Problematik der Überbevölkerung, vgl. die bereits zitierten Texte von Groß und Sundhaussen, Verpasste 
Agrarrevolution. Außerdem Ronneberger, F.: Südosteuropa auf dem Weg zur Industriegesellschaft. Darmstadt 
1970. Außerdem Groß, H.: Südosteuropa. Bau und Entwicklung der Wirtschaft (= Beihefte zur Leipziger Vier­
teljahresschrift für Südosteuropa 1). Leipzig 1937, S. 99-105 und 184-188.
41tfJanöulev, B.: Poloienie na zemledelieto. In: Spisanie na BID, 31/1932, H. 7, S. 422-429 (Rubrik: VätreSen 
pregled), hier: S. 428f.
417 Janöulev: S. 425
418 JanCulev, B.: Poloienie na zemledelieto. In: Spisanie na BID, 36/1937, H. 8, S. 475-480 (Rubrik: VätreSen 
pregled), hier: S. 477.
419 Zemedelskite stopanstva v Bälgarija. In: Spisanie na BID, 28/1929, H. 9-10, S. 483-486 (Rubrik: VätreSen 
pregled), hier: S. 483.
420 Janöulev 1932, S. 427.
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sonders eingehend und ausführlich beschäftigte sich Leo Pasvolsky in seiner 1930 erschiene­
nen Monografie „Bulgaria’s Economic Position“421 mit den wirtschaftlichen Problemen des 
Landes und möglichen Maßnahmen zu ihrer Beseitigung. Wie seine bulgarischen Kollegen, 
so betrachtete auch er eine drastische Produktivitätssteigerung in der Landwirtschaft als ent­
scheidende Grundvoraussetzung zur Besserung der gesamtwirtschaftlichen und sozialen Ver­
hältnisse. In diesen sah er eine gewisse Analogie zur Lage unmittelbar nach der Gründung des 
bulgarischen Nationalstaates im Jahre 1878; damals wie 1930 sei es zuvorderst au f eine An­
hebung des Produktivitätsniveaus angekommen, um sozial befriedigende Zustände zu errei­
chen.422 Hiervon hänge auch die finanzielle und ökonomische Stabilität Bulgariens ab. Im 
Unterschied zu den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts jedoch sei der Druck nun um ein 
Vielfaches höher. Dies sei durch das „abnormale“ Bevölkerungswachstum sowie durch die 
steigenden Auslandsschulden bedingt. Zwar sei, so Pasvolsky, das Problem der instabilen 
Währung und der unausgeglichenen Haushalte mit Hilfe des Völkerbunds und des Reparati­
onsabkommens von 1929 gelöst worden. Bulgarien gebe aber, so fuhr er fort, im internationa­
len Handel und Zahlungsverkehr immer noch mehr aus als es einnehme.423
Bevor er strategische Vorschläge darüber machte, wie die Produktivität zu steigern sei, 
erläuterte er im einzelnen die Hintergründe des zunehmenden Auseinanderklaffens von An­
gebot und Bedarf in der bulgarischen Volkswirtschaft und erklärte, warum eine Anhebung der 
Produktion überhaupt notwendig sei:
„An expansion of production is imperative for Bulgaria in order to enable her 
to meet pressure for increased domestic consumption. This pressure comes primarily 
from two important sources: the growth o f population and the rise o f  new consumption
wants.”424
Eine Steigerung des Produktionsniveaus war nach Pasvolsky also nicht nur notwendig, 
um mittels Exporten zur Bedienung von Auslandsschulden beizutragen, sondern auch um den 
höheren inländischen Konsumbedarf zu befriedigen. Dieser sei indes nicht nur durch die exp­
losionsartige Bevölkerungsveimehrung zu erklären, sondern auch durch höhere Ansprüche, 
die eine Folge verbesserter Kommunikationsmöglichkeiten vor allem in den Städten seien. Sie 
vermittelten den Menschen in zunehmendem Maße Kenntnisse über Leben und Luxus in an­
deren Ländern.425 An dieser Stelle kam bei Pasvolsky bereits ein zumindest impliziter Bezug
421 Pasvolsky, L.: Bulgaria’s Economic Position. Washington 1930.
422 Ebenda, S. 265.
423 Ebenda, S. 264f.
424 ebenda, S. 267.
42i Ebenda, S. 269.
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zur Rückständigkeitsproblematik nach Gerschenkron’schem Verständnis vor. Zwar hatte er
j * /
Bulgarien auch schon an anderer Stelle in seiner Abhandlung als rückständig bezeichnet , 
hier aber erhielt dieser Begriff zum ersten Mal einen Inhalt in Form eines konkreten Maßsta­
bes. Dieser bestand in der verbreiteten anschaulichen Vermittlung „fortgeschrittener“ Le­
bensweisen in den Industrieländern durch Massenmedien, wie etwa das Kino, das sich immer 
größerer Beliebtheit erfreute.426 27 Auch hierdurch konnte zumindest in der städtischen Bevölke­
rung ein subjektives Gefühl sozio-ökonomischer Rückständigkeit entstehen, das mit einer 
Zunahme der Ansprüche an den eigenen Lebensstandard einherging. Darüber hinaus konsta­
tierte Pasvolsky jedoch nicht nur höhere Konsumbedürfhisse als Ursache für die Notwendig­
keit einer allgemeinen Produktivitätssteigerung, sondern auch einen realen Rückgang des Le­
bensstandards im Vergleich zur Vorkriegszeit. Nominell sei das Pro-Kopf-Einkommen zwar 
gleich geblieben, durch den Verfall des Goldstandards nach 1918 habe sich aber eine Ver­
minderung der Realeinkommen ergeben.428
Als weiteres Hauptmotiv für eine signifikante Produktivitätssteigerung ging Pasvolsky 
ausführlich auch auf die bedrückende finanzielle Lage des Staates ein und machte klar, dass 
unter den gegebenen Bedingungen an eine Begleichung der bestehenden Verpflichtungen 
nicht zu denken war. Den einzigen Weg, diesem Problem zu Leibe zu rücken, sah er in einer 
Erweiterung der bulgarischen Exporte. Momentan sei deren Volumen zu gering. Es habe zwar 
seit dem Ende des Krieges einen Zuwachs erfahren und 1927 sogar einen Höchststand er­
reicht. Im ganzen aber zeige die Gesamtbilanz von Außenhandel und internationalen finan­
ziellen Transaktionen einen stetigen Anstieg der bulgarischen Auslandsschulden.429 In sehr 
anschaulicher und leicht nachvollziehbarer Weise rechnete Pasvolsky die Dimensionen vor, in 
denen sich die bulgarischen Zahlungen zu bewegen hätten, um einen Ausgleich der Bilanzen 
zu erreichen. Ihre unter den gegebenen Umständen astronomisch anmutenden Höhen verdeut­
lichten, dass es für Bulgarien unvermeidlich war, alle Anstrengungen zu einer Produktivitäts­
steigerung zu unternehmen, um die bisher erzielten, wenn auch ansatzweise vorhandenen, 
Erfolge nicht zu gefährden. Ein weiterer Anstieg der Auslandsschulden, verbunden mit einem 
weiteren Verfall der Währung, konnte indes nichts weniger bedeuten, als eine Vernichtung 
der ohnehin geringen Mengen akkumulierten Kapitals. Hierin lag in letzter Konsequenz die 
Gefahr wirtschaftlichen, technologischen und sozialen Rückschritts, das heißt einer Dein­
dustrialisierung wie auch einer Demechanisierung. Logische Folge hiervon wäre ein weiterer
426 Ebenda, S. 27.
427 Pasvolsky, S. 269.
428 Ebenda, S. 267.
429 Ebenda, S. 270.
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Produktionsrückgang verbunden mit einer zusätzlichen Verbreitung der subsistenzbasierten 
Landwirtschaft gewesen.
Die Zahlen, die Pasvolsky zur Untermauerung seiner Argumentation vortrug, verdeut­
lichten die Dringlichkeit tiefgreifender Reformschritte in den volkswirtschaftlichen Strukturen 
Bulgariens: Seinen Informationen zufolge musste das Land zum Ausgleich seiner jährlichen 
Bilanzen Zahlungen von zwei Milliarden Leva pro Jahr leisten, mithin also eine dementspre­
chend positive Außenhandelsbilanz aufweisen.430 Eine solche war allerdings dem Autor zu­
folge nicht durch eine Reduktion der Importe zu erreichen, da diese sich mit zuletzt 9,40 US- 
Dollar pro Jahr und Kopf bereits bei einem Minimalwert befanden. Luxusartikel würden seit 
Kriegsende so gut wie gar nicht mehr eingeführt.431 432Daher sah Pasvolsky eine Steigerung der 
Exporte als unverzichtbar für Bulgarien an. Vorausgesetzt, die Importe blieben bei einem Ni­
veau von ungefähr sieben Milliarden Leva pro Jahr, so sei eine wertmäßige Steigerung der 
Exporte von derzeit sechs auf neun Milliarden notwendig. In der Zwischenzeit, so schloss 
Pasvolsky seine Bestandsaufnahme, werde die staatliche Auslandsverschuldung weiter wach-
432sen.
Im ganzen befand sich der Autor also in Übereinstimmung mit dem Grundtenor des 
bulgarischen Fachdiskurses. Wenn auch anzunehmen ist, dass er in seiner Meinungsbildung 
auf Argumentationsmuster zurückgriff, die er in den in seiner Monografie erwähnten Gesprä­
chen mit seinen bulgarischen Kollegen aufgenommen hatte,433 so besteht doch kein Anlass, an 
seiner Glaubwürdigkeit bzw. an der Unabhängigkeit seines Urteils zu zweifeln. Hierfür ist das 
von ihm präsentierte, statistische Material zu umfangreich und reichhaltig. Dass es sich bei 
seinem Werk um eine Gefalligkeitsarbeit handeln könnte, erscheint auch praktisch ausge­
schlossen, da Pasvolsky wiederholt die inkonsistente Wirtschaftspolitik des Landes beklag­
te434 und auch andere Schwerpunkte in seiner Argumentation setzte, als es beispielsweise sei­
ne Kollegen in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft taten. Hervorzu­
heben ist in diesem Zusammenhang sein ausführliches Plädoyer für den Einsatz ausländischer 
finanzieller und fachlicher Hilfe zur Produktivitätssteigerung in der bulgarischen Landwirt­
schaft. Im Gegensatz zum bulgarischen Diskurs, wo derartige Ideen -  auch aus Rücksicht­
nahme auf xenophobe Ressentiments in weiten Teilen der Bevölkerung -  oft nur am Rande 
oder implizit geäußert wurden, schenkte Pasvolsky dieser Frage besondere Aufmerksamkeit.
430 Ebenda, S. 271.
4jl Ebenda.
432 Ebenda, S. 272.
433 Ebenda, S. IX-X.
434 Vgl. etwa Pasvolsky, S. 285-287.
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An erster Stelle nannte er in diesem Kontext den Bedarf an ausländischer finanzieller 
Unterstützung, die vor allem in die Landwirtschaft fließen müsse. Seiner Einschätzung nach 
waren im Laufe der kommenden fünf bis sechs Jahre vier bis fünf Milliarden Leva nötig.435 
Noch wichtiger war ihm aber offenbar der Einsatz ausländischen Expertenwissens, dass seiner 
Meinung nach den Fortschritt der notwendigen Reformen erheblich beschleunigen konnte.436 
Als Voraussetzung dafür sah er die Überwindung eines bereits erwähnten Hemmnisses, das 
sich offenbar auf die Klarheit und Direktheit des inländischen Diskurses in Bulgarien ausge­
wirkt hatte, dort aber nur ansatzweise thematisiert worden war: das verbreitete Misstrauen 
gegenüber Fremden:
B ulgaria  needs to overcome her general distrust o f  foreigners before she can 
really turn to far-reaching foreign technical assistance. Like all countries long subject 
to outside domination, Bulgaria is far from being free from a suspicious and more or 
less hostile attitude towards foreigners.”437
Diese xenophobe Einstellung weiter Kreise der Bevölkerung war die in der bulgari­
schen Fachdiskussion zu erahnen. Von Pasvolsky wurde sie hingegen offen angesprochen und 
vom Direktor der „Bälgarska Banka“, N. Momcilov, den Pasvolsky in seinem W erk zitierte, 
in drastischen Worten veranschaulicht:
„Although I am certain that what I am going to say will be imputed to me as a  
deadly sin, I maintain, nevertheless, that in case of need we must seek the services, the 
knowledge, and the experience or foreign experts. We must overcome our inbred and 
carefully nurtured suspicion of foreigners and our unwillingness to listen to the advice 
o f  others.”438
Was durch diese Einschätzung Pasvolskys und Momöilovs deutlich wird, ist nicht al­
lein die Tatsache, das dass gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben in Bulgarien um 1930 
weitgehend von einer provinziellen Atmosphäre geprägt war, sondern vielmehr auch die Bri­
sanz und die sozial- wie auch wirtschaftspolitische Sprengkraft, welche die Modemisierungs- 
debatte potenziell entfalten konnte. Wer damals öffentlich eine Verknüpfung zwischen dem 
Problem von Produktivitätssteigerung durch Agrarmodemisierung und den Außenwirt­
schaftsbeziehungen herstellte und damit zum Ausdruck brachte, dass er die bulgarische 
Volkswirtschaft nicht für fähig hielt, die Krise aus eigener Kraft zu überwinden, der lief Ge­
fahr, im weiteren Diskurs marginalisiert zu werden. Weiterhin bedeutet dies, dass die bulgari-
435 Ebenda, S. 290f.
436 Ebenda.
437 Ebenda, S. 296. Hervorhebung wie im Original.
438 MomCilov, N.: Öffentliche Erklärung zur bulgarischen Finanzlage. Zit. nach Pasvolsky, S. 296f.
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sehe Modemisierungsdebatte der Zwischenkriegszeit neue Elemente enthielt, die auch eine 
konzeptionelle Neuorientierung etwa gegenüber der Vorkriegszeit sichtbar machen.
In bezug auf die Frage, was zu einer Produktivitätssteigerung in der bulgarischen 
Landwirtschaft konkret getan werden könne, betonte Pasvolsky die Notwendigkeit eines um­
fassenden wirtschaftlichen Entwicklungsplans. Grundsätzlich sah er in ihm eine Aufgabe der 
Politik, der er für die Zeit seit dem Ersten Weltkrieg zwar prinzipiell Erfolge bescheinigte, 
zugleich aber auch deren Unbeständigkeit und mangelnde Zielstrebigkeit beklagte.439 Inhalt 
eines solchen allgemeinen Plans, so der Autor, müsse eine vollständige Reorganisation des 
Agrarsektors sein, auf den der Schwerpunkt aller Überlegungen zu setzen sei. Innerhalb die­
ses Rahmens seien allerdings alle Produktionszweige zu berücksichtigen, d.h. Getreide, Vieh­
haltung und Industriepflanzen.440 Im Bewusstsein des umfassenden und damit äußerst schwie­
rigen Charakters dieser Aufgabe unternahm Pasvolsky freilich nicht den Versuch, einen sol­
che Plan in schlüssiger und praktikabler Form selbst auszuarbeiten und vorzulegen. Vielmehr 
sah er seine publizistische Bestimmung darin, die Aufgabenfelder, die seiner Meinung nach in 
das Entwicklungsprogramm einzubeziehen waren, aufzuzeigen. Die Schwierigkeit, die in der 
von ihm postulierten vollständigen Umorganisierung der bulgarischen Landwirtschaft lag, 
wurde dadurch allerdings nicht weniger deutlich, und Pasvolsky äußerte auch massive Zwei­
fel an der Umsetzbarkeit eines solchen Programms innerhalb einer akzeptablen Zeitspanne.441 
Dieses Argument diente ihm in seiner Argumentation dann als Rechtfertigung für die Forde­
rung nach ausländischem Engagement bzw. dem Rückgriff auf ausländische Expertise zur 
beschleunigten Realisierung der jeweiligen Reformpläne.
In der Nennung der Aufgabenfelder innerhalb eines landwirtschaftlichen Reorganisa­
tionsplanes zeigte Pasvolsky seinem Grundanliegen einer Produktivitätssteigerung entspre­
chend wieder eine weitgehende Übereinstimmung mit dem innerbulgarischen Fachdiskurs. 
An erster Stelle nannte der Autor bezeichnenderweise die Problematik der Ausbildung. Allein 
in diesem Bereich bedurfte es seiner Meinung nach eines eigenen umfassenden Reformpro­
gramms.442 Diese herausgehobene Position, die Pasvolsky ihr in seinen Ausführungen verlieh, 
machte deutlich, dass er die Ausbildungsffage als Ausgangspunkt aller Überlegungen betrach­
tete. Freilich bezog auch er sich wie seine bulgarischen Kollegen in erster Linie au f die land­
wirtschaftliche Fachausbildung und weniger auf das drängende und im Grunde viel grund­
sätzlichere Problem der Elementarbildung. Ohne eine deutliche Anhebung des Niveaus auf
439 Pasvolsky, S. 273.
440 Ebenda.
441 Ebenda, S. 274.
442 Ebenda, S. 275.
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beiden Feldern jedoch war an Fortschritten in den anderen von Pasvolsky angesprochenen 
Bereichen nicht zu denken. Daher erscheint seine Hervorhebung der Ausbildungsproblematik 
nur folgerichtig. Zudem stand sie in Zusammenhang mit der bereits erwähnten Fremdenangst 
großer Teile der bulgarischen Bevölkerung. Auch sie konnte nur durch eine generelle Anhe­
bung des Bildungsniveaus überwunden werden.
Darüber hinaus widmete sich Pasvolsky in erster Linie organisatorischen Fragen im  
Bereich der landwirtschaftlichen Produktion. Da er eine wesentliche Verbesserung der in 
Bulgarien angewandten Agrartechnik kurzfristig nicht erwartete, betrachtete er strukturelle 
Reformen als vorrangig. Hierzu gehörten sowohl eine Überwindung der kleinteiligen Zerglie­
derung des Grundbesitzes zugunsten größerer, kompakterer Einheiten als auch eine Umstel­
lung des Kooperativwesens. Letzteres sollte sich seiner Meinung nach vom bisherigen Prinzip 
der Kreditkooperationen abwenden und sich in Produktionskooperationen umwandeln, d.h. 
vor allem durch die gemeinsame, gleichsam genossenschaftliche Nutzung von Produktions­
mitteln, wie etwa Maschinen, Düngemittel oder Speicher, gekennzeichnet sein.443 Ziel dieser 
Bemühungen müsse es, so fuhr Pasvolsky fort, weiterhin sein, die Vermarktung bulgarischer 
Agrarerzeugnisse zu verbessern. In Kenntnis des überwiegend subsistenzbestimmten Charak­
ter der bulgarischen Landwirtschaft sah der Autor zusätzlich zur Produktionssteigerung die 
Notwendigkeit einer begleitenden Reorganisation der marktbezogenen Infrastruktur. Hierzu 
gehörten indes nicht nur bessere Verkehrsverbindungen und Transportmöglichkeiten, sondern 
auch modernere Lagerungseinrichtungen für Agrarerzeugnisse. Mit diesen verbunden war 
auch die Einführung von Verfahren zur Reinigung, Aufbereitung und Haltbarmachung der 
Produkte, wodurch zugleich eine gewisse Unabhängigkeit von den wetterbedingten Schwan­
kungen der jährlichen Emteerträge erlangt werden konnte.444
Im wesentlichen erwiesen sich die Ausführungen Pasvolskys als Bestätigung der im 
bulgarischen Fachdiskurs vorherrschenden Argumentation. Wie diese, so verwies auch der 
amerikanische Autor praktisch au f die selben Haupttätigkeitsfelder in der bulgarischen Land­
wirtschaft, auf denen seiner Meinung nach der größte Reformbedarf bestand. Dem Über­
blickscharakter seiner Monografie entsprechend konnte er naturgemäß nicht so detailliert auf 
einzelne Fragen zur Verbesserung der Anbaumethoden und der Fruchtwahl eingehen, wie dies 
seine bulgarischen Kollegen taten. Diese setzten sich eingehend mit verschiedenen Arten von 
Düngern, der Gliederung und geografischen Verteilung von Ausbildungsanstalten, der ent­
wicklungsgeschichtlichen Position der bulgarischen Landwirtschaft und anderen Teilfragen
443 Ebenda, S. 278f.
444 Ebenda, S. 279f.
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auseinander. In der allgemeinen Beurteilung der momentanen wirtschaftlichen Lage Bulga­
riens und des sich daraus ergebenden Reformbedarfs kann Pasvolsky als Bestätigung der im 
innerbulgarischen Diskurs geäußerten Sichtweisen gewertet werden. Besonders die drei mit­
einander verknüpften Hauptanliegen Ausbildung, Infrastruktur und Produktivitätssteigerung 
im Agrarsektor bildeten sowohl bei Pasvolsky als auch bei seinen bulgarischen Kollegen ei­
nen Schwerpunkt.
Unterschiedliches Gewicht nahm indes ein Punkt ein, der für die Gestaltung der 
deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen nach 1930 von entscheidender Bedeutung war: 
die Frage, inwieweit man die bulgarische sozioökonomische Entwicklung als Funktion der 
Außenwirtschaftsbeziehungen anerkannte. Je eher man dies tat, desto eher akzeptierte man 
oder forderte sogar ausländisches technisches und finanzielles Engagement im Lande. Die 
Anerkennung dieses Zusammenhanges hing indes davon ab, welche Modemisierungskräfte 
man der bulgarischen Volkswirtschaft selbst zuschrieb.
Zwar wurde dieser Aspekt in der bulgarischen Modemisierungsdebatte nicht voll­
kommen außer Acht gelassen, eine explizite und ausführliche Würdigung erfuhr er allerdings 
nur stellenweise. Zumeist ergab er sich durch Verweise auf als vorbildhaft angesehene westli­
che Entwicklungen, durch die vage Erwähnung ausländischer Kapitalien, die zur Umsetzung 
von Reformkonzepten notwendig seien, durch die Forderung nach Anpassung der bulgari­
schen Produktion an die Erfordernisse der internationalen Märkte oder durch die schlichte 
Erwartung finanzieller Unterstützung von Seiten des Staates, wobei offen gelassen wurde, 
woher dieser die notwendigen Mittel nehmen sollte. Andererseits aber bedeutete diese Zu­
rückhaltung nicht zwangsläufig eine Unterbewertung des Zusammenhanges zwischen Au­
ßenwirtschaftsbeziehungen und sozioökonomischer Entwicklung in Bulgarien. Vielmehr kann 
diese Haltung damit erklärt werden, dass entweder der Schwerpunkt der jeweiligen Erörte­
rung schlicht auf den akuten Problemen vor Ort lag oder dass man aus Rücksicht auf die Le­
serschaft auf eine zu klare Forderung nach ausländischer Unterstützung verzichtete. Gerade 
das letztgenannte Motiv scheint plausibel, denn zum einen hätte eine zu deutlich geäußerte 
Hoffnung nach ausländisch gelenkter Modernisierung als Vorwurf der Inkompetenz der wirt­
schaftspolitischen Führung verstanden werden können und wäre möglicherweise auch allge­
mein als unpatriotisch gebrandmarkt worden und zum anderen gab es in der bulgarischen Öf­
fentlichkeit, wie auch Pasvolsky bestätigte, eine weitverbreitete allgemeine Skepsis gegen­
über Fremden und deren Einflüssen. So gesehen, lässt sich aus dem bulgarischen Modemisie- 
rungsdiskurs immer noch mit bemerkenswerter Deutlichkeit ablesen, dass sich zumindest die 
agrarpolitisch informierten Kreise um 1930 darüber im Klaren waren, dass eine nachhaltige
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qualitative wie quantitative Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion ohne den Einsatz 
ausländischer, das heißt westlicher Finanzmittel und westlichen Fachwissens in absehbarer 
Zeit unmöglich war. Prinzipiell war also die wirtschaftliche Elite Bulgariens interessiert an  
Engagement aus den Industrieländern, zumal die soziale und budgetäre Lage des Landes ih­
rem Anliegen besondere Dringlichkeit verlieh. Ihr Diskurs offenbarte dabei eine überwiegen­
de Orientierung auf Deutschland, die ihre Erklärung auch im Bildungshintergrund großer T ei­
le der bulgarischen akademischen Eliten findet.445 Sie bot Ansatz- und Angriffspunkte fiir d ie  
bereits erörterten deutschen „Mitteleuropa“- und „Großwirtschaftsraum“-Strategien, in deren 
Rahmen auch Bulgarien fiel.446
Wesentlich deutlicher als in der bulgarischen Debatte fiel der Auslandsbezug bei Pas- 
volsky aus. Bei ihm bildete er sogar einen Schwerpunkt in der Argumentation, Hierdurch 
werden sowohl die Wichtigkeit als auch die Brisanz klar, die die Frage des fremden Einflus­
ses im bulgarischen Wirtschaftsleben hatte. Es handelte sich dabei nicht um eine Selbstver­
ständlichkeit, sondern um ein Anliegen, das in der breiten Öffentlichkeit offenbar gegen W i­
derstände duxchgesetzt werden musste. Die Unterstützung, die Pasvolsky den bulgarischen 
Fachkreisen durch sein Werben für ausländische Hilfe gewährte, verdeutlicht, dass auch er, 
der sich als amerikanischer Wirtschaftswissenschaftler aus einer relativ imbeteiligten Position 
heraus äußern konnte, das bulgarische Interesse eindeutig in einer engen Anbindung an tech­
nologisch weiter entwickelte Industrienationen erblickte. Über dieses Interesse, das deutschen 
wirtschaftlichen Plänen in Südosteuropa entgegenkam, herrschte also sowohl in weiten Teilen 
der bulgarischen Fachöffentlichkeit als auch in aus distanzierter Sicht argumentierenden Krei­
sen Einigkeit. Unberührt davon bleibt allerdings die Annahme, dass weder Pasvolsky noch 
seine bulgarischen Kollegen davon ausgingen, dass der Reformbedarf in der bulgarischen 
Landwirtschaft im Laufe des folgenden Jahrzehnts in eine fast vollständige außenwirtschaftli­
che Abhängigkeit von Deutschland münden würde. Speziell Pasvolsky setzte in seinen pro­
grammatischen Überlegungen auf einen multilateralen Ansatz unter Leitung des Völkerbun­
des, dem er bereits Erfolge vor allem in bezug auf Reparationsffagen bescheinigte.447 Auch in  
den Konzepten bulgarischer Fachleute war eine derartige deutsche Dominanz nicht vorgese­
hen. Zwar stand Deutschland, wie erwähnt, zumeist im Mittelpunkt auslandsbezogener Über­
legungen, andere Länder, wie etwa Italien, Frankreich, die Niederlande, Skandinavien und 
selbst Amerika fanden jedoch ebenso Erwähnung. Neben einer relativen Affinität müssen also
445 Vgl. Kapitel 3.3..
446 Vgl. Kapitel 3.1. und im folgenden 5.1..
447 Pasvolsky, S. 294.
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für die enge Anbindung Bulgariens an Deutschland noch andere Gründe, die beispielsweise 
auf dem Feld der internationalen Wirtschafts- und Finanzpolitik liegen mögen, berücksichtigt 
werden.
Es scheint allerdings, dass Gerschenkrons Rückständigkeits- und Modemisierungsmo- 
dell ein hilfreiches Werkzeug zur Interpretation der sozioökonomischen Lage Bulgariens um 
1930 und der darauf folgenden wirtschafts- und außenpolitischen Weichenstellungen darstellt. 
Besonders seine Überlegungen bezüglich der Voraussetzungen für eine „moderne Industriali­
sierung“ scheinen in diesem Zusammenhang von hoher Relevanz. Dies gilt auch für den in 
diesem Abschnitt behandelten Diskurs über Möglichkeiten einer Produktivitätssteigerung in 
der Landwirtschaft, da Veränderungen in diesem Wirtschaftssektor nach Gerschenkron in 
vielen Ländern eine Anschubfunktion zur Industrialisierung erfüllt haben. Im Gegensatz zu 
westlichen Industrialisierungsmodellen, wie etwa dem englischen im späten 18. Jahrhundert, 
wo eine sich modernisierende Landwirtschaft im Zusammenwirken mit einem funktionieren­
den, auf ein großes Kolonialreich abgestützten Handelssystem eine Kapitalakkumulation er­
möglichte, die die Grundlage für die folgende industrielle Entwicklung darstellte, galt es in 
Bulgarien um 1930 zunächst noch, überhaupt die notwendigen Voraussetzungen für eine Ag- 
rarmodemisierung zu schaffen.448 Aus bulgarischer Sicht schien dies jedenfalls der am meis­
ten realistische Ansatz zu Überwindung der allgemeinen sozioökonomischen Stagnation zu 
sein. Zwar musste eine Modernisierung der Landwirtschaft nicht notwendigerweise der einzi­
ge Weg sein. Ausgehend von den realen Gegebenheiten einer rural geprägten Volkswirtschaft 
versprach dieses Konzept jedoch zumindest einen gewissen Erfolg auch unter Einsatz be­
grenzter finanzieller Mittel. Dementsprechend scheint es beim Blick auf den bulgarischen 
Modemisierungsdiskurs der Zwischenkriegszeit nicht allein der Kapitalbedarf gewesen zu 
sein, der den Teilnehmern an der Debatte Sorgen bereitete. Offenbar ging es ihnen außerdem 
um den Mangel an agrarfachlicher Kompetenz der Landbevölkerung wie auch um soziokultu- 
relle Rahmenbedingungen, d.h. in erster Linie eine grundlegende Änderung der bäuerlichen 
Arbeitseinstellung im Sinne einer Abkehr vom bedarfsorientierten Wirtschaften und einer 
Hinwendung zu Profit- und Marktorientierung.449
Im Sinne des Gerschenkron’sehen Rückständigkeitsmodells und seines Konzepts der 
Voraussetzungen für eine Industrialisierung war es dem Bulgarien der Zwischenkriegszeit 
indes nicht möglich, einfach an dem Punkt anzusetzen, von dem aus die englische Industriali­
448 Gerschenkron, S. 14.
449 Für Südosteuropa nimmt beispielsweise Sundhaussen eine zentrale Bedeutung der Landwirtschaft fiir die 
sozioökonomische Gesamtentwicklung an. Vgl. Sundhaussen, Verpasste Agrarrevolution, S. 46.
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sierung im späten 18. Jahrhundert ihren Anfang genommen hatte. Denn selbst an den für eine 
lediglich ansatzweise erfolgende Produktivitätssteigerung im subsistenzwirtschaftlich gepräg­
ten Agrarsektor erforderlichen relativ geringen Finanzmitteln und an dem dafür nötigen 
„Know-how“ herrschte in Bulgarien nach dem einhelligen Urteil der wirtschaftlichen Eliten 
ein eklatanter Mangel. Zudem war die Lage Bulgariens mit der englischen insoweit nicht ver­
gleichbar, als das Balkanland außenwirtschaftlich in Beziehungen mit bereits industrialisier­
ten Staaten stand bzw. diese intensivieren wollte und dementsprechend auf industriell gepräg­
te Handelsstrukturen zurückgreifen musste. Insofern war Bulgarien um 1930 dazu prädesti­
niert, eine sozioökonomischen Entwicklung zu nehmen, die in ihren grundlegenden Zügen der 
eines rückständigen Staates nach der Theorie Gerschenkrons entsprach. Drei dieser Elemente 
sind hier von vorrangiger Bedeutung: der Transfer von Wissen und Technologie aus „fortge­
schrittenen“ Ländern, der parallel laufende Transfer von Kapital und Gütern zur Substitution 
einer in Bulgarien zu wenig vorhandenen Modemisierungsvoraussetzung und die Notwendig­
keit sich gegenseitig bedingender Parallelentwicklungen in verschiedenen Wirtschaftszwei­
gen. Die Wichtigkeit dieser drei Aspekte nicht nur im gesamtwirtschaftlichen Kontext son­
dern auch allein für die Produktivitätssteigerung im Agrarsektor wurde im zeitgenössischen 
Diskurs durchaus erkannt. Bezogen sich die beiden erstgenannten auf den bereits erörterten 
Bedarf an Kapital und Expertise aus dem Ausland zur Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produktivität, so erhöhte der dritte Faktor diesen Bedarf noch, da er in bezug auf Bulgarien 
die Notwendigkeit begleitender Entwicklungen vor allem im Hinblick auf Verkehrswege und 
Transportmöglichkeiten aufzeigte. Denn wie Gerschenkron sinngemäß bemerkt hat, brachte 
es wenig Nutzen, in Bulgarien die Produktivität der Landwirtschaft zu steigern, wenn sich die 
Überschüsse aufgrund fehlender Verkehrsverbindungen nicht vermarkten ließen.430 Es ergab 
sich also ein erhöhter Bedarf an Kapital und Expertise für den Ausbau des industriellen Sek­
tors in Bulgarien, um die technischen Voraussetzungen für eine Kommerzialisierung der 
Landwirtschaft zu schaffen. Neben dem Bereich der Infrastruktur, wo es vor allem galt, das 
Eisenbahnnetz zu erweitern und die entsprechenden Mengen an Rohstoffen, d.h. in erster Li­
nie Kohle zu dessen Betrieb zu gewinnen, war man auch zur Einführung effizienterer An­
baumethoden, wie etwa der Anwendung von Kunstdünger, auf industrielle Strukturen ange­
wiesen.* 451 Wurden diese gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge im zeitgenössischen bulga­
rischen Fachdiskurs auch zumeist nur angerissen, so wurden sie implizit doch ebenso aner­
kannt wie der Bedarf an ausländischer Unterstützung.
4i0 Gerschenkron, S. 10.
4SI Vgl. in diesem Zusammenhang den erwähnten Beitrag von Mollov.
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Die in der bulgarischen Landwirtschaft um 1930 vorherrschende Krisenstimmung und 
die damit verbundene Suche nach Auswegen stellten insgesamt ein starkes Motiv zur Intensi­
vierung der Außenwirtschaftsbeziehungen des Landes insbesondere mit solchen Staaten dar, 
die bereit waren, an der sozioökonomischen Modernisierung Bulgariens mitzuwirken, indem 
sie die hierfür notwendigen, im Lande selbst aber fehlenden Voraussetzungen schufen. 
Deutschland hatte gute Chancen, diese Rolle einzunehmen, da dort entsprechende Pläne ent­
wickelt wurden und auch Interesse vorhanden war. Die vom MWT in der Folgezeit entwickel­
ten Konzepte sollten einen umfassenden Charakter haben, also die gesamtwirtschaftliche Per­
spektive, d.h. auch die Industrie, m it einbeziehen.452 Es bleibt daher zu überprüfen, wie der 
bulgarische Fachdiskurs die Lage im  nationalen Industriesektor sah und ob man auch hier 
ausländisches Engagement für wünschenswert hielt.




Es kann angenommen werden, dass spätestens seit den 90er Jahren des 19. Jahrhun­
derts die Industrialisierung Bulgariens politisch gewollt war. Ausdruck dieses Willens war die 
im Jahre 1894 beginnende gesetzliche Förderung von Unternehmen, die einen bestimmten 
Grenzwert bezüglich der Mitarbeiterzahl und der Mechanisierung, die in eingesetzten Pferde- 
starken gemessen wurde, überschritten. In erster Linie bestand diese Förderung in der Set­
zung fiskalischer Anreize wie etwa steuerlichen Erleichterungen oder Zollnachlässen bzw. 
Zollbefreiungen bei der Einfuhr von Investitionsgütern, d.h. Maschinen und Baumaterial. Die 
Politik der Industrialisierung durch staatliche Ermutigung wurde in den folgenden Jahrzehn­
ten kontinuierlich fortgesetzt, wobei die entsprechenden Grenzwerte je nach Lage der indus­
triellen Entwicklung modifiziert wurden. Erneuerungen erfuhr die industriefördemde Gesetz­
gebung in den Jahren 1905, 1909 und 1929. Auch danach, d.h. unter den Ministerpräsidenten 
Ljapcev und Musanov wurde weiterhin eine zielgerichtete Industrialisierungspolitik betrie­
ben, wenn auch nun unter einer neuen Schwerpunktsetzung bei den angewandten Mitteln. 
Neu war ab 1931 vor allem der Versuch, eine nach Produktionszweigen ausgewogene indus­
trielle Entwicklung durch administrative Maßnahmen herbeizuführen. Das zentrale Schlag­
wort in diesem Zusammenhang war „Übersättigung“. Es bedeutete, dass man Branchen, deren 
Expansions- und Entwicklungspotential man für erschöpft hielt, die staatliche Förderung ent­
zog und gezielt „unterentwickelten“ Bereichen zuführte.453 54
Die Ergebnisse dieser staatlich induzierten Industrialisierung geben ein zwiespältiges 
Bild ab. Zwar ist unbestritten, dass eine substantielle Restrukturierung der bulgarischen 
Volkswirtschaft im Sinne einer überwiegenden Beschäftigung der erwerbstätigen Bevölke­
rung im Industriesektor - verbunden mit einer zunehmenden Urbanisierung - bis 1944 bei 
weitem verfehlt wurde und dass die Landwirtschaft sowohl bezüglich des Bruttoinlandspro­
dukts als auch der Beschäftigtenzahl unangefochten dominierte.455 Andererseits aber haben 
sowohl sowjet-marxistisch beeinflusste Autoren, wie etwa Ljuben Berov oder Cvetana Todo- 
rova, als auch westliche, wie John Lampe und Marvin Jackson, daraufhingewiesen, dass Bul­
garien ab der Jahrhundertwende bis zum Beginn der 1940er Jahre ein im internationalen Maß­
stab überdurchschnittliches Wachstum beim industriellen Netto-Ausstoß erzielte. Dieses, so 
Lampe und Jackson, habe im Durchschnitt sogar die Raten von Landern wie England oder 
Deutschland in der Frühphase ihrer industriellen Entwicklung übertroffen. Bei aller Vorsicht,
453 Vgl. Kapitel 2.2..
454 Ebenda und Kapitel 2.3..
455 Ebenda.
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die beide Autoren gegenüber einer tendenziellen Überbewertung der bulgarischen Industriali­
sierung aus marxistischer Sicht walten lassen, stimmen sie mit ihren Kollegen, die unter den 
Bedingungen der kommunistischen Parteidiktatur forschten, darin überein, dass die industriel­
le Entwicklung Bulgariens bis zum Zweiten Weltkrieg signifikante Veränderungen in den 
sozioökonomischen Strukturen des Landes bewirkte.456
Allerdings haben Lampe und Jackson auch die Schwierigkeiten analysiert, die sich aus 
der Inkonsistenz des zur Verfügung stehenden Datenmaterials bei der gesamtwirtschaftlichen 
Gewichtung industrieller Entwicklungen im vorsozialistischen Bulgarien ergeben. Am An­
fang steht dabei die Frage, welche Art wirtschaftlicher Betätigung als „industriell“ zu be­
zeichnen ist. Nach Lampe und Jackson wurden in den statistischen Erhebungen südosteuropä­
ischer Länder zu Beginn des 20. Jahrhunderts neben den unumstrittenen Branchen der me­
chanisierten metallverarbeitenden und chemischen Gewerbe beispielsweise auch Restaurants 
dem Industriesektor zugerechnet. Beschränkten sich solche seltsam anmutenden Zahlweisen 
zumeist auf Einzelfalle, wie etwa den rumänischen Zensus von 1901/02, so war es indes all­
gemein üblich, zum Beispiel Reparaturbetriebe für Eisenbahnanlagen sowie Bauuntemehmen 
als industriell zu werten.457 Problematisch ist auch die Zuordnung sogenannter proto- 
industrieller Betriebe, die speziell in den Bergregionen Bulgariens ab Mitte des 19. Jahrhun­
derts einen bemerkenswerten Aufschwung erlebten, indem sie manufakturiell, d.h. handwerk­
lich in Heimarbeit oder in Betrieben, Textil-, Leder- und Eisenwaren für den osmanischen 
Markt herstellten.458
Bei ihrer Beurteilung der bulgarischen Industrialisierung haben sich Lampe und Jack­
son indes für die Betrachtung der mechanisierten fabrikmäßigen Produktion entschieden.459 
Bei den Parametern, die sie hierfür verwendeten, handelt es sich um die Zahl der in den Be­
trieben Beschäftigten, das investierte Kapital, den Grad der Mechanisierung in Pferdestärken 
sowie die Umsatzzahlen. Diese Werte setzten sie des weiteren in Bezug zur gesamtwirtschaft­
lichen Leistung Bulgariens, um auf diese Weise eine Gewichtung der Industrie im gesamt­
wirtschaftlichen Rahmen zu ermöglichen 460
456 Vgl. Berov, Lj,: Industrialisierungspolitik und soziale Veränderungen in Bulgarien zwischen den Weltkrie­
gen. ln: Schönfeld, R. (Hg.): Industrialisierung und gesellschaftlicher Wandel in Südosteuropa (=Südosteuropa- 
Studien. Bd. 42), München 1989, S 61-92. Außerdem Todorova, Cv.: Aspekte der industriellen Entwicklung 
Bulgariens vom Ende des 19. Jahrhunderts bis zum Ersten Balkankrieg. In: Etudes historiques 5/1970, S. 423- 
442. Jackson, M.R.; Lampe, J.: The Evidence of Industrial Growth in Southeastem Europe Beforthe Second 
World War. In: East European Quarterly 4/1983, H. 4, S. 385-415. Im folgenden zitiert als „Lampe/Jackson, 
EEQ’\
457 Lampe/Jackson, EEQ, S. 387f.
458 Lampe/Jackson, EEQ, S. 389.
459 Ebenda.
460 Ebenda, S. 391.
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Für die hier interessierende Fragestellung nach konzeptionellen Ansatzmöglichkeiten 
für ein deutsches wirtschaftliches Engagement im Rahmen der sozioökonomischen Moderni­
sierung Bulgariens, d.h. in diesem Falle seiner Industrialisierung, so wie sie sich aus zeitge­
nössischen bulgarischen Einschätzungen ergaben, scheint der Ansatz Lampes und Jacksons 
ebenfalls am passendsten zu sein. Dies hat zwei Hauptgründe: Zum einen befinden sich die 
beiden Autoren, wie sie selbst betonen, damit auf der selben Linie, wie ihre marxistisch orien­
tierten Kollegen aus Südosteuropa, wodurch ein Vergleich der erzielten Forschungsergebnisse 
erleichtert wird, zum anderen ist der Bereich der mechanisierten fabrikmäßigen Produktion 
deijenige innerhalb des Industriesektors, der für etwaige deutsche Modemisierungskonzepte 
am relevantesten war.
Gerade der Bezug zum deutschen Engagement und seiner Rolle im Rahmen der bulga­
rischen Modemisierungsbemühungen lenkt den Blick jedoch auch auf einen wichtigen Dis­
sens zwischen der sowjet-marxistischen, d.h. hier der bulgarischen, und der westlichen For­
schung. Autoren wie beispielsweise Todorova und Berov, im Grunde aber die gesamte sozia­
listische Historiografie in Bulgarien, sind von der ideologisch bedingten Prämisse ausgegan­
gen, dass es in ihrem Land zwischen 1878 und 1944 eine „bürgerliche“ Gesellschaft gegeben 
habe, die auf die „feudale“ osmanische gefolgt und in der die Bourgeoisie die herrschende 
Klasse gewesen sei. Mit dieser Entwicklung einher gegangen sei dementsprechend eine „in­
dustrielle Revolution“ in Bulgarien, die eine „Großbourgeoisie“ hervorgebracht und zugleich 
die sozialen und wirtschaftlichen Grundlagen für die nationalsozialistische „Durchdringung“ 
Bulgariens und ganz Südosteuropas geschaffen habe. Diese sei in der Zwischenkriegszeit vor­
rangig in Form von ausländischem, ab den späten 30er Jahren schließlich in erster Linie in 
Form von deutschem Kapital erfolgt.461
Im Gegensatz dazu haben Lampe und Jackson sowie, wie der Gerechtigkeit halber er­
wähnt werden muss, auch Berov in einem Teil seiner im Westen erschienenen Studien betont, 
dass der Anteil der bulgarischen Industrie an der gesamtwirtschaftlichen Leistung bis 1944 
durchweg bescheiden geblieben ist, wenn er auch hohe Wachstumsraten erzielte. Zudem seien 
die gleichwohl erreichten Industrialisienmgserfolge überwiegend aufgrund staatlicher Initiati­
ve und Förderung zustande gekommen.462 Bulgarien blieb also bis zur Machtübernahme der 
Kommunisten ein Agrarland und dies, wie bereits erörtert wurde, vorwiegend unter dem Zei­
chen der Selbstversorgungswirtschaft. Eine „Durchdringung“ seiner Volkswirtschaft mit aus­
ländischem Kapital kann es daher schon unter diesem Gesichtspunkt nicht in größerem Aus­
461 Vgl. Anm. 183
462 Vgl. Kapitel 2.2. und 2.3..
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maß gegeben haben. Wäre es dazu gekommen, so darf angenommen werden, dass sich Bulga­
rien sozioökonomisch stärker verändert hätte, als dies tatsächlich der Fall gewesen ist. Auch 
der bereits angedeutete umfassende Modemisierungsansatz der deutschen Wirtschaft unter 
Leitung des Mitteleuropäischen Wirtschaftstages brachte bis 1944 noch keine durchgreifen­
den Resultate. Dies lag allerdings daran, dass dieser Ansatz über eine reine Investitionstätig­
keit weit hinaus ging und vielmehr darauf abzielte, sich durch Aufbaumaßnahmen auf den 
Gebieten von Infrastruktur und Ausbildung selbst den Boden für ein gedeihliches Investiti­
onsklima zu schaffen. Das Konzept des MWT war also zu langfristig angelegt, als dass es in 
der Kürze der Zeit bis 1944 sichtbare Erfolge hätte zeitigen können. Dies bedeutet indes, dass 
die Bedeutung deutscher Konzeptionen und deutscher Aktivitäten im Rahmen der bulgari­
schen Modemisierungsproblematik nicht allein unter dem Gesichtspunkt einer kapitalisti­
schen Durchdringung und sichtbarer Industrialisierungserfolge interpretiert werden kann. Ein 
Angriffspunkt ergibt sich vielmehr aus der Betrachtung der bulgarischen Interessen- und Be­
darfslage ab Beginn der 1930er Jahre und der Frage, inwieweit diese auch auf dem Gebiet der 
industriellen Entwicklung mit deutschen Strategien und Konzeptionen korrespondierte.
D er Blick auf den wirtschaftspolitischen Diskurs im vorsozialistischen Bulgarien 
scheint zu bestätigen, dass es nicht die Durchdringung mit ausländischem respektive deut­
schem Industriekapital während der 1930er Jahre war, die Bulgarien in die starke Abhängig­
keit von Deutschland trieb. Vielmehr zeigt sich hier, dass die bulgarischen Wirtschaftsfach­
leute eine substanzielle Industrialisierung in absehbarer Zeit für unmöglich hielten. Dabei war 
es gerade der Mangel an Kapital im Lande, der sowohl einer industriellen Entwicklung als 
auch der als vorrangig betrachteten Agrarmodemisierung im Wege stand und vielfach beklagt 
wurde. Zu einer kapitalgestützten Durchdringung fehlten außerdem entgegen der von sowjet­
marxistischer Seite vertretenen These die allgemeinen sozioökonomischen Voraussetzungen. 
So kann, was den gesellschaftlichen Aspekt betrifft, von der Herausbildung sozialer Schich­
ten, die mit einer Industrialisierung verbunden wären und deren Existenz Berov beispielswei­
se konstatiert hat,463 im vorsozialistischen Bulgarien nicht wirklich gesprochen werden. Be­
sonders gilt dies für ein etwaiges Industrieproletariat. Wie etwa Gerschenkron dargelegt hat, 
wie aber auch bereits aus der zeitgenössischen Fachpublizistik deutlich wird, handelte es sich 
bei bulgarischen Industriearbeitern vorwiegend um ungelernte Wander- und Saisonarbeiter, 
die stets m it dem heimatlichen Haus und H of verbunden blieben und demzufolge weder dem
463 So etwa in: Berov, Lj.: Polozeniet o na rabotniÈeskata klasa pri kapitalizm, Sofija 1968. Vgl. außerdem 
Kapitel 2.1..
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Agrar- noch dem Industriesektor eindeutig zuzuordnen sind.464 War also an eine Durchdrin­
gung der bulgarischen Wirtschaft mit deutschem Kapital unter diesen Voraussetzungen kaum 
zu denken, so war eine Alternative die Intensivierung der Handelsbeziehungen.
Im Mittelpunkt stand in diesem Zusammenhang der Handel mit landwirtschaftlichen 
Produkten. Wie bereits erörtert, sollte zu dessen Belebung die Produktivität im Agrarsektor 
gesteigert werden, woraus auch ein Interesse an ausländischer Technologie und Know-how 
resultierte. Der zeitgenössische bulgarische Fachdiskurs zeigt, dass ein ähnliches Interesse 
auch bezüglich des inländischen Industriesektors bestand. Dieses wurde freilich durchweg im 
Zusammenhang mit der als dringend notwendig erachteten Agrarmodemisierung geäußert. 
Für eine weitergehende Industrialisierung der bulgarischen Volkwirtschaft wurde zumeist 
unter dem Hinweis darauf eingetreten, dass dies als begleitender Vorgang für eine Produktivi­
tätssteigerung in der Landwirtschaft unverzichtbar sei.
In ausführlicher Form findet sich diese Auffassung beispielsweise in einem Beitrag 
des bulgarischen Wirtschaftswissenschaftlers Dr. Atanas Totev, der im Jahre 1943 in der Zeit­
schrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft erschien. Sein Titel lautet: „Zusammen­
hänge zwischen der Entwicklung der landwirtschaftlichen und der industriellen Produkti­
on“.465 Ausgangspunkt von Totevs Überlegungen war wie bei den meisten agrarbezogenen 
Äußerungen -  auch solchen aus der Zeit der Weltwirtschaftskrise - die ländliche Überbevöl­
kerung und die damit einhergehende geringe Pro-Kopf-Produktivität der Landwirtschaft. Of­
fenbar hatte sich an diesem Problem im Laufe der 30er und frühen 40er Jahre nichts entschei­
dendes geändert. In einem eigenen Abschnitt innerhalb seines Beitrages erörterte Totev aus 
seiner Sicht die Interaktion zwischen Industrie und Landwirtschaft in einer sich entwickeln­
den Volkswirtschaft. Beide Sektoren müssten sich, so seine Auffassung, parallel und in ge­
genseitiger Ergänzung modernisieren. Nur so sei es möglich, die überschüssige Landbevölke­
rung einer produktiven Tätigkeit im städtisch-industriellen Milieu zuzuführen und zugleich 
eine Intensivierung der Agrarproduktion zu erreichen.466
Was Totev hiermit forderte, war nichts weniger als eine Überwindung der traditionel­
len bulgarischen Industrialisierungspolitik, die bis dahin die beiden Wirtschaftssektoren weit­
gehend getrennt voneinander behandelt hatte. Statt eine komplementäre Entwicklung anzu­
streben, hatte sie die Landwirtschaft in der Zwischenkriegszeit zwar stärker auf die europäi­
schen Märkte ausgerichtet, in ihren wesentlichen Strukturen aber unangetastet gelassen, wah-
464 Vgl. Kapitel 2.1. und 2.3..
465 Totev, A.: OtnoSenija me2du razvitieto na selskoto i indutrialnoto stopanstvo. In: Spisanie na BID 42/1943, H 
9-10, S. 540-589.
466 Ebenda, S. 552.
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rend die Industrie in erster Linie aufgrund staatlicher Anregung, d.h. finanzieller Anreize, 
staatlicher Förderung und öffentlicher Aufträge gewachsen war. Eine direkte gegenseitige 
Ergänzung von Landwirtschaft und Industrie hatte es nur in seltenen Fällen gegeben; in kei­
nem Fall war sie Ergebnis eines ausgereiften politischen Konzepts.467 Totev hingegen be­
trachtete eine Produktivitätssteigerung im Agrarsektor als unabdingbare Voraussetzung für 
eine weitere Industrialisierung. Besonders im momentanen Entwicklungsstadium der bulgari­
schen Volkswirtschaft, da die nationale Industrie noch nicht exportfähig war, war nach Totev 
eine Intensivierung der Landwirtschaft notwendig, um eine Freisetzung von ländlichen Ar­
beitskräften unter gleichzeitiger Sicherstellung ihrer Ernährung zu gewährleisten.468
Im Gegensatz zu seinen Kollegen, die sich zehn bis fünfzehn Jahre vor ihm zu Ent­
wicklungsfragen geäußert hatten, wobei sie der allgemeinen politischen Linie folgend Land­
wirtschaft und Industrie zumeist getrennt betrachtet hatten, war Totev offenbar eher bereit, die 
Konsequenzen seines Modemisierungskonzeptes in seine Überlegungen mit einzubeziehen. 
Hatten jene, wie bereits dargelegt, noch gezögert, die Bedeutung ausländischen Engagements 
in der bulgarischen Wirtschaft für jegliche Modernisierung als zentral anzuerkennen, wobei 
daraus häufig unausgereifte oder in ihrer Zielsetzung sehr bescheidene Konzepte resultierten, 
so kam Totev nach seiner Feststellung der Notwendigkeit einer Intensivierung der Agrarpro­
duktion ohne große Umschweife zu seiner Forderung nach umfangreichen Importen ausländi­
scher Technologie nach Bulgarien. Auf absehbare Zeit sei dies zur wirtschaftlichen Entwick­
lung des Landes unverzichtbar:
„Die wirtschaftliche Entwicklung eines Landes in den ersten Etappen seiner 
Industrialisierung erfordert die Versorgung und Unterstützung der sich entwickelnden 
Produktion mit Gerätschaften, die den neuesten Anforderungen der Technik entspre­
chen. Zu Beginn der Industrialisierung eines Landes ist dies unmöglich ohne Import 
aus dem Ausland. Natürlich wird sich der Bedarf an Produktionsgütem und Maschinen 
im Laufe der Entwicklung der Industrie im Lande und besonders m it der Entwicklung 
jener Zweige, die Kapitalien erwirtschaften, schrittweise verringern. Aber dennoch 
bleibt über eine lange Zeit hinweg der Nutzen importierter Produktionsmittel und Ma­
schinen von zentraler Bedeutung.“469
M it einer Direktheit, wie sie um 1930 in Bulgarien offenbar noch undenkbar war, wies 
Totev also auf die Abhängigkeit seines Landes von ausländischer Technik und Expertise hin.
w VgI. Kapitel 2.3..
468 Totev, S. 552f.
4é9 Totev, S. 553.
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Die Wechselwirkung zwischen der Modernisierung der bulgarischen Volkswirtschaft und den 
Außenwirtschaftsbeziehungen des Landes, insbesondere zu den Industrienationen, bildete bei 
ihm eine „conditio sine qua non“ zu Erarbeitung jeglicher weiterführender Konzepte. Zwar 
verwies er nicht explizit auf Deutschland als den wichtigsten Partner auf dem Wege zur In­
dustrialisierung Bulgariens; dies war aber im Jahre 1943 auch gar nicht mehr nötig, da zu die­
ser Zeit, also mitten im Zweiten Weltkrieg, Deutschland ohnehin bereits das einzige Industrie­
land war, mit dem Bulgarien in einem nennenswerten ökonomischen Austausch stand. Zudem 
erlauben einige charakteristische Formulierungen in Totevs Beitrag den Schluss, dass er nur 
Deutschland gemeint haben konnte. Dies wird besonders deutlich bei seiner Erörterung der 
Frage, wie man industrialisierte Nationen zum Export hochentwickelter Technologie in Ag­
rarländer wie Bulgarien anregen könnte.
Als einzig gangbaren Weg betrachtete Totev in diesem Zusammenhang die Steigerung 
der bulgarischen Agrarexporte. Um dies zu erreichen, sah er im Prinzip zwei Möglichkeiten: 
Zum einen müssten sämtliche im Lande verfügbaren Kapitalien zu einer primären Moderni­
sierung, d.h. einer Produktivitätssteigerung im Agrarsektor eingesetzt werden. Hierfür war 
jedoch bereits ein Technologieimport notwendig. Daraus ergab sich die zweite Möglichkeit 
für den Fall einer Ermangelung dieser Finanzmittel: Der Rückgriff auf den devisenffeien 
Handel, also das Clearing. Die Waren, die Bulgarien in diesem Rahmen ausführen könne, so 
Totev, seien seinem Entwicklungsstand gemäß zwangsläufig rein landwirtschaftlicher Her- 
kunft.470
Der ausdrückliche Hinweis Totevs auf den Clearinghandel, der seit den frühen 30er 
Jahren die bulgarischen Außenwirtschaftsbeziehungen wesentlich bestimmte, machte beinahe 
unmissverständlich deutlich, auf welches Industrieland als Partner für Bulgarien sich der Au­
tor bezog. Zwar hatte das nach 1930 mit einer Reihe von Ländern, wie zum Beispiel Italien, 
Ungarn oder Polen, Clearingabkommen geschlossen;471 spätestens ab 1939 aber war Deutsch­
land der bei weitem wichtigste Handelspartner Bulgariens. Auch mit ihm wurde der Waren­
verkehr auf dem Clearingwege abgewickelt.472 Zwar verwies Totev auch noch auf andere 
Wege des Technologieimports, wie etwa die Ausfuhr von Edelmetallen, sprich Gold, im wei­
teren aber konzentrierte er sich ausschließlich auf Agrarexporte, da sie ihm offensichtlich als 
einzig realistischer Weg zur Industrialisierung eines Landes wie Bulgarien erschienen. Der 
Autor betrachtete also die Ausfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen des Clearing
470 Totev, S. 554.
471 Hierzu ausführlicher Kapitel 6.
472 Vgl. Kapitel 3.3. und 6.
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als altemativlos. Der Unterhalt solchermaßen durch das Clearing geregelter Außenwirtschaft- 
beziehungen hatte für Totev zentrale Bedeutung für die Modernisierung der bulgarischen 
Volkswirtschaft. Er machte sich durch diese Argumentation zu einem Verfechter der Bilatera- 
lisierung des bulgarischen Außenhandels.
In Anbetracht der außenwirtschaftlichen wie außenpolitischen Lage Bulgariens im 
Jahre 1943, dem Erscheinungsjahr von Totevs Aufsatz, erscheint jedoch eine gewisse Skepsis 
gegenüber seinen recht „glatten“ Ausführungen angebracht, da sie im Grunde nichts anderes 
waren, als eine Bestätigung des bereits eingeschlagenen Kurses. Unter Berücksichtigung der 
monarchisch-autoritären Staatsform in Bulgarien, seines Kriegsbündnisses mit Deutschland 
sowie des seit über zehn Jahren praktizierten Clearinghandels zwischen beiden Ländern kön­
nen sowohl politisch-opportunistische Motive als auch solche der rückblickenden Rechtferti­
gung des Bestehenden beim Autor nicht ausgeschlossen werden. Als Propagandaschrift zur 
Unterstützung der aktuellen Außenwirtschaftspolitik wie auch allgemein der Außenpolitik der 
bulgarischen Regierung hätte Totevs Aufsatz indes aber kaum getaugt. Dies wird deutlich 
beim Vergleich mit wirklich zu Propagandazwecken verfassten Publikationen, wie etwa die 
1939 herausgegebene Broschüre „Upravlenie na tvorcestvo i dela“ (Leitung in Werk und Tat) 
der damaligen Regierung K’osseivanov.473 Ihr kam es im Unterschied zu Totev nicht nur auf 
die Plausibilität des von ihr verfolgten Kurses an, sondern vielmehr auf die Präsentation sei­
ner bereits erreichten Erfolge. Im Gegensatz dazu handelte es sich bei Totevs Beitrag um eine 
rein programmatische Schrift, die mögliche oder auch bereits eingeschlagene Wege aus einer 
eher als bedrückend empfundenen gegenwärtigen Lage aufzeigen wollte. Dementsprechend 
scheute sich Totev auch nicht, au f eine Reihe von Missständen in Bulgarien hinzuweisen, die 
er als ursächlich für die unbefriedigende wirtschaftliche Entwicklung des Landes betrachtete. 
Besonders ausführlich ging er auf sie in dem Abschnitt seines Beitrages ein, in dem er die in 
Bulgarien anzutreffenden Vorbedingungen für eine Industrialisierung analysierte. Neues ent­
hielten diese Betrachtungen freilich nicht. Totev benannte im wesentlichen die Probleme, die 
auch bereits seinen Kollegen zehn oder mehr Jahre zuvor Sorgen bereitet hatten. Die Entwick­
lungshemmnisse für die Landwirtschaft, die er in diesem Zusammenhang aufzählte, waren die 
ländliche Überbevölkerung und der Kapitalmangel als Haupthindernisse, die Zergliederung 
des Bodens sowie die geringe Pro-Kopf-Produktivität, die nach seiner Berechnung pro Jahr 
die Arbeitskraft von ungefähr 650.000 erwachsenen Männern ungenutzt ließ und sogar noch 
im Abnehmen begriffen sei. Derzeit sei sie etwa dreimal niedriger als in Westeuropa.474 Was
473 Upravlenie na tvorCestvo i dela. Sofia 1939.
474 Totev, S. 564.
149
indes die Industrialisierung selbst betreffe, so befinde sich dieser Wirtschaftssektor in Bulga­
rien auf einem äußerst niedrigen Niveau, was auch hier vor allem am Kapitalmangel liege, im 
übrigen aber auch am Fehlen entsprechend qualifizierten Personals. Diesbezüglich sei Bulga­
rien von günstigen Voraussetzungen für eine Industrialisierung weit entfernt und müsse daher 
um eine schrittweise Entwicklung bemüht sein.475
Abgesehen von dieser kritischen Betrachtung der momentane Leistungsfähigkeit der 
bulgarischen Volkswirtschaft ist auch daraufhinzuweisen, dass, wie gezeigt, in der Zeitschrift 
der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft generell Beiträge veröffentlicht wurden, die die 
wirtschaftliche Lage des Landes einschließlich der staatlichen Wirtschaftspolitik durchaus mit 
Skepsis sahen und vielfach auch Fehlentwicklungen beklagten, deren Ursache man in einem 
Mangel an Kompetenz in der staatlichen Exekutive sah. Die Zeitschrift kann also weitgehend 
als regierungsunabhängig gelten; sie w ar kein Verlautbarungsorgan. Dies gilt auch für die 
Zeit der monarchisch-autoritären Regierung nach 1935. Auch wenn Bulgarien in dieser Zeit 
seinen verfassungsmäßigen Status als parlamentarische Demokratie einbüßte, so kann doch 
von einem faschistischen oder totalitärem Regime nicht gesprochen werden. Publikation wie 
die Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft wurden jedenfalls nicht zen­
siert.476 Insgesamt darf also angenommen werden, dass Beiträge wie der Totevs in hohem 
Maße als glaubwürdig angesehen werden können. Das heißt, dass in der Zeitschrift wirklich 
die Ansichten und Konzepte des Autoren zur Frage der Industrialisierung Bulgariens wieder­
gegeben wurden. Ohnehin blieben damals derartige Reflexionen angesichts der Bevölke- 
rungs- und Bildungsstruktur des Landes nur einem engen elitären Zirkel akademisch gebilde­
ter Fachleute zugänglich. Auch unter diesem Gesichtspunkt darf angenommen werden, dass 
die Autoren nicht darauf bedacht sein mussten, auf die öffentliche Meinung zu sehr Rücksicht 
zu nehmen.
In seiner Kritik der bestehenden Verhältnisse, namentlich der geringen Produktivität 
der Landwirtschaft und der schwachen Entwicklung der Industrie, befand sich Totev im we­
sentlichen auf einer Linie mit dem Modemisierungsdiskurs, der in Bulgarien bereits seit der 
Mitte der 20er Jahre anhielt und sich in seinen Grundzügen kaum verändert hatte. Wodurch 
sich Totevs Beitrag von der Mehrheit der übrigen indes abhob, war seine klare Herausstellung 
eines Zusammenhanges zwischen landwirtschaftlicher und industrieller Entwicklung.477 Zwar
475 Ebenda, S. 571.
476 Vgl. hierzu Poppetrov, N.: Der Übergang vom System der bürgerlichen Demokratie zum parteilosen autoritä­
ren Regime in Bulgarien nach dem 19. Mai 1934. In: Jahrbücher für Geschichte Osteuropas, Bd. 36/4, Stuttgart 
1988, S. 530-551.
477 Vgl. außerdem den im Kapitel 4.1. zitierten Mollov.
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überbewertete er diesen stellenweise sogar, indem er als grundlegende historische Gesetzmä­
ßigkeit bezeichnete, dass der Industrialisierung eines Landes immer ein steiles Wachstum in 
der Agrarproduktion vorausgehen müsse.478 Im ganzen schien dies jedoch für das Bulgarien 
der Zwischenkriegzeit wirklich zutreffend zu sein, da eine andere Quelle zur Erwirtschaftung 
von Kapitalien im Lande selbst nicht zu erkennen war. Die Notwendigkeit einer parallelen 
Modernisierung von Landwirtschaft und Industrie ergab sich für Totev außerdem aus der Be­
völkerungsproblematik. Eine kapitalgestützte Intensivierung der Agrarproduktion, so führte er 
aus, würde einen Großteil der arbeitsfähigen Landbevölkerung ffeisetzen, so dass dieser für 
eine Beschäftigung in der Industrie zur Verfügung stünde. Zwar erwartete Totev nicht, dass 
sich Bulgarien in absehbarer Zeit in ein Industrieland verwandeln würde, er sah aber in be­
stimmten Bereichen gute Möglichkeiten zur Entfaltung industrieller Aktivität. Zu diesen zähl­
te er die Weiterverarbeitung von Industriekulturen und anderen Agrarerzeugnissen sowie die 
Rohstoffgewinnung, d.h. in erster Linie den Bergbau.479
Diese von ihm postulierte Verzahnung von industrieller und landwirtschaftlicher Re­
form, deren Bedeutung für die gesellschaftliche Struktur Bulgariens Totev bewusst war, führ­
te ihn zur Problematik des ausländischen Engagements in der bulgarischen Wirtschaft. Die 
mehrfache Betonung ihrer Bedeutung für eine Umgestaltung der bulgarischen Volkswirt­
schaft war ein weiteres Merkmal, das Totevs Beitrag von denen der frühen 30er Jahre, in de­
nen dieser Zusammenhang meist eher verdeckt erwähnt wurde, unterschied. Neben dem Be­
darf an ausländischem Kapital und Fachwissen setzte der Autor auch einen starken Akzent 
auf die ausländischen Märkte, die er in ihrer Wichtigkeit den bulgarischen Inlandsmärkten 
gleichsetzte. Eine gute Position bulgarischer Agrarprodukte, auch industriell weiterverarbeite­
ter, erachtete Totev als unverzichtbar und zugleich als wertvollen Stimulus für industrielles 
Wachstum in Bulgarien -  und dies in doppelter Funktion: zum einen aufgrund der sich auf 
den westeuropäischen Märkten bietenden Profitmöglichkeiten, zum anderen aufgrund der 
technischen Ausrüstung, die im Gegenzug eingeführt werden könne.480
Der Aspekt der ausländischen Märkte für bulgarische Erzeugnisse war indes ein Ele­
ment in den Ausführungen Totevs, das ihn mit der herkömmlichen Hauptrichtung des wirt­
schaftspolitischen Diskurses wiederum verband. Seit Mitte der 20er Jahre war die Frage der 
Absatzmöglichkeiten wie auch der Absatzkapazitäten der bulgarischen Wirtschaft im Ausland 
ein zentrales Thema und zugleich meistens auch Ausgangspunkt und Grundmotivation, d.h.
478 Totev, S. 556.
479 Totev, S. 570.
480 Ebenda, S. 571.
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Leitmotiv fìir alle weiterfuhrenden Überlegungen zur Erzielung eines signifikanten Wachs­
tums und damit zur Notwendigkeit einer technologischen Erneuerung der Volkswirtschaft 
gewesen. Zumeist beließen es die Diskutanten jedoch bei relativ naheliegenden und ohne fun­
damentale Reformen zu erreichenden Schritten zur Produktivitätssteigerung in der Landwirt­
schaft. Autoren, die in längerfristigen Dimensionen dachten und Fragen der Industrialisie­
rung, damit verbundener gesellschaftliche Veränderungen sowie die Rolle ausländischer Un­
terstützung explizit in ihre Überlegungen mit einbezogen, blieben in der Minderheit bzw. äu­
ßerten wie Totev diese Ideen in der Rückschau, also vorwiegend aus einer Position, in der sie 
die Chancen bilateralisieiter Außenwirtschaftbeziehungen besser erkennen konnten. Hier­
durch kristallisiert sich heraus, worin zu Beginn der 30er Jahre das wirtschaftliche Hauptinte­
resse Bulgariens bestand und welche Erklärungen sich somit für seine enge Anbindung an 
Deutschland im Laufe des Jahrzehnts anbieten.
Dieses Interesse bestand in erster Linie in der Gewinnung von Absatzmärkten für die 
bulgarischen Agrarprodukte und, soweit möglich, auch für industrielle Erzeugnisse, d.h. also 
in einer Ausweitung der Exporte. Alle weiterfuhrenden Überlegungen bezogen sich au f dieses 
Hauptziel. Eine Industrialisierung der bulgarischen Volkswirtschaft selbst wurde hingegen 
prinzipiell nur als mögliche sekundäre Begleiterscheinung der Agrarmodemisierung betrach­
tet, da sie zunächst eine Auffangmöglichkeit für die freiwerdenden ländlichen Arbeitskräfte 
bot. Da sie aber zugleich eine zusätzliche Steigerung der bulgarischen Exportmöglichkeiten 
herbeiführen konnte, befand sie sich durchaus im Einklang mit dem Ausgangsziel der Er­
schließung neuer Absatzmärkte für bulgarische Produkte. Diese Industrialisierung war aller­
dings, wie einschränkend bemerkt werden muss, vorwiegend als weiterverarbeitende Industrie 
für Agrarprodukte gedacht. Die Entwicklung einer eigenen Schwerindustrie etwa wurde nicht 
als eine in absehbarer Zeit zu realisierende Möglichkeit betrachtet.
Gleichwohl war ein grundsätzliches Interesse an einer generellen Modernisierung der 
bulgarischen Volkswirtschaft gegeben. Dies ergab sich bereits aus dem Bedürfnis der Erwirt­
schaftung von Devisen zur Erlangung einer größeren finanziellen und ökonomischen Unab­
hängigkeit. Was jedoch zu Beginn der 30er Jahre zum Anschub des oben skizzierten Entwick­
lungskonzeptes konkret zu tun war, bestand zuallererst in der Suche nach einem Partner, der 
zugleich als Markt und als Unterstützung bei der angestrebten Agrarmodemisierung fungieren 
konnte. Inwieweit die Möglichkeit, von einem solchen Partner abhängig zu werden, von den 
bulgarischen wirtschaftlichen Eliten in betracht gezogen wurde, bleibt noch zu untersuchen.
Was indes Totevs Überlegungen bezüglich der Rolle der Industrie im Rahmen der 
bulgarischen Modemisierungs- und Außenwirtschaftsproblematik betrifft, so sollen sie hier
— — 1-----------
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noch im allgemeinen Diskurs über die nationale Industrie positioniert werden. In den in der 
breiteren Öffentlichkeit ausgetragenen Diskussionen finden sich wiederholt Vorstellungen 
bzw. Einschätzungen zur gegenwärtigen und künftigen Bedeutung der Industrie für die bulga­
rische Volkswirtschaft.
Zwar wurde in den meisten Beiträgen nicht so deutlich wie bei Totev auf die Notwen­
digkeit einer aufeinander abgestimmten Entwicklung von Industrie und Landwirtschaft hin­
gewiesen, insgesamt aber war unstrittig, dass industrielle Wirtschafts- und Prodüktionsme- 
thoden in Bulgarien verstärkt zum Einsatz kommen sollten -  dies aber nicht zwangsläufig, um 
Bulgarien in ein Industrieland nach westeuropäischem Vorbild zu verwandeln, sondern viel­
mehr, um der Landwirtschaft, die man nach wie vor als das soziale und ökonomische Rück­
grad der Nation betrachtete, die Erzeugung von Überschüssen und deren Vermarktung zu er­
leichtern. Besonders die Suche nach Märkten war es in diesem Zusammenhang, die seit den 
20er Jahren die bulgarische Wirtschaftspolitik im wesentlichen bestimmte. Diese bestand zu­
nächst in Anpassungsreaktionen an die vermeintlichen Bedürfnisse der westlichen Märkte, 
unter denen der deutsche ab 1924 an der Spitze stand.481 Angesichts des weitgehend sub­
sistenzgeprägten Charakters der bulgarischen Volkswirtschaft waren die Inlandsmärkte in der 
Zwischenkriegszeit noch nicht so weit entwickelt, als dass sie selbst einen Anreiz zur Umges­
taltung des zu Vermarktung bestimmten Produktspektrums dargestellt hätten. Die diesbezüg­
lich getroffenen Maßnahmen mussten also zumindest mittelfristig an den ausländischen 
Märkten orientiert sein. Industriebezogene Erwägungen spielten hier eine Rolle, als zunächst, 
d.h. ab Beginn der 20er Jahre der Produktionsschwerpunkt au f sogenannte Industriepflanzen 
verlegt wurde, wobei der Tabak dabei die führende Position einnahm.482 483Dementsprechend 
konzentrierte sich der Diskurs auf Industriezweige, in denen landwirtschaftliche Produkte 
weiterverarbeitet wurden, d.h. also auf die Tabakindustrie gefolgt von der traditionell starken 
Textilindustrie. Daneben fand u.a. auch die Zuckerindustrie gesonderte Beachtung. In die­
sem Zusammenhang lässt sich zudem feststellen, dass auch die Infrastruktur und mit ihr ver­
bundene Industriezweige ab den späten 20er Jahren verstärkt in das Blickfeld der bulgari­
schen Wirtschaftsfachleute gerieten. Bei letzteren Branchen handelte es sich vorwiegend um 
die Energiegewinnung, also Bergbau und Kraftwerke, sowie um  die Elektrifizierung des Lan­
des. Eine wichtige Rolle spielte außerdem der Ausbau der Verkehrsnetzes, wobei umstritten 
war, ob dem Straßen- oder dem Schienennetz der Vorrang gebührte. Einigkeit herrschte aller­
481 Vgl. Kapitel 3.3..
482 Lampe, S. 51-56.
483 Vgl. u.a. KoluSki, G.N.: Kriza v naSata zachama industrija. In: Spisanie na Bälgarskoto ikonomiCesko 
druzestvo, 25/1926-27, H. 1-3, S. 56-63.
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dings im allgemeinen darüber, dass der Staat für den Ausbau nach einem zu erstellenden um­
fassenden Programm verantwortlich sei. Ausführlich äußerte sich beispielsweise der Ingeni­
eur Jurdan Dancov im Jahre 1928 zu dieser Frage in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökono­
mischen Gesellschaft.484 Er vertrat die These, dass der Staat die Erweiterung des Verkehrsnet­
zes auch dann unterstützen müsse, wenn diese zunächst nicht rentabel sei. Denn sie sei 
schlicht notwendig zur rationalen Nutzung der wirtschaftlichen Ressourcen und der gesamten 
Arbeitskraft im Lande.485 Bei der Planung des Ausbaus war nach Dancov die Orientierung am 
deutschen Vorbild und an deutschen Erfahrungen am zweckmäßigsten.486
Ein planvolles und ebenso am westlichen und speziell am deutschen Modell orientier­
tes Vorgehen wurde auch bezüglich der Elektrifizierung Bulgariens gefordert. Einen umfas­
senden Beitrag zu diesem Thema lieferte im Jahre 1931 der Elektroingenieur Boris Radev.487 48
Für ihn war die Frage der Stromversorgung des Landes in erster Linie gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Natur und erst in zweiter Linie ein technisches Problem. Seinen Informati­
onen zufolge waren 1931 etwa 17,5 Prozent der bulgarischen Bevölkerung mit Elektrizität 
versorgt.489 Eine weitere Ausweitung des Stromnetzes konnte sich Radev offenbar nur mit 
Hilfe ausländischen Engagements vorstellen. Bereits zu seiner Zeit wurde ein Großteil der 
elektrischen Energie von westlichen Unternehmen erzeugt. Im Mittelpunkt stand hier laut 
Radev die Firma „Granitoid“, an deren Spitze bereits seit dem ersten Jahrzehnt des 20. Jahr­
hunderts der deutsche Ingenieur Eduard Naudascher stand. Ursprünglich hatte es sich bei ihr 
um eine Zementfabrik gehandelt, die zur Energiegewinnung auch Bergbau betrieb. In den 
20er Jahren erweiterte sie ihr Tätigkeitsfeld um den Bereich der Stromerzeugung.490 Ihre zent­
rale Bedeutung in diesen Branchen war für Radev ein wichtiger Hinweis auf die Unverzicht- 
barkeit ausländischen unternehmerischen Engagements zur Modernisierung der bulgarischen 
Wirtschaft. Zu erklären sei diese Position in erster Linie durch den Mangel an Kapital im 
Lande, der auch Hauptursache für den geringen Grad an Industrialisierung Bulgariens sei. 
Dies zeige sich, so fuhr Radev fort, unter anderem in der Verteilung des Stromverbrauches. 
Für das Jahr 1929 führte der Autor folgende Zahlen an: Von der gesamten Stromerzeugung 
seien 56 Prozent für industrielle Zwecke verbraucht worden, 26 Prozent zur Erzeugung elekt­
rischen Lichts, 18 Prozent seien aus technischen Gründen verloren gegangen. Die 56 Prozent
484 DanCov, Ju.: Zeleznici ili Soseta? Neobchodimost ot obSta däriavna programa za golemite obStestveni stroeii. 
In: Spisanie na BID, 27/1928, H. 6, S. 277-292.
485 Ebenda, S. 290-292.
486 Ebenda.
487 Radev, B.: Problemata za elektrosnabdjavane na Bälgarija. In: Spisanie na BID, 30/1931, H. 4, S. 199-218.
488 Ebenda, S. 199.
489 Ebenda, S. 200.
490 Vgl. Kapitel 5.4..
»:Mtïi:iSLi»^MU K » ü i r t « ^ ^ ^ u « u w ^ ^ M ^ nr|m nT¥ïirinnnr[Tnfl-
154
der Industrie entfielen nach Radev fast vollständig auf die Zementfabrik der Firma „Grani- 
toid“.491 Dies bedeutete, dass ansonsten keine weiteres industrielles Unternehmen in Bulga­
rien Elektrizität zum Betrieb seiner Produktionsanlagen in größerem Stil verwendete. Der 
entsprechende industrielle Stromverbrauch in den westlichen Industrieländern war nach Ra­
dev demgegenüber ungefähr zehnmal so hoch wie der für die Lichterzeugung.
Die Rolle ausländischen Engagements in der Elektrifizierung Bulgariens sah Radev al­
lerdings nicht allein in der Bereitstellung notwendiger Kapitalien und Technologien. Darüber 
hinaus sollte es bei der Überwindung psychologischer Barrieren helfen, die der Verwendung 
der Elektrizität allenthalben entgegenstanden. Radev sah es als eine psychologische Eigenart 
„des Bulgaren“ an, sich anfangs sehr für Ereignisse oder Unternehmungen gesellschaftlicher 
bzw. öffentlicher Art begeistern und Opferbereitschaft aufbringen zu können. Sobald aber die 
ersten Rückschläge einträten oder das Vorhaben zu einem vorläufigen Abschluss gebracht 
worden sei, lasse das Interesse daran schnell nach.492 Es gehe also darum, die Bulgaren zu 
größerer Beharrlichkeit beim Verfolgen der eigenen wirtschaftlichen Interessen zu erziehen: 
„Zudem sind besondere organisatorische Maßnahmen notwendig, um Motiva­
tion und Interesse der Bevölkerung an ihren Unternehmen wie auch an einer unver­
zichtbaren ständigen Vermehrung des Eigenkapitals der öffentlichen Elektrizitätswer­
ke zu erhalten. Ansonsten können diese sich für lange Zeit nicht von ihren Schulden 
befreien, sich zugleich nicht richtig entwickeln und noch weniger die ihnen unmittel­
bar oder längerfristig bevorstehenden Aufgaben erfüllen.“493
Neben der erforderlichen Erziehungsarbeit, die im Grunde auf nichts weniger als einen 
Mentalitätswandel in der Bevölkerung abzielen sollte, forderte Radev vor allem eine Verbes­
serung der Kreditbedingungen, d.h. konkret eine Erweiterung der Möglichkeiten, längerfristi­
ge Kredite zu niedrigeren Zinsen zu erhalten. Dies sei, so Radev, vor allem für die staatlichen 
Elektrizitätswerke von Bedeutung; ihnen gegenüber seien die privaten mit einem Jahreszins­
satz von höchstens acht Prozent deutlich bevorzugt. Es komme also darauf an, private natio­
nale und „sogar“ ausländische Finanzgruppen zur Gewährung von Krediten unter besseren 
Konditionen anzuregen, um durch eine Konzentration der staatlichen Elektrizitätswerke eine 
höhere Rentabilität zu erlangen.494
Abgesehen vom generellen und an vielen Stellen im ökonomischen Fachdiskurs fest­










auch Radev — mit der zu Beginn der 30er Jahre gebotenen Vorsicht -  ansprach, zeigte sich in 
seinen Ausführungen erneut ein Haupthindernis, das dem wirtschaftlichen Wachstum im Lan­
de entgegenstand: das Problem der Akzeptanz moderner Technologien und kapitalistischen 
Wirtschaftens in der Bevölkerung und ihre Identifikation mit staatlichen bzw. öffentlichen 
Einrichtungen. Verbunden war dies mit dem bereits erörterten elementaren Bildungsdefizit 
und den kleinräumigen, auf Selbstversorgung gegründeten sozioökonomischen Strukturen im 
Lande. Der Ausbau der Infrastruktur, wie er von den bulgarischen Wirtschaftseliten gefordert 
wurde, war zwar durchaus geeignet, diese wachstumshemmenden Strukturen zu überwinden 
und zur Entwicklung der inländischen wie auch zu einer intensivierten Anbindung an die in­
ternationalen Märkte beizutragen. Wie aus Radevs Artikel aber deutlich wird, betrachtete es 
der bulgarische Fachdiskurs zur Erreichung dieses Ziels als unverzichtbar, ein Umdenken in 
der Bevölkerung herbeizuführen und auf ausländische Hilfe in Form von Expertise und Kapi­
tal zu setzen.
Schrittweise schält sich also mit der Analyse des ökonomischen Fachdiskurses im vor­
sozialistischen Bulgarien die Komplexität der Entwicklungsproblematik des Balkanlandes 
heraus. Zusammengefasst bestand sie in der Schwierigkeit, in Bulgarien eine Marktwirtschaft 
im eigentlichen Sinne des Wortes aufzubauen. Ein Inlandsmarkt existierte nur in sehr be­
schränkter Form, da die Bevölkerung mehrheitlich keiner spezialisierten Erwerbstätigkeit 
nachging, bei der sie vom direkten Zugang zu den für die Selbstversorgung notwendigen Res­
sourcen getrennt gewesen wäre und somit einen Markt gebildet hätte. Hierfür fehlte es an der 
erforderlichen Bildung bzw. Ausbildung, an der Infrastruktur sowie an Kapital. Da die bulga­
rische Gesellschaft, wie beispielsweise bei Radev deutlich wurde, die nötige Dynamik zur 
Entwicklung eines Marktes und damit eines Wachstumspotentials vermissen ließ, musste sich 
die bereits in kleinen Maßstäben existierende vermarktbare Produktion in Bulgarien an den 
internationalen Märkten ausrichten. Nur so konnten die im Lande fehlenden Wachstumsfakto­
ren substituiert werden, d.h. durch Import aus den Industrieländern im Gegenzug zum Export 
bulgarischer Erzeugnisse. Hierzu kam es jedoch nicht nur darauf an, den Export durch eine 
Intensivierung der Landwirtschaft und der industriellen Weiterverarbeitung von Agrarproduk­
ten zu steigern, sondern auch darauf, sich Absatzmärkte zu sichern und zugleich das eigene 
Land -  und dies lag allein in der Verantwortung der bulgarischen Politik -  für die Einfuhr 
ausländischer Produkte und Kapitalien zu Öffnen.
Letzteres war besonders im Hinblick auf die technische Modernisierung der bulgari­
schen Wirtschaft ein zwiespältiges Problem. Dementsprechend wurde es in Fachkreisen auch 
kontrovers diskutiert. Man konzentrierte sich dabei auf die beiden Hauptmittel, die zur Unter-
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Stützung der industriellen Entwicklung seit dem späten 19. Jahrhundert angewandt wurden: 
die Schutzzollpolitik und die Begünstigung von Unternehmen m it einer bestimmten Mindest­
zahl von Mitarbeitern und einem Mindestgrad an Mechanisierung mittels Steuererleichterun­
gen und Zollbefreiungen bei der Einfuhr von Rohstoffen, Baumaterial und Maschinen. Die 
Kritiker dieser Setzung fiskalischer Anreize argumentierten, dass auf diese Weise, wie die 
Erfahrung zeige, nur eine begrenzte Gruppe „größerer“ Unternehmen privilegiert würde, dass 
diese Politik aber ansonsten ihr Ziel einer Industrialisierung der nationalen Volkswirtschaft 
verfehle. Denn sie ersetze nicht die dafür notwendigen Grundvoraussetzungen.495 Diese Ar­
gumentation erscheint plausibel, denn im Endeffekt nahmen sowohl steuerliche Begünstigung 
als auch Schutzzölle in erster Linie den Modemisierungs- und Innovationsdruck von den bul­
garischen Industrieunternehmen. Die einschlägige Gesetzgebung wirkte sich zumindest nach 
dem Ersten Weltkrieg so aus, da sie den förderungswürdigen Unternehmen zwar die Einfuhr 
moderner Gerätschaften erleichterte, zugleich den Anreiz dazu aber wieder wegnahm, da sie 
durch steuerliche Benachteiligung von vorne herein verhinderte, dass nachdrängende kleinere 
Betriebe zu einer Konkurrenz für die größeren werden konnten. Die Schutzzollpolitik hielt ihr 
außerdem die internationale Konkurrenz weitgehend vom Leibe, so dass, wie es scheint, wirk­
lich eine privilegierte Gruppe von für bulgarische Maßstäbe großen Unternehmen entstehen 
konnte, die sich keinem ernsthaften Wettbewerb zu stellen hatte. Diese staatlichen Lenkungs­
versuche der Industrialisierung wirkten sich darüber hinaus auch negativ auf die vielfach ge­
forderte Effizienzsteigerung und Intensivierung der Produktion in kleineren Betrieben und vor 
allem auch in der Landwirtschaft aus. Denn da diese Bereiche die Kriterien der Industriefor­
dergesetze nicht erfüllten, blieb ihnen auch die zollfreie Einfuhr westlicher technischer Errun­
genschaften verwehrt. Auf diese Weise wurde der Modernisierung des Agrarsektors, die all­
gemein als essentiell für jede soziökonomische Entwicklung Bulgariens angesehen wurde, ein 
weiterer Stein in den Weg gelegt.
In ausführlicher Form findet sich diese Argumentation bereits zur Mitte der 20er Jahre 
in der Fachpublizistik. Als Beispiel sei hier Chr. St. Chinkov angeführt, der in einem im Jahre 
1925 erschienenen Beitrag in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft 
klar machte, dass er die bisherige Gesetzgebung zur Förderung der Industrie für eine Sackgas­
se hielt. Den traditionellen Protektionismus und die industrielle „Anregungspolitik“ hielt er 
nur im Anfangsstadium der industriellen Entwicklung für richtig:
495 Chinkov, Chr. St.: [ohne Titel] In: Spisanie na BID 24/1925, H. 9-10, S. 368-379.
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„Zweifellos hatten solche speziellen Gesetze zur Verstärkung der nationalen 
Industrie ihre Berechtigung in einem Land wie Bulgarien, als es sich in einem niedri­
gen Entwicklungsstadium befand; jetzt befindet es sich im Übergang von der Natural- 
zur Geldwirtschaft und hat eine kleine Industrie, die noch sehr jung ist und bestrebt, 
auf gesunden eigenen Füßen zu stehen.“496
Zwar lehnte Chinkov eine gewisse gesetzliche Unterstützung der Industrie nicht ab, 
hinterfragte aber ihr bisheriges Ausmaß. Dabei hob er besonders hervor, dass die bestehende 
Gesetzgebung den Zugang von KJeinuntemehmem, Handwerkern und Landwirten zu auslän­
dischen Importen erschwert habe.497 Die bisherige Gesetzgebung biete also der heimischen 
Industrie weniger Schutz vor übermächtiger fremder als vielmehr vor inländischer Konkur­
renz und erhalte auf diese Weise Industriezweige am Leben, die weder rentabel geschweige 
denn wettbewerbsfähig auf den internationalen Märkten seien und somit auch nichts zur Stei­
gerung des Exportvolumens beitrügen. Darüber hinaus wies Chinkov auf einen Aspekt hin, 
der zu Beginn der 30er Jahre für Bulgarien an Bedeutung gewinnen sollte: das Problem mög­
licher Gegenreaktionen anderer Länder in Form von Einfuhrzöllen für bulgarische Produk­
te.498 Der Autor trat dementsprechend nicht nur dafür ein, die Steuervergünstigungspolitik für 
größere Industriebetriebe abzubauen, sondern im gleichen Zuge damit auch die Schutzzölle. 
Sein Hauptmotiv für diese Forderungen war das, was er als „Emanzipation“ der bulgarischen 
Wirtschaft bezeichnete.499 Hierunter verstand er den verbesserten Zugang kleiner, aufstreben­
der Betriebe zu modernen Produktionsmitteln sowie mehr Wettbewerbsdruck für die bisher 
begünstigten großen Unternehmen. Grundsätzlich betrachtete er den verstärkten wirtschaftli­
chen Austausch mit den Industrienationen als gewinnbringend im Sinne von Effizienzsteige- 
rung und ökonomischem Wachstum in Bulgarien. Wie es scheint, zeichnet sich hier bereits 
die Motivlage ab, die ab den frühen 30er Jahren zu einer zunehmenden Bilateralisierung der 
bulgarischen Außenhandelsbeziehungen fuhren sollte.
Die Debatte über das seit 1895 in Bulgarien angewandte System der fiskalische Be­
günstigung der Industrie, an der sich Chinkov wiederholt in ausführlicher Form und an expo­
nierter Stelle beteiligte, wurde in den Jahren 1928 und 1929 noch einmal in besonders kontro­
verser Form geführt, da nun das im Jahre 1909 zuletzt novellierte Industrieforderungsgesetz 
auslief und neue Bestimmungen zu verabschieden waren.500 Zwar gab es prominente Fürspre-
496 Chinkov, S. 371.
497 Ebenda, S. 372.
498 Ebenda, S. 373.
499 Ebenda.
500 Vgl. Kapitel 2.2. und 2.3..
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eher einer Beibehaltung der bisherigen Praxis, die, wie beispielsweise K. Bobcev ebenfalls in 
der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft, keinen Interessengegensatz zwi­
schen großen Industriebetrieben und dem Handwerk bzw. der Landwirtschaft anerkennen 
wollten und für einen mehrfachen Schutz der heimischen Industrie, d.h. sowohl durch Steuer­
erleichterungen als auch durch Protektion, eintraten.501 502Ihre Position setzte sich jedoch nicht 
durch, denn 1929 rückte die bulgarische Regierung unter Ministerpräsident Ljapcev vom bis­
herigen Kurs in der Industrieförderungspolitik ab und führte das Prinzip der „Übersättigung“ 
ein, das bestimmten Industriebranchen, von denen man in Bulgarien genügend zu haben 
glaubte, staatliche Unterstützung entzog und auf noch unterentwickelte Zweige, die man vo- 
ranbnngen wollte, umlenkte. Das bisherige Prinzip der Steuererleichterungen für Unter­
nehmen, die bereits eine Schwellengröße überschritten hatten, wurde also praktisch umge­
kehrt, indem man nun innovative Aufsteiger besonders forderte. Auf diese Weise sollte ein 
breitgefachertes Spektrum an industrieller Produktion entstehen, das der bulgarischen Wirt­
schaft eine höhere Krisenfestigkeit verschaffen sollte. Zugleich aber machte diese Gesetzge­
bung die ganze Problematik der Vermarktbarkeit bulgarischer Erzeugnisse deutlich: Wenn 
sich bereits das geringe Volumen an industrieller Produktion „übersättigter“ Zweige weder 
durch Export noch im Inland absetzen ließ, dann zeigte dies zum einen die geringe Kaufkraft 
der bulgarischen Bevölkerung, d.h. die schwache Entwicklung des Binnenmarktes, und zum 
anderen die geringen Chancen dieser Erzeugnisse auf den internationalen Märkten. Da auch 
nach 1929 der Protektionismus in der Außenhandelspolitik weiterbetrieben wurde, konnte 
keine Rede davon sein, dass die Absatzschwierigkeiten der bulgarischen Industrie allein durch 
ausländische Konkurrenz bedingt gewesen wären. Da kurzfristig eine Steigerung der inländi­
schen Kaufkraft nicht zu erwarten war, kam es für den bulgarischen Export also in erster Li­
nie darauf an, sich im Ausland neue Absatzmöglichkeiten zu erschließen.
Dass diese Möglichkeiten allerdings begrenzt waren, registrierte auch der bulgarische 
ökonomische Fachdiskurs. Unter anderem lag dies an einer Einengung der internationalen 
Warenströme im Gefolge der Weltwirtschaftskrise. Sie hatte den Zusammenbruch des freien 
Welthandels auf der Basis des Goldstandards gebracht, da insbesondere die Investoren der 
Gläubigemation USA ihr Vertrauen in die Sicherheit der in Schuldnerländem wie Deutsch­
land und Bulgarien angelegten Kapitalien verloren und ihre Anlagen abzogen. Hierdurch 
wurden dem devisenbasierten Welthandel weitgehend die Grundlagen entzogen. Kolonial­
501 Bobíev, K.: Prokrovitelstvo i naeärdienie na industrijata v Bälgarija. In: Spisaníe na BID, 28/1929, H. 7-8, S. 
346-357.
502 Vgl. Kapitel 2.3..
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mächte wie Großbritannien und Frankreich schotteten ihre Märkte ab, und die Weltmarktprei­
se fiir Agrarprodukte verfielen.503 Dass hierdurch ein Land wie Bulgarien, dessen ohnehin 
bescheidene Exporte praktisch vollständig durch landwirtschaftliche Produkte bestimmt wa­
ren, durch diese Entwicklung in seinen Außenhandelsmöglichkeiten besonders hart getroffen 
wurde, bedarf keiner weiteren Erörterung. Ebenso imbestritten war die Notwendigkeit, sich 
durch der kritischen Lage angepasste Maßnahmen neue Absatzmärkte für die inländische 
Produktion zu erschließen. Gedanken zu dieser Problematik wurden regelmäßig in der Zeit­
schrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft geäußert. An dieser Stelle soll jedoch ein 
Beitrag in der Zeitschrift „Nova Misäl“ (Neues Denken) aus dem Jahre 1933 beispielhaft er­
wähnt werden, der sich mit den langfristig für Bulgarien aus der Weltwirtschaftskrise zu zie­
henden Konsequenzen befasste. Sein Autor war der Ökonom Christo Peev, sein Titel lautete: 
„Über die heimische Industrie und das Fehlen einer preislichen Harmonie zwischen ihren 
Produkten und denen der Landwirtschaft.“504
Als Ausgangspunkt der gegenwärtigen problematischen Entwicklungen innerhalb der 
bulgarischen Volkswirtschaft betrachtete Peev die unmittelbar auf den Ersten Weltkrieg fol­
gende Depression, deren Auswirkungen jedoch in den Jahren 1925-29 weitgehend überwun­
den worden seien. In diesen Jahren habe sich, so Peev, die bulgarische Wirtschaft harmonisch 
entwickelt. Erneut seien diese Schwierigkeiten aber dann mit dem Einsetzen der Weltwirt­
schaftskrise im Oktober 1929 aufgetreten. Sie dauerten bis heute, d.h. bis 1933 an.505 In erster 
Linie bestünden sie in einer Zerrüttung der internationalen Handelsbeziehungen. Der Nieder­
gang der wirtschaftlichen Bedeutung Europas aufgrund des Krieges habe dazu geführt, dass 
die USA praktisch nach eigenem Gutdünken die Preise auf den Weltmärkten hätten bestim­
men können. Daraufhin habe sich auch ein Großteil des Kapitals in den Banken New Yorks 
und Londons konzentriert, und die Industrien eines Landes wie Bulgarien hätten nur noch mit 
hochverzinsten Mitteln arbeiten können.506 Folge davon, so fuhr Peev fort, sei gewesen, dass 
sich eine Preisschere zwischen landwirtschaftlichen und industriellen Produkten aufgetan ha­
be; für Bulgarien habe sich dies so ausgewirkt, dass die Preise seiner Agrarprodukte aufgrund 
fehlender Absatzmöglichkeiten gefallen seien, während die Einfuhr industrielle Erzeugnisse 
und industriewichtiger Rohstoffe zunehmend schwierig geworden sei, was bei ihnen einen 
Preisanstieg verursacht habe. Hierdurch und durch das gleichbleibende Niveau der inländi-
503 Ivanov, S. 207-209.
504 Peev, Chr.: Za rodnata industrija i nesäotvetstvieto na cenile mezdu nejnite produkti i tezi na zemledelskoto 
proizvodstvo. In: Nova Misäl, 2/1933, H. 3-4, S. 145-152.
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sehen Kosten für Rohstoffe und Arbeit, d.h. der Löhne, sei eine der Landwirtschaft vergleich­
bare Abnahme der Preise in der Industrie unmöglich geworden.507 508
Angesichts der solchermaßen von ihm eingeschätzten Lage hielt es der Autor für un­
verzichtbar, in Bulgarien auf eine verstärkte industrielle Entwicklung hinzuwirken. Das Land 
müsse von einem Agrarland in ein harmonisch ausgeglichenes „Agrar-Handels-Industrieland“
C A O
verwandelt werden. Nur so könne, so Peev, ein weiteres Ansteigen der Importe zuunguns­
ten der schwankenden Agrarexporte verhindert werden. Die Zunahme der Einfuhren habe m it 
dem verstärkten Bedarf an industriellen Konsumgütem zu tun, der wiederum auf den rasanten 
Bevölkerungsanstieg in Bulgarien zurückzuführen sei.509 Worauf es im Lande also ankomme, 
so schloss Peev, sei eine Entwicklung der inländischen Märkte, die nur unter der Vorausset­
zung einer Industrialisierung denkbar sei, die auch die Konsumgüterbranchen mit einschlie­
ße.510 Dies würde dem Land sowohl eine größere außenwirtschaftliche Unabhängigkeit ver­
schaffen als auch die Versorgung der Bevölkerung mit Verbrauchsgütem verbessern.
Insgesamt machte der Beitrag Peevs in der Zeitschrift „Nova Misäl“ die Grundzüge 
der bulgarischen ökonomischen Interessenlage der frühen 1930er Jahre, so wie sie der Tenor 
des zeitgenössischen Fachdiskurses sah, recht deutlich. Zusätzlich zur allgemein geäußerten 
Überzeugung, dass eine Produktivitätssteigerung im Agrarsektor zur Erhöhung der Exportka­
pazitäten notwendig sei, rückte Peev den Zusammenhang zwischen Weltwirtschaftskrise, 
Marktentwicklung und Industrialisierung ins Blickfeld. Zwar ging er nicht explizit auf die 
Frage ein, wie Bulgarien industrialisiert werden sollte, er betrachtete dies aber als eine not­
wendige Voraussetzung zur Entwicklung der Inlandsmärkte, die er wiederum als unerlässlich 
ansah, um der Problematik des Bevölkerungsanstieges zu begegnen. Im Zentrum seiner Über­
legungen standen somit die Suche nach Absatzmärkten für bulgarische Produkte verbunden 
mit durchgreifenden Modemisierungsanstrengungen zur Ausweitung des industriellen Sek­
tors. Die Einbindung in einen größeren wirtschaftlichen Zusammenhang erfuhr bei Peev bes­
tenfalls eine implizite Berücksichtigung, etwa durch Hinweise auf die demografische und 
wirtschaftliche Entwicklung in westlichen Ländern, wie etwa Deutschland und der Tschecho­
slowakei. Ausdrücklich reflektiert wurden die bulgarischen Außenwirtschaftbeziehungen in 
erster Linie in bezug auf die Folgen der Weltwirtschaftkrise, die für Peev zuallererst im Weg­
brechen der bulgarischen Auslandsmärkte wie auch dem Verfall der Getreidepreise bei 
gleichzeitigem Anstieg der Industriepreise bestanden. Dass Bulgarien zu seiner Industrialisie-
507 Ebenda, S. 147-150.
508 Ebenda, S. 152.
509 Ebenda, S. 150f.
5,0 Ebenda, S. 152.
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rung auf ausländische Hilfe angewiesen sein würde, dürfte zwar auch Peev nicht unbekannt 
geblieben sein, worauf es ihm aber ankam, war die Erschließung sicherer Märkte für die bul­
garische Produktion. Obwohl er hierbei vor allem auf die Inlandsmärkte abzielte, machte er 
doch klar, dass es ihm um größere Unabhängigkeit vom wirtschaftlichen Weltgeschehen ging 
durch die Einführung effizienterer Produktionsmethoden und die Entwicklung aufnahmefähi­
ger Märkte ging.511 512Ansätze eines Autarkiegedankens sind also bei ihm erkennbar.
Diese Interessenlage, der Bulgarien in den frühen 1930er Jahren vor allem in techno­
logischer Hinsicht nicht aus eigener Kraft gerecht werden konnte, bot allem Anschein nach 
genügend Angriffspunkte für die spätestens mit der NS-Machtübemahme voll einsetzende, 
autarkistisch motivierte wirtschaftliche Großraumpolitik Deutschlands. Sie erwuchs nicht 
allein aus dem Bedürfnis einer gesteigerten Agrarproduktivität und der Erschließung bzw. 
Sicherung von Absatzmärkten, sondern ebenso aus dem Interesse an einer grundlegenden 
Restrukturierung der bulgarischen Volkswirtschaft. Dabei ist es nicht imbedingt notwendig, 
diese Zielsetzungen nur aus dem Blickwinkel der Überwindung einer wirtschaftlich- 
historischen „Rückständigkeit“ und der Nachahmung westlicher Entwicklungsmodelle durch 
Bulgarien und andere südosteuropäische Länder zu interpretieren. Vielmehr kann hier mit den 
härteren Begriffen „Effizienz“ und „Wachstum“ operiert werden. Beide sind sowohl für den 
landwirtschaftlichen als auch für den industriellen Sektor der Volkswirtschaft anwendbar, 
wobei der zeitgenössische Fachdiskurs den engen Zusammenhang zwischen beiden anzuer­
kennen bereit war. Denn zur Erzielung wirtschaftlichen Wachstums im Agrarsektor war eine 
Effizienzsteigerung erforderlich, die nach Lage der Dinge nur durch technologische (und so­
ziale) Verbesserungen der Produktionsmethoden zu erreichen waren, die wiederum nur in 
einem industriellen Umfeld zu bewerkstelligen waren.
An diesem Zusammenhang richtete sich der industriebezogene Diskurs der wirtschaft­
lichen Facheliten Bulgariens aus. Sein Tenor war, dass es nicht um die Verwandlung des 
Landes in ein Industrieland nach westlichem Vorbild ging, sondern um eine rationale Ausnut­
zung des heimischen Potentials. In der Anfangsphase dieser anvisierten Entwicklung war die 
Ausschöpfung der bestehenden Exportkapazitäten durch die Sicherung von Absatzmärkten, 
die durch die Weltwirtschaftskrise eingeschränkt waren, von vorrangiger Bedeutung. Die da­
mit einhergehende Bilateralisierung des Außenhandels bot zugleich die Möglichkeit zum 
Technologieimport, der zur Befriedigung der allseits mit großem Nachdruck geäußerten Not­
wendigkeit von Wachstum und Effizienzsteigerung unerlässlich war. Insofern zeigte der bul­
511 Ebenda.
512 Vgl. Kapitel 3.2..
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garische Fachdiskurs trotz aller Betonung der Priorität des Agrarsektors und aller Zurückhal­
tung bei den Forderungen nach Industrialisierung, die zumeist in Verbindung mit der Land­
wirtschaft betrachtet wurde, und nach einem Engagement ausländischer Expertise und Fi­
nanzmittel keine echte Alternative zur sozioökonomischen Entwicklung West- und Mitteleu­
ropas auf. Vielmehr sah man diese Länder durchaus als wirtschaftliche Vorbilder an, deren 
Standards allerdings noch in weiter Ferne lagen. Der Weg, den Bulgarien nach der überwie­
genden Meinung der ökonomischen Facheliten zu gehen hatte, konnte zwar nur langsam zu­
rückgelegt werden, führte aber eindeutig nach Westen. Abgesehen davon, dass man in Bulga­
rien keine Alternative dazu sah, stellt sich die Frage ob es solche in der Zwischenkriegszeit 
auch objektiv überhaupt gab. Angesichts der damaligen finanziellen Abhängigkeit Bulgariens 
von den großen Industrienationen und seiner handelspolitischen Ausrichtung scheint diese 
Frage klar verneint werden zu können. Aufschluss hierüber kann, ähnlich wie der agrar- und 
industriebezogene, so auch der im folgenden Abschnitt behandelte handelspolitische Diskurs 
im Bulgarien der Zwischenkriegszeit geben.
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4.3. Außenwirtschaftsbeziehungen
Unverzichtbarer Bestandteil einer Betrachtung über die Motiv- und Interessenlage, 
die die Gestaltung der Wirtschaftsbeziehungen Bulgariens zu Deutschland in der Zwischen­
kriegszeit und insbesondere während der 1930er Jahre bestimmte, stehen naturgemäß die auf 
die Außenwirtschaftbeziehungen des Landes im ganzen bezogenen Überlegungen und Debat­
ten der damaligen bulgarischen Facheliten. Innerhalb des thematischen Rahmens dieses Dis­
kurses lässt sich, so ist wenigstens zu vermuten, am ehesten rekonstruieren, welches Gewicht 
man den Beziehungen zu Deutschland in den bulgarischen wirtschaftspolitischen Konzepten 
einräumte und welchen Einfluss die zeitgenössische Beurteilung der Weltwirtschaftslage in 
diesem Zusammenhang hatte.
Besonders letztere, d.h. die Weltwirtschaftslage zu Beginn der 1930er Jahre, muss ne­
ben der deutschen Politik sowie den in den vorigen Abschnitten behandelten strukturellen 
Problemen der bulgarischen Volkswirtschaft als entscheidende Grundlage für die Neugestal­
tung der Wirtschafts- und vor allem der Handelsbeziehungen zwischen beiden Ländern be­
trachtet werden. Denn die Tatsache, dass am Ende dieses Jahrzehnts der bulgarische Außen­
handel zu mehr als zwei Dritteln -  sowohl der Gütermenge als auch dem Umsatz nach -  mit 
Deutschland abgewickelt wurde, wirft die Frage nach den anderen möglichen Handelspart­
nern auf. Durch diese Perspektive kann außerdem erhellt werden, inwieweit die zunehmende 
Bilateralisierung der deutschen und ebenso der bulgarischen Außenwirtschaftsbeziehungen 
als Ergebnis einer allgemeinen, d.h weltweit wirksamen Tendenz angesehen wurde oder als 
deutsch-bulgarisches Spezifikum. Der Kem dieser Problematik liegt in dem Grad, in dem die 
Bilateralisierung der internationalen Handelsbeziehungen zu jener Zeit als unvermeidliche 
Konsequenz des jüngsten weltwirtschaftlichen Geschehens, d.h. konkret der Weltwirtschafts­
krise, betrachtet wurde oder zumindest als ernsthafte Alternative zum bisherigen System des 
freien Welthandels. Diese Frage muss beantwortet werden, bevor über eine Interpretation der 
deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen im Sinne einer Rolle Bulgariens als Opfer eines 
deutschen Wirtschaftsexpansionismus in Südosteuropa diskutiert werden kann.
In Anbetracht der deutschen Autarkiebestrebungen, die mit der Machtübernahme der 
Nationalsozialisten zu einer Grundprämisse deutscher Außenwirtschaftspolitik wurden, spitz­
te sich der zeitgenössische Diskurs indes auf die Frage zu, welche Rolle Bulgarien in den 
deutschen Plänen, die stets auf eine Großraumautarkie abzielten, einnehmen sollte. Daher 
ging es in den Debatten nicht mehr allein um die Alternative Bilateralisierung versus Freihan­
del, sondern vor allem um den Autarkiegedanken im Gegensatz zu einer liberalen Weltwirt­
schaftsordnung. Dies bedeutet allerdings nicht, dass solche Überlegungen in Bulgarien allein
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als Reaktion au f deutsche Konzepte angestellt worden wären; vielmehr hat es den Anschein, 
dass bereits während der Weltwirtschaftskrise alternative Vorstellungen bezüglich des Welt­
handelssystems an Popularität gewannen. Sollte sich dieser Eindruck im weiteren Verlauf 
unserer Betrachtung bestätigen, so wäre eine weitere Ebene, auf der deutsche und bulgarische 
Wirtschaftsinteressen in den frühen 30er Jahren miteinander korrespondierten, gefunden.
Als Hauptquelle zur Erschließung dieses Diskurses dient auch hier die Zeitschrift der 
Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft, die als zentrale Plattform für wirtschaftspolitische 
Debatten im vorsozialistischen Bulgarien gelten darf.513 Beim Gesamtüberblick fallen fiir die 
Zeit zwischen den späten 20er und frühen 40er Jahren einige allgemeine Tendenzen und Ent­
wicklungen auf. Hierbei ist eine Häufung von Beiträgen zu nennen, die sich mit dem interna­
tionalen Handelssystem auseinander setzten. Zumeist wurde in ihnen auf die Schwächen des 
bis 1929 bestehenden Systems des freien, auf dem Goldstandard basierenden Welthandels 
verwiesen. Skeptisch äußerte man sich auch vor allem zu Beginn der 30er Jahre zu französi­
schen Plänen einer Europäischen Zollunion sowie zur Idee einer wirtschaftlichen Donauföde- 
ration, da diese meistens den Ausschluss Deutschlands und Bulgariens implizierte. Die Alter­
nativen hierzu, die unter anderem in der Erhebung von Schutzzöllen, Kontingentierungen, 
Clearingabkommen, bilateralen Handelsverträgen sowie schließlich in der Einbindung Bulga­
riens in autarke Wirtschaftsblöcke, die nach dem Prinzip der Ergänzungswirtschaft funktio­
nieren sollten, bestanden, erfuhren eine zunehmend wohlwollende Beachtung. Weiterhin von 
Bedeutung im handelspolitischen Diskurs jener Jahre war die Beurteilung der potentiellen 
Märkte für die Ausfuhr bulgarischer Agrargüter; in diesem Zusammenhang richtete sich der 
Blick der Facheliten zunehmend auf die Märkte „Mitteleuropas“, worunter man in erster Linie 
Deutschland, Österreich und die Tschechoslowakei verstand. Ihnen schrieb man indes nicht 
nur eine wichtige Rolle beim Absatz eigener Exportartikel zu, sondern auch eine Bedeutung 
für die Modernisierung der bulgarischen Landwirtschaft im Sinne größerer Marktorientierung 
und Flexibilität wie auch im Sinne einer Erweiterung des Ausfuhrspektrums um Industrie­
pflanzen, tierische Produkte und klimatisch bedingt hochwertiges Obst und Gemüse, sei es in 
roher oder weiterverarbeiteter Form. Außerdem sind in den Ausgaben der Zeitschrift der Bul­
garischen Ökonomischen Gesellschaft ab der Mitte der 30er Jahre eine Reihe von Beiträgen 
zu finden, die sich mit der Entwicklung der bulgarischen Handelspolitik seit dem Ersten 
Weltkrieg befassen, also eine A rt Bilanz ziehen. In ihnen kann insbesondere nachvollzogen 
werden, wie die ökonomischen Fachkreise des Landes die zunehmende Kanalisierung des
iIj Vgl. Todorova, Cv.: Germanskoto “Goljamo ikonomiöesko prostranstvo” i Bälgarija meidu dvete svetovni 
vojni. Pozicijata na Bälgarskoto ikonomiöesko dmiestvo, in: DemokratiCeski pregled, 10/1996-97, S. 406-416.
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Außenhandels Richtung Mitteleuropa, d.h. in erster Linie Deutschland, und die Abkehr vom 
devisenbasierten Handel hin zu devisenfreien Formen vor dem Hintergrund der Weltwirt­
schaftskrise beurteilten. Eine weitere Tendenz im handelspolitischen Diskurs in Bulgarien 
während der Zwischenkriegszeit ist die steigende Aufmerksamkeit fiir die wirtschaftliche 
Entwicklung innerhalb Deutschlands. Insbesondere in den 1930er Jahren wurde in Bulgarien 
genau registriert, dass die Beschaffung von Rohstoffen und Agrarprodukten in der deutschen 
Außenhandelspolitik bald eine absolute Vorrangstellung einnahm, wofür unter anderem die 
Rüstungs- und Infrastrukturpolitik der Nationalsozialisten verantwortlich gemacht wurde. Der 
erhöhte deutsche Bedarf wurde in Bulgarien als Chance für eine verstärkte Ausfuhrtätigkeit, 
aber auch als Herausforderung zur Anpassung des eigenen Exportes an deutsche Bedürfnisse 
begriffen.
Die Thematik der internationalen Handelsordnung wurde in Bulgarien während der 
30er Jahre mit unterschiedlicher Akzentsetzung diskutiert. Dabei verschob sich der Schwer­
punkt von der Abwägung verschiedener Alternativen zum freien Welthandel in den frühen 
30er Jahren zur Akzeptanz einer vermeintlich unabwendbaren und endgültigen wirtschaftli­
chen Umgestaltung Europas unter deutscher (und italienischer) Führung im Sinne einer Groß­
raumautarkie während der späten 30er und frühen 40er Jahre. Eine Rückkehr zum bis 1929 
allgemein angewandten Freihandelssystems schien allseits ausgeschlossen und auch wenig 
wünschenswert, wenngleich es unterschiedlicher Nuancen in der Bewertung dieses Sachver­
haltes gab. Einige hielten die neue Wirtschaftsordnung für zukunftsweisend und geeignet, 
einen allgemeinen Wohlstand zu sichern, für andere war sie eine temporäre Notlösung, gebo­
ren aus den Verwerfungen der Weltwirtschaftkrise. Beispielhaft für diese Strömungen sollen 
hier einige in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft erschienene Arti­
kel untersucht werden.
Unter dem unmittelbaren Eindruck der Weltwirtschaftskrise und ihren Ausläufern 
während der ersten Hälfte der 30er Jahre legten die Autoren der Zeitschrift ihr Augenmerk 
vorwiegend auf grundsätzliche Erwägungen bezüglich einer künftigen weltweiten oder auch 
regionalen Wirtschaftsordnung. Die Krise hatte offenbar auch in der bulgarischen Fachöffent­
lichkeit das Vertrauen in die bisherige freihändlerisch geprägte Weltwirtschaftsordnung zu­
tiefst erschüttert, und so erschienen in jenen Jahren sowohl Publikationen, die sich in Eigen­
initiative mit den aus bulgarischer Sicht relevanten Implikationen alternativer Handelssysteme 
befassten als auch solche, die aktuelle Entwicklungen zum Anlass für grundsätzliche Betrach­
tungen nahmen.
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Zur erstgenannten Kategorie zählt der Aufsatz „Weltwirtschaft oder Autarkie“ von Dr. 
Christo Peev, der im Jahre 1932 in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesell­
schaft erschien.514 Dieser Beitrag soll hier herausgegriffen werden, da er in seiner Struktur 
und Argumentation als repräsentativ und beinahe paradigmatisch für den damaligen Diskurs 
angesehen werden kann. Dies gilt bereits für den einleitenden Gedanken Peevs, in dem dieser 
auf die beiden entscheidenden Stönnomente für die Weltwirtschaft in der jüngeren Vergan­
genheit hinwies. Hierbei handelte es sich um den Ersten Weltkrieg und um die Ende der 20er 
Jahre einsetzende Weltwirtschaftskrise. Während der Krieg nach Peevs Auffassung zum ers­
ten Mal den Autarkiegedanken in das Zentrum der handelspolitischen Aufmerksamkeit ge­
rückt hatte, diese Tendenzen jedoch aufgrund der weltwirtschaftlichen Gesundung ab Mitte 
der 20er Jahre überwunden zu sein schienen, führten, so der Autor, bestimmte strukturelle 
Entwicklungen des Kapitalismus Ende der 20er Jahre zu einem Zusammenbruch des goldba­
sierten Welthandelssystems, der in einem Rückfall auf das Niveau des naturalienbasierten 
Tauschhandels resultierte.515 Bei diesen Entwicklungen handelte es sich um eine zunehmende 
Konzentration und Monopolisierung der Produktion in den großen Industrieländern, verbun­
den mit dem Auftreten von Kartellen und Trusts. Nach Peev erfuhren diese Tendenzen beson­
ders nach dem Kriege erhebliche Verstärkungen und führten zu einem zunehmenden Eindrin­
gen planerischer Elemente in die kapitalistische Marktwirtschaft. Durch den Verfall der 
Weltmarktpreise für Getreide seien zudem die Beziehungen zwischen Industrie- und Agrar­
staaten zerrüttet worden, da durch die Kaufkraftschwächung der Landbevölkerung der Absatz 
von Industrieprodukten eingebrochen sei.516 Die daraus resultierende Situation im internatio­
nalen Warenverkehr und ihre Folgen für die nationalen Volkswirtschaften charakterisierte der 
Autor wie folgt:
„Dieser Faktor [der Preisverfall, M.W.] zwang den internationalen Beziehun­
gen eine Reglementierung auf, die sich allerdings mehr und mehr verschärfte und am 
Ende im primitiven System des Naturalientausches resultierte. Heute sind die interna­
tionalen Beziehungen dergestalt, als ob wir uns im Übergang zur vollkommenen 
Planwirtschaft befanden. Diese Abschließung [der Volkswirtschaften, M.W.] brachte 
das Streben nach einer Reagrarisierung der Industrieländer und ein erhöhtes Industria- 
lisierungstempo in den Agrarländern. Innerhalb kurzer Zeit brachte diese Entwicklung 
vielfach beeindruckende Ergebnisse, heute indes sprechen die offiziellen Statistiken
514 Peev, Chr.: Svetovno stopanstvo ili avtarkija. In: Spisanie na BID, 31/1932, H. 10, S. 629-637. Vgl. andere 
Beiträge von Peev: Kapitel 4.2..
515 Ebenda, S. 630f.
516 Ebenda, S. 631.
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von einer großen Verengung des internationalen Handels, der staatlichen Einkünfte 
und der Bruttosozialprodukte.“517
Diese allgemeinen Tendenzen zur Autarkie sah Peev als zwangsläufige Reaktionen auf 
die jüngste Verschlechterung der internationalen Handelsbedingungen an. Für erstrebenswert 
hielt er die Isolation der nationalen Volkswirtschaften indes nicht. Den Zustand vollständiger 
Autarkie betrachtete er als utopische Vorstellung.518 Für ihn hing vielmehr der Reichtum ei­
nes Landes von den Ausmaßen seines Handels mit anderen Ländern ab. Die Autarkie, so 
Peev, führe zu nichts anderem als einer Verarmung der Völker. Dabei liege es gerade im Inte­
resse der Länder mit schwacher Massenkaufkraft, sich zusätzliche Märkte zu erschließen, um 
so den weiter fortgeschrittenen Ländern in ihrer Entwicklung zu folgen.519 Wenn nun aber 
trotzdem aufgrund des Verfalls der Weltmarktpreise autarkistische Tendenzen, d.h. also die 
Schließung der nationalen Grenzen für den Handel, die Oberhand gewonnen hätten, so fuhr 
Peev fort, dann sei das amerikanische Preisdumping während des Krieges und danach dafür 
verantwortlich. Länder wie Großbritannien oder Deutschland hätten dies am schmerzhaftesten 
zu spüren bekommen. Das Vereinigte Königreich habe sich daraufhin im Jahre 1931 vom 
Goldstandard verabschiedet und verlege sich nun ganz auf den Handel innerhalb des Com­
monwealth.520 In Deutschland hätten mit Beginn der 30er Jahre ebenfalls die Isolationisten 
die Meinungsführerschafi übernommen.521
Aus diesem kurzen Überblick über die jüngsten Entwicklungen im internationalen 
Handel zog Peev seine Schlüsse für Bulgarien. Er lehnte den Gedanken der Autarkie als „Ide­
al“ zwar ab, erklärte sich aber bereit, ihn als volkswirtschaftliche Strategie zur vorübergehen­
den Anwendung unter den gegebenen besonderen Bedingungen zu akzeptieren. Denn an eine 
Rückkehr zu den alten Verhältnissen sei nicht zu denken:
„Beim Blick auf die bisherige historische Entwicklung und die Gegenwart 
müssen wir in aller Ruhe zu dem Schluss kommen, dass wir keine vollständige Rück­
kehr zur freien Weltwirtschaft erwarten können, da die konjunkturellen Veränderun­
gen zu fundamentalen Neubewertungen geführt haben — sei es in bezug auf Produktion 
und Standortfragen, sei es in bezug auf Produktionsweisen und Verbrauch. Es ist un­
5,7 Ebenda.
518 Ebenda, S. 632.
519 Ebenda, S. 633.
520 Vgl. Ivanov, S. 207-209.
521 Ebenda, S 632 und 635.
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bestritten, dass sich die Bedingungen des Liberalismus in vielfacher Hinsicht verän­
dert haben.“522
Peev vertrat die Ansicht, dass Bulgarien sich diesen Realitäten zu stellen habe und als 
kleines Land in keinem Falle Vorreiter neuer Entwicklungen sein oder sich gegen die gegebe­
nen Verhältnisse stellen könne. Für die Zukunft sah der Autor eine Weltwirtschaftsordnung 
voraus, die eine Mischform zwischen liberalem Freihandel und Planwirtschaft darstellen wer­
de. Voraussetzung hierfür war nach Peev eine „Normalisierung“ der internationalen Wirt­
schaftsbeziehungen; als den richtigen Weg hierzu betrachtete er den Abschluss bilateraler 
Handelsverträge. Die Autarkie konnte seiner Meinung nach also nur ein Übergangszustand 
sein, der künftig in einer gelenkten Weltwirtschaft münden würde.523
Auch wenn diese Vision Peevs recht vage anmuten mag, um so deutlicher nahm seine 
Interpretation der gegenwärtigen weltwirtschaftlichen Lage und der kurz- bis mittelfristig zu 
ergreifenden Maßnahmen den Weg Bulgariens vorweg, der bis Ende der 30er Jahre in die 
wirtschaftliche Abhängigkeit von Deutschland führen sollte. Akzeptierte man wie er das Ende 
des freien Welthandels auf der Basis der Goldstandards, die Notwendigkeit der Erschließung 
neuer Märkte für die kleinen Agrarstaaten sowie den Abschluss bilateraler Handelsabkommen 
als erfolgversprechende Option unter den gegebenen Umständen, so blieb angesichts der wirt­
schaftlichen Lage, in der sich Bulgarien zu Beginn der 30er Jahre befand, kaum ein anderer 
Weg als die Orientierung auf den deutschen Markt. Er blieb aufgrund der auch von Peev an­
geführten Abschließung der Kolonialmärkte, aber auch, was Peev freilich nicht berücksichtig­
te, aufgrund der geringen Wettbewerbsfähigkeit bulgarischer Agrarprodukte auf den überseei­
schen Märkten der vielversprechendste europäische Kandidat. Die Bilateralisierung der bulga­
rischen Wirtschaftsbeziehungen und ihre Einengung auf Deutschland war also in Peevs Über­
legungen angelegt. Die Autarkie jedoch war, wie der Autor selbst feststellte, eine utopische 
Vorstellung -  wenigstens für ein Land wie Bulgarien. Bestenfalls konnte es Teil eines ergän­
zungswirtschaftlichen Zusammenschlusses sein, als einer Art Regionalautarkie im Verbund 
mit Industrieländern.
Derartige Überlegungen waren zu Beginn der 1930er Jahre durchaus auf der Agenda 
der europäischen Wirtschaftspolitik. Für Bulgarien von besonderer Bedeutung waren dabei 
die Pläne zur Schaffung einer europäischen Zollunion, wie sie von Frankreich betrieben wur­
den, und die Idee einer wirtschaftlichen Donauföderation, die vor allem in Ungarn favorisiert
522 Ebenda, S 635.
523 Ebenda, S 636f.
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wurden524. Beiden Konzepten standen die bulgarischen ökonomischen Facheliten skeptisch 
bis ablehnend gegenüber. Diese Haltung kam auch in einer Reihe von Veröffentlichungen in 
der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft zum Ausdruck. Die beiden Bei­
träge, die hier stellvertretend für diese Meinung vorgestellt werden sollen, stammen aus dem 
Jahre 1931, dem Jahr als sich Frankreich von seinen Zollunionsplänen abwandte und die Ver­
ständigungspolitik mit Deutschland an ihr Ende gelangte.525 526
Mit dem von Paris betriebenen Plan einer gesamteuropäischen Zollunion setzte sich 
Dr. G.K. Svrakov ausführlich auseinander, wobei er ausdrücklich die Perspektive der Agrar- 
Staaten einnahm. Eingangs jedoch verwies er auf die Voraussetzungen, die der Popularität 
dieser Idee zu Beginn der 1930er Jahre seiner Meinung nach zugrunde lagen. Er sah sie vor­
wiegend in der Zersplitterung voimals großer Volkswirtschaften als Folge des Ersten Welt­
krieges; in diesem Zusammenhang sprach er von einer „Balkanisierung Europas“, durch die 
der Kontinent mit neuen Staatsgrenzen in einer Gesamtlänge von 12.000 Kilometern durch­
zogen worden sei.527 Dies habe für die gesamte Güterproduktion in Europa zu einem weitge­
henden Verlust bisheriger Märkte geführt. Ziel einer europäischen Zollunion müsse es dem­
nach sein, einen neuen großen Markt zu schaffen.528 Hiermit erschöpften sich allerdings be­
reits die positiven Aspekte, die Svrakov der paneuropäischen Zollunionsidee abgewinnen 
konnte. Die lange Reihe seiner Bedenken gegen dieses Konzept leitete er mit den politischen 
Implikationen ein, die seiner Ansicht nach damit verbunden waren.
An erster Stelle standen für Svrakov in diesem Zusammenhang die außenpolitischen 
Unsicherheiten auf europäischer Ebene. Durch seine Argumentation zeigte er, dass er die In­
terdependenz von Wirtschafts- und Außenpolitik für eine sehr einseitige Angelegenheit hielt, 
d.h. er war der Ansicht, dass außenpolitische einschließlich militärischer bzw. kriegerischer 
Entscheidungen Auswirkungen auf die Entwicklung der internationalen Wirtschaftslage hat­
ten, dass dies umgekehrt aber nicht der Fall war. Deutlich wurde dies durch seinen Gedanken, 
dass eine zu starke wirtschaftliche Verflechtung der europäischen Staaten im Falle eines künf­
tigen Krieges besonders schädlich wäre. Dies habe der voraufgegangene Weltkrieg gezeigt. 
Hieraus müsse die Lehre gezogen werden, dass ein Staat im Kriegsfälle in der Lage sein müs­
se, alle lebensnotwendigen Güter selbst zu produzieren. Svrakov plädierte also für ein Maß an
524 Vgl. Kapitel 3.1..
525 Ebenda.
526 Svrakov, G.K.: Panevropejskijat mitniCeski säjuz i interesite na agramite däiiavi. In: Spisanie na BID, 
30/1931, H. 10, S. 607-627.
327 Ebenda, S. 608.
328 Ebenda.
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nationaler Autarkie, das zumindest im Notfall wirtschaftliche Unabhängigkeit garantierte.529 
Den Umkehrschluss, dass eine wirtschaftliche Verflechtung in Form eines gesamteuropäi­
schen Marktes ihrerseits Auswirkungen auf außenpolitische Entwicklungen haben könnte, 
etwa indem sie die Wahrscheinlichkeit eines Krieges aufgrund einer Verlagerung ökonomi­
scher Interessen reduzierte, zog Svrakov nicht. Vielmehr war er der Meinung, dass der wirt­
schaftlichen Einheit Europas die politische vorausgehen müsse.530 Dieses Ziel betrachtete er 
jedoch als utopisch unter den gegebenen Bedingungen. Eine wirtschaftliche Einheit Europas 
sei nur möglich bei einer völligen Übereinstimmung aller Länder in politischen Fragen und 
bei vollkommener Gleichberechtigung. Bestehe eine solche nicht, so sei in erster Linie eine 
Dominanz der finanziell starken über die schwachen Länder zu erwarten. Zu einer europawei­
ten Harmonisierung in diesem Bereich könne man nur über eine einheitliche Steuerpolitik in 
Verbindung mit einer einheitlichen Währung gelangen. Eine vorausgehende politische Eini­
gung des Kontinents sei hierfür jedoch unabdingbar.531 Denn, so argumentierte Svrakov, eine 
bloße Zollunion Europas sei gegenwärtig unmöglich und würde zu nichts gutem fuhren. Dies 
zeigte sich nach Ansicht des Autors im derzeit weitverbreiteten Protektionismus, den sogar 
erklärte Befürworter des Freihandels, wie etwa Großbritannien, betrieben, indem sie sich han­
delspolitisch auf ihr Kolonialreich fokussierten. Noch wichtiger sei der Protektionismus für 
die vornehmlich agrarisch geprägten Staaten, da diese ohne den Schutz der Zölle keine In­
dustrien entwickeln könnten. Eine europäische Zollunion würde hingegen nur den größeren 
Industrieländern nutzen; sie könnten ihre Fabriken unter voller Auslastung betreiben und bil­
lige Fertigwaren in die Agrarstaaten ausführen. Für diese wäre eine europäische Zollunion 
demzufolge eine Entwicklungshemmnis.532 Den westeuropäischen Befürwortern einer Zoll­
union unterstellte Svrakov die Absicht, die sich entwickelnden Industrien der osteuropäischen 
Agrarländer vernichten und ihnen als minderwertige Kompensation einen verbesserten Absatz 
ihrer landwirtschaftlichen Ausfiihrprodukte anbieten zu wollen; in anderen Worten -  er ver­
mutete kolonialistische Motive hinter den Zollunionsplänen.533 Wären nach Svrakov die Ab­
sichten der westlichen Industrienationen ehrenwert, so hätten sie längst ihren eigenen Agrar­
protektionismus aufgeben, d.h. den Agrarländern Absatzmärkte eröffnen müssen.
Als konstruktive Form eines zollpolitischen Zusammenschlusses unterschiedlicher 
Länder betrachtete der Autor indes diejenige, in der industriell bzw. landwirtschaftlich ge­
529 Ebenda, S. 609f.
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prägte Volkswirtschaften einander ergänzten, wobei er dieser Idee allerdings nur unter be­
stimmten Einschränkungen zustimmte. Denn er lehnte prinzipiell die Vorstellung ab, dass 
Volkswirtschaften für immer auf einen bestimmten Charakter, sei er industriell oder agra­
risch, festgelegt sein sollten. Seiner Meinung nach durfte es keine endgültige Rollenfestle­
gung innerhalb eines ökonomischen Zusammenschlusses geben. Die Möglichkeit einer Ent­
wicklung und Umstrukturierung einer nationalen Volkswirtschaft musste nicht nur erhalten 
bleiben, sie musste sogar durch den Zusammenschluss gefördert werden.534
M it dieser Argumentation, die die außenwirtschaftspolitische Interessenlage eines ost­
europäischen Agrarlandes, d.h. also auch Bulgariens, zu Beginn der 1930er Jahre erläuterte, 
eröffnen sich weitere Möglichkeiten zum Verständnis der wirtschaftspolitischen Weichenstel­
lungen in Bulgarien zu jener Zeit. Geht man von der Annahme aus, dass die Svrakov’sehe 
Einschätzung der von Frankreich protegierten Zollunionspläne wie auch seine Sicht der bul­
garischen Interessenlage -  Erschließung von Absatzmärkten und sozioökonomische Moderni­
sierung bzw. Industrialisierung -  von der Masse der wirtschaftlichen Entscheidungsträger in 
seinem Land geteilt wurde, wofür der bisher hier betrachtete Diskurs spricht, so wird deutlich, 
wie sehr diese Faktoren sowohl in ihrer objektiven Wirkung wie auch aus der subjektiven 
bulgarischen Perspektive einer außenwirtschaftlichen Annäherung des Landes an Deutschland 
in die Hände gespielt haben. Ähnlich wie in deutschen Wirtschaftskreisen und in der Reichs­
regierung in Berlin, so sah man offenbar auch in Sofia, hier repräsentiert durch das zentrale 
Diskussionsforum, die Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft, die französi­
schen Pläne allein als durch westliche industrielle Interessen motiviert an. Zugleich betrachte­
te man sie als Mittel zur Sicherung der französischen Vormachtstellung in Europa im Sinne 
der Versailler Friedensordnung. Die Erschließung neuer Absatzmärkte sowie Impulse zu einer 
weiteren Industrialisierung versprach man sich in Bulgarien davon nicht. Statt dessen hielt 
man, zumindest Svrakov zufolge, engere wirtschaftliche Zusammenschlüsse in Europa nur 
dann für attraktiv für ein Land wie Bulgarien, wenn sich dadurch die Ausführchancen steigern 
und die Produktion modernisieren ließen. Hieraus folgt, dass eine solche Kooperation für 
Bulgarien offenbar nur dann denkbar war, wenn der Partner zur Abnahme bestimmte Mengen 
bulgarischer landwirtschaftlicher Ausfuhrgüter zu attraktiven Preisen bereit war und die in­
dustrielle Entwicklung des Landes wenn nicht direkt förderte, so doch zumindest nicht hemm­
te. Deutlich wurde bei Svrakov außerdem, dass eine möglichst weitgehende Übereinstimmung 
politischer Ziele zwischen potentiellen wirtschaftlichen Partnerländern für notwendig erachtet
534 Ebenda, S. 625f.
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wurde. Die Gefahr eines Krieges zwischen wirtschaftlich voneinander abhängigen Partnern 
war nach der Svrakov’sehen Logik mit so hohen ökonomischen Risiken verbunden, dass Zu* 
sammenschJüsse zwischen derartigen Partnern bei einer mangelnden politischen Vertrauens­
basis von vome herein zum Scheitern verurteilt waren.
Der Kreis der Länder, der diesen Überlegungen gemäß für die Anbahnung enger Wirt­
schaftsbeziehungen zu Bulgarien am Beginn der 1930er Jahre übrig blieb, erweist sich somit 
als verhältnismäßig eng. Die Initiatoren des in Bulgarien unpopulären Zollunionsplanes, die 
westeuropäischen Industrieländer -  vor allem Frankreich -  , die Svrakov am schärfsten kriti­
siert hatte, kamen nicht in Betracht, da sie ihre Märkte für osteuropäische und damit auch bul­
garische Agrarprodukte aus seiner Sicht unnötigerweise blockiert hatten. Diese Kritik bezog 
sich auch auf erklärte Freihandelsnationen, wie Großbritannien, die ihre Märkte ebenfalls 
durch Schutzzölle abschlossen. Die übrigen osteuropäischen Nationen waren Bulgarien in 
ihrem Produktionsspektrum zu ähnlich, als dass sie ernsthaft als Abnehmer bulgarischer Ex­
portwaren auftreten konnten. Folgt man den Betrachtungen Svrakovs, so kamen im Grunde 
nur industrialisierte Staaten in Frage, die ihre Märkte Öffneten und deren Außenpolitik mit der 
bulgarischen vereinbar war. Das heißt, es mussten Länder sein, die an einer Revision der Ver­
sailler Friedensordnung interessiert waren. Unter den europäischen Industrienationen konnte 
dies zu Beginn der 1930er Jahre nur Deutschland sein, allerdings nur, wenn wie Svrakov for­
derte, die Vertreter der gemeinhin protektionistisch eingestellten deutschen Landwirtschaft 
ihren Einfluss au f die Außenwirtschaftpolitik des Reiches verloren -  eine Voraussetzung, die 
1932, dem Erscheinungsjahr des Aufsatzes, noch nicht endgültig erfüllt war. Trat dieser Fall 
jedoch ein, so gewann Deutschland nach der von Svrakov skizzierten Logik der bulgarischen 
Interessenlage erheblich an Attraktivität als Wirtschaftspartner.
Paneuropäische Zollvereinigungen oder auch die Idee eines wirtschaftlichen Donau­
blockes wurden in Bulgarien hingegen m it großer Skepsis betrachtet. In diesem Sinne äußerte 
sich beispielsweise auch Dr. Chr. Sismanov im Jahre 1932 ebenfalls in der Zeitschrift der 
Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft. Der von ihm veröffentlichte Artikel war mit „Ein 
Wirtschaftsblock der Donaustaaten“ überschrieben. Nach Ansicht des Autors stand diese 
Idee in unmittelbarem Zusammenhang mit dem voraufgegangenen Scheitern des deutsch- 
österreichischen Zollunionsprojektes. Österreich strebte daraufhin nach Alternativen zur Er­
weiterung seiner Handelsaktivitäten und sah diese am ehesten in einem Netzwerk zweiseitiger 
Clearing-Abkommen unter den Staaten „Mitteleuropas“, d.h. Österreich, Ungarn, Tschecho- 53
535 SiSmanov, Chr.: Stopanski blök na dunavskite därzavi. In: Spisanie na BID, 31/1932, H. 3, S. 158-172.
173
Slowakei, Jugoslawien, Rumänien und Polen.536 537Hinter dieser Initiative Österreichs sah Si§- 
manov allerdings Interessen Frankreichs, Großbritanniens und Italiens, die im Tardieu-Plan 
zum Ausdruck kamen. Deutlichstes Indiz dafür war, so der Autor, der Gedanke einer mittel­
europäischen Wirtschaftsunion unter Ausschluss Deutschlands bei gleichzeitigem Einschluss 
Österreichs. Sismanov erkannte, dass solche Pläne für Deutschland unter den damaligen Be- 
dingungen inakzeptabel waren. Aber auch den Interessen der potentiellen Mitglieder eines 
solchen Zusammenschlusses liefen solche Ideen nach Ansicht des Autors zuwider. Dazu wa­
ren besonders die deutsch-österreichischen Handelsbeziehungen in den frühen 30er Jahren zu 
intensiv. Ähnlich beurteilte er die Lage Ungarns und Jugoslawiens.538 *
Zwar war Deutschland, wie Sismanov aus führte, nicht prinzipiell gegen den Tardieu- 
Plan, bestand aber unbedingt auf einer deutschen und auch bulgarischen Teilnahme. Es 
ergab sich also auch hier ein Gleichklang der Interessen beider Länder. Für Sismanov war der 
Plan ein französischer Versuch zur Isolation Deutschlands in erster Linie von Österreich, im 
allgemeinen aber auch von ganz Ostmittel- und Südosteuropa. Seine Verwirklichung stand 
nach Ansicht des Autors aber auch bulgarischen Interessen insoweit entgegen, als vermehrte 
Absatzschwierigkeiten für bulgarische Agrarprodukte auf den mitteleuropäischen Märkten zu 
erwarten waren.540 Negative Folgen im gesamteuropäischen Maßstab erwartete Sismanov 
darüber hinaus auch Form von Gegenreaktionen der ausgeschlossenen Länder. Für ihn ergab 
sich daraus folgende Konsequenzen in der bulgarischen Interessenlage:
„Bulgarien hat kein Interesse an einer Unterstützung der Idee zur Schaffung 
dieses Donaublocks, wenn es selbst außen vor bleiben soll. (...) Wir haben allerdings 
auch kein Interesse an diesem Block, selbst wenn ihm Bulgarien unter den von Tar­
dieu skizzierten Bedingungen angehören sollte. Ein Block jedoch, begründet auf brei­
terer Basis, an dem an erster Stelle auch Deutschland und Italien beteiligt wären, wäre 
von großer Bedeutung für Bulgarien, weil er den Hauptteil der bulgarischen Ausfuhr­
märkte einschlösse, den Absatz unserer Produkte garantierte und eine ausreichende Si­
cherheit für wirtschaftlichen Einfluss und Unabhängigkeit böte.“541 
Äußerungen wie diese machen deutlich, wie sehr man in der bulgarischen ökonomi­
schen Fachöffentlichkeit das wirtschaftliche Schicksal des Landes bereits im Jahre 1932 mit 
Deutschland verknüpfte. Ihm maß man eine so große Bedeutung als Absatzmarkt und Han­
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delspartner bei, dass man offenbar an keinem handelspolitischen Abkommen mehr teilneh­
men wollte, an dem nicht auch Deutschland beteiligt war. Offenbar kam es Bulgarien in erster 
Linie auf enge Wirtschaftsbeziehungen zu Deutschland an, unabhängig von der Beteiligung 
an anderen Wirtschaftszusammenschlüssen.
Diese Auffassung kam auch in einem Beitrag von Z. Burilkov zum Ausdruck, den die­
ser im Jahre 1931 in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft veröffent­
lichte: „Die Handelspolitik nach dem Krieg und die Präferenzzölle.“542 In diesem Artikel 
konstatierte der Autor eine abnehmende Bedeutung der Meistbegünstigung als Grundlage des 
internationalen Handels, wie sie es besonders seit den 1860er Jahren gewesen sei. Nach dem 
Weltkriege jedoch hätten sowohl die neugegründeten ostmitteleuropäischen Staaten als auch 
die Westmächte einschließlich der USA zunehmend auf ein System von Präferenzzöllen im 
Sinne einer protektionistischen Politik gesetzt. Lediglich ein Verliererstaat wie Bulgarien, so 
fuhr Burilkov fort, sei durch den Vertrag von Neuilly gezwungen gewesen, den Siegermäch­
ten Meistbegünstigung zu gewähren.543 Unter diesen Umständen betrachtete Burilkov dieses 
Handelsprinzip als kaum mehr anwendbar -  zu sehr war Europa seiner Meinung nach wirt­
schaftlich zerrissen. Dies galt indes auch in politischer Hinsicht, so dass Burilkov, ähnlich wie 
Svrakov, die Idee regionaler oder europaweiter Zollvereinigungen für unpraktikabel hielt. Für 
Länder wie Bulgarien kam es deshalb seiner Ansicht nach zuallererst darauf an, vorteilhafte 
bilaterale Handelsabkommen auf der Basis von Vorzugszöllen zu schließen.544
In diesem Zusammenhang wandte sich Burilkov interessiert den jüngsten Entwicklun­
gen in der deutschen Außenhandelspolitik zu. Unter Hinweis darauf, dass die europäischen 
Industrieländer die „natürlichen“ Absatzmärkte für die südosteuropäischen Agrarprodukte 
seien und dass es umgekehrt im Interesse der Industriestaaten liege, eigene Erzeugnisse in die 
Agrarländer zu exportieren, ging der Autor näher auf den am 27. Juni 1931 Unterzeichneten 
deutsch-rumänischen Handelsvertrag ein -  wohl um diesen als Maßstab für die anstehenden 
deutsch-bulgarischen Verhandlungen zu nehmen.545 Am bemerkenswertesten am deutsch­
rumänischen Vertrag erschien Burilkov neben den Zollnachlässen für rumänische landwirt­
schaftliche Produkte, die gegenüber den Standardtarifen bis zu 60 Prozent etwa beim Mais 
ausmachten, dass sich Deutschland das Recht Vorbehalten hatte, ähnliche Präferenzen auch
542 Burilkov, Z.: Tärgovskata politika sied vojnata i preferenzialnite raita. In: Spisanie na BID, 30/1931, H. 9, S. 
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Ungarn, Jugoslawien und Bulgarien zu gewähren.546 Der Autor erkannte hier klar, dass Süd­
osteuropa auf diese Weise aus deutscher Perspektive die Gestalt eines einheitlichen größeren 
Wirtschaftsblockes annehmen sollte, innerhalb dessen allen Ländern die gleichen Handels­
vorzüge zuteil werden sollten.547
Offenbar löste die Vorstellung, dass Bulgarien Teil eines von Deutschland dominier­
ten Wirtschaftblockes werden könnte, keine ernsten Bedenken bei Burilkov aus. Vielmehr 
stellte er besonders die Vorteile heraus, die sich für Rumänien und, wie er erwartete, auch für 
Bulgarien aus bilateralen Handelsverträgen mit Deutschland ergaben. Hierzu gehörte in erster 
Linie der deutsche Verzicht auf die Gewährung von Präferenzzöllen seitens der südosteuropä­
ischen Länder für deutsche Industrieprodukte. Zwar betonte Burilkov, dass es, allein aufgrund 
der Interessen etwa der amerikanischen oder skandinavischen Länder, nicht zu einer allge­
meinen Aufhebung des Meistbegünstigungsprinzips kommen werde; er betrachtete ein Sys­
tem bilateraler Handelsabkommen auf Präferenzzollbasis aber als am besten geeignet, solange 
der Zustand der politischen Zerrissenheit Südosteuropas andauere.548 Seiner Meinung nach 
lag es daher, im ganzen gesehen, im bulgarischen Interesse, mit den potentiellen Abnehmer­
staaten, darunter in erster Linie Deutschland und seinen mitteleuropäischen Nachbarn, zwei­
seitige Handelverträge abzuschließen, die einen tariflich günstigen Export eigener Landwirt­
schaftsprodukte ermöglichten.549
Entsprechend wurde der Abschluss des ersten deutsch-bulgarischen Handelsvertrages 
am 24. Juni 1932 von der bulgarischen wirtschaftlichen Fachöffentlichkeit geradezu mit Er­
leichterung begrüßt. Chr. Sismanov etwa veröffentlichte eine erste Stellungnahme dazu in der 
Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft noch bevor der Vertrag in seinem 
gesamten Wortlaut bekannt gemacht wurde.550 In ihr beklagte er den bisherigen Zustand des 
bulgarischen Außenhandels als beinahe „vertragslos“. Rückblickend verwies er auf die Jahre 
nach dem Ende des Weltkrieges bis 1926, als es Bulgarien verboten war, überhaupt Handels­
verträge abzuschließen und das Land zugleich gezwungen war, den Siegermächten Meistbe­
günstigung zu gewähren, ohne selbst in den Genuss dieser Behandlung zu kommen. Für die 
Zeit danach räumte Sismanov zwar ein, dass zwei Handelsverträge mit der Türkei geschlos­
sen wurden -  einer 1928, der andere 1931 zugleich betonte er aber, dass es bulgarische Au­
ßenwirtschaftpolitik gewesen sei, lediglich befristete Handelsabkommen einzugehen. Zudem
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erläuterte er, dass im Vertrag mit der Türkei nur die Einfuhr einiger weniger bulgarischer Gü­
ter, wie etwa von Holzkohle, Käse (kaskaval) und frischem wie auch eingelegtem Fisch, zu 
ermäßigten Zöllen geregelt war.551
Sismanov verdeutlichte, wie sehr unter diesen Umständen der deutsch-bulgarische 
Handelsvertrag in seinem Lande allseits mit großem Interesse erwartet worden war:
„Aus diesem Grunde wurde dem Handelsvertrag mit Deutschland von allen 
Wirtschaftskreisen im Lande mit großem Interesse entgegengesehen. Der Abschluss 
eines solchen Vertrages gerade mit Deutschland, das sowohl an unserer Einfuhr als 
auch an unserer Ausfuhr zu circa 25 Prozent beteiligt ist, weckte den Eindruck, einen 
Anfangspunkt für eine aktivere Außenhandelspolitik zu markieren (...).“552 53
Entscheidend für die hohen Erwartungen und die herausgehobene Bedeutung, die man 
in Bulgarien diesem Vertrag beimaß, war, nach Sismanovs Äußerung zu urteilen, die Tatsa­
che, dass Deutschland ohnehin, d.h. also auch zur Zeit der „Vertragslosigkeit“, wichtigster 
bulgarischer Handelspartner war. Somit wird ein weiteres Motiv deutlich, das erklärt, warum 
sich Bulgarien in der ersten Hälfte der 1930er Jahre wirtschaftlich so stark an Deutschland 
band, warum es sich also den meisten Profit von der Zusammenarbeit mit der mitteleuropäi­
schen Großmacht versprach, d.h. seine eigenen Interessen in einem intensiven wirtschaftli­
chen und technologischen Austausch mit Deutschland am ehesten verwirklicht glaubte. Bei 
diesem Motiv handelt es sich schlicht um die Tatsache, dass bereits in jenen Jahren die Basis 
für eine solche Kooperation mit Deutschland breiter war als mit anderen Ländern und dass 
daher bessere Startbedingungen gegeben waren.
Die bulgarischen Erwartungen, soweit sie bei Sismanov zum Ausdruck kamen, an den 
Handel mit Deutschland bezogen sich sowohl auf die Ein- als auch auf die Ausfuhr. Befrie­
digt stellte der Autor fest, dass es bereits über 200 Artikel in den Zollbestimmungen gebe, die 
sich auf deutsche Importwaren bezögen. Im Vordergrund standen aber für ihn die verbes­
serten Bedingungen für den Export bulgarischer Waren nach Deutschland:
„Andererseits nährten die erschwerten Bedingungen, unter denen sich über 
mehrere Jahre hinweg die bulgarische Ausfuhr entwickelte, deutliche Hoffnungen auf 
Verbesserungen im Rahmen eines regulären Handelsvertrages. Dies bezog sich beson­
ders auf den Export landwirtschaftliche Erzeugnisse, die einen wesentlichen Teil unse­
rer Ausfuhr darstellen. (...) Der wichtigste Teil, der in der Tat Interesse am neuen




Handelsvertrag mit Deutschland weckt, sind die ausgehandelten Präferenzzölle für die 
Einfuhr bulgarischen Weizens, Gerste und Mais nach Deutschland.“554 
Akut war für Bulgarien also zu aller erst die Frage der Erschließung neuer Märkte. Die 
entsprechenden Äußerungen Sismanovs korrespondieren mit dem gesamten sozioökonomi- 
schen Diskurs, den die bulgarische Fachöffentlichkeit seit den 20er Jahren führte. Stets kreiste 
er um die Frage, wie der bulgarische Außenhandel intensiviert werden könne, um die drü­
ckende Finanzlage des Landes zu lindem und den allgemeinen Lebensstandard zu verbessern. 
Die modemisierungs- und handelspolitischen Debatten jener Jahre behandelten im Grunde 
nichts anderes als Teilaspekte und Facetten dieser Kernfrage. Mit dem Abschluss des deutsch­
bulgarischen Handelsvertrages bot sich Bulgarien zum ersten Mal nach dem Ersten Weltkrieg 
die Chance, auf dem Gebiet des Außenhandels substantielle Fortschritte zu erzielen. Inwie­
weit diese Erwartungen erfüllbar waren, ob es tatsächlich zu einer Steigerung der bulgari­
schen Ausfuhr kommen sollte und ob von deutschen Importen deutschem Technologietransfer 
wirklich ein Modemisierungsschub ausgehen würde, konnte im Jahre 1932 lediglich Gegens­
tand von Spekulationen sein. Im letzten Drittel des Jahrzehnts bestand indes zum ersten Mal 
die Gelegenheit zu einer Zwischenbilanz und einer Neubewertung der Bedeutung Deutsch­
lands für die soziökonomische Entwicklung Bulgariens.
Eine rückblickende Analyse der bulgarischen Handelspolitik während der Weltwirt­
schaftskrise und der grundlegenden Weichenstellungen, die zu Beginn der 30er Jahre getrof­
fen worden waren, versuchte im Jahre 1937 der bulgarische Wirtschaftswissenschaftler Ivan 
Piperov in einem in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft erschiene­
nen Beitrag. In ihm befasste er sich mit der hauptsächlichen Zahlungsweise im bulgarischen 
Außenhandel, die das neue Jahrzehnt gebracht hatte: dem Übergang vom devisenbasierten 
Handel zum Clearing: „Die Clearingabkommen Bulgariens mit dem Ausland“.555 Als Haupt­
ursache dafür, dass Bulgarien diesen handelspolitischen Weg einschlagen musste, benannte 
Piperov den eklatanten Rückgang des Geldwertes der nationalen Ausfuhr ab 1930 in Relation 
zur Einfuhr und der bestehenden finanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Ausland. Die­
ser Umstand zwang Bulgarien, der Erläuterung Piperovs zufolge, zu einer Kontingentierung 
der Importe und, in Ermangelung ausreichender Devisenvorräte, zu einer teilweisen Beglei­
chung der Auslandsschulden mittels Bezahlung in Form von Naturalien, d.h. im Rahmen von 
Kompensationsgeschäften. Besonders diejenigen Länder, mit denen Bulgarien eine aktive 
Handelsbilanz gehabt hätte, hätten hierauf mit einer Blockade der von Bulgarien durch seinen
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535 Piperov, I.: Kliringovite spogodbi na Bälgarija s iuSbina. In: Spisanie na BID, 36/1937, H. 2, S. 113-121.
178
Export eingenommenen Devisen reagiert, so dass diese auf den Auslandskonten festlagen und 
Bulgarien somit nicht zur Verfügung standen.556 Um dem hierdurch bedingten deutlichen 
Rückgang der bulgarischen Außenhandelsumsätze entgegenzuwirken, sei man gezwungen 
gewesen, Clearingabkommen zu schließen, obwohl man daran eigentlich überhaupt keine 
Interesse gehabt hätte:
„Die Initiative zum Abschluss von Clearingabkommen ging folglich nicht von 
Bulgarien aus, das nicht das geringste Interesse an einer Beschränkung seiner Exporte 
hatte. Es war erst dann gezwungen, den Weg der Clearingabkommen einzuschlagen, 
als es der eigenen blockierten Konten gewahr wurde, die aus den abgewickelten Ex­
portgeschäften resultierten, und als Maßnahmen zur Kontingentierung seiner Ausfuhr 
getroffen wurden.“557
Laut Piperov war es also das Bedürfnis Bulgariens, auch unter krisenhaften weltwirt­
schaftlichen Bedingungen den Außenhandel aufrechtzuerhalten, das die Entscheidung zum 
Clearing notwendig machte. Diese krisenhaften Bedingungen bestanden im wesentlichen in 
den verringerten Ausfiihreinnahmen, die durch den Preisverfall für Agrarprodukte im Gefolge 
der Weltwirtschaftskrise bedingt waren und durch die Blockade der im Auslande befindlichen 
Devisenkonten noch weiter verringert wurden. Wie auch in anderen, bereits betrachteten Bei­
trägen deutlich geworden ist, wurde die Entscheidung zum devisenfreien Handel und damit 
zwangsläufig zu einer Bilateralisierung der bulgarischen Außenwirtschaftsbeziehungen, die 
die Gefahr barg, in handelspolitische Abhängigkeiten zu geraten und damit den eigenen Ent­
scheidungsspielraum zu begrenzen, unter dem Druck der Umstände, d.h. also als Notlösung 
getroffen. Jedenfalls erweckt der Artikel Piperovs den Eindruck, dass man sich der Risiken 
dieses Kurses wohl bewusst war. Die Tatsache, dass derartige Befürchtungen nicht unberech­
tigt waren, war aus der Perspektive des Jahres 1937 bereits zu erkennen, als Deutschland be­
reits der bei weitem wichtigste Handelspartner Bulgariens war -  und dies mit steigender Ten­
denz.558 Piperov nahm dies indes scheinbar ungerührt zur Kenntnis, als er die Handelsbezie­
hungen zu den einzelnen Clearingpartnem einer genaueren Betrachtung unterzog. Hierbei 
beschränkte er sich im wesentlichen auf die technischen Aspekte der Zahlungsabwicklung im 
Rahmen der Clearingabkommen mit den 16 Staaten, mit denen Bulgarien im Jahre 1937 Han­
556 Ebenda, S. 113.
557 Ebenda.
5S® Vgl, hierzu Kapitel 6.
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delsbeziehungen auf dieser Basis unterhielt.559 Dass Deutschland in dieser Liste an erster und 
herausgehobener Stelle erschien hatte sicherlich nicht nur mit seiner Position als wichtigster 
Handelspartner Bulgariens zu tun, sondern auch mit dem bei Piperov explizit erwähnten Um­
stand, dass das bulgarische Clearing mit Deutschland umfassend war, d.h. fast der gesamte 
bulgarische Handel mit dem Deutschen Reich wurde auf dem Clearingwege abgewickelt. Au­
ßerdem war Deutschland gemäß der Liste Piperovs das erste Land, mit dem Bulgarien ein 
dauerhaftes Clearingabkommen geschlossen hatte. Die Übereinkunft zwischen Bulgarischer 
Nationalbank und Reichsbank war am 1. September 1932 in Kraft getreten und am 1. Januar 
1934 durch ein Zusatzabkommen ergänzt worden.560
Der Position Deutschlands im Ringen der Großmächte tim wirtschaftlichen Einfluss 
auf dem Balkan wurde von der bulgarischen Fachöffentlichkeit indes nicht nur in bezug auf 
das Clearing, sondern auch in allgemeinem ökonomischen Zusammenhang Beachtung ge­
schenkt. „Wirtschaftliche Interessen der Großmächte in Mittel- und Südosteuropa“ war der 
Titel eines wenn auch kurzen, so doch aufschlussreichen Artikels, den VI. Neijazov im Au­
gust 1938 aus Berlin für die Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft 
schrieb.561 Der Autor ging in seinem Beitrag, für den er als Anlass einen Besuch des ungari­
schen Reichsverwesers Admiral Horthy in Berlin nahm, auf die politische Bedeutung des 
Konkurrenzkampfes Deutschlands mit den Westmächten um die wirtschaftliche Vorherrschaft 
in Südosteuropa ein:
„In der Tat ist es schwierig, die Grenze festzulegen, an der die rein politischen 
Bestrebungen enden und die ökonomischen beginnen; ähnlich schwierig ist es zu 
bestimmen, ob ein stärkeres wirtschaftliches Engagement Deutschlands in den Donau­
staaten eine ernsthafte Gefahr für die wirtschaftliche Entwicklung derselben dar- 
stellt.“562
Im weiteren zeigte Neijazov bemerkenswert viel Verständnis für das deutsche wirt­
schaftliche Vorgehen in Südosteuropa. Zwar verneinte er nicht die Gefahren, die Ländern wie 
Bulgarien aus einer zu einseitigen Anbindung an Deutschland erwachsen konnten und konsta­
tierte jüngste intensivierte Aktivitäten Großbritanniens und Frankreichs auf dem Balkan, die 
als Reaktion auf die deutsche ökonomische Hegemonialpolitik gerechtfertigt worden seien,
559 Dabei handelte es sich um: Deutschland, die Tschechoslowakei, Frankreich, Polen, Ungarn, die Türkei, Bel­
gien und Luxemburg, Italien, Jugoslawien, die Schweiz, Österreich, die Niederlande, Rumänien, Spanien, Finn­
land und Schweden.
560 Piperov, S. 113f.
561 Neijazov, VI.: Stopanski interesi na Velikite sili v Centralna i JugoistoCna Evropa. In: Spisanie na BID, 
37/1938, H. 7, S. 435-436.
562 Ebenda, S. 435. ;
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im ganzen aber übernahm er die deutsche Argumentation. Ausführlich zitierte er die „Deut­
sche Allgemeine Zeitung“ vom 25. August 1938, in der nach seiner Lesart die Unvermeidbar- 
keit der deutschen Wirtschaftsstrategie hervorgehoben worden war. Insbesondere zum devi­
senfreien Handel gebe es keine Alternative. Die Gesamtstrategie zur Schaffung eines „Groß­
wirtschaftsraumes“ sich gegenseitig ergänzender Volkswirtschaften sei für die Zukunft am 
vielversprechendsten:
„Eine neue internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit (...) kann allein auf 
der Grundlage unabhängiger, gestärkter Volkswirtschaften entstehen, die jedoch ihrer­
seits größere Wirtschaftsgruppen bilden, um sich gegenseitig zu ergänzen.“563 
Zwar blieb Neijazov in seinem Grundton neutral, indem er im wesentlichen die Stand­
punkte, die in der auf Südosteuropa bezogenen Kontroverse um die Wirtschaftspolitik 
Deutschlands und der Westmächte einander gegenüber standen, referierte und verglich; klar 
ist aber, dass er der deutschen Argumentation soviel Platz einräumte, dass er den Eindruck 
erweckt, sie sei seine eigene. Vor dem Hintergrund, dass, wie durch seinen Artikel deutlich 
wird, die bulgarische Fachöffentlichkeit sich der Bulgarien zugedachten Rolle als Teil eines 
deutsch dominierten Wirtschaftsblockes bewusst war, und durch die hohe Aufmerksamkeit, 
die er den deutsch-ungarischen Beziehungen schenkte, zeigt sich, dass die Entwicklung, die 
die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen bis 1937 genommen hatten, von bulgari­
scher Seite mit Wohlwollen betrachtet wurde.
Andere Beiträge in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft 
machten diesen Sachverhalt noch klarer. Direkt ging darauf ein längerer Beitrag ein, der im 
Jahre 1937 unter dem Titel „Die Bedeutung des deutschen Marktes für die bulgarische 
Volkswirtschaft“ erschien. Bedauerlicherweise ist seine Autorenschaft nur mit den Initialen 
„S.S.“ angegeben, so dass eine Interpretation des Textes unter dem Gesichtspunkt seiner Iden­
tität nicht möglich ist.564
Zu Beginn seiner Ausführungen präsentierte der Autor eine allgemein anerkannte, 
zugleich aber auch grundlegend wichtige Feststellung, die seiner Auffassung nach in engem 
Zusammenhang mit den bulgarisch-deutschen Handelsbeziehungen und ihrer Entwicklung 
nach dem Ersten Weltkriege stand: den Strukturwandel im bulgarischen Export. Dieser Vor­
gang habe dazu geführt, dass die Ausfuhr von Getreide, die vor den Balkankriegen und dem 
Ersten Weltkrieg an erster Stelle gestanden habe, nach den Kriegen schrittweise vom Tabak
563 Ebenda, S. 436.
564 S.S.: Znaöemeto na germanskija pazar za bälgarskoto narodno stopanstvo. In: Spisanie na BID, 36/1937, H. 
5-6, S. 344-355.
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abgelöst worden und zuletzt praktisch ganz verschwunden sei, so dass gegenwärtig völlig 
neue und bis vor kurzem in Bulgarien unbekannte Artikel exportiert würden.565 Nach einer 
kurzen Erläuterung des von ihm verwendeten statistischen Arbeitsmaterials und der methodi­
schen Grundlagen leitete der Autor zu einer Betrachtung der Entwicklung des bulgarischen 
Exportes nach Deutschland über. Dabei betonte er die außerordentliche Dynamik und Rasanz, 
mit der die einschlägigen Werte ab dem Betrachtungszeitraum 1925-29 nach oben geschnellt 
waren. Der Ausfuhrwert in Millionen Leva gemessen hatte sich gegenüber der Periode 1907- 
11 mehr als verdoppelt. Das gleiche gilt, seinen Angaben zufolge, für das Jahr 1935 im Ver­
gleich zum Zeitraum 1925-29. Dieser Unterschied war seiner Meinung nach mit der Welt­
wirtschaftskrise zu erklären.566 An dieser Stelle ging er auf die Gefahren ein, die mit dieser 
zunehmenden außenwirtschaftlichen Anbindung Bulgariens an Deutschland und dem Ver­
rechnungsabkommen zwischen beiden Ländern verbunden waren. Er fragte, ob sich die bul­
garische Position auf dem deutschen Markt auch dann halten ließe, wenn es dem Deutschen 
Reich gelänge, seine Finanz- und Devisenprobleme zu lösen und sich wieder stärker den 
westlichen Handelspartnern zuzuwenden. Da über 50 Prozent der Ausfuhr im Jahre 1937 nach 
Deutschland gingen, würde der bulgarische Außenhandel unter solchen Umständen in eine 
akute Existenzkrise geraten.567 568Allerdings schätzte der Autor diese Gefahr als nicht sehr real 
ein: ^
„Deutschland wird auch in der Zukunft seine Vorrangstellung in unserem Ex­
port behalten und müsste sie auch behalten, denn seine und unsere volkswirtschaftli­
chen Strukturen verhalten sich zueinander dergestalt, dass sie sich gegenseitig ergän-
___ «568zen.
Wie bei anderen Autoren, die in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Ge­
sellschaft veröffentlichten, so tauchte demnach auch bei diesem der Gedanke der gegenseiti­
gen Ergänzung zweier oder mehrerer Volkswirtschaften auf. Somit entsteht der Eindruck, 
dass diese Idee als Alternative zum freien Welthandel zunehmende Verbreitung in Bulgarien 
erfuhr und damit der Art und Weise, in der sich die deutsch-bulgarischen Handelsbeziehun­
gen seit 1932, dem Jahr des ersten Clearingabkommens, gestalteten, einen wachsenden Rück­
halt in der interessierten Öffentlichkeit verschaffte. Das offenbar große bulgarische Interesse 
an dieser Form des wirtschaftlichen Austausches ist bei der Debatte über eine etwraige wirt­
schaftliche Ausbeutung Bulgariens und Südosteuropas von deutscher Seite zu berücksichti­
565 Ebenda, S. 344.
566 Ebenda, S. 345.
567 S.S., S. 345f.
568 Ebenda, S. 346.
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gen. Zwar müssen in diesem Zusammenhang auch die deutschen Motive und Konzepte mit 
einbezogen werden, und außerdem kann angesichts der Tatsache, dass sich Deutschland als 
einziger großer industrialisierter Absatzmarkt (außer Italien) bulgarischen Exporten Öffnete, 
und der damit verbundenen Altemativlosigkeit vielleicht nicht von einem echten bulgarischen 
„Interesse“ an engen wirtschaftlichen Beziehungen mit Deutschland gesprochen werden, wie 
es beispielweise in dem oben erwähnten Artikel Piperovs anklingt. Zumindest aber war zu 
Beginn der 30er aus der Sicht Bulgariens, das dringend Absatzmärkte für seine Agrarprodukte 
brauchte, bzw. aus der Sicht der am entsprechenden Fachdiskurs Beteiligten die handelspoliti­
sche Orientierung auf Deutschland eine der Lage angemessene Reaktion.
Der wirtschaftliche Austausch mit Deutschland hatte indes, wie auch beim Autoren 
„S.S.“ deutlich wird, nicht nur eine zentrale Funktion für Bulgarien im Sinne der Sicherung 
von Absatzmärkten, sondern auch im Sinne eines Strukturwandels in der eigenen Volkswirt­
schaft. Die Breite des Einfuhrbedarfs des Deutschen Reiches, das nicht nur als direkter Ab­
nehmer bulgarischer Güter in Erscheinung trat, sondern auch als Zwischenhändler, eröffnete, 
wie der Autor ausführte, eine mit diesem Bedarf korrelierte Erweiterung des bulgarischen 
Produktions- und Ausfahrspektrums. In dem hier betrachteten Beitrag wurde dies mittels ei­
ner überblicksmäßigen Analyse der wichtigsten nach Deutschland gelieferten bulgarischen 
Waren veranschaulicht. Wie bereits erwähnt, hatte der Autor eingangs au f die zunehmende 
Verdrängung des Getreides durch neue Erzeugnisse im bulgarischen Export seit dem Ende 
des Weltkrieges hingewiesen. Im weiteren Verlauf seines Artikels ging er genauer auf die neu 
dominierenden Waren ein. An erster Stelle nannte er hier den Tabak, d.h. konkret die orienta­
lischen Tabaksorten, für deren Anbau in Bulgarien besonders gute klimatische Bedingungen 
herrschten und mit denen das Land demzufolge international konkurrenzfähig war. Im Ver­
gleich zu den beiden Konkurrenten Griechenland und Türkei, deren Tabakexport nach 
Deutschland annähernd gleich geblieben war, hatte es Bulgarien seinen Angaben zufolge so­
gar geschafft, seine Ausfuhr zwischen 1929 und 1934 nahezu zu verdoppeln.569 Im Jahre 1936 
lieferte es zwei Drittel seines gesamten Tabakexportes nach Deutschland -  ein Wert, der nach 
Auffassung des Autors die „gewaltige“ Bedeutung des deutschen Marktes für Bulgarien ver­
deutlichte.570 Den zweiten Platz im bulgarischen Ausfuhrspektrum nahmen Hühnereier ein, 
die auf dem deutschen Markt trotz erschwerter Bedingungen die dritte Position nach den nie­
derländischen und den dänischen belegten. Bei diesen Hemmnissen handelte es sich, so der 
Autor, in erster Linie um die große Entfernung Bulgariens von Deutschland, die bei einer so
569 Ebenda, S. 348f.
570 Ebenda.
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leicht verderblichen Ware wie Eiern eine erhebliche Rolle spielte, sowie um die relativ gerin­
ge Größe der bulgarischen Eier. Trotz dieser Schwierigkeiten konstatierte der Beitrag nicht 
nur eine Konsolidierung der bulgarischen Position seit 1934, sondern sogar eine Verbesse­
rung, da der Abstand zu den beiden führenden Lieferländern abnehme und ein baldiges Vor­
rücken Bulgariens auf den zweiten Platz erwartet werden dürfe.571 572Auch bei den vergleichs­
weise neuen bulgarischen Produkten au f dem deutschen Markt beurteilte der Autor die künf­
tigen Entwicklungschancen günstig. Besonders galt dies für Trauben, welche vor 1929 prak­
tisch gar nicht nach Deutschland ausgeführt worden waren, die aber in der Folgezeit aufgrund 
ihrer herausragenden Qualität bis 1936, wie er schrieb, „die gesamte Konkurrenz“ mit Aus- 
nähme der italienischen vom deutschen Markt verdrängten. Noch neuer war nach Angaben 
des Beitrages die Ausfuhr lebender Hühner nach Deutschland, die in nennenswertem Maße 
erst im Jahre 1935 begonnen und sich innerhalb eines Jahres annähernd verdoppelt hatte. Ei­
nen noch rasanteren Anstieg hatten die lebenden Schweine erlebt, die ebenfalls 1935 erstmals 
auf dem deutschen Markt erschienen waren; ihre Anzahl schnellte von 3 Millionen im ersten 
Jahr auf 96 Millionen im Jahre 1936.573 Eine vergleichsweise geringe, wenn auch zunehmen­
de Rolle bescheinigte der Autor hingegen dem bulgarischen Export von Ledern und Häuten; 
zugleich aber sah er hier ein Entwicklungspotential aufgrund des steigenden Bedarfs der deut­
schen Rüstungsindustrie.574
Neben dieser günstigen Bewertung der Entwicklung der bulgarischen Exportes nach 
Deutschland bot der Beitrag indes auch eine Interpretation der sich daraus ergebenden Chan­
cen für eine Modernisierung der bulgarischen Volkswirtschaft und hier in erster Linie des 
Agrarsektors. In diesem Zusammenhang bezog er sich zu aller erst auf die größere Vielfalt an 
hochwertigem in Bulgarien hergestelltem Obst und Gemüse:
„Eine immer größere Rolle in unserem Export nach Deutschland beginnen die 
frischen und getrockneten Obstsorten sowie Fruchtkonserven (Pulpen) und Marmela­
den zu spielen. Die hervorragenden Klima- und Bodenbedingungen zum Anbau dieser 
Kulturen bei uns und das Bestreben des bulgarischen Bauern, sein Produktspektrum zu 
erweitern, führten zu einer starken Zunahme ihrer Herstellung. Die Rolle, die Deutsch­
land bei der Transformation unserer Landwirtschaft spielt, ist groß. Die erweiterten 
Märkte, die es unserem Obst bietet, sind einer der wichtigsten Stimuli zur Entwicklung 
unserer Obst- und Gemüsezucht. Dieser Export steckt noch in seinen Anfängen; es ist
571 Ebenda, S. 350.
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aber zu erwarten, dass er zunimmt und sich entwickelt. Deutschland bietet uns indes 
jetzt und in der Zukunft große Erfolgschancen.“575
Darüber hinaus stellte der Autor fest, dass eine Reihe von Kulturen überhaupt erst 
durch deutsche Initiative zum Anbau in Bulgarien gelangt waren:
„Es genügt allein daran zu erinnern, dass die Soja-Pflanze auf deutsche Initiati­
ve zu uns gekommen ist und nun fast ausschließlich nach Deutschland exportiert wird; 
dasselbe gilt für die Rizinus-Pflanze. Außerdem zeigte sich zuletzt ein lebhaftes Inte­
resse an einer Reihe medizinischer Pflanzen, die, wenn sie bis jetzt auch bedeutungs­
los waren, (...) von großer Wichtigkeit für die bulgarische Landwirtschaft sein wer- 
den.“576
Zusammenfassend und abschließend versuchte sich der Autor an einer allgemeinen 
Charakteristik und zugleich Rechtfertigung der starken bulgarischen Orientierung a u f  
Deutschland, wie sie im Jahre 1937 auf wirtschaftlichem Gebiet bereits bestand. Der größte 
Nutzen, den Bulgarien seiner Meinung nach daraus ziehen konnte, war die Erweiterung der 
landwirtschaftlichen Produktvielfalt wie auch die Rationalisierung der Produktionsmethoden. 
Letzteres sah er als ein wirksames Mittel zur Bekämpfung der ländlichen Arbeitslosigkeit. 
Dass sich die Landwirtschaft seines Landes zu einseitig auf einen einzigen nationalen Markt 
ausrichten könnte, betrachtete er offenbar nicht als Gefahr; vielmehr begrüßte er sogar ihre 
möglichen politischen Implikationen:
„Es ist eine unbestreitbare Tatsache, dass die Anstrengungen unserer Landwirt­
schaftspolitik sich in völliger Harmonie mit den Bedürfnissen der deutschen Volks­
wirtschaft befinden, und auf diese Weise ergibt sich ein sehr enger Kontakt zwischen 
beiden Staaten. (...) All dies zeigt, je  enger unser Kontakt mit Deutschland wird und je  
aufmerksamer wir seine Bedarfslage studieren, desto größer sind die Chancen einer 
quantitativen wie qualitativen Erweiterung unseres Exportes und damit auch für die so 
sehr erwünschte Intensivierung unserer Landwirtschaft.“577
Diese Ausführungen des mit „S.S.“ bezeichneten Autors erwecken den Eindruck, dass 
die überaus engen wirtschaftlichen Beziehungen, die Bulgarien in den 30er Jahren mit 
Deutschland einging, genau das waren, was das Land zu jener Zeit brauchte, dass dort gerade­
zu ein unstillbares Verlangen nach der Anbindung an die große mitteleuropäische Industriena­
tionen geherrscht hätte. Dabei darf angenommen werden, dass den Zeitgenossen klar war,
575 Ebenda, S. 353.
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dass allein schon wegen der ausgeprägten Asymmetrie, die diese Beziehungen zwischen zwei 
so unterschiedlich großen Volkswirtschaften kennzeichnete, Bulgarien früher oder später in 
ein Abhängigkeitsverhältnis geraten, also nicht mehr Herr seines eigenen wirtschaftspoliti­
schen -  und auch außenpolitischen -  Kurses sein würde. Dieser Hintergrund lässt den Ver­
dacht aufkommen, es handele sich bei diesem Aufsatz in der Zeitschrift der Bulgarischen Ö- 
konomischen Gesellschaft um eine Rechtfertigungs- oder gar Propagandaschrift zugunsten 
der zu Beginn der 30er Jahre in Bulgarien begonnenen neuen Außenwirtschaftspolitik. Dabei 
ist klar, dass es tatsächlich in der Absicht des Autors lag, den Nutzen, den Bulgarien aus die­
sen Beziehungen zog und noch ziehen konnte, in den Vordergrund zu stellen. Fraglich ist je­
doch, ob diesem Ansinnen eine -  etwa von staatlichen Stellen geforderte -  propagandistische 
Zielsetzung zugrunde lag. Hierfür war, wie es den Anschein hat, die Zeitschrift der Bulgari­
schen Ökonomischen Gesellschaft, die sich an ein enges Fachpublikum, d.h. konkret den ei­
genen Mitgliederkreis wandte, keine geeignete Plattform. Auch würde es wohl zu weit fuhren, 
redaktionelle Richtlinien bzw. eine bestimmte politische Tendenz bei der Leitung der Zeit­
schrift für das Erscheinen eines solchen Artikels verantwortlich zu machen. Vielmehr lässt 
sich dieser als das Ergebnis längerfristig wirksamer Tendenzen innerhalb des im Jahre 1937 
bereits über Jahre andauernden auf sozioökonomische Modemisierungsfragen bezogenen 
Fachdiskurses in Bulgarien interpretieren. Denn immerhin schloss sich hier gewissermaßen 
der Diskussionskreis, der bereits in den 20er Jahren mit der Frage begonnen hatte, wie man 
die Produktivität der bulgarischen Landwirtschaft so steigern könnte, dass größere Über­
schüsse für den Export zu erzielen waren. Damit verbunden war die Problematik einer mögli­
chen Industrialisierung Bulgariens, wobei es hier in erster Linie darum ging, inwieweit diese 
dem Hauptziel der Intensivierung der Landwirtschaft dienlich sein konnte. Vor dem Einsetzen 
der Weltwirtschaftskrise strebte man prinzipiell noch eine allgemeine Verbesserung des bul­
garischen Exportes auf den Weltmärkten an -  einmal, indem man das Volumen der Ausfuhr 
erhöhte, zum anderen aber auch durch eine Verlagerung des Exportes auf Güter vornehmlich 
des westeuropäischen Bedarfs und solche, die aufgrund der klimatischen Bedingungen in 
Bulgarien in wettbewerbsfähiger Qualität hergestellt werden konnten. Grund für dieses 
Bestreben war der hohe Devisenbedarf Bulgariens, dass wegen einer Reihe von Gründen in 
einer tiefen Finanzkrise steckte.
Der Bezug auf Deutschland erstreckte sich in den diesbezüglichen Überlegungen in 
erster Linie auf dessen Vorbildfunktion, d.h. auf die Möglichkeit, deutsche Technologie und 
Expertise für die bulgarische Modernisierung nutzbar zu machen. Die Perspektive einer bei­
nahe vollständigen wirtschaftlichen Anbindung an Deutschland war in den 20er Jahren noch
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nicht so präsent wie im folgenden Jahrzehnt, da der Weltmarkt noch Chancen zu bieten 
schien. Sie zeigte sich bestenfalls in der bereits damals führenden Position Deutschlands als 
Handelspartner Bulgariens. Eine bestimmende Rolle erhielt sie erst, als die Weltwirtschaftkri­
se dazu führte, dass für Bulgarien 2mm Problem der geringen Absetzbarkeit seiner Agrarpro­
dukte auf den Weltmärkten ein weiteres kam: das Wegbrechen der Weltmärkte. Hierdurch 
wurde ein Paradigmenwechsel im außenwirtschaftspolitischen Denken im Lande begünstigt. 
Er brachte die Dominanz des Autarkiegedankens sowie der Ergänzungs- bzw. Großraumwirt­
schaft. Vor diesem Hintergrund konnte, wie es beispielsweise in dem oben besprochenen Ar­
tikel des anonymen Autors der Fall war, Deutschland bzw. der deutsche Markt als der Ort 
erscheinen, der die Lösung der bulgarischen Wirtschaftsprobleme bot.
Jedenfalls ist dieser Paradigmenwechsel im bulgarischen Fachdiskurs, so wie er sich in 
der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft präsentiert, nachvollziehbar. 
Gegen Ende der 30er Jahre schien die Bedeutung des deutschen Marktes und Deutschlands 
insgesamt als Handelspartner kaum umstritten zu sein. Zusätzlich zur Rolle als Absatzmarkt 
übernahm Deutschland auch die Funktion des Modemisierers der bulgarischen Volkswirt­
schaft. Indessen scheint es, dass im Kontext dieses Diskurses die anderen Industrienationen 
zunehmend aus dem Blickfeld verschwanden. Für die späten 30er Jahre mag dies zunächst 
nicht weiter verwundern, da man hierin die schlichte Reflektion der bestehenden außenwirt­
schaftlichen Lage erblicken mag, die für Bulgarien zu dieser Zeit in ganz überwiegendem 
Maße durch die Beziehungen zu Deutschland bestimmt war. Jedoch fehlen auch jegliche zu­
kunftsbezogenen bzw. konzeptionellen Überlegungen zu einer möglichen erneuten Intensivie­
rung der Handelsbeziehungen m it den westeuropäischen Industrieländern. Unter diesen war 
Großbritannien das Land, das in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft 
noch die meiste Beachtung in Form von ihm eigens gewidmeten Beiträgen erfuhr. Ansonsten 
kamen die westlichen Industrienationen vorwiegend in überblicksartigen Darstellungen der 
bulgarischen Außenhandelsentwicklung vor.
Interessant erscheint in diesem Zusammenhang ein, wenn auch kurzer, Artikel aus 
dem Jahre 1937 von Ljubomir A. Jankov über die bulgarisch-britischen Handelsbeziehun- 
gen. Er enthält im wesentlichen eine Zusammenfassung und Bilanzierung der Entwicklung 
während der vorangegangenen 15 Jahre. Bei seiner Lektüre wird deutlich, dass es dem Autor 
in erster Linie darum ging, darzulegen, warum die wirtschaftlichen Beziehungen zu Großbri­
tannien während dieser Zeit im allgemeinen eine abnehmende Tendenz aufwiesen. Demnach 578
578 Jankov, Lj. A.: Bälgaro-britanskite tärgovski otnoSenija. In: Spisanie na BID, 36/1937, H. 9, S. 548-550.
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war auf einen ununterbrochenen Anstieg der britischen Einfuhr nach Bulgarien zwischen 
1919 und 1925 eine Zeit des Rückgangs gefolgt. Die Gründe hierfür lagen, so Jankov, im sta­
bilen hohen Wert des Pfund Sterling sowie in der wachsenden Konkurrenz sowohl durch die 
tschechische als auch die heimische Textilindustrie. Hinzu seien die steigenden bulgarischen 
Einfuhrzölle gekommen. Einen bulgarischen Export nach England habe es zu dieser Zeit 
praktisch nicht gegeben. Im Zusammenhang mit der Kanalisierung des bulgarischen Au­
ßenhandels ab den frühen 30er Jahren in Richtung Deutschland ist es indes aufschlussreich, 
wie Jankov die bulgarischen Hoffnungen und Versuche bewertet, einen substantiellen Export 
nach Großbritannien zustande zu bekommen. Hierbei fallt auf, dass die Weltwirtschaftskrise 
und ihre Folgen alle politischen Bemühungen und Erwartungen ins Leere laufen ließen. So 
habe sich, wie Jankov ausflihrte, die Hoffnung nicht erfüllt, dass die Abwertung des Pfund im 
Jahre 1931 eine Belebung der bulgarischen Ausfuhr nach Großbritannien ermöglichen würde. 
Hingegen sei es zu einem allgemeinen krisenbedingten Einbruch des internationalen Handels 
gekommen.579 80 581Auch das 1932 neu gegründete bulgarische Exportinstitut habe dieser Entwick­
lung nicht entgegenwirken können, was aber auch an der gemeinhin inkonsistenten Handels­
politik gelegen habe. Dass aber ab Mitte der 30er Jahre, d.h. also infolge der allgemeinen Be­
lebung des Welthandels, die Chance für die Etablierung eines intensiven bulgarisch-britischen 
Warenverkehrs bestanden haben könnte, sah Jankov in der Tatsache bestätigt, dass es ab 1936 
zum ersten Mal überhaupt zu einem signifikanten Anstieg der bulgarischen Ausfuhr nach 
England gekommen sei. Im Folgejahr sei sogar ein Überschuss von 350 Millionen Leva er­
wirtschaftet worden. Zugleich aber wies Jankov auf die seiner Ansicht nach künstlichen von 
britischer Seite aufgebauten Hindernisse hin, die einer weiteren Entwicklung der Handelsbe­
ziehungen im Wege standen. Hierbei handelte es sich um die fast vollständige Blockade der 
britischen Märkte gerade für die wertvollsten bulgarischen Exportartikel: Eier, Geflügel, Fur­
nierhölzer, Obst und um den bereits seit den 20er Jahren wichtigsten und populärsten bulgari­
schen Artikel -  den Tabak. Nach Großbritannien konnten im wesentlichen, d.h. nach Jankovs 
Angaben zu 76 Prozent, nur die traditionellen bulgarischen Ausfuhrgüter geliefert werden: 
Weizen und Mais. Aus seiner Sicht konnte also der britische Markt bzw. konnten die Han­
delsbeziehungen zu England in der momentanen Situation, die im übrigen durch das Fehlen 
eines Handelsvertrages zwischen beiden Ländern gekennzeichnet und durch die fortgeltenden 
Bestimmungen von Neuilly belastet war, keine wesentliche Funktion für die Modernisierung
579 Ebenda, S. 548.
580 Ebenda, S. 548f.
581 Ebenda, S. 549f.
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der bulgarischen Produktion und damit auch für die Steigerung seines Außenhandelsvolumens 
ausüben. Im Gegenteil -  durch die überwiegende Abnahme gerade der traditionellen Erzeug­
nisse Weizen und Mais von britischer Seite und durch die gleichzeitige Blockade neuerer und 
hochwertigerer Artikel wirkte der britische Import bulgarischer Waren, wenn auch mögli­
cherweise ohne direkte britische Absicht, im Sinne einer Stabilisierung der hergebrachten 
bulgarischen Agrarstrukturen, die sich insbesondere nach dem Ersten Weltkrieg als unzuläng­
lich zur Verringerung der öffentlichen Schulden und der Devisenknappheit wie auch zur Ka­
pitalakkumulation für die Industrialisierung des Landes erwiesen hatten. Anreize zur Umstel­
lung der bulgarischen Landwirtschaft auf innovative Produkte gingen, laut Jankov, zu dieser 
Zeit vom Handelspartner Großbritannien jedenfalls nicht aus. Vergleicht man diese Analyse 
des Autoren mit der Sicht des erwähnten „S.S.“ auf die Bedeutung des deutschen Marktes für 
Bulgarien, so erhellt sich die Problematik des bulgarischen Außenhandels der 30er Jahre mit 
seiner wachsenden Abhängigkeit von Deutschland zunehmend, d,h. es verdeutlicht sich die 
außerordentliche Bedeutung, die dem deutschen Markt von bulgarischer Seite beigemessen 
wurde.
Eine Zunahme erfuhren gegen Ende der 30er Jahre, wie es scheint, allerdings auch i- 
deologisch-opportunistische Elemente im außenwirtschaftlichen Diskurs der bulgarischen 
Fachöffentlichkeit. Besonders nach dem Beginn des Zweiten Weltkrieges, als sich eine impe­
riale Neuordnung Europas unter der Hegemonie des nationalsozialistischen Deutschland und 
seiner „Achsenpartner“ abzuzeichnen schien, fand man sich in Bulgarien offenbar relativ 
schnell mit der in Verbindung damit erwarteten wirtschaftlichen Neuordnung des Kontinents 
ab. Diesen Eindruck erwecken zumindest eine Reihe von Veröffentlichungen in der Zeit­
schrift der BID aus dem Jahre 1940. Zur Veranschaulichung sei an dieser Stelle näher auf 
einen Beitrag von St. Stojanov eingegangen: „Der wirtschaftliche Umbau Europas“ .582 In ihm 
bringt der Autor eine Darlegung der Grundzüge des unter deutscher und italienischer Führung 
angestrebten neuen Wirtschaftssystems. Als Referenzen nutzte er jüngste einschlägige Aus­
führungen der Wirtschafts- bzw. Handelsminister Funk und Ricardi, wobei er eine kritische 
Bewertung ihrer Konzepte vermissen ließ. Vielmehr beschränkte er sich vorwiegend auf ein 
bloßes Referieren ihrer in gegenseitiger Übereinstimmung befindlichen Standpunkte, trennte 
aber nicht deutlich zwischen ihnen und seinen eigenen Gedanken; dadurch erweckte er den 
Eindruck, die Sichtweise der beiden Minister vollständig zu teilen.
582 Stojanov, S t: Stopanskoto preustrojstvo na Evropa. In: Spisanie na BID, 39/1940, H. 9, S. 610-615.
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Als Grundpramisse einer nationalsozialistischen bzw. faschistischen Wirtschaftsord­
nung sah er die völlige Unterwerfung der Wirtschaft unter die Erfordernisse der Politik. An 
dieser Stelle zitierte er Ricardi:
i. ' „Daraus folgern wir, dass die Auffassung von einer natürlichen, unabhängigen 
und nur ihren eigenen Gesetzen unterworfenen Wirtschaft -  d.h. mit anderen Worten 
getrennt von allem, was sie in der Welt umgibt, in der sie stattfindet, und manchmal 
auch im Gegensatz zu ihr -  rücksichtslos beseitigt werden muss.“583 
Stattdessen, so zitierte Stojanov Ricardi weiter, sollten Deutschland und Italien sich 
nach dem Kriege um die ökonomische Neugestaltung Europas auf Grundlage des „korporati­
ven“ Prinzips kümmern, womit, wie im weiteren Verlauf des Artikels deutlich werden sollte, 
das Konzept der ergänzungswirtschaftlichen Regional- bzw. Kontinentalautarkie gemeint war. 
Stojanov formulierte dies folgendermaßen:
„Die Autarkie, wie sie die Faschisten und Nationalsozialisten verstehen, wird 
weiter leitendes Prinzip bleiben. Die europäische Autarkiepolitik • hat die deutsch­
italienische Autarkie als Grundlage; um diese Autarkie herum werden sich auch ande­
re Länder mit ihrer Autarkiepolitik scharen, die ergänzenden Charakter haben und auf 
diese Weise die Verwirklichung einer umfassenden Kontinentalautarkie beschleunigen 
wird. Alle Volkswirtschaften werden eine individuelle, von der Achse bestimmte Ori­
entierung erhalten.“584
Die kommende Wirtschaftsordnung Europas sah Stojanov gekennzeichnet sowohl 
durch ein Klima von Kollektivismus und Solidarität als auch durch eine unangefochtene Füh­
rungsrolle der beiden „Achsenmächte“ Deutschland und Italien. Deren Stellung war seiner 
Ansicht nach dadurch legitimiert, dass beide Länder die Hauptlast bei der Errichtung dieser 
Ordnung trugen. Ihnen oblag es außerdem, ihre Interessensphären voneinander abzugrenzen. 
Den kollektiv-solidarischen Charakter der neuen Ordnung sah Stojanov durch die beide Staa­
ten tragenden Ideologien, den Faschismus und den Nationalsozialismus, gerechtfertigt. So wie 
innerhalb der jeweiligen Gesellschaften der einzelne für das Allgemeinwohl zu arbeiten habe, 
so hätten die dem Autarkieblock angehörenden Volkswirtschaften ihre Tätigkeit ganz an den 
übergeordneten Interessen des Gesamtblocks auszurichten; ihre Grenzen sollten im übrigen 
nicht mehr nach nationalen Kriterien, sondern unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten gezo­
gen werden. Der Warenverkehr innerhalb dieses Wirtschaftsraumes sollte indes, so schloss 
Stojanov diese von den beiden Ministem übernommene Vision, allein mit der Methode des
583 Ebenda, S. 611.
584 Ebenda, S.6I2.
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Clearing abgewickelt werden. Das Gold als internationale Handelswährung werde in den Hin­
tergrund treten und bestenfalls im Handel mit Nordamerika noch eine Rolle spielen, ansons­
ten aber durch die Währung „Arbeit“ ersetzt werden. Das heißt, das Handelssystem sollte 
nach Stojanov auf der Grundlage des Tausches von Ware gegen Ware fußen. Das Zeitalter des 
Liberalismus und Freihandels betrachtete der Autor als endgültig abgelaufen.585
Durch die Tatsache, dass Beiträge wie dieser von St. Stojanov an exponierter Stelle 
der bulgarischen wirtschaftlichen Fachöffentlichkeit am Beginn der 40er Jahre zur Kenntnis 
gebracht werden konnten, wird deutlich, dass der Gedanke einer autarken europäischen Groß­
raumwirtschaft zu jener Zeit in diesen Kreisen bereits als emstzunehmendes Konzept etabliert 
war. Berücksichtigt man die damalige wirtschaftspolitische Meinungsführerschaft der Zeit­
schrift der BID in Bulgarien so erhält dieses Konzept darüber hinaus richtungsweisende B e­
deutung für die Volkswirtschaft des Landes. Führende ökonomische Fachkreise hatten sich zu  
dieser Zeit also offenbar nicht nur damit abgefünden, dass der kontinentaleuropäische Waren­
verkehr in absehbarer Zukunft nicht mehr auf der Basis von Devisen und Freihandel abgewi­
ckelt würde -  eine Vorstellung, die den bulgarischen Modemisierungskonzepten in ihrer u r­
sprünglichen Form zuwiderlief, da es in ihnen auch und gerade um die Frage der Devisener­
wirtschaftung gegangen war -, dass Bulgarien Teil eines autarken Großwirtschaftsraumes sein 
und dass ihm darin in der Hierarchie der Nationen noch nicht einmal eine besonders vorteil­
hafte Position zugedacht war. Diese Fachkreise betätigten sich nun sogar als aktive Unterstüt­
zer der neuen Ordnung. Als Notlösung, wie noch bei einigen Autoren zu Beginn der 30er Jah­
re, wurde die Idee der autarken Großraumwirtschaft und des Clearinghandels jetzt offenbar 
nicht mehr betrachtet. Beiträge, die in diese Richtung gegangen wären oder die neue Wirt­
schaftsordnung sogar abgelehnt hätten, waren um 1940 jedenfalls nicht mehr in der Zeitschrift 
der BID zu finden. Allerdings war ein Standpunkt, wie der von Stojanov, der sogar für die 
Opferung nationaler Interessen zugunsten des Gesamtblocks plädierte, in dieser Radikalität 
nicht allein tonangebend. Vielmehr stand auch zu Beginn der 40er Jahre noch die Frage im 
Vordergrund, welchen Nutzen die neue Ordnung für Bulgarien haben könnte. Der Bezug zur 
ursprünglichen Motivation des bulgarischen Modemisierungsdiskurses blieb also weitgehend 
erhalten; es ging darum, die Volkswirtschaft des Landes in die Lage zu versetzen, letztlich ein 
wettbewerbsfähiger Teilnehmer am Welthandel zu werden, damit die Finanznot zu mindern 
und den Lebensstandard zu heben.
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Beispielhaft für dieses Motiv ist ein Beitrag von des bereits erwähnten Vladimir Ner- 
jazov in der Zeitschrift der BID vom Dezember 1940.586 Er ist überschrieben mit dem Titel: 
„Die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen“. Gleich zu Beginn machte der Autor 
deutlich, dass er den wirtschaftlichen Entwicklungsunterschied zwischen beiden Ländern als 
die entscheidende Triebfeder für ihre Handelsbeziehungen betrachtete:
„Die Entwicklung des deutsch-bulgarischen Handels zeigt trotz dem Krieg ei­
nen stetigen und unaufhaltsamen Anstieg. Dies erklärt sich durch die Tatsache, dass 
sich hinter den Grundlagen des deutsch-bulgarischen Warenaustausches vor allem der 
Unterschied in den wirtschaftlichen Strukturen Deutschlands und Bulgariens verbirgt. 
Die bulgarischen Landwirtschaftsprodukte finden in Deutschland bekanntermaßen ei­
nen stabilen Markt vor, die deutschen Industrieerzeugnisse hingegen sind bei unseren 
Produzenten ebenso begehrt. Folglich haben wir eine natürliche Ergänzung der 
Volkswirtschaften des Reiches und Bulgariens.“587
Den spezifischen Nutzen für sein Land sah Neijazov in eben den Entwicklungen, die 
sich auch der Mitteleuropäische Wirtschaftstag von den Beziehungen zwischen Deutschland 
und den südosteuropäischen Agrarstaaten erhoffte.588 An erster Stelle stand in diesem Zu­
sammenhang für ihn die Weckung neuer Konsumbedürfnisse sowie die Steigerung der Mas­
senkaufkraft in Bulgarien. Dies sah er als ein gemeinsames deutsch-bulgarisches Interesse an, 
welches zu einer weiteren Belebung sowohl des bilateralen Handels zwischen beiden Ländern 
als auch der bulgarischen Volkswirtschaft für sich genommen fuhren würde. Ein besonderes 
Augenmerk legte Neijazov indes auf die Problematik einer strukturell modernisierenden Wir­
kung, welche man sich in Bulgarien vom wirtschaftlichen Austausch mit Deutschland erhoff­
te. Seinen Ausführungen zufolge gaben die bisherigen Ergebnisse Anlass zum Optimismus:
„Die großen und schnellen Erfolge bei der Einführung einer Reihe neuer Kul­
turen bei uns wurden von den führenden Wirtschaftskreisen in Deutschland begrüßt. 
Fast unsere gesamte Ausfuhr an Industriepflanzen sowie an Gemüse und Obst geht 
nach Deutschland. Konnte man vor zwei Jahren von einem Weinexport bei uns über­
haupt nicht sprechen, so werden im vergangenen und in diesem Jahr über 50 Millionen 
Liter bulgarischen Weins ins Reich geliefert. (...) Heute arbeiten ganze Gebiete in
586 Neijazov, VI.: Germano-bälgarskite stopanski otosenija. In: Spisanie na BID, 39/1940, H. 10, S. 680-682. Im 
folgenden zitiert als „Neijazov“.
587 Ebenda, S. 680.
588 Vgl. hierzu im folgenden Kapitel 5.1..
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Bulgarien ausschließlich für die Ausfuhr nach Deutschland. (...) Dies ist nicht auf den
Krieg zurückzuführen, sondern (...) auf eine vollkommen natürliche Entwicklung.“589
Hinzu komme, so fuhr Neijazov fort, dass für die nähere Zukunft eine weitere Intensi­
vierung des deutsch-bulgarischen Handels geplant sei. So sei ab 1941 eine weitere Aufsto­
ckung der Kontingente für nach Deutschland zu liefernde bulgarische Agrarprodukte zu er­
warten, und hier besonders der Trauben, wie auch für deutsche Maschinen, hierunter insbe­
sondere Kühlgeräte, die sowohl in der Landwirtschaft als auch der Industrie Bulgariens zum 
Einsatz kommen würden.590
Bilanziert man den hier schlaglichtartig beleuchteten handelspolitischen Diskurs der 
30er Jahre in Bulgarien, so kann festgestellt werden, dass der allgemeine Tenor bei der Be­
wertung der deutsch-bulgarischen Handelsbeziehungen wohlwollend war. Im Zuge der au- 
ßenwirtschafts- und der außenpolitischen Entwicklungen während dieses Jahrzehnts ist dabei 
freilich eine deutliche Schwerpunktverlagerung festzustellen. Zu Beginn der 30er Jahre war, 
so scheint es, die Debatte noch wesentlich offener und grundsätzlicher als am Ende des Jahr­
zehnts bzw. am Anfang des nächsten. Ging es zunächst noch um grundlegende Erwägungen 
bezüglich des europäischen Wirtschafts- und Handelssystems und der Rolle Bulgariens darin, 
so wurde diese Problematik einige Jahre später offenbar als erledigt betrachtet. Jedenfalls ge­
wannen die einschlägigen Beiträge in der Zeitschrift der BID nun einen zunehmend kategori­
schen und „eindeutigen“ Charakter, der kaum mehr Unsicherheiten in der Beurteilung der 
außenwirtschaftlichen Lage zeigte und insbesondere bezüglich der sich unter deutscher Füh­
rung neu abzeichnenden kontinentalen Wirtschaftsordnung eine affirmative Haltung einnahm. 
Dies mag einerseits damit erklärt werden, dass NS-Deutschland durch seine militärischen 
Erfolge während der ersten beiden Kriegsjahre weite Teile Europas unter seine Kontrolle ge­
bracht und damit Fakten geschaffen hatte — auch wirtschaftspolitische an denen die bulgari­
schen Fachleute nicht mehr vorbeikamen, andererseits aber auch damit, dass sich der interna­
tionale Handel ab Mitte der 30er Jahre allgemein wieder belebt hatte, wovon auch Bulgarien 
profitierte. Da Deutschland zu dieser Zeit der bei weitem wichtigste Handelspartner des Bal­
kanlandes war, kann es kaum verwundern, wenn diese Verbesserungen hauptsächlich den 
Beziehungen zum Reich zugeschrieben wurden, auch wenn die Belebung des Wahrenverkehrs 
auch mit anderen Ländern, wie etwa Großbritannien, nicht unerwähnt blieb. Darüber hinaus 
aber schien die Entwicklung der vorangegangenen Jahre den Einschätzungen recht zu geben, 
die zu Beginn des Jahrzehnts getroffen worden waren. Unter dem Eindruck der Weltwirt­
589 Neijazov, S. 680f.
590 Ebenda, S. 681.
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schaftskrise war damals das System des freien Welthandels und des Liberalismus grundsätz­
lich in Frage gestellt worden, der Autarkiegedanke hatte zunehmende Unterstützung erfahren, 
wenn auch anfangs bei einigen Diskutanten nur als vorübergehende Notlösung.
In den Augen der bulgarischen Wirtschaftsfachleute schienen sich indes nicht nur die 
Hoffnungen auf eine Intensivierung des bulgarischen Außenhandels durch die verstärkte An­
bindung zu erfüllen, sondern auch die Erwartung von damit verbundenen Innovationsschüben 
und strukturellen Veränderungen im bulgarischen Agrarsektor. Überaus positiv, stellenweise 
gar euphorisch wurde herausgestellt, dass sich durch die zuverlässige Rolle Deutschlands als 
Abnehmer für bulgarische Erzeugnisse das Produkt- wie auch das Exportspektrum des Landes 
beträchtlich erweitert habe und umgekehrt der Zufluss moderner Technologien aus Deutsch­
land angestiegen sei. Und wie es den Anschein hatte, hatte sich durch den devisenfreien Clea­
ringhandel das Devisenproblem Bulgariens wie von selbst gelöst.
Kritisch betrachtet und beim Blick auf die Hintergründe muten allerdings die Erwar­
tungen, die man in Bulgarien zu Beginn der 30er Jahre an das System der autarken Wirt­
schaftsblöcke gerichtet hatte wie auch die Preisung seiner scheinbaren Erfolge am Ende des 
Jahrzehnts freilich so naiv an, dass man versucht ist, agitatorische Motive hinter den einschlä­
gigen Beiträgen in der Zeitschrift der BID zu vermuten. Denn die Gefahren, die sich hinter 
einer derart engen wirtschaftlichen Anbindung Bulgariens an Deutschland verbargen, dass 
man im Jahre 1940 bereits von einem weitgehenden Abhängigkeitsverhältnis sprechen konn­
te, erhielten, wenn überhaupt, nur eine äußerst marginale Beachtung. Wenn, wie Neijazov 
feststellte, ganze bulgarischen Regionen bereits nur noch für die Ausfuhr nach Deutschland 
arbeiteten, dann waren die damit verbundenen Risiken kaum zu übersehen. Im Falle eines 
Rückganges der deutschen Einfiihrkapazitäten oder einer bloßen Verlagerung der deutschen 
Einfuhrinteressen konnte dies den vollständigen Ruin dieser Gegenden bedeuten. Autoren wie 
Neijazov jedoch schienen dies entweder einfach hinzunehmen oder zu ignorieren.
Neben der geringen Problematisierung der wirtschaftlichen Abhängigkeitsgefahr wies 
die Diskussion über die bulgarischen Handelsbeziehungen freilich noch weitere Schwächen 
auf. So blieb zum Beispiel unklar, ob es bei den Teilnehmern dieses Dialoges konkrete Ziel- 
und Zeitvorstellungen gab. Besonders galt dies bezüglich der Erwartung, dass die Einbindung 
Bulgariens in einen autarken Großwirtschaftsraum unter deutscher Führung und die damit 
verbundene Intensivierung des devisenfreien Handels mit Deutschland sowohl eine strukturel­
le und technische Modernisierung der bulgarischen Volkswirtschaft als auch eine Hebung des 
allgemeinen Lebensstandards durch eine Steigerung der Massenkaufkraft herbeifuhren wür­
den. Zwar ist richtig, dass Ende der 30er Jahre Tendenzen erkennbar waren, die in diese Rieh-
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tung wiesen -  v.a. was die Erweiterung des Produkt- und Ausfuhrspektrums wie auch die In­
tensivierung des Handels betraf -, der Diskurs machte aber weder deutlich, ob man sich von 
dem eingeschlagenen handelspolitischen Weg eine Umwandlung Bulgariens in eine Indust­
rienation erhoffte, noch, wie die Hebung des allgemeinen Lebensstandards konkret zu errei­
chen sei. Gerade zum letzten Punkt blieb man bemerkenswert allgemein. Genaue Ergebnisse, 
wie sie etwa in bezug auf die quantitative und qualitative Entwicklung des Außenhandels in 
der Zeitschrift der BID regelmäßig präsentiert wurden, sucht man für Parameter wie etwa 
Massenkaufkraft, Konsumentwicklung oder Pro-Kopf-Einkommen vergebens. Zwar mögen 
die Mittel zur Erhebung solcher Daten damals begrenzt gewesen sein, es fehlt jedoch selbst 
die Frage danach in den Beiträgen zur BID-Zeitschrift. Angesichts dessen, dass es bei der 
Einfuhr deutscher Industrieerzeugnisse zu dieser Zeit in erster Linie um Investitionsgüter ge­
hen konnte, d.h. beispielsweise um Landmaschinen oder Bergbaugerät, war die Frage nach 
den zeitlichen Perspektiven für eine Verbesserung der allgemeinen Lebensverhältnisse rele­
vant. Denn wenn, zumindest zunächst, der überwiegende Teil aller Neuerungen dem Export 
nach Deutschland zugute kommen sollte, wie es bei Neijazov in der Tat anklang, so bestand 
die Gefahr, dass sich die bulgarische Volkswirtschaft zwar in makroökonomischer Hinsicht 
erholen würde, für den „einfachen Bürger“ aber wenig dabei heraussprang. Im Sinne eines in 
Bulgarien breitenwirksamen Erfolges des Konzeptes der Großraumautarkie war es also not­
wendig, dass in den für Bulgarien bestimmten deutschen Ausfuhrkontingenten Investitionsgü­
ter zum Aufbau eigener Industrien wie auch Konsumgüter zumindest auf längere Sicht ein 
zunehmendes Gewicht bekamen. Von der grundsätzlichen Bereitschaft der deutschen W irt­
schaft, dies zu ermöglichen, sowie von der Bereitschaft der deutschen Regierungsstellen, es 
zuzulassen, wovon angesichts des deutschen Eigenbedarfs im Rahmen der Rüstungsanstren­
gungen nicht ohne weiteres ausgegangen werden konnte,591 hängt ihn hohem Maße die Be­
wertung der deutschen auf Südosteuropa bezogenen Wirtschaftspolitik ab, d.h. im Kem die 
Beantwortung der Frage, inwieweit sie hegemonialen und ausbeuterischen Motiven entsprang 
oder ob und in welchem Maße sie ihr eigenes Interesse auch im Aufbau moderner Strukturen 
vor Ort erblickte.
Die bulgarischen Facheliten jedenfalls waren, wie dargestellt, diesbezüglich gegen 
Ende der 30er Jahre offenbar optimistisch. Dabei hatte sich im Laufe des Jahrzehnts ein 
Wechsel in der allgemeinen Zielsetzung vollzogen. Zwar ging es nach wie vor um eine Inten­
sivierung des Außenhandels und, im selben Zuge, um eine Modernisierung der eigenen
591 Vgl. Kapitel 6.
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Volkswirtschaft; im Gegensatz zu den 20er und teilweise auch den frühen 30er Jahren hatten 
sich aber sowohl der Rahmen als auch die Modalitäten der bulgarischen Außenhandelsaktivi- 
taten verlagert bzw. verengt. Galt zunächst eine bessere Positionierung bulgarischer Produkte 
auf den internationalen Märkten als erstrebenswert, so wich diese Zielsetzung im Zuge der 
Weltwirtschaftskrise der Überzeugung, dass der bulgarische Außenhandel am besten auf dem 
devisenfreien Wege des Clearing und innerhalb einer Großraumautarkie abzuwickeln sei. 
Wurde dies zu Beginn der 30er Jahre noch weitgehend als Notlösung betrachtet, so kam man 
am Ende des Jahrzehnts zu der Auffassung, dass dieses System sich nun auf Dauer etablieren 
würde -  als Folge der unter deutscher Führung sich vollziehenden wirtschaftlichen Neuord­
nung des gesamten Kontinents. Mit Deutschland -  davon darf ausgegangen werden -  war in 





5. Deutsche A kteure und ihre Strategien in Bulgarien
Die Erschließung des Betätigungsfeldes, das sich der deutschen Wirtschaft in erwei­
tertem Maße ab den frühen 30er Jahren in Südosteuropa und speziell in Bulgarien bot, hing in 
ihrer Verwirklichung naturgemäß von der Bereitschaft und der Kompetenz der in Frage 
kommenden Akteure ab. Bei ihnen musste es sich angesichts der Strukturen der deutschen 
Volkswirtschaft vorwiegend um Vertreter der Privatwirtschaft handeln. Der Staat konnte für 
ihre Aktivitäten lediglich die Rahmenbedingungen schaffen, wobei seine Politik insbesondere 
nach 1933 zunehmend dirigistische Züge annahm, den Handlungsspielraum der Privatwirt­
schaft also einengte. Neben den wirtschafts- und außenpolitischen Weichenstellungen, die 
durch die Politik der Reichsregierungen im wesentlichen ab der zweiten Hälfte der 20er Jahre 
wie auch durch die weltwirtschaftlichen Entwicklungen der jüngeren Vergangenheit vorge­
nommen worden waren, prägten auch die in Bulgarien vorzufindenden sozioökonomischen 
Bedingungen sowie die dort vorherrschenden wirtschaftspolitischen Vorstellungen und Ent­
scheidungen die Entfaltungsmöglichkeiten der Handelsbeziehungen sowie deutscher Aktivitä­
ten vor Ort.592
Wie in den vorherigen Kapiteln dargestellt, hatten sich diese Rahmenbedingungen 
sowohl auf deutscher als auch auf bulgarischer Seite günstig im Sinne einer zunehmend en­
gen Ausgestaltung der bilateralen Wirtschafts- und hier insbesondere der Handelsbeziehun­
gen ausgewirkt. Dabei kann vor allem aus dem bulgarischen wirtschaftspolitischen Diskurs 
der Zwischenkriegszeit der Schluss gezogen werden, dass es nicht nur deutsche wirtschaftli­
che Expansions- und Großraumautarkiepläne waren, die die Belebung der Beziehungen in 
Gang brachten und innerhalb derer Bulgarien, nach dieser Lesart, willig die ihm zugedachte 
Rolle übernahm, sondern dass das Land selbst als seine Interessen verfolgender, wenn auch 
relativ kleiner, Akteur auftrat und die Vertiefung seiner Wirtschaftsbeziehungen zu Deutsch­
land gezielt anstrebte. Bei diesen Interessen handelte es sich neben einer direkten Intensivie­
rung des Außenhandels durch Erschließung neuer Märkte auch um die Vorstellung der Mo­
dernisierung der eigenen Volkswirtschaft -  eine Zielsetzung aller sozioökonomischen Bemü­
hungen der bulgarischen Politik seit dem späten 19. Jahrhundert. Die Interpretation der au­
ßerordentlich engen wirtschaftlichen Anbindung Bulgariens an Deutschland im Laufe der 
30er Jahre allein vor dem Hintergrund der Weltwirtschaftskrise oder expansionistischer Leit­
linien der deutschen Außenpolitik greift also zu kurz.
592 Vgl. Kapitel 3.2. und 3.3..
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Dementsprechend können auch Beurteilungen der deutschen Außenwirtschaftspolitik 
der Zwischenkriegszeit, die in erster Linie mit Konzepten wie „Imperialismus“, „Ausbeu­
tung“ oder „wirtschaftliche Durchdringung“ operieren, stets nur einen Teil der Gesamtprob­
lematik beleuchten. Um weiteren Aufschluss zu erhalten, sind neben der Anerkennung Bulga­
riens als Akteur mit eigenen Interessen in diesem Kontext auch konkret Konzepte und Praxis 
des privatwirtschaftlichen deutschen Engagements im Rahmen der bilateralen Beziehungen in 
die Betrachtung mit einzubeziehen.
Den, wie es scheint, besten Einblick in diese Zusammenhänge kann die Auseinander­
setzung mit dem Mitteleuropäischen Wirtschaftstag (MWT) geben. Denn ihm als zentralem 
privat organisiertem Koordinator der deutschen ökonomischen Aktivitäten in Südosteuropa 
oblag gerade die eingangs erwähnte Erschließung dieses Betätigungsfeldes. Durch Kompe­
tenzvermittlung hatte er die Bereitschaft der deutschen Wirtschaft, sich in Südosteuropa zu 
engagieren, zu fördern. Zudem fungierte er durch seine Verbindungen zur Reichsregierung 
als Schnittstelle zwischen Politik und Wirtschaft, konnte also am ehesten die Kompatibilität 
von privatwirtschaftlichen Aktivitäten und wirtschafts- respektive außenpolitischen Vorgaben 
gewährleisten.
Angesichts dieser herausgehobenen Position des MWT soll daher im folgenden un­
tersucht werden, wie die Organisation diese Stellung, die sie seit 1931 innehatte, ausfullte. 
Das heißt, es sollen sowohl die beim MWT erarbeiteten Konzepte zur wirtschaftlichen Er­
schließung Südosteuropas und Bulgariens für Deutschland mit den ihnen zugrunde liegenden 
Motiven als auch deren Umsetzung in konkrete Projekte betrachtet werden.
Eine weitere Perspektive bieten zudem die Erfahrungen und Einblicke deutscher, in 
Bulgarien präsenter Firmen in das Wirtschaftsleben des Landes wie auch die von ihnen unter 
den gegebenen Bedingungen vor Ort entfalteten Aktivitäten. Als zentrale Quelle hierfür die­
nen die im Bulgarischen Zentralen Staatsarchiv gelagerten Firmenakten. Durch ihre Untersu­
chung soll in erster Linie eine Einschätzung ermöglicht werden, inwieweit deutsches Enga­
gement in Bulgarien den im Lande selbst dringend gewünschten Modemisierungseffekt hatte, 
wobei hier nicht nur technologische und infrastrukturelle, sondern auch sozioökonomische 
Gesichtspunkte berücksichtigt werden sollen.
Insgesamt soll auf diese Weise der außen- und wirtschaftspolitischen Dimension deut­
scher Einflussnahme in Bulgarien und Südosteuropa während der Zwischenkriegszeit eine 
praxisbezogene beigefugt werden, die unseres Erachtens notwendig ist, um zu einer ausge­
593 Vgl. Kapitel 3.L .
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5.1. Bulgarien und Südosteuropa aus der Sicht des MWT
Für eine Beurteilung der Politik gegenüber Südosteuropa und Bulgarien, die der 
MWT als zentrale deutsche Koordinationsinstanz, welche er seit 1931 war, betrieb, ist es un­
erlässlich, zu untersuchen, wie der Verein sein Betätigungsfeld sah. Hieraus lassen sich wich­
tige Schlüsse ziehen bezüglich der Motive und Zielsetzungen der im weiteren Verlauf zu be­
handelnden Konzepte und Projekte, die der MWT in der Region umsetzte oder zumindest in 
Ansätzen verwirklichte. Aufschluss hierüber können naheliegenderweise am besten beim 
M W T selbst erstellte Dokumente geben, wie etwa Niederschriften über Sitzungen, Rund­
schreiben und vor allem die ab 1935 regelmäßig an die Mitglieder herausgegebenen „Mittei­
lungen des Mitteleuropäischen Wirtschaftstages“ (MMWT).594 Umfassend vorhanden sind 
diese Quellen in den Akten der Deutschen Bank im Bundesarchiv in Berlin. Seine Bestände 
bieten eine anschauliche Dokumentation der Entwicklung und der Aktivitäten des Vereins 
von der Bildung der deutschen Gruppe im Jahre 1926 bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges.
Die Dokumente, die zur Beurteilung von Zielsetzungen und Motiven der MWT- 
Politik in Südosteuropa hilfreich sind, unterscheiden sich voneinander in ihrem Grad an Kon­
kretheit. Programmatische Schriften, die in erster Linie strategisch argumentieren, d.h. also 
die Zielvorgaben diskutieren, beziehen sich zumeist auf die Region als ganze, während Bul­
garien betreffende Texte vorwiegend konkrete wirtschaftliche Lage- und Tätigkeitsberichte 
enthalten und etwa in Form von Reiseberichten oder Übermittlungen der bulgarischen Grup­
pe des MWT oder deutscher Wirtschaftsstellen im Lande vorliegen. Da diese Papiere nicht 
für die breite Öffentlichkeit bestimmt waren, sondern lediglich im Kreise der Mitglieder kur­
sierten, kann davon ausgegangen werden, dass sie bezüglich der in ihnen geäußerten wirt­
schaftlichen und politischen Meinungen und Absichten einen hohen Grad an Authentizität 
aufweisen. Propagandistische Motive gegenüber dem breiten Publikum können jedenfalls 
weitgehend ausgeschlossen werden. Dies hätte auch dem Selbstverständnis des MWT, der 
darauf Wert legte, möglichst diskret zu agieren,595 nicht entsprochen. Problematischer er­
scheint hingegen die Frage, inwieweit derartige Absichten gegenüber den MWT-Mitgliedem 
selbst verfolgt wurden. Denn der Vorstand des Vereins war, so darf angenommen werden, 
sicherlich an einer möglichst positiven Darstellung seiner Aktivitäten im internen Kreise inte­
ressiert. Sein Bestreben musste darin bestehen, Südosteuropa seinen Mitgliedern als ein über­
aus vielversprechendes potentielles Betätigungsfeld zu präsentieren und zugleich seine eigene
594 BA, R 8119F, P 6142, Bl. 20.
595 Sohn-Rethel, A.: Industrie und Nationalsozialismus. Aufzeichnungen aus dem „Mitteleuropäischen Wirt­
schaftstag“. Berlin 1992, S. 66f. Im folgenden zitiert als „Sohn-Rethel“.
202
Kompetenz zu dessen Erschließung besonders zu unterstreichen, um die Mitglieder zu einem 
verstärkten Engagement zu ermutigen. Daher kann zwar bei den im MWT formulierten Ziel­
vorgaben Authentizität unterstellt werden, bei der Untersuchung der Prognosen und Zeitvor­
stellungen bezüglich der Erreichung dieser Ziele scheint jedoch Vorsicht geboten.
Programmatische Schriften des MWT bzw. seiner deutschen Gruppe finden sich in 
den Akten der Deutschen Bank, aber auch in denen des Auswärtigen Amtes verteilt von den 
späten 20er Jahren über den Beginn und die Mitte der 30er Jahre bis in die zweite Hälfte des 
Zweiten Weltkrieges. Zu Beginn blieben diese bezüglich eines mitteleuropäischen wirtschaft­
lichen Zusammenschlusses und der deutschen Rolle darin noch recht vage und zurückhaltend. 
Im wesentlichen wurde hier noch die schlichte Notwendigkeit eines solchen Zusammen­
schlusses betont, ohne jedoch genauere Vorstellungen über seine praktische Ausgestaltung zu 
äußern. Deutlich wird dies etwa in einem kurzen, „Programm“ betitelten Text der deutschen 
Gruppe des MWT vom Oktober 1929. Sie bezweckte offensichtlich die Werbung neuer Mit­
glieder, da ihr eine Beitrittserklärung beigeheftet war. Die Zielvorstellungen der Gruppe sind 
darin knapp aufgeführt; sie bestehen in der Schaffung eines einheitlichen „mitteleuropäi­
schen“ Wirtschaftsgebietes mit gemeinsamem Verkehrsrecht, einheitlichen Postgebühren, 
einer Harmonisierung des Eisenbahnwesens sowie Freizügigkeit. Territorial sollte dieses Ge­
biet Deutschland, die Nachfolgestaaten der Donaumonarchie sowie das übrige Südosteuropa 
umfassen, wobei die Türkei, Griechenland und Polen wie auch die baltischen Staaten uner­
wähnt blieben. Zur Unterstützung dieser Bemühungen wurde die Schaffung wissenschaftli­
cher Institute gefordert.596
Bemerkenswert an dieser Programmschrift ist zum einen, dass auch bereits vor der 
Übernahme der deutschen Gruppe durch die Schwerindustrie, d.h. den Langnam-Verein, die 
Zielvorstellungen au f eine, wenn auch hier nicht explizit geforderte, Schaffung eines deutsch 
dominierten Wirtschaftsgebietes in Mittel- und Südosteuropa hinausliefen, freihändlerische 
Ideale also bereits in den Hintergrund gerückt waren. Dies geht hervor aus dem Konzept der 
Mitteleuropa-Institute, denen eindeutig die Aufgabe zugewiesen wurde „die deutsche Kultur 
und deutsches Wissen den mitteleuropäischen Völkern näher [zu] bringen und dem deutschen 
Industriellen und Kaufmann dadurch den Absatz seiner Ware [zu] erleichtern.“597 Zwar soll­
ten umgekehrt auch in Deutschland die Kenntnisse über „Mitteleuropa“ vermehrt werden, 
unbestritten war allerdings, dass Deutschland den Mittelpunkt des gemeinsamen Wirtschafts­
gebietes bilden würde. Dessen Bildung war, wie sich vor allem aus den einleitenden Absätzen
BA,R 901,42995, Bl. 131f.
597 Ebenda, Bl. I3W-132.
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der Programmschrift ergibt, nun nicht mehr durch die Freihandelsidee motiviert, sondern 
vielmehr als Gegenstück zu den Kolonialreichen der Westmächte gedacht, die sich, so wurde 
argumentiert, immer stärker nach außen hin abschlössen.598 Nach Auffassung der deutschen 
Gruppe des MWT ergab sich hierdurch ebenfalls ein Interesse der kleinen südosteuropäischen 
Staaten an einem Wirtschaftszusammenschluss.
Ob dieser wirklich den Charakter eines Kolonialreiches annehmen sollte, wurde an 
dieser Stelle freilich nicht ausdrücklich verdeutlicht. Weiteren Aufschluss hierüber kann aber 
ein „Vortrags-Tee“ der deutschen MWT-Gruppe geben, der am 19. Februar 1929 in Berlin 
stattfand. Bei dieser Gelegenheit wurden vor Vertretern der Wirtschaft drei Vorträge gehal­
ten, die die Notwendigkeit eines mitteleuropäischen Wirtschaftszusammenschlusses betonten 
und grundsätzliche Leitlinien dafür vorgaben. Die Vortragenden waren der Vorsitzende 
Grothein, der sich mit der Frage einer deutschen Dominanz in Südosteuropa auseinander setz­
te, der Wirtschaftsprofessor Walter Hoffmann, der die kulturellen Aspekte betrachtete und der 
ehemalige Reichsminister Schiffer zu rechtlichen Fragen. Gemeinsam war allen dreien das 
Anliegen, das Gefühl einer deutschen Dominanz oder Übervorteilung bei den Völkern Süd­
osteuropas nicht aufkommen zu lassen, sondern vielmehr eine Atmosphäre von Zusammen­
arbeit und Gleichberechtigung zu schaffen. Die dortigen Staaten sollten den Eindruck haben, 
ihre Interessen in der Kooperation mit Deutschland verwirklichen zu können. Hoffmann da­
zu:
„Dieser Brückenschlag wird m.E. am besten und erfolgreichsten gelöst wer­
den können, auf dem Wege kultureller Verständigung. Wir möchten uns dabei nicht 
den anderen Nationen in der Rolle des Lehrmeisters nähern, in dem Sinne, dass wir 
ihnen unsere deutsche Kultur aufzwingen wollen. Wir wollen ihnen die Möglichkeit 
geben, sich in deutsche Kultur, in deutsche Mentalität, in deutsche Gewohnheiten ein­
zuführen und einzuleben. Wir unsererseits sollten und möchten bestrebt sein, die an­
deren Nationen kennen zu lernen in ihrem Wesen, in ihrer Eigenart, in ihrer Mentali- 
ta t.“599
Im Mittelpunkt stand bei ihm also der Gedanke, dass eine Förderung des Verständnis­
ses der deutschen Kultur im Ausland der deutschen Wirtschaft Türen öffnen und den Ab­
schluss von Geschäften erleichtern würde. Umgekehrt müssten auch in Deutschland die 
Kenntnisse fremder Kulturen vertieft werden.600 Hierzu gelte es, so fuhr Hoffmann fort, eine
598 Ebenda, Bl. 131.
599 Ebenda.
600 Ebenda, Bl. 136f., 139.
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dezentrale Kulturarbeit zu leisten, d.h. Institute als Kulturmittler zu schaffen, die auf die In­
teraktion mit den jeweiligen Regionen und Ländern der Welt, d.h. in diesem Fall auf „Mittel­
europa“, spezialisiert seien -  sei es in Deutschland oder bzw. und vor Ort. Dies könne man 
durch spezielle Steuern auf Handelsware finanzieren.601 Hauptaufgabe solcher Institute sollte 
nach Hoffmanns Ansicht „Kulturpropaganda“ für Deutschland sein. Er trat dem Streben nach 
einer deutschen Dominanz oder Vereinnahmung anderer Länder durch Deutschland entgegen. 
Seiner Ansicht nach sollte „kulturelle Propaganda (...) im Sinne kultureller Verständigung 
getrieben werden.“602 Statt Angst vor einer etwaigen informell-imperialistischen, d.h. wirt­
schaftlichen Hegemonie Deutschlands sah Hofftnann in Südosteuropa eher Aufgeschlossen­
heit für eine Kooperation mit dem Reich:
„Auf meinen wiederholten Studienreisen nach Südosteuropa durfte ich sowohl 
in wirtschaftlichen als auch in politischen und nicht zuletzt in wissenschaftlichen 
Kreisen feststellen, dass man einer engeren Zusammenarbeit mit Deutschland entge­
gen sieht, sie erwartet und ersehnt.“603
Auch Grothein trat dem Kolonialismus-Verdacht mit einer unmissverständlichen 
Klarstellung entgegen:
„Politische Führerambitionen sind dabei auszuschalten. Die Nachfolgestaaten 
dürfen nicht von der Sorge bedrückt werden, dass sich ein mitteleuropäisches Wirt­
schaftsbündnis zu einem Bundesstaat unter deutscher Führung auswächst.“604 
Vielmehr meinte er dass eine wirtschaftliche Vereinigung der Region im eigenen Inte­
resse der dortigen Staaten liege. Diese würden sich, etwa nach Art des Domino-Prinzips, ei­
ner deutsch-österreichischen Wirtschaftsunion selbständig und aus freien Stücken bald eben­
falls anschließen.605 So gesehen, konnte von einer Kolonisierung im Sinne einer aktiven Ver­
einnahmung durch ein „Mutterland“ keine Rede sein. Grothein blieb in seinem Vortrag aller­
dings den Beleg für seine Annahme schuldig, dass die gesamte mitteleuropäische Region al­
lein durch das österreichische Beispiel zu einer Aufgabe ihres bisherigen Protektionismus 
bewegt werden könne. Vielmehr ließ er durchblicken, dass die Interessenlage in einigen die­
ser Länder nicht so eindeutig war, wie er es zunächst behauptet hatte. Denn er hielt es offen­
bar für nötig, nachdrücklich vor der Gefahr einer Wirtschaftsunion unter Ausschluss Deutsch­
lands zu warnen:
601 Ebenda, Bl. 137.
602 Ebenda.
603 Ebenda, Bl. 139.
604 Ebenda.
605 Ebenda, Bl. 135.
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„Wir selbst müssen jedoch eine Donaukonföderation mit Ausschluss Deutsch­
lands verhindern. Einflussreiche Kräfte in der Tschechoslowakei, in Ungarn, z.T. 
auch in anderen Ländern erstreben das. Wir haben es bisher glücklich unterbunden. 
Deutschland ist nun einmal der integrierendste Teil Mitteleuropas.“606 
Das anschließende Plädoyer des ehemaligen Reichsministers Schiffer für ein einheitli­
ches mitteleuropäisches Wirtschaftsrecht sowie ein Schlusswort des Geschäftsführers der 
deutschen MWT-Gruppe Strencioch brachten die Veranstaltung zum Abschluss.607
Die Bedeutung der hier betrachteten programmatischen Äußerungen für die langfristi­
ge Entwicklung des MWT kann freilich erst in der Zusammenschau mit Dokumenten aus spä­
teren Jahren beurteilt werden. Dies ist umso wichtiger, als die Veranstaltung vom Februar 
1929 durch einige Faktoren charakterisiert ist, die sie von Äußerungen aus MWT-Kreisen, die 
späteren Datums sind, unterscheiden. Hierzu zählt vor allem das Datum selbst, das noch über 
zwei Jahre vor der deutschen „Umgründung“ des MWT lag. Diese vollzog sich, wie bereits 
erwähnt, unter einer eindeutigen Abkehr vom Freihandelsprinzip und, zumindest zunächst, 
der Verpflichtung des „MWT -  Deutsche Gruppe“ auf die Interessen der deutschen Schwer­
industrie, die sich mit der Landwirtschaft zuvor bereits arrangiert hatte. Verbunden war die 
Umgründung auch mit personellen Konsequenzen, d.h. einer allmählichen Zurückdrängung 
der Vertreter der Freihandelsidee aus dem Vorstand, die im Falle Grotheins schließlich im 
Ausschluss aus dem Verein endete.608
Zur Zeit des hier betrachteten Vortrags-Tees war der ehemalige Minister allerdings 
noch Vorsitzender der deutschen Gruppe des MWT -  eine Tatsache, die dem Verein Skepsis 
von Seiten der Reichsregierung und schwerindustriellen Kreisen einbrachte. Als eine Absage 
an den Freihandel lassen sich die auf der Veranstaltung gemachten Äußerungen demnach 
kaum interpretieren. Insofern kann zumindest diesbezüglich eine Kontinuität mit den Ent­
wicklungen der 30er Jahre weitgehend ausgeschlossen werden. Immerhin aber machte das 
Treffen ebenso deutlich, dass sich die deutsche Gruppe des MWT auch vor 1931 bereits in 
erster Linie als Agent deutscher Wirtschaftsinteressen in Südosteuropa verstand, die Freihan­
delsidee also bereits nicht mehr die einzige Triebfeder des Vereins war. Vielmehr sah man 
sich nun, d.h. unter dem Eindruck der beginnenden Weltwirtschaftskrise, in die Situation ver­
setzt, auf den anwachsenden Protektionismus der Kolonialmächte reagieren zu müssen. Inso­
fern hatte man sich von den ursprünglichen Idealen der Meinl’schen Initiative des Jahres
606 Ebenda.
607 Ebenda. BI. 140-142.
608 Vgl. Kapitel 3.2..
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1925 bereits nicht unerheblich entfernt. Ihre Hauptaufgabe sah die deutsche MWT-Gruppe 
der späten 20er Jahre darin, zu gewährleisten, dass Deutschland einem „mitteleuropäischen“ 
Wirtschaftszusammenschluss unbedingt angehören würde, darüber hinausgehend aber vor 
allem auch, dass eine solche Union ihren Ausgangspunkt in Deutschland und in einem, zu­
mindest wirtschaftlichen, Anschluss Österreichs an das Reich haben sollte. Eine Rolle 
Deutschlands als Führungsnation und Mittelpunkt in diesem Kontext betrachtete man -  auch 
in kultureller Hinsicht -  als natürlich gegeben.
Dies sollte jedoch nicht zu der Annahme verleiten, der MWT habe in seiner Pro- 
grammatik eine aggressive Kolonialisierungsstrategie gegenüber Südosteuropa vor Augen 
gehabt. Wie bereits gezeigt, beabsichtigte man die wirtschaftliche Annäherung innerhalb der 
Region durchaus auf dem Wege der gegenseitigen Verständigung zu betreiben. Es ist kein 
Grund erkennbar, die entsprechenden Äußerungen als bloße Lippenbekenntnisse abzutun. Zu 
solchen bestand in dem engen und internen Kreis von Wirtschaftsspitzen, für die diese pro­
grammatischen Äußerungen lediglich gedacht waren, kein Anlass. Vielmehr zeugen die ge­
haltenen Vorträge vom Februar 1929 von Realismus bezüglich der Umsetzbarkeit mitteleuro­
päischer Unionspläne. Die Kontinuität dieses Realismus über die Jahre 1931 und 1933 hinaus 
soll im weiteren Verlauf überprüft werden.
Insgesamt präsentierte sich die deutsche Gruppe des MWT im Jahre 1929 als Vorrei­
terin und als Kompetenzzentrum für die wirtschaftliche Erschließung Südosteuropas für 
Deutschland. Es galt, dem Reich, aber auch den anderen mitteleuropäischen Staaten Absatz­
märkte zu erschließen, nachdem andere durch die jüngsten Entwicklungen verloren gegangen 
schienen. Der Anspruch des MWT, der Hauptkoordinator in diesem Kontext zu sein, war be­
reits zu dieser Zeit erkennbar -  durchgesetzt wurde er erst nach 1931.
Die Rolle Südosteuropas in diesem Konzept war zwar noch nicht klar definiert, auch 
wenn zum Ausdruck gebracht wurde, dass seine Länder als eigene Interessen verfolgende und 
zu respektierende Akteure anerkannt wurden. Aufgrund der demografischen, geografischen 
und wirtschaftlichen Gewichtsverteilung wurde Deutschland zwar als Führungsmacht be­
trachtet, wie diese Rolle ausgefüllt werden sollte, blieb jedoch noch weitgehend offen -  be­
sonders auch in bezug auf den Fall eines etwaigen Beitrittes einer weiteren großen Industrie­
nation. Diese Möglichkeit hatte Grothein ausdrücklich gefordert.609 Im Zentrum standen die 
Überlegungen bezüglich der Absatzmärkte; die etwaige Notwendigkeit struktureller Abstim­
mung der verschiedenen Volkswirtschaften aufeinander oder von Maßnahmen zur ihrer Mo-
609 BA,R 901,42995, Bl. 135.
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demisienmg wurde hier in erster Linie in infrastrukturell-verkehrstechnischer und juristischer 
Hinsicht besprochen. Der Ansatz zu den später entwickelten Modemisierungskonzepten des 
MWT scheint hier allerdings bereits gegeben.
Es bleibt also die Frage, wie sich die Programmatik des MWT bzw. seiner deutschen 
Gruppe über den Bruchpunkt des Jahres 1931 hinaus entwickelte und welche Rolle Südosteu­
ropa zugedacht wurde. Die vor allem nach der nationalsozialistischen Machtergreifung weiter 
zunehmende Aufmerksamkeit der deutschen Außenwirtschaftspolitik für Südosteuropa, die 
naturgemäß ganz im Sinne des MWT war, weckte zu dieser Zeit noch einmal wachsende Be­
denken und Sorgen der deutschen Landwirtschaft vor einer, wie es hieß, Überschwemmung 
des deutschen Marktes mit „mitteleuropäischen“, d.h. südosteuropäischen Agrarprodukten. 
Vertreter des MWT wie auch des Deutschen Landwirtschaftsrates sahen sich daraufhin veran­
lasst, die Bedenken der Landwirtschaft zu zerstreuen bzw. die Politik einer handelspolitischen 
Annäherung an Südosteuropa zu rechtfertigen. Naturgemäß wurden bei solchen Gelegenhei­
ten konzeptionelle Äußerungen zur Ausgestaltung der Beziehungen getan. Hierbei wurde 
deutlich, welche Rolle Südosteuropa in den deutschen Außenwirtschaftsbeziehungen spielen 
sollte und welche politische Interessenlage hierfür den Hintergrund bildete.
Auf einer Sitzung des Deutschen Landwirtschaftsrates im Sommer 1932, die beim 
MWT lebhaftes Interesse weckte,610 erläuterte der Geheime Regierungsrat Professor Sering, 
warum die handelspolitische Annäherung Deutschlands an die südosteuropäischen Agrarstaa­
ten notwendig sei. Ähnlich, wie dies auch bereits Ende der 20er Jahre bei der deutschen 
Gruppe des MWT betrachtet worden war, sah Sering Südosteuropa als Gegenstück zu den 
großen Kolonialreichen der europäischen Westmächte, zum wirtschaftlichen Großraum der 
USA sowie dem der Sowjetunion, die gegen deutsche Produkte abgeschlossen611 und im Beg­
riff seien, Deutschland wirtschaftlich einzukreisen. Eine Verwirklichung des von Frankreich 
nach wie vor verfolgten Tardieu-Planes würde diese Einkreisung vollenden. Gegen dieses 
„französische“ stellte Sering das „deutsche Projekt“ einer engen gegenseitigen wirtschaftli­
chen Anbindung der Südost-Staaten und Deutschlands, die seiner Ansicht nach für beide Sei­
ten vorteilhaft sein werde bzw. vorteilhaft gestaltet werden müsse. Für Deutschland lag nach 
Sering der Nutzen sowohl auf wirtschaftlichem als auch auf politischem Gebiet. Ökonomisch
6.0 BA, R 8119F, P 6140, Bl. 142.
6.1 Sering erweckt hier den durchaus falschen Eindruck, als habe es zu dieser Zeit keinerlei Handel mehr zwi­
schen Deutschland und den westlichen Industrienationen gegeben. Vielmehr Übertraf dieser bis 1939 den deut­
schen Südosthandel an Warenwert bei weitem. Vgl. hierzu Boelcke, W.A.: Deutschland als Welthandelsmacht 
1930-1945. Stuttgart/Berlin/Köln 1994. S. 49f. und 56-58. Außerdem: Krüger, P.: Wirtschaftliche Mitteleuropa­
pläne in Deutschland zwischen den Weltkriegen. In: Plaschka, R.G. u.a. (Hgg.): Mitteleuropa-Konzeptionen in 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Wien 1995, S. 283-303, h ier S. 298.
612 Ebenda, Bl. 143.
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sinnvoll sei die Anbindung, da sie eine Förderung der Exporte deutscher Fertigwaren bringen 
werde, die wiederum eine Kaufkraftsteigerung der in der Industrie beschäftigten Bevölkerung 
nach sich ziehen werde. Hiervon könne die deutsche Landwirtschaft nur profitieren. Eine Be­
drohung für sie durch südosteuropäische Agrarprodukte sah Sering nicht; vielmehr ging er 
davon aus, dass Deutschland nach wie vor weiteren Einfuhrbedarf auch an landwirtschaftli­
chen Erzeugnissen habe. Worauf es ihm offenbar vor allem ankam, war die Verhinderung 
der seiner Meinung nach in erster Linie von Frankreich gewollten wirtschaftlichen Isolation 
Deutschlands. Sie konnte weder im politischen noch im wirtschaftlichen und insbesondere 
nicht im landwirtschaftlichen Interesse Deutschlands liegen.
Um dies zu erreichen, galt es nach Sering, den Schwerpunkt der deutschen Agrarim­
porte weg von Übersee nach Südosteuropa zu verlagern - freilich ohne dabei deutsche Agrar­
interessen zu missachten.613 14 In diesem Zusammenhang kam Sering auf den möglichen Nutzen 
der Zusammenarbeit für die Länder Südosteuropas zu sprechen. Sie betrachtete er als weitge­
hend verelendet, wobei er ihre herrschende Agrarverfassung hauptsächlich dafür verantwort­
lich machte, d.h. die Zerstückelung des Landbesitzes infolge der nach der Zurückdrängung 
der osmanischen Herrschaft eingeführten Erbteilung.615 Eine Intensivierung des Außenhan­
dels der südosteuropäischen Agrarstaaten, für die die Anbindung an Deutschland die Voraus­
setzung böte, sah Sering als Möglichkeit zur Überwindung ihrer Verelendung an.
Charakterisiert waren seine Vorstellungen, die er vor allem präsentierte, um die Skep­
sis der Landwirtschaft zu überwinden, durch Überlegungen zur Gestaltung des deutschen Au­
ßenhandels und der Wahl der Handelspartner. Was die Struktur des Handels betraf, so folgte 
Sering dem traditionellen Bild von Deutschland als Exporteur von industriellen Fertigwaren 
und den Südostländem als Exporteure von Agrarprodukten, d.h. in erster Linie Getreide und 
hier wiederum vor allem Weizen. Eigentlich handelte es sich hier um das übliche Handels­
schema, wie es auch den Warenverkehr innerhalb der großen Kolonialimperien prägte. Kon­
zeptionelle Vorschläge zu einer Optimierung bzw. überhaupt zur praktischen Ausgestaltung 
des deutsch-südosteuropäischen Handels machte Sering nicht.616 Zwar erkannte er wenigstens 
in groben Zügen die strukturellen schwächen der Volkswirtschaften des Donauraumes, ging 
aber nicht weiter darauf ein, wie dort unter diesen Umständen ein nennenswerter ausführbarer 
Agrarüberschuss erzeugt werden und, parallel dazu, die dortige Kaufkraft die zu einer erhöh-
613 Ebenda, BI. 144-146.
614 Ebenda, Bl. I44f.
615 Ebenda, Bl. 144. Dies traf indes nicht auf alle südosteuropäischen Länder zu. In Rumänien etwa und in den 
vormals habsburgischen Gebieten blieb der Großgrundbesitz weitgehend unangetastet. Vgl. Kapitel 2.1..
6,6 Vgl. hierzu die weiter oben behandelte einschlägige Debatte in Bulgarien.
209
ten Aufnahme deutscher Erzeugnisse notwendige Steigerung erfahren sollte. Ebenso fehlten 
bei ihm Reflexionen über das aus der Kooperation resultierende Verhältnis zwischen 
Deutschland und den Ländern Südosteuropas. Dass er es sich in Form einer informell - 
kolonialen deutschen Hegemonie ausmalte, kann aus der von ihm implizierten Rollenvertei­
lung zwischen dem industrialisierten Deutschland und dem agrarischen Südosten allerdings 
kaum zwingend geschlossen werden.
Wesentlich konkreter wurde diese Problematik im nächsten Jahr, d.h. am 19. Dezem­
ber 1933 auf einer Präsidialsitzung der Deutschen Gruppe des MWT in Berlin erörtert. Auf 
ihr ergriffen der ehemalige ungarische Ministerpräsident Graf Teleki, der deutsche Staatssek­
retär Posse sowie der Geschäftsführer des MWT, Max Hahn, das Wort zu ausführlichen Re­
debeiträgen.617 Die Frage der Interessen der deutschen Landwirtschaft, auf die Sering noch 
besondere Rücksicht hatte nehmen müssen, war nun, knapp elf Monate nach der Machtüber­
nahm e Hitlers, nicht mehr Gegenstand der Diskussion.618 Der MWT-Vorsitzendc Tilo Frei­
herr v. Wilmowsky erwähnte in seiner Begrüßungsansprache lediglich, dass
„in absehbarer Zeit der gesamte deutsche Agrarbedarf wohl kaum aus eigener 
Kraft gedeckt werden kann, und dass es sich deshalb empfiehlt, den verbleibenden 
Zuschussbedarf soweit als irgend möglich aus denjenigen Ländern zu beziehen, die 
die Hauptabnehmer unserer Industrieausfuhr sind. Dies sind aber vor allen Dingen die 
europäischen und für die Zukunft in besonderem Maße die mitteleuropäischen Lün- 
der.“619
Mit diesen einleitenden allgemeinen Ausführungen lag Wilmowsky auf derselben Li­
nie wie Sering, konnte nun aber zusätzlich darauf verweisen, dass sich der außenwirtschafts- 
politische Kurs des MWT nun offenbar auf breiter Front durchgesetzt hatte und praktisch eine 
völlige Übereinstimmung mit der Politik der Regierung Hitler bestand. Auf der Präsidial Sit­
zung
„drückte Freiherr v. Wilmowsky seine Befriedigung über das wachsende Inte­
resse aus, auf das in letzter Zeit die Bestrebungen des Mitteleuropäischen Wirt­
schaftstages in Deutschland stoßen. Er hob auch die Tatsache hervor, dass sich die 
Reichsregierung in voller Offenheit für diese gleichen Ziele einsetzt. Der Führer selbst 
hat sie wiederholt in öffentlichen Kundgebungen gebilligt.“620
617 Teilnehmerliste: BA, R 901,42998, Bl. 31-38.
6,8 Vgl. Kapitel 3.2. Dazu auch: BA, R 8119F, P 6140, Bl. 237.
619 Ebenda, Bl. 262.
620 Ebenda, Bl. 261.
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Interessanterweise nahm m it dem Ungarn Teleki auch ein Vertreter jener „Agrarstaa­
ten“ an der Sitzung teil, die dem von deutscher Seite beabsichtigten Wirtschaftszusammen- 
schluss angehören sollten. Er äußerte Vorstellungen über die künftige Zusammenarbeit, die 
über ein allgemeines Rollenverständnis von Agrar- versus Industriestaaten im Rahmen des 
Beziehungsgeflechtes hinausgingen. Naturgemäß legte er besonderen Wert auf die Betonung 
der Hoffnungen und Interessen, die Ungarn mit den angestrebten Beziehungen verband. Prin­
zipiell waren sie, wie sich auch aus den vorangegangenen Kapiteln ergibt, ähnlich gelagert 
wie bei Bulgarien, d.h. es ging Teleki nicht nur um einen intensivierten Warenverkehr zwi­
schen einem Industrie- und einem Agrarland, sondern darüber hinaus gerade um die Über­
windung dieser Rollenverteilung. Diese Vorstellung bedeutete, dass sich durch die Intensivie­
rung dieses Handels sowohl die Strukturen des Warenverkehrs als auch die Binnenstrukturen 
der beteiligten Volkswirtschaften verändern, sprich modernisieren sollten. Konkret meinte 
Teleki damit eine Entwicklung deijenigen Produktionszweige, für die die Länder des Donau­
raumes aufgrund ihrer klimatischen Bedingungen besonders prädestiniert waren, sowie den 
Ausbau der weiterverarbeitenden Industrien:
„In einem solchen System der mitteleuropäischen Handels- und Produktions­
gemeinschaft würden Ungarn und das Donautal eine speziell Stellung einnehmen, 
weil hier das einzige kontinentale Gebiet im ozeanischen Europa liegt und daher Eu­
ropa mit all dem versorgen kann, was es infolge seines einzigartigen Klimas hervor­
zubringen vermag. Dabei wäre eine enge Zusammenarbeit mit seinen Konsumenten, 
also auch mit Deutschland notwendig, indem beide, Produzent und Konsument, sich 
planmäßig aufeinander einstellen. Freilich möchte Ungarn neben seiner Landwirt­
schaft auch seine landwirtschaftliche Industrie entwickeln und nicht nur Rohprodukte, 
sondern schon verarbeitete agrarische Produkte liefern.“621
Die Tatsache, dass ein prominenter Vertreter Ungarns auf einer Präsidialsitzung des 
„MWT -  Deutsche Gruppe“ die Erwartung äußern konnte, das sein Land -  und dementspre­
chend auch die anderen Länder Südosteuropas -  in Form einer strukturellen Modernisierung 
ihrer Volkswirtschaften von der handelspolitischen Integration mit Deutschland profitieren 
sollten, deutet darauf hin, dass auch der deutschen Seite diese Hoffnung als zumindest als le­
gitim erschien, wenn sie nicht gar auch als im eigenen Interesse liegend erkannt wurde.
Bezüglich der Frage, inwieweit Teleki als ehemaliger ungarischer Ministerpräsident 
auf der Sitzung wirklich offizielle „nationale“ Interessen Ungarns vertrat, ist freilich Vorsicht
62t Ebenda, Bl. 264.
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geboten. In dem Dokumenten des MWT deutet jedenfalls nichts darauf hin, dass er in offi­
ziellem Regierungsauftrag an der Zusammenkunft teilnahm. Zudem darf nicht vergessen 
werden, dass es zu dieser Zeit in Ungarn auch andere gewichtige Stimmen gab, die gegen ei­
ne enge wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Deutschland eintraten. In diesem Zusammen­
hang sei hier lediglich der Name des ungarischen Staatssekretärs Elemer Hantos erwähnt, der 
sich im Rahmen des „alten“ MWT seit den 20er Jahren stets für eine Donaukonföderation 
ohne deutsche Beteiligung eingesetzt hatte. Teleki hingegen brachte auf der Sitzung vom 
19. Dezember 1933 Ansichten vor, von denen angenommen werden darf, dass man sie beim 
deutschen MWT gerne horte:
„Würde z.B. Deutschland (...) sich gegen seine Nachbarn abschließen, so wür­
den in der zwangsläufigen Rückwirkung auch die Donauländer zum Versuche der Au­
tarkie gezwungen, sei es für sich allein oder durch ihren Zusammenschluss unterein­
ander. Dennoch würde eine solche Entwicklung, die bekanntlich aus politischen 
Gründen den Absichten Frankreichs und der Kleinen Entente entspricht, aller wirt­
schaftlichen Vernunft widersprechen.“* 623
Unabhängig davon, inwieweit der ehemalige Ministerpräsident hier die Linie der un­
garischen Regierung vertrat oder zumindest repräsentativ für die Auffassungen der führenden 
Wirtschaftskreise Ungarns sprach, so darf doch angenommen werden, dass die Aussicht auf 
eine Erfüllung der von ihm geäußerten Modemisierungserwartung die allgemeine ungarische 
Bereitschaft zu einer engen wirtschaftlichen Anbindung an Deutschland positiv zu beeinflus­
sen geeignet war.
Offenbar in dieser Erkenntnis ging auch MWT-Geschäftsführer Max Hahn auf den 
Zusammenhang zwischen der Schaffung eines handelspolitischen Zusammenschlusses im 
Donauraum und der Modemisierungsproblematik ein. In Ergänzung seiner Vorredner, die im 
wesentlichen die strategische Zielsetzung eines großen mitteleuropäischen Wirtschaftsraumes 
skizziert und begründet hatten, wandte sich Hahn der praktischen Ausgestaltung eines sol­
chen Projektes zu und zeigte Perspektiven für eine erfolgreiche Umsetzung auf. Laut der Nie­
derschrift der Präsidialsitzung war dies
„gewiss auch eine Frage der Politik aber, die Konstruktion von Wirtschafts­
räumen, sei es in Europa, sei es außerhalb Europas, hat doch nur dann Aussicht auf 
Erfolg, wenn es möglich ist, derartige Konstruktionen im Rahmen des wirtschaftlich
Vgl. Kapitel 3.1..
623 BA, R 8119F, P 6140, Bl. 263.
Tragbaren zu halten, d.h. wenn die Dinge so gruppiert und gestaltet werden, dass für 
die beteiligten Völker ein wirtschaftliches Plus herausspringt’.“624 
Hahn betrachtete, wie aus dieser Aussage hervorgeht, die wirtschaftlichen Profitinte­
ressen aller potentiellen Teilnehmer am anvisierten Großwirtschaftsraum als grundsätzlich 
legitim und sah in ihrer gegenseitigen Anerkennung darüber hinaus eine wesentliche Voraus­
setzung für das Funktionieren eines mittel- bzw. südosteuropäischen Wirtschaftszusammen­
schlusses. Die Idee einer einseitigen Rollenverteilung innerhalb einer solchen Union nach ko­
lonialem Muster, d.h. einen einfachen Gütertausch deutscher industrieller Fertigwaren gegen 
osteuropäische Agrargüter und Rohstoffe, hielt Hahn für überholt. Hierfür sah er zwei Grün­
de: zum einen in globaler Perspektive den fehlenden Zugang Deutschlands zu den Kolonial­
märkten, der verursacht sei durch
„mächtige Monopolisierungsbestrebungen der großen Wirtschaftsstaaten wie 
England, Amerika, Japan, auch Frankreich, die sich ihre Bezugs- und Absatzgebiete 
kommerziell und politisch ausschließlich vorzubehalten suchen und die wir an diesem 
Bestreben nicht zu hindern vermögen.“625
Zum anderen sah Hahn Osteuropa bereits in einem Industrialisierungsprozess begrif­
fen, der dem Aufbau eines kolonial geprägten Verhältnisses zu Deutschland ohnehin den Bo­
den entzogen hätte.626 627
Die Schlussfolgerungen, die Hahn aus dieser einleitenden Analyse zog, zielten au f die 
Entwicklung eines umfassenden und integrierten Kooperationskonzepts zur Schaffung eines 
Großwirtschaftsraumes in Mittel- bzw. Südosteuropa ab. Dabei ließ der Geschäftsführer al­
lerdings durchblicken, dass er zwar kein deutsches Kolonialreich im Sinne hatte, dass die 
südöstlichen Länder aber eine ähnliche Funktion für Deutschland erfüllen sollten, die es die­
sem, wie er ausdrücklich betonte, erlauben würde, den übrigen Großmächten in Augenhöhe 
gegenüberzutreten. Dieses Konzept beinhaltete nach Hahn:
„die Verlagerung des Schwergewichts unserer wirtschaftlichen Intensität, un­
seres wirtschaftlichen Austausches auf europäische Länder, damit wir als handelspoli­
tischer Faktor in den Auseinandersetzungen mit den großen Weltmächten einen besse- 
ren Stand haben, als wir ihn jetzt haben können.“
Ähnlich w ie bei Sering, so war auch bei Hahn diese Problematik für Deutschland 
doppelt gelagert. Zum einen ging es um eine Verschiebung der deutschen Importschwerpunk-
624 BA, R 8119F, P 6140, Bl. 265.






te, die sich nach Hahn nach dem Weltkriege immer mehr nach Übersee verlagert hatten, zu­
rück nach Europa und hier vor allem nach Mittel- und Südosteuropa. Zum anderen galt es, 
wie Hahn unter Berufung auf seinen Vorredner Posse unterstrich und wie auch Sering ange­
deutet hatte, im Interesse profitabler Beziehungen den Lebensstandard in der Region, d.h. die 
allgemeine Kaufkraft zu steigern.628
Die Anhebung des Lebensstandards in den Agrarstaaten der Donauregion stand also 
für Hahn weit vome in seinem Konzept; er betrachtete sie als Grundvoraussetzung, um den 
erwünschten intensiven Warenverkehr in Gang zu bringen. Zur praktischen Umsetzung dieser 
Intensivierung war nach Hahn nicht nur eine geografische Verlagerung der deutschen Importe 
von Übersee nach Südosteuropa notwendig. Sie erforderte auch eine qualitative Verlagerung, 
d.h. eine Umstrukturierung der landwirtschaftlichen Produktion in den Partnerländern, die 
sich am deutschen Einfuhrbedarf zu orientieren hatte. In diesem Zusammenhang nannte Hahn 
eine Reihe von Erzeugnissen und Rohstoffen, deren Produktion in den betreffenden Ländern 
gezielt zu fördern sei, wobei zu deren Steuerung gezielt auf staatliche Formen der Bewirt­
schaftung zu setzen sei.629 Er teilte die für den deutschen Import interessanten Produkte in 
drei Gruppen ein: erstens, landwirtschaftliche Erzeugnisse, zweitens, Rohstoffe aus Holz und 
sonstiger pflanzlicher Art und drittens, Obst und andere Nahrungsmittel. Besonders in der 
ersten Gruppe sah Hahn ein großes Potential zur Verlagerung der deutschen Einfuhren von 
Übersee nach Südosteuropa, da hierzu auch traditionelle Produkte dieser Region, wie etwa 
Weizen und Mais gehörten. Hinzu kamen hier aber auch Produkte, deren Kultivierung es dort 
erst einzuführen galt, wie zum Beispiel Sojabohnen, Leinsaat und Ölkuchen. Die zweite 
Gruppe betreffend nannte Hahn zuvörderst metallische Rohstoffe wie Kupfer, Chromerz, 
Bleierz und Zink, daneben auch Erdöl, Stoffe also, für deren profitable Gewinnung die struk­
turellen und technologischen Voraussetzungen vor Ort freilich zumeist erst noch geschaffen 
werden mussten. Ähnliches galt auch für die dritte Gruppe, d.h. vor allem das Obst.630 Zwar 
waren hierfür in weiten Teilen Südosteuropas zumindest für bestimmte Sorten, wie bei­
spielsweise Trauben, klimatische hervorragende Bedingungen gegeben, doch war es notwen­
dig, zur Steigerung ihrer Produktion kompetenzfÖrdemde Maßnahmen in der Bauernschaft zu 
ergreifen sowie die Produktion durch das Bieten attraktiver Absatzmöglichkeiten in Deutsch­
land zu stimulieren.
628 Ebenda.
629 Ebenda, Bl. 267.
630 Ebenda.
214
Im allgemeinen waren also nach Hahn Reformen bei den Produktionsstrukturen der 
Agrarländer des Donauraumes notwendig, um die gewünschten Importverlagerung im deut­
schen Außenhandel zu erreichen. Als zuverlässigsten Akteur auf diesem Gebiete betrachtete 
er den Staat, er gewährleistete seiner Meinung nach am ehesten die Abstimmung der inländi­
schen Produktion mit den Einfiihrerfordemissen Deutschlands. Das heißt, Hahn kam es dar­
auf an, dass Deutschland bzw. die deutsche Wirtschaft zur Anpassung der südosteuropäischen 
Produktionsstrukturen an den deutschen Bedarf sich nicht in vielfältigen Verhandlungen mit 
den jeweiligen Produzenten verzetteln, sondern dass Gespräche auf Regierungsebene genü­
gen sollten, um die gewünschten Maßnahmen in die Wege zu leiten. Welcher Art solche 
Maßnahmen zu sein hatten und wie tiefgreifend, darüber äußerte sich Hahn nur vage:
„Überhaupt braucht es sich keineswegs überall um umwälzende Maßnahmen 
zu handeln, wenn man die Einzelbedingungen des Imports studiert und sich die Mittel 
genau überlegt, mit denen man die Importverlagerung praktisch erzielen kann.“ 
Insgesamt aber wurde klar, dass Südosteuropa für Hahn zwar im allgemeinen die 
Funktion eines Lieferanten von landwirtschaftlichen Erzeugnissen und Rohstoffen hatte, dass 
aber im Interesse einer effizienten Ausübung dieser Funktion und im Interesse des Absatzes 
deutscher Fertigwaren Struktur- und kaufkraftfÖrdemde Maßnahmen in der Region zu ergrei­
fen waren.
Mit diesem Entwicklungsaspekt des Projektes eines integrierten Großwirtschafts- und 
Handelsgebietes in Mittel- und Südosteuropa befassten sich besonders in den Jahren 1939-41 
eine Reihe von Denkschriften und Vorträgen, die beim MWT verfasst bzw. gehalten wurden. 
Die Tatsache, dass diese Problematik nach dem Beginn des Zweiten Weltkrieges offenbar 
verstärkte Aufmerksamkeit erfuhr, kann verschiedenen Gründen geschuldet sein. Abgesehen 
von der schlichten Überlieferungslage kann es sein, dass man am Ende der 30er Jahre und 
nach den ersten Erfahrungen mit der verstärkten bilateralen Kooperation mit den Ländern 
Südosteuropas beim MWT den Zeitpunkt für gekommen hielt, die eigenen Konzepte neu zu 
überdenken und zu präzisieren. Zudem darf nicht vergessen werden, dass der MWT sein Pro­
jekt für so langfristig angelegt hielt, dass man sich um 1940 immer noch in einer Anfangs­
und Planungsphase wähnte, die noch durch einen grundlegenden konzeptionellen Gedanken­
austausch gekennzeichnet sein sollte. Außerdem aber kann vermutet werden, dass innerhalb 
des MWT gerade die Kontinuität der eigenen Arbeit unterstrichen werden sollte, d.h. es sollte *
631 BA, R 8119F, P 6140, Bl. 267.
klargestellt werden, dass Aktivitäten und Konzept durch den Kriegsbeginn keine wesentli­
chen Änderungen erfahren hätten.
Für letztere Annahme spricht zum Beispiel ein im Jahre 1940 vom Geschäftsführer 
des MWT, Max Ilgner, vor Mitgliedern des Vereins gehaltener Vortrag. Sein Thema war: 
„Deutschland und die wirtschaftliche Intensivierung der südosteuropäischen Länder“. In ihm 
betonte der Redner einleitend, dass sich seit dem Beginn des Krieges die Beziehungen 
Deutschlands zu Südosteuropa wirtschaftspolitisch nicht geändert hätten:
„Bei der Ausarbeitung des heutigen Vortrages ( ...)  konnte ich feststellen, dass 
die Grundgedanken des damals in Friedenszeiten ausgearbeiteten Vortrages auch heu­
te noch ihre Gültigkeit besitzen. Ich glaube, dass diese Feststellung deshalb besonders 
interessant ist, weil sich daraus ergibt, dass die heutige Einstellung zu den Ländern 
des Südostens nicht etwa kriegsbedingt ist, sondern lediglich eine logische Fortset­
zung unserer bisherigen wirtschaftspolitischen Einstellung zum Südosten darstellt;
 ̂  ̂«632
Beim Blick auf den historischen Hintergrund des Ilgner’sehen Vortrages kommen 
zwei Sorgen in betracht, die die Länder Südosteuropas seit Kriegsbeginn haben konnten und 
die Ilgner nun zu zerstreuen versuchte. Zum einen konnte man im Donauraum, der zu dieser 
Zeit für Deutschland noch kein Kriegsschauplatz war, befurchten, dass die deutsche Seite an­
gesichts der erreichten Eroberungen das wirtschaftliche Interesse an Südosteuropa verlieren 
könnte, da es sich nun aus den besetzten Gebieten versorgen konnte.632 33 634Zum anderen war es 
möglich, dass Deutschland seine erweiterte Machtposition dazu nutzen konnte, die Wirt­
schaftsbeziehungen zu Südosteuropa auf eine vollkommen neue, die eigenen Interessen stär­
ker betonende Grundlage zu stellen.
Derartigen Befürchtungen trat Ilgner deutlich entgegen und betonte das deutsche Inte­
resse an einer weiteren wirtschaftlichen Entwicklung Südosteuropas. Er hob hervor
„dass es eine der Hauptaufgaben des Mitteleuropäischen Wirtschaftstages bis­
her schon war und vor allem auch in Zukunft sein wird, alles zu tun, um eine Ein­
schaltung der deutschen Wirtschaft in die Entwicklung des Südostens zu fördern,
 ̂  ̂«634
632 BA, R 8119F, P 6135, Bl. 396.
633 Buchheim hat hingegen daraufhingewiesen, dass „der größte ausländische Beitrag zur deutschen Kriegswirt­
schaft aus den besetzten Ländern Westeuropas gekommen ist“. Vgl. Buchheim, Chr.: Die besetzten Länder im 
Dienste der deutschen Kriegswirtschaft während des Zweiten Weltkrieges. In: Vierteljahrshefte für Zeitgeschich­
te, 34/1986, H. 1,S. 117-145, hier: S. 119.
634 BA, R 8119F, P 6135, Bl. 396.
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Im weiteren Verlauf seines Vortrages war Ilgner noch nachdrücklicher bestrebt, Be­
denken der südosteuropäischen Länder bezüglich einer deutschen Dominanz die Grundlage 
zu entziehen. Das Argumentationsmuster, das er dabei verwendete, bestand im wesentlichen 
aus zwei Hauptmotiven: dem deutschen Eigeninteresse an einer gedeihlichen wirtschaftlichen 
Entwicklung Südosteuropas sowie, naheliegenderweise, den für die Region selbst attraktiven 
Aspekten seines Konzeptes -  kurz, die Komplementärstellung der wirtschaftlichen Interessen 
beider Seiten. Die Angst der Südosteuropäer, unter eine deutsche Vorherrschaft zu geraten, 
sprach er explizit an:
„[Es] kann festgestellt werden, dass die Einstellung Deutschlands gegenüber 
dem Südosten seit Erkenntnis der Bedeutung der Länder dieses Raumes, das heißt al­
so eigentlich schon seit der Jahrhundertwende, konstant ist. Deshalb ist die im Südos­
ten gelegentlich gehörte Befürchtung, dass Deutschland seine politische Vormacht­
stellung missbrauchen könne, unberechtigt; es kann schließlich für die Länder des 
Südostens keine günstigere Situation geben, als die, dass sie mit derjenigen Groß­
macht auf das engste befreundet sind, die (...) in der Lage ist, durch die Stärke ihrer 
Kaufkraft und ihres hohen Standes der Wissenschaft und Technik diesen Ländern 
praktisch alles zu bieten, was zu einer wirtschaftlichen Intensivierung und Höherent­
wicklung insbesondere auch auf sozialem Gebiet notwendig ist.“635 
Gleichwohl ließ Ilgner keinen Zweifel daran, dass Deutschland in einem wirtschaftli­
chen Zusammenschluss mit Südosteuropa eine Führungsposition einnehmen würde. Um die­
sen Gedanken aber nicht in einem zu starken Widerspruch mit den oben zitierten Ausführun­
gen erscheinen zu lassen, betonte er im gleichen Atemzuge, dass eine solche Stellung 
Deutschlands gleichzeitig eine besondere Verantwortung bedeute. Grundsätzlich betrachte 
man das Projekt als „eine Zusammenarbeit mit den Wirtschaften der Agrar- und Rohstofflän­
der als eine Gemeinschaftsarbeit mit Partnern, deren nationalwirtschaftliche Interessen eben­
so anerkannt werden wie die eigenen.“636 Bemerkenswert an diesen Passagen seines Vortra­
ges ist, dass Ilgner diese Anerkennung der wirtschaftlichen Interessen der Donauländer als 
gleichberechtigt mit den deutschen ausgerechnet unter Berufung auf die nationalsozialistische 
Ideologie aussprach. Diese beruhte, wie er meinte, „auf der Achtung vor dem völkischen 
Moment“.637 In diesem Kontext verwendete der Geschäftsführer des MWT außerdem einen 
Begriff, der aus heutiger Sicht nicht weniger mit der NS-Ideologie verbunden wird und des­
635 Ebenda, Bl. 403.
636 Ebenda, Bl. 400.
637 Ebenda.
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halb nicht weniger belastet ist, als das Adjektiv „völkisch“: Es handelt sich dabei um den 
Terminus „Lebensraum“. Dieser wurde, auch das ist allgemein bekannt, von den Nazis in ers­
ter Linie im Zusammenhang mit militärischen Eroberungen im Osten gebraucht. Ilgner schien 
indes ein wesentlich harmonischeres Verständnis von diesem Konzept zu haben:
„Deutschland und die Länder des Südostens bilden zusammen einen Lebens­
raum, (...) der bei einer verständnisvollen Bereitschaft aller Länder, zusammenzuar­
beiten, in der Lage ist, die notwendigsten Bedürfnisse gegenseitig und weitgehendst 
zu decken. Wer die Verhältnisse der Länder des Südostens kennt (...) weiß, dass es 
sich bei dem Begriff Lebensraum nicht um einen Raum handeln kann, in dem 
Deutschland siedeln oder leben will, sondern mit dem Deutschland Zusammenleben 
und Wirtschaft treiben will (,..),“638
Dem Vortragenden war allerdings offenbar klar, dass es unterschiedliche Interpretati­
onen des Begriffes „Lebensraum“ gab, dies führte er jedoch auf zum Teil absichtliche Miss­
verständnisse im ausländischen Diskurs zurück. Wenn, so erklärte er, eine imperialistische 
Auffassung von Lebensraum aufkommen hätte können, so liege dies daran, dass es die wirt­
schaftlichen Ausbeutungsmethoden des Kolonialismus der Westmächte gewesen seien, die 
diese Definition nahegelegt hätten.639 In Ilgners Sicht war Lebensraum also ein ursprünglich 
von den westlichen Industrienationen geprägtes Konzept, dem es nun, im Rahmen der 
deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen, eine neue, konstruktivere und vor allem 
auch nachhaltigere Bedeutung zu verleihen galt. Die Methoden des westlichen Kolonialismus 
hatten seiner Meinung nach „kurze Beine“.640
Hier drängt sich die Frage auf, wie Ilgner zu dieser Interpretation von Kembegriffen 
der NS-Ideologie gelangen konnte. Dies ist in zweierlei Hinsicht relevant: zum einen in bezug 
auf die Textinterpretation seines Vortrages, zum anderen in bezug auf das Verhältnis des 
MWT zum Nationalsozialismus in ideologischer wie auch politischer Beziehung. Den erste- 
ren Punkt betreffend darf einerseits angenommen werden, dass Ilgner wirklich meinte, was er 
sagte, d.h. er sprach in Unkenntnis der wahren Absichten des NS-Regimes, andererseits kann 
diesen Passagen, in denen er einen Bezug zum Nationalsozialismus herstellte, auch ein takti­
sches Motiv unterstellt werden. Dies würde bedeuten, dass Ilgner, um den MWT beim Re­
gime nicht in Ungnade geraten zu lassen, irgendwie versuchte, die herrschende Ideologie in 








Hier ergibt sich bereits ein Berührungspunkt zur Frage nach dem Verhältnis des MWT zum 
Nationalsozialismus. Bei Ugner erhielt dieses Verhältnis indes eines tragisch-ironische Note, 
verwendete er doch mit den Begriffen „Lebensraum“ und „völkisch“ gerade solche, die das 
Regime am direktesten auf Krieg hinfuhrten. Beim Blick auf die Person Ilgners entsteht in 
der Tat der Eindruck einer tiefen Verstrickung des MWT in die Verbrechen des NS-Regimes. 
In seinem Falle scheint sie weit über den Gleichklang der außenwirtschaftlichen Ziele von 
MWT und Nationalsozialismus hinauszugehen, die 1933 vom Vorstand des Vereins festge­
stellt worden war.641 Denn Ilgner bekleidete seit Beginn der 30er Jahre eine führende Position 
in einer Unterorganisation der IG Farben, die aufgrund ihrer nicht eindeutig definierten Funk­
tion im Rahmen des Konzerns schlicht nach ihrer Adresse benannt wurde: „Berlin NW7“. Sie 
war die Hauptkontaktstelle des Konzerns zur Reichsregierung. Dementsprechend gehörten zu 
ihr die Volkswirtschaftliche und die Wirtschaftspolitische Abteilung der IG Farben. Ilgner 
hatte in seiner Funktion erheblichen Einfluss auf die Gestaltung der Beziehungen des Kon­
zerns zum Regime. Dies mag ihm dadurch erleichtert worden sein, dass er als Schüler der 
Preußischen Kadettenanstalt Berlin-Lichterfelde vor 1918 und später als Freikorps-Kämpfer 
das Milieu bereits kennen gelernt hatte, aus dem eine Reihe führender Nationalsozialisten 
hervorgegangen war.642 643Die Verstrickung der IG Farben in die NS-Verbrechen bestand in ers­
ter Linie in der Expansion des Konzerns nach Osteuropa, die mit den militärischen Eroberun­
gen einherging, sowie der Versorgung staatlicher und parteigebundener Organisationen mit 
chemischen Produkten. Am bekanntesten ist in diesem Zusammenhang die Lieferung von 
Zyklon B für die Vernichtungslager. Allerdings hat Hayes betont, dass die Rolle des Kon­
zerns zur NS-Zeit weniger darin bestand, eine treibende Kraft beim kriegerischen Kurs des 
Regimes zu sein, als vielmehr darin, den größtmöglichen Profit daraus zu ziehen. Von ih­
ren ideologischen Wurzeln her gesehen, scheint die IG Farben vom Nationalsozialismus wei­
ter entfernt gewesen zu sein, als der MWT. Denn die IG Farben verfolgte ursprünglich eher 
exportorientierte und ffeihändlerische Interessen und stand damit im Gegensatz zur Schwer­
industrie, die eigentlich hinter dem MWT stand und mit ihren rüstungspolitischen und autar- 
kieorientierten Interessen eher den kriegerischen Kurs des NS-Regimes unterstützte.644 Ihr
641 Vgl. Kapitel 3.2..
642 Hayes, P.: Industry and Ideology. IG Farben in the Nazi era. Cambridge 1987, S. 30. Im folgenden zitiert als 
„Hayes”. Vgl. außerdem: Schröter, V.: The IG Farbenindustrie in Central and South-East Europe, 1926-38. In: 
Teichova, A.; Cottrell, P.L. (Hgg.): International Business and Central Europe, 1918-1939. Leicester/New York 
1983, S. 139-172, hier: S. 143.
643 Hierzu ausführlicher: Hayes, S. 213-218.
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Repräsentant beim MWT war Max Hahn vom Langnam-Verein.645 Die Tatsache, dass es der 
Schwerindustrie noch vor Hitlers Machtübernahme gelungen war, sich in Bezug auf ihre 
„Mitteleuropas-Politik mit der deutschen Landwirtschaft zu arrangieren, und dass Mitte der 
30er Jahre mit Ilgner auch die chemische Industrie beteiligt wurde, verleiht der Führung des 
MWT ein sehr heterogenes Aussehen.646 Zudem saßen mit Wilmowsky und Hassell, dem e- 
hemaligen deutschen Botschafter in Rom und Belgrad, zwei Männer im Vorstand, die gegen 
Ende des Krieges zu Verfolgten des NS-Regimes im Zusammenhang mit dem 20. Juli werden 
sollten.647 Es scheint daher schwierig, aus der personellen Zusammensetzung der MWT- 
Führung oder der Beteiligung von Unternehmen und Interessenverbänden Rückschlüsse auf 
die Nähe des Vereins zum Nationalsozialismus zu ziehen. Diese ergab sich wohl vielmehr aus 
der zumindest noch während der 30er Jahre bestehenden strukturellen Vereinbarkeit der au­
ßenwirtschaftlichen Ziele von MWT und NS-Regime, die, wie bereits gezeigt, von der Füh­
rung des Vereins auch ausdrücklich gewürdigt wurde.648
Aus der Sicht Ilgners im Jahre 1940 war die kriegerische Entwicklung in Bezug auf 
Südosteuropa noch nicht notwendigerweise abzusehen. Er konnte nicht wissen, dass im fol­
genden Jahr ein Regimewechsel in Jugoslawien und italienische militärische Abenteuer in 
Südosteuropa einen deutschen Balkanfeldzug nach sich ziehen würden. Die deutsche Ent­
wicklungsarbeit in der Region, die er als im eigenen Interesse der deutschen Wirtschaft gele­
gen darstellte und die nur langfristig angelegt sein konnte, war im Gegenteil auf die Erhaltung 
des Friedens im Donauraum angewiesen -  ein Interesse, das der MWT im übrigen zumindest 
zu diesem Zeitpunkt mit dem Nazi-Regime teilte, welches sich ohne Gefahr für die Südflanke 
ganz auf den Angriff auf die Sowjetunion konzentrieren wollte.
Ausgehend von einer friedlichen Entwicklung auf der Balkanhalbinsel und einem 
gleichbleibenden deutschen Interesse an dieser Wirtschaftsregion präsentierte dementspre­
chend Ilgner seine Vorstellungen von der Gestaltung der deutsch-südosteuropäischen Wirt­
schaftbeziehungen. Er betonte dabei wiederholt, wie sehr die Modernisierung der dortigen 
Länder im deutschen Interesse liege. Die Langfristigkeit der angestrebten Entwicklung be­
645 Vgl. Kapitel 3.2..
646 Ebenda.
647 Vgl. Schönfeld, Kooperation.
648 Vgl. Kapitel 3.2.. Offen bleiben muss an dieser Stelle die Frage nach dem Verhältnis des MWT zur „Südost­
europa-Gesellschaft“ (SOEG), die eindeutig eine Gründung des NS-Regimes war und ebenfalls Konzepte zur 
deutschen Südosteuropa-Politik erarbeitete. Nach Orlow erlangte die SOEG im Laufe des Krieges eine Funktion 
als Ersatz-Wirtschaftsministerium für Südosteuropa unter Verdrängung des eigentlichen Reichswirtschaftsminis­
teriums. Vgl. Orlow, D.: The Nazis in the Balkans. A Case Study of Totalitarian Politics. Pittsburgh 1968, S. 
179f.. Erschwert werden dürfte die Erforschung des Verhältnisses MWT-SOEG durch den Umstand, daß in den 
MWT-Akten praktisch keine Hinweise auf die SOEG zu finden sind.
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nutzte er dabei gerade als Argument zur Beruhigung deutscher Exporteure, die befürchteten, 
sie würden die Abnehmer in der Region verlieren, wenn diese die bisher in Deutschland er­
zeugten und von dort eingeführten Waren selbst herstellen könnten:
„Die Gefahr, dass die Entwicklung der jungen Agrar- und Rohstoffländer eine 
allzu stürmische und damit ungesunde ist, wird dadurch verringert, dass die Heranbil­
dung von Qualitätsarbeiten! und die Entwicklung der Verkehrs- und Transportver­
hältnisse lange Zeiträume beanspruchen, so dass hierdurch schon das Tempo der Ent­
wicklung reguliert wird.“649
Darüber hinaus betonte er, dass auch eine Industrialisierung der südosteuropäischen 
Länder strukturell bedingt in eine ganz andere Richtung als etwa die Deutschlands verlaufen 
wurde und dass daher auch später immer noch Möglichkeiten zur gegenseitigen wirtschaftli­
chen Ergänzung aufgrund der Verschiedenheit des Produktspektrums zu erwarten seien:
„Ein Land mit reichen Bodenschätzen wird kaum den Wunsch haben, eine In­
dustrie zur synthetischen Erzeugung von Werkstoffen zu entwickeln, ebenso wenig 
wie ein kleines Land mit geringen Entfernungen eine führende Stellung in der Ent­
wicklung des Verkehrswesens einnehmen wird.“650
In diesem Zusammenhänge stellte Ilgner auch klar, was er unter dem Begriff „Indust­
rialisierung“ verstand -  nicht einen bloßen Nachvollzug der Entwicklung einer Industrienati­
on wie Deutschland, sondern, allgemeiner gefasst, eine Intensivierung der Wirtschaft und 
Wachstum.651
War also nach Ilgner deutlich geworden, dass die deutsche Wirtschaft und der deut­
sche Export keine ernsthaften Beeinträchtigungen durch eine Modernisierung der Südostlän­
der zu befurchten hatten, so ging der MWT-Geschäftsführer im folgenden noch weiter und 
betonte, dass dies für die Steigerung der deutschen Ausfuhr sogar notwendig sei, um dort die 
Kaufkraft anzuheben und damit die Absatzchancen deutscher Produkte zu erhöhen. Er sagte 
„dass die Industrieländer nur so lange die Möglichkeit haben, ihren Export in 
die Agrar- und Rohstoffländer fortzusetzen bzw. zu steigern, als dort genügend Kauf­
kraft für Import zur Verfügung steht. Und hierin liegt meines Erachtens die entschei­
dende Begründung für die Richtigkeit einer Einschaltung in die wirtschaftliche Ent­
wicklung der Agrar- und Rohstoffländer.“652
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Hatte demnach Deutschland also ein starkes Interesse an einer nachhaltigen Moderni­
sierung der südosteuropäischen Volkswirtschaften, so war hierbei auch, wie sich aus Ilgners 
weiteren Ausführungen ergibt, eine allmähliche Rollenverschiebung innerhalb des Systems 
des agrar-industriellen Austausches ins Kalkül mit einzubeziehen. In diesem Kontext fand 
Ilgner offenbar nichts besorgniserregendes an der Erwartung, dass eine von Deutschland an­
geregte Entwicklung der südöstlichen Agrarstaaten dazu führen konnte, „dass mit der Zeit 
viele der bisher exportierten Waren nunmehr im Lande des Beziehers selbst hergestellt wer- 
den Dem stellte Ilgner die Hoffnung entgegen, dass sich mit einer solchen Entwick­
lung die Exportchancen für deutsche Waren nicht verschlechtern, sondern vielmehr noch wei­
ter verbessern würden. Zwar würde, wie er erwartete, der Anteil der importierten Güter am 
gesamten Warenumsatz jener Länder abnehmen, sein absoluter Wert würde sich jedoch erhö­
hen. Er berief sich hier auf Erfahrungswerte:
„Im allgemeinen kann man sagen, dass diejenigen Agrarländer, die sich im 
Laufe der letzten Jahrzehnte besonders stark wirtschaftlich entwickelt haben, zwar 
häufig eine Senkung des Anteils des Imports (...) erfuhren, während aber gleichzeitig 
(...) der absolute Einfuhrwert gewachsen ist.“653 54
Stand es also für Ilgner fest, dass eine wirtschaftliche Entwicklung der südosteuropäi­
schen Länder in jedem Falle deutschen Interessen auch dann dienen würde, wenn sie dazu 
führte, dass der Anteil der deutschen Ausfuhr an ihrem gesamten Warenumsatz zurückginge, 
mit anderen Worten, dass sie wirtschaftlich von Deutschland zunehmend unabhängig würden, 
so forderte er entsprechend,
: „dass Deutschland bei seiner Mitwirkung an der Erschließung der Länder des
Südostens neben seinem eigenen auch den Vorteil der südosteuropäischen Länder im 
Auge behalten muss.“655
Dabei legte er Wert auf die Feststellung, dass „die Richtlinien dieser Betätigung durch 
die amtliche Politik anerkannt und bestätigt sind.“656 Hierdurch wollte er die Führungsrolle 
des MWT in der deutschen Wirtschaftspolitik gegenüber Südosteuropa unterstreichen.
Über diese strategischen Erwägungen hinaus stellte Ilgner in seinem Vortrag auch 
wirtschaftstaktische Überlegungen an, d.h. er diskutierte die Schritte, die seiner Meinung 
nach für eine gedeihliche Entwicklung der deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehun­
gen notwendig waren. Zu einer Anhebung des Lebensstandards auf ein Niveau, das nicht nur
653 Ebenda.
654 Ebenda, Bl. 399.
655 Ebenda, BI. 401.
656 Ebenda, Bl. 402.
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die grundlegende Bedarfsdeckung der Bevölkerung aus der einheimischen Produktion ermög­
lichte, sondern auch die Abnahme einzuführender Waren, war nach Ilgner „in erster Linie ei­
ne Intensivierung der Landwirtschaft erforderlich; (,..).“657 Hier sah der Vortragende die ei­
gentliche und zuerst in Angriff zu nehmende Aufgabe der deutschen wirtschaftlichen Südost­
politik, namentlich also des MWT. Als Hauptproblem benannte er in diesem Zusammenhang 
insbesondere die Stärkung der bäuerlichen Kaufkraft. Die Schwierigkeit hierbei lag ihm zu­
folge in den Warenströmen: Die Ausfuhr der südöstlichen Agrarländer komme vom Lande, 
während die Einfuhr vornehmlich in die Städte gehe.658 Es gelte daher, die Anhebung der 
ländlichen Kaufkraft auf dem Wege einer Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität 
anzustreben.659 Hiermit sprach Ilgner die zentrale Problematik an, um die sich auch die bulga­
rische Modemisierungsdebatte der 20er und 30er Jahre gedreht hatte. Auch sie hatte die Stei­
gerung der Hektarerträge in der Landwirtschaft als Ansatzpunkt für jegliche Verbesserung 
und Intensivierung der gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse in Bulgarien betrachtet.660 In ähn­
licher, wenngleich etwas großzügigerer Weise argumentierte Ilgner, dass eine Erreichung die­
ses Zieles eine gesamtwirtschaftliche Entwicklung anstoßen könnte, durch die eine weitere 
Diversifizierung und Industrialisierung der südosteuropäischen Volkswirtschaften angeregt 
werden könnte:
„Durch die Intensivierung der Anbaumethoden wird gleichzeitig auch ein 
zweites sehr wichtiges Resultat erzielt werden können, nämlich die jetzt noch nur 
halbwegs in der Landwirtschaft beschäftigten Arbeitskräfte endgültig für andere Wirt­
schaftsbetätigung ffeizumachen.“661
So werde sich, wie er weiter erläuterte, die Kaufkraft der einzelnen im Agrarsektor 
verbleibenden Arbeitskräfte erhöhen -  ein Effekt, der durch die Verbesserung der Anbaume­
thoden und die damit verbundenen höheren Erträge noch zusätzlich gesteigert würde.662 Im 
Zusammenhang mit der Freisetzung von Arbeitskräften als Folge der landwirtschaftlichen 
Intensivierung forderte Ilgner zudem eine besondere Aufmerksamkeit für den Ausbau der 
Verbrauchsgüterindustrien, den zu bewerkstelligen er allerdings ohne allzu großen Kapital­
aufwand für möglich hielt:
„Besonders auch die Entwicklung der letzteren ist wegen des großen Bevölke­
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gerade dadurch, dass zu der Entwicklung dieses Wirtschaftszweiges relativ wenig Ka­
pital und viel Arbeitskräfte benötigt werden, wird gleichzeitig die Möglichkeit ge­
schaffen, den vorhandenen (...) Bevölkerungsüberschuss in den Produktionsprozess 
einzuschalten (...).“663
Neben diesen Überlegungen zu einer Modernisierung der südosteuropäischen Volks­
wirtschaften und ihrer damit verbundenen Restrukturierung ging Ilgner auch darauf ein, wel­
che Bedeutung diese Entwicklungen für Deutschland haben konnten. Zum einen meinte der 
MWT-Geschäftsführer, dass die erwähnte Freisetzung von ländlichen Arbeitskräften auch 
dem deutschen Arbeitsmarkt zugute kommen und für diesen eine „willkommene Entlastung“ 
sein könnte. Auch die zu erwartende Steigerung der südosteuropäischen Agrarexporte be­
trachtete Ilgner als unproblematisch für den deutschen Markt, der ohne weiteres in der Lage 
sei, die erzielten Überschüsse aufzunehmen. Außerdem rechnete er bei einer optimalen Aus­
nutzung des landwirtschaftlichen Produktionspotentials in der Donauregion mit einer Steige­
rung des dortigen Volkseinkommens um rund ein Drittel unter Zugrundelegung von Welt­
marktpreisen; bei den von deutscher Seite seit den frühen 30er Jahren gewährten erhöhten 
Preisen steigere sich die Kaufkraft im Südosten entsprechend noch weiter.664
Neben diesen für Deutschland profitablen Effekten, die sich Ilgner von einer deut­
schen Entwicklungspolitik im Donauraum erwartete, trat der Redner indes auch für Maßnah­
men ein, die sich naturgemäß nicht sofort in diesem Sinne auswirken würden:
„Wenn auch viele dieser von der deutschen Wirtschaft zu ergreifenden Maß­
nahmen sich nicht unmittelbar auch gleichzeitig zugunsten Deutschlands auswirken 
können, so ist dies für die in Frage kommenden deutschen Partner doch kein Grund, 
sich an der Durchführung dieser Maßnahmen nicht zu beteiligen. Zweifelsohne gehört 
eine erheblich Großzügigkeit dazu, auf so lange Sicht zu arbeiten, (...). Wir wollen 
nicht vergessen, welch glückliche Auswirkung die bereits vor zehn Jahren erfolgte be­
sondere Interessenahme Deutschlands an der Entwicklung des Südostens und vor al­
lem die während der letzten sieben Jahre durchgeführte Intensivierung der deutsch­
südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen für die wirtschaftliche Unabhängigkeit 
Deutschlands während des gegenwärtigen Krieges zur Folge hatte. Solch eine Ent­
wicklung verpflichtet, und es sollte deshalb meines Erachtens eine aus Überzeugung 
und freudig übernommene Aufgabe der deutschen Wirtschaft sein, unsere südosteuro­
663 Ebenda, Bl. 403.
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päischen Nachbarn bei der wirtschaftlichen Entwicklung ihrer Länder tatkräftig zu un­
terstützen.“665
Abgesehen davon, dass Ilgner an dieser Stelle das stets beeindruckende Argument der 
kriegswirtschaftlichen Bedeutung eines südosteuropäischen Großwirtschaftsraumes brachte, 
ist bemerkenswert, wie sehr er au f die langfristige Anlage der Entwicklungskonzepte des 
MWT hinwies. In diesem Kontext ging er auch auf die Problematik eines Ausbaus der Infra­
struktur in Südosteuropa ein. Dies bedeutete in erster Linie einen Ausbau der Verkehrswege, 
wobei Ilgner hier neben den Straßen sein Hauptaugenmerk auf den zweigleisigen Ausbau des 
Schienennetzes legte. Außerdem sei eine Verbesserung der Binnenschifffahrtswege vor allem 
auf der Donau dringend geboten. Als weitere Möglichkeiten zum Gütertransport nannte er 
Ölpipelines, die von Rumänien nach Deutschland verlegt werden sollten und für die sich der 
MWT nachdrücklich einsetzte.666 Ein zentrales Motiv dieser Forderung nach einem Ausbau 
der Infrastruktur und besonders der Transportwege war für Ilgner zweifellos die Steigerung 
der Rohstoffgewinnung, da gerade der Reichtum der südosteuropäischen Länder an derartigen 
Ressourcen eines der Hauptmomente war, die die Region für Deutschland wirtschaftlich inte­
ressant machten. Ihm ging es dabei allerdings nicht nur darum, diese Rohstoffe für Deutsch­
land verfügbar zu machen, wie der Hinweis auf die Ölpipeline vermuten lassen könnte; er be­
zog durchaus auch die Verwertung vor Ort in seine Überlegungen mit ein:
„Nächst der Intensivierung der Landwirtschaft wird eine bessere Ausnutzung 
der Möglichkeiten der Rohstoffgewinnung, und zwar sowohl für die Ausfuhr als auch 
für den Binnenverbrauch von Bedeutung sein.“667
Diese Überlegung Ilgners stand indes im Einklang mit seinen Vorstellungen einer all­
gemeinen Modernisierung der südosteuropäischen Volkswirtschaften. Denn der Aufbau der 
nötigen Infrastrukturen zum Abbau von Rohstoffen wie auch der von ihm skizzierten 
Verbrauchsgüterindustrien war zwangsläufig auch mit einem höheren RohstoffVerbrauch in 
der Region verbunden. Gleiches galt für die angestrebte Intensivierung der Landwirtschaft, 
die bei einem verstärkten Einsatz von Maschinen ebenfalls einen erhöhten RohstoffVerbrauch 
nach sich gezogen hätte. Im Interesse der Umsetzbarkeit seiner Modemisierungskonzepte für 
Südosteuropa hatte Ilgner demnach gar keine andere Wahl, als den Donauraum nicht nur als 
Rohstofflieferanten zu betrachten, sondern auch, im deutschen Interesse, als Rohstoffverbrau­
cher.
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Neben den „klassischen“ Bereichen, wie Bergbau und Erdölgewinnung, hatte Ilgner in 
diesem Zusammenhang vor allem auch landwirtschaftlich zu erzeugende Rohstoffe im Blick, 
womit er die Verbindung zu seinem Ausgangspunkt, der Intensivierung des Agrarwesens, 
herstellte. Er nannte an dieser Stelle ausdrücklich Wolle, Baumwolle, Häute, Felle sowie den 
Anbau von Industrie- und Faserpflanzen. Letzteren räumte er dabei besondere Erfolgschancen 
ein, da ihre Weiterverarbeitung sich auf die vor Ort bereits relativ gut entwickelte Textilin­
dustrie stützen konnte.668
Insgesamt scheint kaum ein Zweifel daran möglich, dass die Vorstellungen des MWT 
bezüglich einer wirtschaftlichen Nutzung des Donauraumes, wie sie hier vom Geschäftsführer 
Max Ilgner im Jahre 1940 vorgetragen wurden, eine tiefgreifende und demzufolge langfristig 
angelegte strukturelle Modernisierung der südosteuropäischen Volkswirtschaften und eine 
substantielle Steigerung des allgemeinen Lebensstandards als grundlegende Notwendigkeit 
für die Erreichung der eigenen Ziele annahmen. Vergleicht man sie mit den in der bulgari­
schen Modemisierungsdebatte formulierten Zielen, so wird eine weitgehende Komplementär­
stellung der deutschen und der bulgarischen Interessen deutlich. Berücksichtigt man zudem, 
dass die Konzepte des MWT spätestens ab 1933 und wenigstens bis zum Beginn der Balkan­
feldzüge im Frühjahr 1941 bestimmend für die deutsche Wirtschaftspolitik gegenüber Süd­
osteuropa waren,669 so gewinnt insbesondere die bulgarische Politik einer fortschreitenden 
wirtschaftlichen (und politischen) Anbindung an Deutschland während der 30er Jahre zu­
nehmend an Plausibilität.
Ein Gesichtspunkt, der in Ilgners Äußerungen, wie auch den anderen bisher betrachte­
ten fehlt, ist indes die Frage der Fortführung des mittel- und südosteuropäischen Großwirt­
schaftsraumes nach dem Erreichen einer sozioökonomischen Entwicklungsstufe der Donau­
länder, die es diesen möglicherweise erlaubt hätte, wirtschaftlich eigene Wege zu gehen, d.h. 
ihren Warenverkehr wieder mehr nach den Grundsätzen des freien Welthandels als den der 
deutsch dominierten Großraumautarkie zu gestalten. Allerdings ist anzunehmen, dass Ilgner 
und mit ihm der MWT davon ausgingen, dass eine nach ihren Vorstellungen verlaufende 
Entwicklung eine derartige wirtschaftliche Verflechtung Deutschlands mit dem Donauraum 
herbeifuhren würde, dass eine Lösung dieser Bindungen auf absehbare Zeit ausgeschlossen 
werden konnte.
Als ein weitere bindende Kraft und zugleich als Voraussetzung für den Erfolg des 
MWT-Planes betrachtete Ilgner außerdem die „Notwendigkeit gleichlaufender politischer und
668 Ebenda.
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wirtschaftspolitischer Interessen“.670 Sie schien ihm die größte Gewähr für den dauerhaften 
Bestand eines mittel- und südosteuropäischen Wirtschaftsbündnisses zu bieten. Hier erging 
sich der Vortragende in einem Optimismus, der in der rückblickenden Kenntnis der Ereignis­
se der folgenden Jahre, aber auch angesichts des seit dem Ende des Ersten Weltkrieges beste­
henden Konfliktpotentials zwischen den Balkanstaaten befremden mag. Für Ilgner boten in­
des allein die naturgegebenen Bedingungen Südosteuropas, d.h. die geopolitischen Voraus­
setzungen, und die sich seiner Meinung nach daraus ergebenden gemeinsamen wirtschaftli­
chen Interessen der Balkanländer bereits hinreichend Aussicht auf ein gedeihliches Miteinan­
der. Er setzte auf den Effekt, dass man in der Region aus den Folgen der wirtschaftlichen Zer­
splitterung nach 1918 die richtigen Lehren gezogen habe. Wie er sich ausdrückte, war die Zu­
sammenarbeit
„aber nur dann möglich, wenn die geopolitischen Voraussetzungen bei allen 
Partnern etwa die gleichen sind, das heißt, wenn zufolge der benachbarten Lage aller 
Länder auch gleichzeitig die wesentlichen politischen und wirtschaftspolitischen Inte­
ressen in der gleichen Richtung laufen und dadurch erst tatsächlich ein solcher Groß­
raum geschaffen wird.“671
Für Ilgner war also die geografische Nachbarschaft von Staaten eine gute Vorausset­
zung für die Parallelität ihrer Interessen. Dass aber auf dem Balkan während der Zwischen­
kriegszeit gerade benachbarte Länder die größten politischen Gegensätze miteinander haben 
konnten, fand bei ihm keine Erwähnung. Stellvertretend sei hier an die Grenzkonflikte Bulga­
riens erinnert, wie etwa den um die Dobrudza mit Rumänien, den um Makedonien mit Jugos­
lawien oder den mit Griechenland um einen Zugang zur Ägäis. Durch das in der Region vor­
herrschende Prinzip des ethnischen Nationalismus und durch die in den Pariser Vorortverträ­
gen neu gezogenen Grenzen ergab sich gerade zwischen benachbarten Ländern die größte 
Konfliktwahrscheinlichkeit. Ungeachtet dessen bleibt an den Ausführungen Ilgners richtig, 
dass eine au f lange Sicht friedliche Entwicklung Südosteuropas unabdingbar für die Verwirk­
lichung jeglicher MWT-Projekte war.
Dies wird auch bei der Betrachtung weiterer Programmschriften des Vereins deutlich. 
Hierunter fallt etwa eine Denkschrift von grundlegender Bedeutung, die der Botschafter z.V. 
(zur Verfügung) Ulrich v. Hasseil im Jahre 1941 -  leider ist sie nicht genauer datiert - für den 
MWT erstellte. Sie trägt den Titel: „Leitgedanken für den künftigen wirtschaftlichen Aus­
tausch Deutschlands mit Südosteuropa und die deutsche Mitarbeit an der Entwicklung dieser
670 BA, R 8119F, P 6135, Bl. 400.
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Lander“.672 *Aus ihrem Inhalt lässt sich aber insoweit mit einiger Wahrscheinlichkeit auf das 
Datum schließen, als es nach dem Beginn des deutschen Überfalls auf die Sowjetunion im 
Juni 1941 gelegen haben muss. Denn in der einleitenden Eingrenzung dessen, was unter Süd­
osteuropa zu verstehen sei, nannte Hasseil die Länder Ungarn, Kroatien, Serbien, Monteneg-
Ä7*l
ro, Rumänien, Bulgarien und Griechenland. Von Jugoslawien war nicht mehr die Rede. 
Dass die Erstellung der Denkschrift indes auf einen noch späteren Zeitpunkt als den Zusam­
menbruch Jugoslawiens datiert werden muss, lässt sich mit recht hoher Eindeutigkeit feststel­
len. Zwar werden in ihr auch „Russland“ und Nordafrika als mögliche Getreideversorgungs- 
gebiete für Deutschland genannt, was noch nicht zwingend auf eine deutsche militärische 
Präsenz in diesen Gebieten schließen lässt. Allerdings ist im weiteren Verlauf des Textes von 
der „Tatsache eines Zusammenbruches des Bolschewismus in Russland“675 die Rede, was mit 
hoher Wahrscheinlichkeit keine hypothetische Erwägung war, sondern auf einen bereits er­
folgten Beginn des „Unternehmens Barbarossa“ hindeutet.
Zugleich erweckte Hasseil in seinen „Leitgedanken“ den Eindruck, dass eine Verwirk­
lichung der MWT-Pläne für Südosteuropa erst nach dem Kriege entscheidend vorangebracht 
werden könnte. Insofern lag er hier auf einer Linie mit Ilgner, der ebenfalls eine friedliche 
politische Lage in der Region als Grundvoraussetzung für jeglichen Erfolg der Arbeit des 
MWT betrachtet hatte. Perspektivisch kam also für Hassell ebenfalls nur die Nachkriegszeit 
für ein gestalterisches wirtschaftliches Wirken im Südosten Europas in Frage:
„Nach einem siegreichen Kriegsende fallt Deutschland gemeinsam mit seinem 
[gemeint ist wohl „seinen“, M.W.] Verbündeten die Aufgabe zu, die Ordnung wesent­
licher Teile des europäischen Kontinents auch wirtschaftlich führend in die Hand zu 
nehmen.“676
Konnte also Ilgner noch von einer kontinuierlichen Arbeit des MWT in Südosteuropa 
ausgehen, so musste Hassell, zumindest was große Teile des ehemaligen Königreiches Jugos­
lawien anging, seine Hoffnungen auf spätere Jahre setzen.
Ansonsten jedoch vertrat Hassell im wesentlichen das gleiche Anliegen wie Ilgner. Im 
Unterschied zu diesem gestaltete er seine Denkschrift allerdings noch deutlicher, noch nach­
drücklicher und noch konkreter zu einem Plädoyer für die Anerkennung einer wirtschaftli­
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sehen Interesse liegend. Hierbei ging er offenbar davon aus, dass die Völker des Balkans auch 
selbst eine solche, von deutscher Seite initiierte Entwicklung ohne weiteres als für sie vorteil­
haft erkennen würden. Ein etwaiges Misstrauen bzw. aus einem starken Traditionsbewusst­
sein gespeiste Abwehrreaktionen gegen neue Produktionsmethoden von Seiten der südosteu­
ropäischen Bauern677 befürchtete Hassel offenbar nicht. Dieser Eindruck entsteht zumindest 
aus der Tatsache, dass er das Konzept der „wirtschaftlichen Interessen“ der Balkanvölker oh­
ne weitere Problematisierung einfach verwendete, wobei er dabei vermutlich an die von den 
örtlichen ökonomischen Eliten artikulierten Interessen dachte. Was die breiten ländlichen Be­
völkerungsschichten betraf, so fehlte bei Hassell der Versuch, deren wirtschaftliche Interes­
sen zu ermitteln oder zu definieren. Dieses Manko mag man indes als wettgemacht akzeptie­
ren angesichts der auch von Ilgner geforderten langfristig angelegten und behutsamen Vorge­
hensweise der deutschen Wirtschaft unter Koordination des MWT. In gewissem Sinne entzog 
sich Hassell in ähnlicher Weise wie Ilgner der Problematik einer wirtschaftlichen Interessen­
definition der südosteuropäischen Völker. Bei einer grundsätzlichen Abwägung der deutschen 
gegen die südöstlichen Wirtschaftsinteressen betonte er ihren jeweiligen subjektiven Charak­
ter, auf den es Rücksicht zu nehmen gelte:
„Für jede deutsche Politik sind selbstverständlich die eigenen deutschen Inte­
ressen der absolute Maßstab. Es entspricht aber diesen Interessen selbst, die Begriffe 
,Führung’ und ,Ordnung’ so aufzufassen, dass alle beteiligten Völker das Gefühl be­
kommen, in dieser Ordnung seien sie selbst am besten aufgehoben und in ihrer Frei­
heit nur soweit beschränkt, wie es die Notwendigkeiten des Zusammenlebens unbe­
dingt erfordern. Aus diesem Gedanken heraus muss die deutsche Führung die wirt­
schaftlichen Interessen der anderen Völker des geordneten Kreises als eigene erken­
nen und behandeln.“678
Blieb also die Frage nach der richtigen Erkennung dieser Wirtschaftsinteressen an die­
ser Stelle unbeantwortet, so ließ Hassell doch an einem wesentlichen Punkt keine Zweifel 
aufkommen:
„Vertrauen gewinnt und Erfolg verspricht nur eine Wirtschaftspolitik, die nicht 
kurzsichtig den Standpunkt des fremden kapitalistischen Ausbeuters einnimmt, son­
dern im Fördern der natürlichen Entwicklung von Südosteuropa das eigene Interesse 
erblickt.“679
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Unabhängig von den tatsächlichen wirtschaftlichen Interessen der Bevölkerung der 
Balkanländer ging es also Hasseil darum, die Zusammenarbeit mit ihnen auf die Grundlage 
des gegenseitigen Respekts zu stellen. In seiner Denkschrift ging er ausführlich darauf ein, 
wie dies zu bewerkstelligen sei, wobei er eine Intensivierung der Produktion in der Region als 
unabdingbar darstellte. Auch wenn er hierin ebenfalls ein Interesse der südöstlichen Länder 
erblickte, so argumentierte er im wesentlichen doch aus der Perspektive der deutschen Ziele 
und des deutschen Interesses an einem Erfolg der angestrebten wirtschaftlichen Integration 
Mittel- und Südosteuropas.
Hierbei kam es ihm zuallererst darauf an, deutsche Befürchtungen gegenüber einer 
wirtschaftlich erstarkenden Donauregion zu entkräften. Die von Hassell gezogenen Argumen­
tationslinien waren dabei weitgehend die gleichen wie bei Ilgner. Wie dieser ging er auf die 
Frage nach einer möglichen Konkurrenz südosteuropäischer Hersteller für die deutsche Wirt­
schaft ein:
„Häufig wird heute geltendgemacht, dass ein Heben des Lebensstandards und 
vor allem der industriellen Kapazität uns einen lästigen, die Einfuhrmöglichkeiten 
nach Südosteuropa verkürzenden Wettbewerb großziehen und zugleich die landwirt-
/ A A
schaftlichen Ausfuhrmengen verringern werde.“
Diesem Argument sprach Hassell zwar nicht jegliche Plausibilität ab, entgegnete aber, 
dass unter diesen Umständen alles daran gesetzt werden müsse, die landwirtschaftliche Pro­
duktion so zu steigern, dass sie nicht nur einen erhöhten Inlandsbedarf der Südoststaaten, 
sondern auch den Einfuhrbedarf der anderen Länder, d.h. insbesondere Deutschlands, zu de- 
cken vermochte. Auf lange Sicht, d.h. nach einer Normalisierung der deutschen Beziehun­
gen zu Übersee nach dem Kriege, aber erwartete Hassell, dass dieser Teil der Welt wieder an 
Bedeutung als Getreidelieferant für Deutschland gewinnen werde. In Südosteuropa hingegen 
sollten besonders die Kultivierung von Öl- und Industriepflanzen, von Obst und Gemüse so-
/ M
wie die Viehzucht in den Vordergrund treten.
Eigentlich aber war Hassell daran gelegen, das deutsche Interesse an einer wirtschaft­
lichen Modernisierung Südosteuropas weiter zu definieren als allein nach den Maßstäben des 
Handels:
„Es wird oft allzu eng nur die unmittelbare Wirkung wirtschaftlicher Vorgänge 
und Maßnahmen auf die deutsche Aus- und Einfuhr in Betracht gezogen und die 68012
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Wichtigkeit vernachlässigt, die dem wirtschaftlichen und sozialen Zustande Südosteu- 
ropas als solchem beizulegen ist.“
Diese Wichtigkeit ergab sich den HasselFsehen Leitgedanken zufolge in erster Linie 
aus dem „Gebietszusammenhange“ zwischen Deutschland und Südosteuropa, der sich insbe­
sondere durch die Annexion Österreichs im Jahre 1938 verstärkt hatte. Der geografischen 
Nachbarschaft maß der Autor Bedeutung in mehrfacher, darunter auch außenpolitischer Hin­
sicht bei:
„Krisenhafte Entwicklungen oder soziale Unruhen in Südosteuropa müssen 
nicht nur den normalen Wirtschaftsaustausch stören, sondern können auch trotz aller 
Verschiedenheit von Standard und Lebensart ansteckend wirken. Sie könne ferner 
dritten Mächten Möglichkeiten oder Vorwände zu Vorstößen bieten, die für uns in 
gewissen Augenblicken lästig oder sogar gefährlich werden.“684 
In diesem Zusammenhang machte Hasseil auch deutlich, wie sich die Umstände, die 
das deutsche wirtschaftspolitische Interesse an Südosteuropa bedingten, verändert hätten. 
Hierbei verwies er auf die Intensivierung der Handelsbeziehungen während der ersten Hälfte 
der 30er Jahre, als im Gefolge der Weltwirtschaftskrise und des Zusammenbruchs des freien 
Welthandels Deutschland eine Importverlagerung für Agrarprodukte auf den Donauraum 
vomahm und sich die dortigen Länder als Handelspartner sicherte, indem es sie durch hohe 
Abnahmepreise und die Bilateralisierung des Handels mittels des Clearing an sich band. In 
Hassells Sicht wurde nun, im Jahre 1941, die damalige vorwiegend handelspolitische Bedeu­
tung der Region ergänzt durch die Wirksamkeit weiterer Faktoren, die sich, wie er es formu­
lierte, aus geografischen Gründen „als durchaus naturgegeben entwickelten.“685 Einer dieser 
Faktoren w ar historischer Natur und stand mit dem verstärkten „Gebietszusammenhang“ 
Deutschlands zu Südosteuropa seit dem „Anschluss“ Österreichs und der Errichtung des 
„Protektorates Böhmen und Mähren“ in Verbindung: Es handelte sich um die zu Zeiten der 
Habsburger Monarchie erfolgte Verbreitung des Deutschen als Verkehrs- und Handelssprache 
in der Region, die nach Hassells Meinung die Wiederherstellung enger deutsch­
südosteuropäischer Wirtschaftsbeziehungen nach 1919 wesentlich gefordert hatte.686 Des wei­
teren betrachtete Hasseil Südosteuropa als Rückversicherung in „wehrwirtschaftlicher“ Hin­
sicht, die auch bei einem deutschen Sieg im gegenwärtigen Kriege unverzichtbar bleiben 
werde:
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„Wie auch immer die Welt nach dem Kriege aussehen, wie überwältigend 
auch etwa die militärische Macht Deutschlands sein mag, unter allen Umständen 
bleibt eine fruchtbare (...) Wirtschaftsbeziehung zu Südosteuropa ein unentbehrlicher 
Sicherheitsfaktor (...). (...) Die deutsche politische und wirtschaftliche Lage wird auch 
im Falle eines noch so erweiterten Lebensraumes das intensive Auswerten wirtschaft­
licher Möglichkeiten in einem Raum gebieten, der 800.000 Quadratkilometer groß 
und von gegen 60 Millionen Menschen bevölkert, (...) imstande ist, für den Absatz 
seiner für uns wichtigen Erzeugnisse Bezahlung in Waren anzunehmen, die Deutsch­
land bieten kann.“687
Nach diesen Äußerungen zu urteilen, kam es Hasseil also darauf an, die Bedeutung 
Südosteuropas für Deutschland zu unterstreichen, die seiner Meinung nach auch dann nicht 
abnehmen würde, wenn Deutschland über andere weitreichende Versorgungsgebiete verfugen 
sollte, wobei hier der Begriff „Lebensraum“ bemerkenswerterweise und im Unterschied zu 
Ilgner wohl durchaus im Zusammenhang mit Eroberungen gebraucht wurde. Interessant ist an 
dieser Stelle aber vor allem ein Paradigmenwechsel, der sich in der hier im Rahmen des 
MWT geäußerten deutschen Einschätzung der Bedeutung Südosteuropas für die Großmacht­
stellung Deutschlands im Vergleich zu den 20er Jahren offenbar vollzogen hatte und der wohl 
im Zusammenhang mit dem bisherigen für das NS-Regime erfolgreichen Kriegsverlauf gese­
hen werden muss. Sollte Südosteuropa in den deutschen Konzepten der 20er und frühen 30er 
Jahre ursprünglich die Funktion eines deutsch dominierten Großwirtschaftsraumes, mithin 
also einer ökonomischen Machtbasis haben, auf die gestützt das Reich den westlichen Kolo­
nialmächten gleichberechtigt entgegentreten konnte, so ging es nun darum, seine Rolle in ei­
nem ohnehin von Deutschland beherrschten und neu zu „ordnenden“ Europa zu definieren. 
Dementsprechend mussten ihm neue Funktionen zugewiesen werden, die, wie Hasseil forder­
te, eher im gesamteuropäischen Rahmen zu sehen waren:
„Südosteuropa wird sehr oft nur in seiner Beziehung zu Deutschland betrach­
tet, nicht aber im Gesamtzusammenhang des europäischen Raumes und der deutschen 
Wirtschaftsbeziehungen überhaupt.“688
Hassell versuchte also, einem etwaigen Bedeutungsverlust der Region entgegenzu­
wirken. Hierzu unterstrich er neben seiner Bedeutung aufgrund sprachlicher Verbindungen, 
des kriegswirtschaftlichen Rückversicherungsaspekts und der sowohl demografischen als 
auch territorialen Größe des Gebietes zudem noch seine verkehrstechnische Wichtigkeit.
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Durch einen Ausbau der Verkehrs- und Kommunikationswege in der Donauregion ließen 
sich, wie er argumentierte, vor allem auch wichtige Verbindungen nach Asien erschließen. In 
erster Linie aber betrachtete er den verkehrstechnischen Ausbau Südosteuropas als Voraus­
setzung für eine stabile und friedliche Entwicklung dieses Teils des Kontinents.689 So gese­
hen, lassen sich seine Ausführungen eher im Rahmen allgemeiner Überlegungen zu Gestal­
tung einer europäischen Nachkriegsordnung unter deutscher Oberherrschaft interpretieren 
und weniger im herkömmlichen Sinne einer wirtschaftlichen Anbindung des Donauraumes an 
Deutschland als Gegenstück zu den Kolonialreichen der Westmächte.
Hatte sich demnach die Bedeutung Südosteuropas aus deutscher Sicht infolge der 
kriegerischen Geschehnisse zwar nicht vermindert, aber doch in ihrem Schwerpunkt verla­
gert, und zwar von seiner Wahrnehmung als potentielle ökonomische Machtbasis hin zu eher 
spezifischen Funktionen, die es aufgrund geografischer Gegebenheiten übernehmen konnte, 
so blieb allerdings die Entwicklungsproblematik ein zentraler Aspekt in den beim MWT an- 
gestellten Überlegungen. Abgesehen vom deutschen Interesse an einer wirtschaftlichen Mo­
dernisierung Südosteuropas sah Hasseil gar keine Möglichkeit, einen solchen Prozess zu ver­
hindern. Er hielt ihn für unvermeidlich:
„Auf die Frage, ob es richtig ist, die Industrialisierung in Südosteuropa zu för­
dern und den Lebensstandard dort zu heben, wird gelegentlich geantwortet, es sei 
falsch, ganz allgemein au f eine Entwicklung der südosteuropäischen Wirtschaft hin­
zuarbeiten und daran mitzuwirken, dass der Lebensstandard sich dort erhöhe (...). 
Hierbei liegt (...) ein Überschätzen der Möglichkeit vor, Entwicklungen herbeizufüh­
ren oder zu verhindern (...). Es ist grundsätzlich festzuhalten, dass alle Versuche, sich 
von außen einer auf einen erhöhten Lebensstandard gerichteten Entwicklung und da­
mit auch einer verstärkten industriellen Betätigung zu widersetzen, als falsch und 
hoffnungslos betrachtet werden müssen. Solche Entwicklung ist unvermeidlich.“690 
Im gleichen Zuge lehnte Hasseil auch eine dauerhafte Rollenfestlegung der südosteu­
ropäischen Länder als Agrar- und Rohstofflieferanten ab:
„(...) und es ist wichtig, bei den Südostländem (...) jeden Eindruck zu vermei­
den, als wolle man deutscherseits den reinen Agrarcharakter dieser Gebiete künstlich 
konservieren.“691
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Unter Bezugnahme auf den Vortrag Ilgners vom Voijahr trat Hassell vielmehr dafür 
ein, die nicht zu verhindernde Entwicklung von deutscher Seite zu begleiten und zu steuern. 
Dies sei zum einen notwendig, um die Entstehung von Strukturen zu begünstigen, die den 
deutschen Handelsinteressen entgegenkämen, zum anderen aber auch, um allgemein Entwick­
lungen zu vermeiden, „die nach dem Charakter und dem Zustande des betreffenden Südost­
landes nicht als gesund und erfolgversprechend angesehen werden können ( ...) .“692 Mit letz­
teren meinte Hassell vor allem „Fehlinvestitionen“ wie etwa kurzfristige Kredite zur Finan­
zierung langfristiger Anlagen oder Kreditvergaben ohne ausreichende Sicherheiten. Zur Beur­
teilung, ob eine Maßnahme sinnvoll sei, schlug Hassell vor, sie direkt daran zu messen, in­
wieweit sie dem Export des betreffenden südosteuropäischen Landes nach Deutschland zugu­
te komme:
„Dagegen kann als ein zweckmäßiges Einschalten in die industrielle Entwick­
lung eines Südostlandes jedes Verfahren betrachtet werden, das darauf hinausläuft, für 
eine gelieferte industrielle Anlage zur Ermöglichung der Barzahlung die Ausfuhr aus 
dem Südostlande nach Deutschland um den gleichen Betrag zu steigern; oder ein Ver­
fahren, bei dem die Anlage durch Aktien der Industrieuntemehmung des Südostlandes 
abgegolten wird, während gleichzeitig ein jährlicher Mehrexport von Erzeugnissen 
des Südostlandes in der Höhe des Betrages der zu transferierenden Dividenden usw. 
stattfindet.“693
An dieser Stelle tat sich ein gewisser Widerspruch auf zu dem, was Hassell und auch 
Ilgner über das allgemeine Entwicklungsinteresse Deutschlands an Südosteuropa gesagt hat­
ten. Denn hier war nun nicht mehr die Rede davon, dass die Entwicklung der Region auch 
dort zu fördern sei, wo sie deutschen Interessen nicht unmittelbar dienlich war. Zwar sprach 
Hasseil hier speziell von der Industrialisierung Südosteuropas und nicht von allgemeinen 
Maßnahmen etwa zur Verbesserung von Infrastruktur und Verkehrsverbindungen; dennoch 
lässt sich seine Aussage nicht vereinbaren mit anderen Äußerungen, beispielsweise von 
Ilgner, in denen ausdrücklich auch der Ausbau der Konsumgüterindustrien in der Region ge­
fordert worden war. Auch Hassell selbst hatte in seinen „Leitgedanken“ darauf hingewiesen, 
dass deutsche Entwicklungsarbeit und deutsches wirtschaftliches Engagement in Südosteuro­
pa nicht allein im Hinblick auf kurzfristige Umsatzsteigerungen im Handel betrieben werden 
könnten. Unterstellt man jedoch, dass das von Hassell stellvertretende für den MWT formu­
lierte Interesse der deutschen Wirtschaft an einer wirtschaftlichen, d.h. auch industriellen
692 Ebenda, Bl. 63.
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Entwicklung Südosteuropas echt war, wofür die Plausibilität ihrer aus deutscher Interessen­
perspektive vorgetragenen Argumentation spricht, so kann zugunsten Hassells angenommen 
werden, dass er hier wirklich nur den engen Bereich der Förderung südosteuropäischer In­
dustrieunternehmen meinte und möglicherweise seine Hoffnungen auf Erträge aus getätigten 
Investitionen eher längerfristiger Natur waren.
Ganz im Einklang mit den Ilgner’schen Ausführungen befand sich Hassell indes, was 
die Schwerpunktsetzungen in der deutschen Entwicklungsarbeit betreffen sollte. Auch er be­
trachtete die Landwirtschaft als den Wirtschaftssektor, der die meiste Beachtung bei der deut­
schen Entwicklungsarbeit finden sollte, „weil sie auf absehbare Zeit das Rückgrat dieser Län­
der bleibt“ .694 In diesem Zusammenhang ging er auch kurz auf die Rüstungsproblematik in 
der Region ein. Den Gedanken „wehrpolitischer“ Autarkie dieser Länder, d.h. also den Auf­
bau einer eigenen Rüstungsindustrie lehnte Hasseil rundweg ab und bezeichnete ihn als Irr­
weg. Vielmehr müssten die Industrien der Südostländer andere spezifische und auf ihre Fä­
higkeiten zugeschnittene Aufgaben innerhalb der gesamteuropäischen Wirtschaft überneh­
men. Diese sollten, wie er ausführte, in engem Zusammenhang mit der Landwirtschaft stehen: 
„Hierher gehört besonders auch die Möglichkeit, einfachere Verarbeitung in 
den Ländern Südosteuropas gewonnener landwirtschaftlicher Erzeugnisse und Roh­
stoffe mit den inländischen Arbeitskräften, sei es unter deutscher, sei es unter ge­
mischter, sei es unter nationaler Leitung in Südosteuropa für Deutschland vorzuneh­
men, wobei die so erzielten Halbfabrikate usw. in Deutschland in Fertigfabrikate um­
gewandelt werden würden. Das erscheint als die gesündeste Verwendung überschüs­
siger Arbeitskräfte in Südosteuropa.“695
Klar wird durch diese Ausführungen Hassells, dass der Botschafter z.V. bei aller Be­
tonung eines deutschen Interesses an einer, auch industriellen, wirtschaftlichen Entwicklung 
Südosteuropas betonte, dass diese fest in deutscher Hand bleiben müsse. Wie selbstverständ­
lich ging er dabei davon aus, dass man auf deutscher Seite genau wisse, was für die Entwick­
lung der Region „gesund“ sei und was nicht. Zwar wies er wiederholt auf ihre „Unvermeid­
barkeit“ hin und lehnte es ab, die Länder auf ihre Rolle als Agrarstaaten für alle Zeit festzule­
gen, ihrem eigenen Gutdünken wollte er die Modernisierung aber keineswegs überlassen. 
Vielmehr ging es ihm darum, dass diese sich in die deutschen ökonomischen „Ordnungsvor­
stellungen“ für Europa einfügten:
m  BA, R 8119F, P 6137, Bl. 65.
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„Notwendig ist vielmehr (...) ein Lenken der Industrialisierung (...). Das Ziel 
ist also, die industrielle wie die landwirtschaftliche Erzeugung Südosteuropas auf die 
Funktion dieses Raumes innerhalb der europäischen Ordnung auszurichten. Auf 
landwirtschaftlichem wie auf industriellem Gebiet bedarf es, um diesen Zweck zu er­
reichen, einer systematischen, zwischen den beteiligten Stellen Deutschlands und des 
betreffenden südosteuropäischen Landes vereinbarten Planung, die je  nach den beson­
deren Verhältnissen sehr verschiedene Formen ins Auge fassen kann.“696 
Hassell vertrat demnach ausdrücklich die Vorstellung einer deutschen „Einmischung“ 
in die inneren wirtschaftlichen Angelegenheiten der Südostländer. Diese hatten sich dem 
deutschen Bedarf gerecht zu entwickeln. Insgesamt allerdings entsprach dies durchaus der 
Logik der Entwicklungskonzepte, die beim MWT während der 30er und 40er Jahre erstellt 
wurden. Sie ließen nie einen Zweifel daran, sich an deutschen Interessen als ihrer obersten 
Maxime zu orientieren. In diesem Zusammenhang darf freilich angenommen werden, dass 
auch den führenden südosteuropäischen Wirtschaftsvertretem klar war, dass das deutsche En­
gagement nicht vollkommen uneigennützig war. Für sie kam es an erster Stelle darauf an, 
welche für sie positiven Aspekte die Tätigkeit des MWT bzw. die Umsetzung seiner Konzep­
te haben konnte.
Unterdessen schien der MWT auch in den folgenden Jahren, d.h. in der zweiten 
Kriegshälfte, als die deutsche Wirtschaft aufgrund der sich verschlechternden Lage zuneh­
mend in den Dienst der militärischen Erfordernisse gestellt wurde, an seinen grundsätzlichen 
Vorstellungen zur Gestaltung der deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen fest­
zuhalten. Allerdings zeigte sich in den programmatischen Äußerungen von führenden Reprä­
sentanten des Vereins das wachsende Bestreben, Probleme, die besonders während des Krie­
ges in den Beziehungen aufgetreten waren, in ihrer Bedeutung zu relativieren und im Zu­
sammenhang damit bestehende Bedenken zu zerstreuen. Denn in der Tat hatten die verstärk­
ten kriegswirtschaftlichen Anstrengungen von deutscher Seite zu nicht unerheblichen Belas­
tungen der deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen geführt.697
Vor diesem Hintergrund ist ein Vortrag zu sehen, den der deutsche Wirtschaftswis­
senschaftler und Südosteuropaexperte Hermann Gross, seinerzeit Professor an der Hochschu­
le für Welthandel in Wien und nach dem Kriege an der volkswirtschaftlichen Fakultät der U- 
niversität München, Ende Oktober 1943 im Rahmen einer in Belgrad veranstalteten Hoch­
schulwoche der Deutschen Wehrmacht hielt, die vom Oberkommando der Wehrmacht orga-
696 Ebenda, Bl. 68.
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nisiert worden war.698 Er behandelte „Die deutschen Handelsbeziehungen zum Südosten“ in 
ihren Grundzügen und ging dabei schweipunktmäßig auf die Entwicklungsproblematik und 
die Rolle des MWT in diesem Zusammenhang ein. Beim Blick auf seine aus Wehrmachtsan­
gehörigen bestehende Zuhörerschaft ist zu berücksichtigen, dass Gross Äußerungen zu unter­
lassen hatte, die politisch inopportun gewesen wären, wie etwa kritische Einschätzungen zum 
Kriegsverlauf, zur deutschen Besatzungspolitik in Südosteuropa oder zur Wirtschaftspolitik. 
Zudem hatte er au f Grundlagen einzugehen, deren Erwähnung vor einem wirtschaftlichen 
Fachpublikum bzw. in engeren MWT-Kreisen überflüssig gewesen wäre. So brachte er einlei­
tend einen historischen Überblick über die Entwicklung der deutsch-südosteuropäischen 
Wirtschaftsbeziehungen, in dem er erklärte, dass Deutschland nach dem Zerfall der Donau­
monarchie und noch mehr nach dem Anschluss Österreichs praktisch zwangsläufig die Rolle 
einer wirtschaftlichen Ordnungsmacht in der Region zugefallen sei, was sich auch bald nach 
dem Ersten Weltkrieg durch die Intensivierung des Handels gezeigt habe.699 Im Abschnitt 
„Die wirtschaftsstrukturellen Ergänzungsmöglichkeiten“, in dem er die bekannte Grundidee 
vom wirtschaftlichen Austausch zwischen dem industrialisierten Deutschland und den agrari­
sche geprägten Ländern Südosteuropas skizzierte, betonte er besonders das deutsche Interesse 
an einer Intensivierung und Umstrukturierung der dortigen Landwirtschaften in Richtung auf 
Industriekulturen wie auch an einer gesamtwirtschaftlichen Intensivierung -  einer „Industria­
lisierung“ -  zur Verbesserung der Absatzmöglichkeiten für deutsche Fertigwaren.700 Offenbar 
zum besseren Verständnis des Publikums übersetzte Gross diesen Zusammenhang zusätzlich 
in die Sprache der NS-Ideologie:
„Deutschland (...) exportiert hochwertiges Sachkapital und Können, d.h. ,Ar­
beit’ und importiert Produkte der Urproduktion, also sozusagen ,Boden’, an dem wir 
als ,Volk ohne Raum’ großen Mangel leiden."701
Im Kem aber ging es in Gross’ Vortrag, wie auch in den programmatischen Schriften 
der zurückliegenden Jahre, um die von deutscher Seite zu leistende Entwicklungsarbeit in 
Südosteuropa. In diesem Zusammenhang legte er Wert auf die Betonung der zentralen Rolle 
des MWT:
„Dabei erfolgte die deutschen Mitarbeit, soweit es sich um langfristige und 
kostspielige Maßnahmen handelte (...) über den Mitteleuropäischen Wirtschaftstag 
Berlin (MWT). Der Mitteleuropäische Wirtschaftstag umfasst als private Organisation
698 BA, R 8119F, P 6145, Bl. 31-49.
699 Ebenda, Bl. 31-33.
700 Ebenda, BI. 33-35.
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die Spitzen der deutschen Industrie und Großbanken und betrachtet es als seine 
Hauptaufgabe, an der Erschließung der südosteuropäischen Volkswirtschaften und 
dem Ausbau der deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen tatkräftig mit­
zuwirken.“702
Zur Illustration der Wichtigkeit des MWT und seiner konstruktiven Rolle innerhalb 
der südosteuropäischen Volkswirtschaften gab Gross im Anschluss einen Überblick über die 
bereits erfolgten bzw. begonnenen Projekte des MWT, die der Modernisierung der Landwirt­
schaft dienen sollten und an anderer Stelle ausführlicher behandelt werden sollen. Es handelte 
sich dabei um Programme zur Einführung von Industriepflanzen, wie etwa der Sojabohne, zur 
Aufzucht von Schafen und Rindern, zur Einführung moderner Landmaschinen sowie um 
Ausbildungsprogramme für südosteuropäische Landwirte wie auch für deutsche Wirtschafts­
fachleute, deren Arbeitsgebiet der Südosten Europas war.703
Im Mittelpunkt der Ausführungen von Hermann Gross stand aber offenbar das Motiv, 
seiner militärischen Zuhörerschaft zu zeigen, welches Wohlwollen gegenüber den Ländern 
der Donauregion dem deutschen Engagement zugrunde lag. Hierzu ging er im wesentlichen 
auf vier Problembereiche ein: das bereits erwähnte deutsche Interesse an einer sozioökonomi- 
schen Entwicklung Südosteuropas, die deutsche Handelspolitik gegenüber der Region, in die­
sem Rahmen die Clearingfrage sowie auf die „psychologischen“ Voraussetzungen für die Zu­
sammenarbeit.
Die Argumentation Ilgners, Hahns und Hassells aufgreifend, aber auch weiter ausfüh­
rend, bestand Gross auf einer prinzipiellen Anerkennung und Respektierung der soziokultu- 
rellen wie auch der sozioökonomischen Eigenheiten der südosteuropäischen Völker als 
gleichberechtigt im Verhältnis zu Deutschland:
„Es mag vielleicht banal klingen, kann aber nicht oft genug gesagt werden, 
dass es unmöglich, ja direkter Unfug ist, mittel- und westeuropäische Maßstäbe auf 
Südosteuropa einfach zu übertragen, die südosteuropäischen Verhältnisse mit ihnen zu 
messen, zu beurteilen, und dann zumeist auch zu verurteilen. Wie wir verlangen, dass 
unsere Eigenheiten von Amerikanern und jedem Ausländer respektiert werden, so 
müssen auch die südosteuropäischen Probleme aus ihrer Umgebung (...) heraus unter­
sucht und erfasst werden.“704
702 Ebenda, Bl. 37.
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Als eine hervorstechende Eigenart der Südosteuropäer betrachtete Gross ein besonde­
res Misstrauen gegenüber Ausländem und ausländischen Einflüssen. Im Unterschied zu den 
MWT-Repräsentanten Ilgner und Hassell ging er also auf die Frage ein, ob deutsches wirt­
schaftliches und entwicklungspolitisches Engagement in der Region überhaupt auf die unein­
geschränkte Zustimmung in der breiten Bevölkerung stoßen würde, die in den Äußerungen 
seiner Vereinskollegen unreflektiert als gegeben vorausgesetzt worden war. Zunächst warb er 
um Verständnis für den südosteuropäischen Argwohn, indem er ihn auf die geschichtliche 
Entwicklung der Region zurückführte. Zu lange seien sie durch fremde Mächte unterdrückt 
und ausgebeutet worden, sei es in Form direkter imperialer Herrschaft oder kapitalistischer 
Ausplünderung. Ihr Problem bestehe in der noch sehr kurzen Zeit eigenständiger nationaler 
Entwicklung, worauf Rücksicht zu nehmen sei:
„Tatsächlich leiden sie als junge Völker, die nicht ein tausendjähriges organi­
sches, nationales Wachstum hinter sich haben, an dem Komplex, entweder nicht für 
voll genommen oder ausgenutzt und vergewaltigt zu werden. Das sind Tatsachen, auf 
die ebenso wie auf wirtschaftliche Belange Rücksicht genommen werden sollte.“705 
Im Interesse eines erfolgreichen Vorgehens der deutschen Wirtschaft in Südosteuropa 
plädierte Gross, offenbar eingedenk der deutschen Besatzungspolitik in den bisher eroberten 
Ländern wie auch der zunehmend an kurzfristigen kriegswirtschaftlichen Erfordernissen ori­
entierten deutschen Handelspolitik und außerdem unter Anspielung auf seine durch militäri­
sche Verhaltensmuster geprägte Zuhörerschaft, für Verständnis und Sensibilität im Umgang 
mit den Balkan Völkern:
„Bei einem zweckmäßigen taktischen Vorgehen ist auch sachlich bedeutend 
mehr zu erreichen, indem man den nun einmal auf Grund ihrer geschichtlichen Ent­
wicklungen in nationaler wie persönlicher Hinsicht besonders empfindlichen südost­
europäischen Völkern auch das Gefühl der Selbständigkeit und Selbstbestimmung 
lässt (...). Dagegen wären Ruckzuckmethoden wie auch Parademarsch in Südosteuro­
pa keine geeigneten Mittel für eine friedliche Durchdringung und vor allem für eine 
Gewinnung der Herzen der Bevölkerung. (...) Gerade bei einer sehr engen und plan­
vollen (...) Zusammenarbeit ergeben sich notwendiger Weise eine ganze Anzahl von 
Problemen, die nur mit sehr viel Takt und bei verständnisvollem Eingehen auf die Ei­
genarten (...) der südosteuropäischen Völker und ihrer Staaten für beide Teile auf die 
Dauer befriedigend gelöst werden können. Ausdrücke wie ,parieren’, ,Ordnung bei­
705 Ebenda, B l. 48.
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bringen5 und ,primitiv’ sollten Südosteuropäem gegenüber überhaupt nicht gebraucht 
werden. Was man ,primitiv* zu nennen beliebt, ist in Wirklichkeit jung und zumeist 
entwicklungsfähig.“706
Gross ging an dieser Stelle seines Vortrages in auffallender Ausführlichkeit und Di­
rektheit auf mögliche Fehler ein, die in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Südosteuro­
päem gemacht werden konnten. Im Lichte seines zeitgeschichtlichen Hintergrundes betrach­
tet, liegt die Vermutung nahe, dass Anlass zu diesen Ermahnungen bestand.
Dass Gross seinen Vortrag nicht allein als Veranstaltung zur bloßen akademischen 
Weiterbildung und Information von Wehrmachtsoffizieren über die deutsch­
südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen verstand, geht aus der Art hervor, wie er die 
Wehrmacht direkt ansprach. Offensichtlich ging es ihm darum, sie in den Zusammenhang der 
Wirtschaftsbeziehungen einzubinden bzw. ihr ihre Bedeutung darin aufzuzeigen. Die Tatsa­
che, dass er traditionell als militärisch erachtete Verhaltensweisen als ungeeignet für den 
Aufbau fruchtbarer Beziehungen bezeichnete, darf auch als indirekte Kritik an der zumeist 
geübten Praxis deutscher Besatzungspolitik verstanden werden. Direkte Kritik freilich ver­
mied Gross. Stattdessen umwarb er die Wehrmacht, indem er die positiven Aspekte ihrer Prä­
senz in Südosteuropa deutlich hervorhob:
„In den letzten Jahren ist nunmehr dem Deutschen Reich in seiner Wehrmacht 
der beste Propagandist in Südosteuropa erwachsen. Dabei denke ich in diesem Zu­
sammenhang weniger an die unmittelbar kriegerischen Handlungen, als vielmehr an 
die Leistungen der Truppe auf allen den Gebieten, die besonders sinnfällig für die 
Landbevölkerung sind (...). Überhaupt haben die Hilfsbereitschaft und das kamerad­
schaftliche Verhalten der deutschen Soldaten nicht nur untereinander, sondern auch 
gegen die einheimische Bevölkerung (...) ein großes Vertrauenskapital für Deutsch­
land geschaffen (,..).“707
Insgesamt sind diese Äußerungen von Gross vor dem Hintergrund des Verhältnisses 
zwischen dem vom MWT koordinierten deutschen wirtschaftlichen Engagement in Südosteu­
ropa und der nationalsozialistischen Expansionspolitik zu sehen. Neben der Möglichkeit, dass 
Gross tatsächlich von der konstruktiven Rolle und der Beliebtheit der deutschen Truppen in 
Südosteuropa, die sowohl als Besatzer, so etwa in Serbien, als auch als Verbündete, so in 
Bulgarien, auftraten, überzeugt war, liegt auch die Vermutung nahe, dass seine Äußerungen 
eher Ausdruck seiner Wünsche als der Wirklichkeit waren. So betrachtet, kann man diese
706 Ebenda.




Passage seines Vortrages auch eher als Aufforderung an die deutschen Streitkräfte verstehen, 
weniger auf die Demonstration und Ausübung militärischer Macht zu setzen, als vielmehr auf 
eine Funktion als Werbeträger „für deutsches Können und deutsche Tüchtigkeit“ und auf ei­
nen konstruktiven Beitrag zum Aufbau der Infrastruktur in der Region.708
A uf die Anerkennung eines derartigen konstruktiven Charakters des deutschen Wirt­
schaftsengagements in Südosteuropa legte Gross offenbar erheblichen Wert. Dementspre­
chend trat er Faktoren oder Ansichten entgegen, die diese Wahrnehmung stören konnten. Ab­
gesehen von den unmittelbaren Folgen der deutschen Besatzungs- und Kriegswirtschaftspoli­
tik handelte es sich dabei um allgemeinere Auswirkungen des deutsch-südosteuropäischen 
Handels. Hierzu gehörte zum einen die auch bereits bei Ilgner behandelte Befürchtung einer 
Vernachlässigung der südosteuropäischen Märkte durch Deutschland nach einer siegreichen 
Beendigung des Krieges, da dieses dann auf viel ausgedehntere Versorgungsgebiete in Osteu­
ropa und eventuellen überseeischen Kolonien zurückgreifen könnte. Dies versuchte Gross 
ebenso wie Ilgner zu entkräften unter Hinweis auf das Wesen der nationalsozialistischen 
Wirtschaftspolitik, die, wie er betonte,
„nicht von kapitalistischen Krämergrundsätzen, sondern von den höheren poli­
tischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten einer möglichst leistungsfähigen und 
sich gegenseitig harmonisch ergänzenden europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be­
stimmt“ werde.709 *
Voraussetzung dafür sei allerdings, dass Südosteuropa, wie er es formulierte, seine 
Chance nicht verpasse, d.h. Gross erwartete, dass sich die Länder der Region, wollten sie von 
der Zusammenarbeit mit Deutschland profitieren, sich den deutschen Wünschen konform 
verhalten mussten.
Zum anderen ging Gross auf Probleme in der Handelsbilanz ein, die sich seit den 30er 
Jahren zwischen Deutschland und Südosteuropa ergeben hatten. Von besonderer Bedeutung 
war in diesem Zusammenhang die erhebliche Passivität der deutschen Bilanz seit 1933, die in 
der Nachkriegsliteratur vielfach kritisiert worden ist. Ihre Brisanz bestand darin, dass durch 
deutsche Lieferverzögerungen immer größere Clearing-Guthaben der südosteuropäischen 
Länder bei der Deutschen Reichsbank aufliefen, wodurch diese dann gezwungen waren, im 
Interesse der Stabilität ihrer eigenen Währung -  denn die Nationalbanken mussten die eige­
nen Exporteure mit Geldern bezahlen, die ihnen in diesem Moment eigentlich noch gar nicht
709 Ebenda, Bl. 43.
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zur Verfügung standen -  weiterhin Waren aus Deutschland zu beziehen. Hierdurch ergab sich 
ein handelspolitisches Abhängigkeitsverhältnis von Deutschland, das von diesem im Sinne 
des angestrebten Großwirtschaftsraumes freilich politisch gewollt war. Gross indes stellte 
diesen Zusammenhang so dar, als habe Deutschland mit seinen passiven Handelsbilanzen ein 
Opfer zugunsten der Kaufkraftsteigerung der Südostländer gebracht:
„Deutschland hat seit 1933 durch seine großen Bezüge aus Südosteuropa zu­
nächst sogar eine beachtliche Passivität seiner Handelsbilanz mit dem Südosten in 
Kauf genommen und dadurch zur Stärkung der Kaufkraft der südosteuropäischen Ag­
rarländer und zur Reaktivierung ihres Wirtschaftslebens ganz wesentlich beigetragen. 
Denn nunmehr konnten die Südoststaaten als Gegenwert (...) zu günstigen Bedingun­
gen die für den Aufbau und die Intensivierung ihrer Volkswirtschaften notwendigen 
Produktionsmittel sowie hochwertige Konsumgüter aus Deutschland beziehen.“711 
Dass sie dies nicht nur konnten, sondern nach Lage der Dinge -  welche allerdings 
auch durch die protektionistische Politik der anderen Industriestaaten entstanden war -  sogar 
mussten, war eine Schlussfolgerung, die Gross seiner Zuhörerschaft überließ.
Gleichwohl erkannte er die damit verbundenen Schwierigkeiten, d.h. in erster Linie 
das Problem der deutschen Clearingverschuldung gegenüber Südosteuropa. Die erhebliche 
Bedeutung, die er ihm beimaß, verdeutlichte sich in der Ausführlichkeit, mit der er die deut­
sche Verschuldung zu rechtfertigen versuchte.712 Zumindest einen Teil der Verantwortung 
dafür schrieb er der Preispolitik der südosteuropäischen Staaten zu:
„Auf Grund der unverhältnismäßig starken Erhöhung des Preisniveaus in den 
südosteuropäischen Ländern und ihrer Exportprodukte hat sich gegenüber den im we­
sentlichen stabil gehaltenen niedrigen deutschen Exportpreisen eine große Differenz 
ergeben, die eine der wichtigsten Ursachen für die Entstehung der großen deutschen 
Clearingschuld gegenüber Südosteuropa ist.“713
Im Gegensatz dazu wies Gross darauf hin, dass Deutschland am Warenvolumen ge­
messen seine Ausfuhr Richtung Südosten eigentlich gesteigert habe und dass eine der südost­
europäischen Entwicklung vergleichbare Preissteigerung bei den deutschen Waren zu ausge­
glichenen Clearingkonten geführt hätte. Darüber hinaus, so fuhr Gross fort, sei bei Einbezie­
™ BA, R 8119F, P 6145, Bl. 43.
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hung langfristiger, den Südostländem gewährter deutscher Kredite in die Gesamtbilanz ei­
gentlich Deutschland Gläubiger anstatt Schuldner. Er gab allerdings zu, dass aus diesen Kre­
diten auch Probleme für die jeweiligen Notenbanken erwuchsen, da diese aufgrund der Kredi­
te und auch langer Zahlungsfristen für deutsche Fertigwaren die übrigen Zahlungen an ihre 
Exporteure bevorschussen müssten, was inflationäre Auswirkungen habe und demzufolge 
auch die Preispolitik beeinflusse. Dies jedoch, so betonte Gross, sei ein Opfer, dass die süd­
osteuropäischen Länder Deutschland gegenüber zu bringen hätten, da dieses die Hauptlast im 
„gemeinsamen Freiheitskampf“ trage. Es sei davon auszugehen, dass nach dem Kriege alle 
Forderungen anstandslos beglichen würden.714
Anhand der betrachteten in MWT-Kreisen angestellten grundlegenden Überlegungen 
zur Gestaltung der deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen scheinen über den 
Zeitraum von den frühen 30er Jahren bis weit in den Zweiten Weltkrieg hinein die Elemente 
der Kontinuität zu überwiegen. In besonderem Maße gilt dies für die Entwicklungsperspekti­
ve, die der MWT als Hauptagent der wirtschaftlichen deutschen Südostpolitik den Ländern 
der Region im deutschen Eigeninteresse bieten zu müssen glaubte. Zur Steigerung der deut­
schen Einfuhrmöglichkeiten ging es darum, die dortigen Produktionsstrukturen dergestalt zu 
verändern bzw. zu modernisieren, dass zum einen die allgemeine landwirtschaftliche Produk­
tivität deutlich erhöht und zum anderen das Produktspektrum so verschoben würde, dass es 
dem deutschen Importbedarf entsprach. In diesem Zusammenhang war außerdem die Rede 
von einer „Industrialisierung“ der südosteuropäischen Volkswirtschaften, die erstens dazu 
dienen sollte, eine erste Verarbeitung einheimischer Agrarprodukte, die Herstellung von 
Halbfertigwaren wie auch die Intensivierung des Bergbaus sicherzustellen; zweitens sollte sie 
die Beschäftigung in der Landwirtschaft redundanter Arbeitskräfte ermöglichen. Eine Indust­
rialisierung etwa nach deutschem Vorbild war also nicht das Ziel des MWT. Vielmehr wurde 
klargestellt, dass dieser Begriff weiter aufzufassen sei -  eher im Sinne einer allgemeinen In­
tensivierung der gesamtwirtschaftlichen Produktion. Dies lag freilich in der Logik des MWT- 
Konzeptes begründet, das auf die Schaffung ergänzungswirtschaftlicher Strukturen im 
deutsch geführten mittel- und südosteuropäischen Großwirtschaftsraum abzielte. Eine Errich­
tung von Industrien in Südosteuropa für Produkte, die Deutschland eigentlich dorthin expor­
tieren wollte^ hätte den Ideen des MWT widersprochen. Ohnehin aber hielt man beim MWT 
die Möglichkeit einer solchen Entwicklung zumindest mittelfristig für unrealistisch. Dennoch 
räumte man ein, dass im Zuge der angestrebten sozioökonomischen Modernisierung Südost­
7,4 Ebenda, BI. 45f. Vgl. hierzu auch im folgenden: Kapitel 6.
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europas das Potential der dortigen Lander wachsen würde, selbst Waren zu produzieren, die 
bisher eingeführt werden mussten. Dies aber, so glaubte man, würde deutsche Interessen nicht 
berühren, da die Modernisierung in einer absoluten Zunahme des Handelsvolumens der Süd­
ostländer resultieren würde.
Demnach konnte das vom MWT postulierte Entwicklungsziel für Südosteuropa nicht 
nur im Lichte deutscher Einfuhr-, sondern auch deutscher Ausfuhrinteressen betrachtet wer­
den. Der Zusammenhang mit der Modemisierungsproblematik ergab sich hier aus der Not­
wendigkeit, die Absatzchancen für deutsche Erzeugnisse im Südosten Europas zu verbessern. 
Dementsprechend lag es, so die Argumentation des MWT, im deutschen Interesse, die süd- 
osteuropäischen Marktstrukturen so auszubauen, dass deutsche industrielle Fertigwaren dort 
in zunehmendem Maße Abnehmer finden konnten. Hierzu gehörte indes nicht nur die Förde­
rung der Infrastruktur und eventueller unternehmerischer oder staatlicher Geschäftskunden, 
sondern, wie beim MWT ausdrücklich betont wurde, auch der breiten Masse der Konsumen­
ten. Der MWT schrieb sich, wie er nicht müde wurde zu unterstreichen, die Hebung der Mas­
senkaufkraft sowie des allgemeinen Lebensstandards au f die Fahnen.
Dieser angestrebte „Wohlfahrtseffekt“ der Tätigkeit des MWT in Südosteuropa ist 
von zentraler Bedeutung für die Beurteilung des Großwirtschaftsraum-Projektes, da von ihm 
die Bereitschaft weiter Teile der Bevölkerung jener Länder zur Zusammenarbeit mit Deutsch­
land sicherlich in wesentlichem Maße abhing. Zunächst stellt sich in diesem Zusammenhang 
die Frage nach der Glaubwürdigkeit dieser Zielsetzung auf deutscher Seite, d.h. ob es sich 
hierbei nur um ein Lippenbekenntnis oder um ein ehrliches Bestreben handelte. Die zuerst 
genannte Annahme, die dem MWT wenig Glaubwürdigkeit zubilligen würde, ließe sich dann 
begründen, wenn das Ziel einer Steigerung des Lebensstandards in Südosteuropa vor allem in 
der Region selbst in agitatorischer Weise publik gemacht worden wäre. Eine solche Absicht 
lässt sich indes allenfalls beim Vortrag von Hermann Gross unterstellen, da dieser in der Tat 
für ein, wenn auch deutsches militärisches, so doch auch breiteres Publikum gedacht war. Al­
lerdings ist speziell bei dieser Zuhörerschaft kaum anzunehmen, dass sie sich gerade durch 
die Aussicht auf einen höheren Lebensstandard der südosteuropäischen Bevölkerung für die 
Ziele des MWT begeistern ließ. Werbender Charakter kann also diesen Passagen des Vortra­
ges kaum zugeschrieben werden. Vielmehr ging es bei einer deutschen Zuhörerschaft eher 
darum, Skepsis gegenüber dieser Zielsetzung zu überwinden. Dies galt auch für die Adressa­
ten der anderen programmatischen Äußerung, die seit den frühen 30er Jahren beim MWT er­
arbeitet wurden. Hier handelte es sich in erster Linie um  interne Papiere, deren geringer Le­
serkreis ein propagandistisches Motiv beinahe ausschließt. Doch auch in diesen Fällen bildete
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die Problematik von Entwicklung und Lebensstandard in der Donauregion ein zentrales Mo­
tiv, und auch hier ging es zuallererst darum, vermutete Skepsis zu überwinden indem man 
erläuterte, dass eine konstruktive Modemisierungsarbeit und Hebung der Massenkaufkraft in 
deutschem Interesse liege. Dies erschien den Autoren dieser Schriften gegenüber einem deut­
schen Publikum als notwendig; diese Aspekte zum Zwecke von Propaganda und Werbung zu 
verwenden, wäre eher einem südosteuropäischen Publikum gegenüber angebracht gewesen. 
Es kann daher bezüglich der Fragen von Modernisierung und Kaufkraft von einer hohen 
Glaubwürdigkeit der MWT-Argumentation ausgegangen werden. Der Begründungszwang 
gegenüber den deutschen Adressaten führte außerdem dazu, dass die Zusammenhänge, auf­
grund derer der MWT in seinem Entwicklungskonzept ein deutsches Interesse sah, ausführ­
lich dargestellt wurden und somit die Glaubwürdigkeit weiter erhöhten. Somit lag also der 
erwähnte Wohlfahrtseffekt tatsächlich im Kalkül des MWT-Konzeptes zur wirtschaftlichen 
Erschließung Südosteuropas für Deutschland.
Dabei vermitteln die Akten des Vereins indes durchaus den Eindruck eines patema- 
listischen Rollenverständnisses der deutschen Wirtschaft gegenüber Südosteuropa. Die Regi­
on, so hieß es, bestehe „aus lauter verhältnismäßig jungen und erst am Anfang ihrer volks­
wirtschaftlichen Entwicklung stehenden Staaten (...).“715 Dementsprechend sah der MWT die 
Rolle der deutschen Wirtschaft als die leitende, die den südosteuropäischen Wirtschaften den 
Weg ihrer Entwicklung vorzugeben hatte. Ihr patemalistischer Charakter bestand in der auf 
deutscher Seite vorherrschenden Auffassung, selbst am besten zu wissen, was für die Länder 
der Region das beste sei. Formulierungen wie die von Gross, der in einem warnenden Unter­
ton die Südosteuropäer dazu aufrief, ihre „Chance“ nicht zu verpassen, deuten darauf hin, 
dass ihnen aus deutscher Sicht keine alternativen Entwicklungsmöglichkeiten oder -z ie le  of­
fen standen, als der Weg der Einordnung in die deutsche Konzeption. Dieser Ansicht lag ein 
weitgehend teleologisches Verständnis von sozioökonomischem Fortschritt zugrunde. Es of­
fenbarte sich in Äußerungen, die von den Staaten Südosteuropas im wesentlichen als »jun­
gen“, „noch“ wenig entwickelten bzw. „am Anfang“ der Entwicklung stehenden Ländern 
sprachen. Zwar waren sie, gemessen an der Zeit seit der Staatsgründung im späten 19. oder 
frühen 20. Jahrhundert» in der Tat noch relativ jung; sie aber auch entwicklungsmäßig als 
jung zu bezeichnen bedeutete zum einen, die Zeit unter osmanischer bzw. habsburgischer 
Herrschaft diesbezüglich als kompletten Ausfall zu werten, und zum anderen, sich selbst als 
„fortgeschrittener“ oder „erfahrener“ zu betrachten, mithin also als Leitbild, dem die Südost-
715 Ebenda, Bl. 31.
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Staaten wenn nicht direkt zu folgen, so doch sich ihm unterzuordnen hätten. Insgesamt also 
wurde Südosteuropa als Betätigungsfeld für deutsche Entwicklungsarbeit betrachtet, wobei 
diese durchaus wohlmeinenden Charakter haben sollte, wie in den programmatischen Äuße­
rungen führender Vertreter des MWT wiederholt betont wurde. Dies fand seinen Ausdruck in 
den vielfachen Hinweisen auf die zu respektierenden Interessen der südosteuropäischen Staa­
ten und Menschen, ihre Mentalitäten und nationalen Empfindlichkeiten wie auch auf das his­
torisch begründete Misstrauen gegenüber Fremden. Hinzu kam die ebenfalls an mehreren 
Stellen zu findende Distanzierung von den Methoden der westlichen Kolonialmächte, die 
man im allgemeinen mit dem Etikett „Ausbeutung“ versah. Dem westlichen „liberalen Kapi­
talismus“ setzte der MWT „organische“ Entwicklungsarbeit und Nutzung der gegebenen Res­
sourcen im Interesse des Gemeinwohls, d.h. der am Großwirtschaftsraum beteiligten Länder, 
entgegen.
In diesem Zusammenhang versuchten die Vertreter des MWT außerdem, sich im Ver­
hältnis zum Nationalsozialismus zu positionieren. Wie bereits erörtert, hatte sich der Verein 
bereits in den frühen 30er Jahren, vollständig aber erst nach der Machtübernahme Hitlers eine 
unangefochtene Führungsposition in der Organisation deutschen wirtschaftlichen Engage­
ments in Südosteuropa gesichert. Im gleichen Zuge beeilte man sich, die völlige Überein­
stimmung der wirtschaftspolitischen Ziele von MWT und NS-Regierung festzustellen. Auch 
in den Programmschriften des Vereins -  besonders in denjenigen, die nach Kriegsbeginn er­
stellt wurden -  ist das Bemühen erkennbar, die Strategien zur wirtschaftlichen Erschließung 
Südosteuropas als mit der NS-Ideologie in  Einklang stehend darzustellen, wenn nicht gar als 
ihren Ausfluss. Diese Bestrebungen wirken indes eher wie eine pflichtgemäße Referenz an 
den Nationalsozialismus, d.h. gewissermaßen eine „Beschwichtigung“ des Regimes oder eine 
förmliche Loyalitätserklärung ihm gegenüber. Dass diesen Passagen eine echte Überzeugung 
zugrunde lag -  zumindest im Sinne einer tragenden Funktion der NS-Ideologie für die MWT- 
Konzeption in Südosteuropa -  scheint imwahrscheinlich angesichts der eigentümlich anmu­
tenden Anwendung des NS-Wortschatzes in den Schriften des MWT. Dies gilt insbesondere 
für den Begriff „Lebensraum“, der entgegen der Hitler’sehen Zielsetzung einer rassistisch 
motivierten Unterwerfung osteuropäischer Völker und ihrer Versklavung beim MWT die 
Gestalt einer beinahe symbiotischen Lebensgemeinschaft verschiedener Völker zum gegen­
seitigen wirtschaftlichen Nutzen annahm. Zwar darf als sicher angenommen werden, dass der 
MWT bei der Gestaltung der deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen tatsächlich 
etwas anderes im Sinne hatte, als die NS-Regierung bei der „Eroberung von Lebensraum im 
Osten“; das Vorliegen eines bloßen Missverständnisses kann jedoch auch weitgehend ausge-
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schlossen werden. Freilich bedeutet diese „eigenwillige“ Interpretation der Lebensraum- 
Ideologie durch den MWT allerdings auch nicht automatisch eine etwaige Distanz des Ver­
eins zum Regime. Vielmehr darf angenommen werden, dass durch die bemüht wirkenden 
Stellen, an denen die führenden Repräsentanten des MWT auf den Nationalsozialismus bezug 
nahmen, schlicht zum Ausdruck kam, dass die während des Krieges zentralen Aktionsfelder 
der NS-Ideologie und des MWT -  hier „Lebensraum im Osten“, dort „Südosteuropa als wirt­
schaftlicher Ergänzungsraum“ - sich kaum überschnitten und daher die beiden unterschiedli­
chen Ansätze nebeneinander existieren konnten, der MWT also nicht zwangsläufig in Kon­
flikt mit dem Regime geraten musste. Diese Möglichkeit ergab sich erst, als Hitler sich ent­
gegen seinen ursprünglichen Absichten im Frühjahr 1941 gezwungen sah, einen Balkanfeld­
zug zu unternehmen. Dadurch wurde die vom MWT wiederholt geäußerte Hoffnung auf eine 
friedliche Entwicklung in Südosteuropa als Voraussetzung für den Erfolg seines Modemisie- 
rungskonzeptes zerstört. Die Problematik dieser neuen Lage klang beispielsweise beim Vor­
trag von Hermann Gross an, der die Wehrmacht als Werbeträger für deutsche Tüchtigkeit und 
Hilfsbereitschaft lobte, damit aber zugleich unterschwellig deutlich machte, dass er sich von 
ihr weniger ein Auftreten als militärische Besatzungsmacht denn vielmehr eine konstruktive 
Rolle beim Aufbau der deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen erhoffte.
Beim Blick auf das sich durch den Krieg offensichtlich verstärkende Spannungsver­
hältnis zwischen MWT und Nationalsozialismus wird indes auch deutlich, dass in jenen Jah­
ren über einen Wandel in der wirtschaftlichen Bedeutung Südosteuropas für Deutschland 
nachgedacht wurde. Denn die Eroberungspolitik des NS-Regimes hatte eine Lage geschaffen, 
die während der ersten Hälfte der 30er Jahre in den konzeptionellen Überlegungen des Ver­
eins noch nicht ins Kalkül gezogen worden war. Während der späten 20er und frühen 30er 
Jahre sowie auch noch während der ersten Jahre des Nazi-Regimes hatte Südosteuropa in den 
Plänen des MWT noch die Rolle eines wirtschaftlichen „Hinterlandes“716 für Deutschland 
gespielt, das, wie etwa beim erwähnten „Vortrags-Tee“ deutlich geworden war, vorwiegend 
als Gegenstück zu den Kolonialimperien der Westmächte gedacht war, wenn man auch deren 
Methoden nicht kopieren wollte. Vielmehr ging es darum, Deutschland durch Südosteuropa 
wirtschaftlich, d.h. auch kriegswirtschaftlich als Großmacht auf eine Ebene mit den West­
mächten zu heben, um sich so eine Machtbasis zur Überwindung der Versailler Nachkriegs­
ordnung zu schaffen. Aus dieser außenpolitischen Perspektive lässt sich das Südosteuropa- 
Konzept des MWT über seine rein wirtschaftliche Bedeutung hinaus durchaus auch in die
716 Vgl. Thömer, FC.: „Der ganze Südosten ist unser Hinterland“. Deutsche Südosteuropapläne von 1840 bis 
1945, Oldenburg 2000.
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Traditionen europäischer Gleichgewichtspolitik einordnen. Dies änderte sich grundlegend, als 
sich unter dem Eindruck deutscher Waffenerfolge während der ersten Kriegsjahre eine deut­
sche Hegemonie über den ganzen Kontinent abzuzeichnen schien. Damit nahm das wirt­
schaftliche Gewicht Südosteuropas innerhalb der deutsch dominierten bzw. besetzten Teile 
Europas automatisch ab. Es entstand die naheliegende Befürchtung, das deutsche Interesse 
am Südosten könne nachlassen, zumal der deutsche wirtschaftliche Zugriff auf die besetzten 
Länder wesentlich direkter und leichter möglich schien als auf die handelspolitisch zwar ab­
hängigen, formell aber souveränen Verbündeten der Donauregion.
In diesem Zusammenhang ist es bezeichnend, dass der MWT diese Befürchtung of­
fenbar emstnahm und aufgriff, indem er versuchte, sie zu entkräften. Dabei kann mit einem 
gewissen Recht vermutet werden, dass er sie durchaus teilte und einem möglichen Nachlassen 
des regierungsseitigen Interesses oder wenigstens Wohlwollens entgegenwirken wollte. 
Zugleich aber machen diese Befürchtungen, die offenbar vor allem von Vertretern südosteu­
ropäischer Länder an den MWT herangetragen wurden, deutlich, wie groß das dortige Inte­
resse am deutschen Wirtschaftsengagement war.
Die Reaktion des MWT bestand darin, die Beteiligten der ungebrochenen Kontinuität 
seines wie des allgemeinen deutschen ökonomischen Interesses an Südosteuropa zu versi­
chern. Besonders stellte man dabei die Fortführung der Entwicklungs- und Modemisierungs- 
arbeit heraus -  sowohl an die Adresse der Südostländer wie auch an die der deutschen Wirt­
schaft und staatlicher Stellen gerichtet. Das Modemisierungskonzept für Südosteuropa war 
indes wohl der zentrale Aspekt der Arbeit des MWT, mit dem die Länder der Region für die 
Zusammenarbeit mit der deutschen Wirtschaft gewonnen werden konnten. Beim Blick auf die 
wirtschaftspolitischen Diskussionen, die in Bulgarien seit den frühen 20er Jahren geführt 
wurden, zeigt sich eine hohe Kompatibilität der deutschen und der südosteuropäischen, re­
spektive bulgarischen Zielsetzungen. Dort war in extensiver Weise erörtert worden, wie die 
Produktivität der Landwirtschaft gesteigert werden könne, um wieder auf den internationalen 
Märkten Fuß zu fassen. Dies begriff auch der MWT als erste Notwendigkeit, freilich weni­
ger mit dem Ziel einer Weltmarktpositionierung der südosteuropäischen Landwirtschaften, 
als vielmehr zur Steigerung der Deutschland zur Verfügung stehenden Exportkapazitäten. 
Ähnlich gelagert war die Problematik einer Verlagerung des Produktspektrum der bulgari­
schen Landwirtschaft. Auch hier ging es den bulgarischen Wirtschaftsfachleuten zunächst um 
die Förderung von Kulturen, die aufgrund der klimatischen Bedingungen in Bulgarien in be-
717 Vgl. Kapitel 4.
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sonders hoher Qualität hergestellt werden konnten und somit die internationale Wettbewerbs­
fähigkeit der nationalen Landwirtschaft erhöhen konnten. Für Deutschland wiederum kam es 
auf den Anbau speziell solcher Industriekulturen an, für die im Reich ein besonderer Bedarf 
bestand. Das gemeinsame Interesse an einer Umstrukturierung des bulgarischen Agrarsektors 
stellte, wenn es auch ursprünglich unterschiedlichen Motiven entsprang, die Grundlage für 
die Zusammenarbeit dar. Auf eine Bilateralisierung verbunden mit einer sich verstärkenden 
Kanalisierung der eigenen Handelsströme in Richtung auf Deutschland hatte es die bulgari­
sche Seite im Unterschied zur deutschen nicht von vorne herein abgesehen, wenn sich auch 
ihre Modemisierungswünsche stets am deutschen Vorbild orientiert hatten. Den entscheiden­
den Stoß in diese Richtung erhielt die Wirtschaftspolitik Bulgariens durch die Abschließung 
der westlichen Märkte gegenüber bulgarischen Produkten, die im Grunde nichts anderes be­
deutete, als die faktische Überlassung Südosteuropas als wirtschaftliches Betätigungsfeld an 
deutsche Interessen. Diese Kanalisierung der bulgarischen Außenwirtschaftsbeziehungen hat­
te jedoch auch Vorteile, da sie das Interesse Deutschlands, das selbst unter den Bedingungen 
des internationalen Handels während der Weltwirtschaftskrise litt, an den Produktionsver­
hältnissen in Bulgarien steigerte. In diesen Zusammenhängen liegt der Hintergrund für die 
Parallelität der Modemisierungsinteressen in Deutschland wie auch in Südosteuropa bzw. 
Bulgarien, ohne die die wachsende handelspolitische Verflechtung beider Länder während 
der 30er Jahre nicht erklärt werden kann. Sie fanden ihren Ausdruck in den Konzepten des 
MWT, die durch ihre starke Akzentsetzung auf den Entwicklungsaspekt erheblich an Attrak­
tivität für die Vertreter der südosteuropäischen Volkswirtschaften gewannen.
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5.2. Bulgarien als Betätigungsfeld des MWT
Zur Umsetzung seiner Konzepte musste der MWT ein möglichst genaues Bild von 
den Verhältnissen haben, die sich ihm in den einzelnen Landern vor Ort boten. Außerdem 
war es naturgemäß notwendig, dieses Bild den Mitgliedern, d.h. deutschen Wirtschaftsakteu­
ren, die sich in Südosteuropa engagieren wollten oder dort bereits tätig waren, zu vermitteln. 
Zu diesem Zweck wurden ab Februar 1935 die „Mitteilungen des MWT“ (MMWT) heraus­
gegeben, eine vereinsinteme Zeitschrift, die die Mitglieder sowohl über aktuelle wirtschaftli­
che Entwicklungen in der Region als auch grundsätzlich über langfristige strukturelle Gege­
benheiten informierte. Auch die Leitlinien und konzeptionellen Überlegungen der Tätigkeit 
des MWT wurden in den Mitteilungen präsentiert.
Der zentralen Bedeutung des Entwicklungsaspektes in der Arbeit des MWT entspre­
chend, konzentrierten sich die Mitteilungen in erster Linie auf die Darstellung derjenigen Be­
reiche, in denen nach Ansicht des Vereins besonderer Handlungsbedarf bestand bzw. in de­
nen deutsche Entwicklungsarbeit anzusetzen hatte. Gleichwohl ergibt sich aus den MMWT 
nicht allein etwa ein in düsteren Farben gezeichnetes Bild struktureller sozioökonomischer 
Mängel in den südöstlichen Volkswirtschaften. Vielmehr kam es den Herausgebern auch dar­
auf an, zum einen die Entwicklungsfähigkeit Südosteuropas anhand dortiger positiver Reakti­
onen und gemachter Fortschritte, und zum anderen die Erfolge der eigenen Arbeit deutlich 
herauszustellen.
Bulgarien nahm in diesem Kontext weder eine herausgehobene noch eine unterprivi­
legierte Position ein. Allenfalls ist in den MMWT eine etwas wohlwollendere Haltung ge­
genüber dem Balkanland aufgrund außenpolitischer Gemeinsamkeiten spürbar. In jedem Fal­
le aber machte die Zeitschrift klar, dass Bulgarien aus verschiedenen Gründen auf seine Wei­
se eine unverzichtbare Stellung in den wirtschaftlichen deutschen Südosteuropaplänen inne­
hatte. Deutlich wurde dies nicht nur durch die regelmäßigen Berichte über die aktuellen wirt­
schaftlichen Entwicklungen, sondern auch durch eingehende Analysen der gegebenen struk­
turellen Probleme und der daraus zu ziehenden Schlussfolgerungen für einzuleitende Moder­
nisierungsmaßnahmen. Diese konzentrierten sich im wesentlichen auf die Bereiche, die auch 
bereits in den programmatischen Darlegungen des MWT als vordringlich bezeichnet w'orden 
waren, weil sie entweder kurzfristig Erfolg versprachen oder als grundlegend für jede weitere 
Entwicklung galten. Hierbei handelte es sich um die Produktivität der Landwirtschaft, den 
Bergbau sowie um das Verkehrswesen. Bemerkenswert ist bei diesen Darstellungen, die e- 
benso wie die grundlegenden Leitgedanken um 1940/41 erstellt wurden, dass der Krieg kei­
nen erkennbaren Einfluss auf ihren Inhalt hatte. Zwar blieb er nicht unerwähnt, insbesondere
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in bezug auf die in eine Nachkriegsordnung gesetzten Erwartungen, es gab jedoch keinerlei 
Erwägungen, die Aktivitäten des MWT in irgendeiner Weise auf das gegenwärtige Kriegsge­
schehen auszurichten, geschweige denn unmittelbaren militärischen Erfordernissen anzupas­
sen. Dass manche Projekte des MWT, vor allem auf verkehrstechnischem Gebiet, auch von 
strategischer Bedeutung waren, ändert an diesem Befund nichts. Die Frage, warum besonders 
zu dieser Zeit, d.h. um 1940/41, umfassendere wirtschaftliche Lageanalysen erstellt wurden, 
lässt sich nur spekulativ beantworten. In bestimmten Bereichen, wie etwa der Erschließung 
von Bodenschätzen, mag in betracht gezogen werden, dass dieser Prozess in Bulgarien da­
mals bei weitem noch nicht abgeschlossen war und demzufolge konkrete Ergebnisse erst 
schrittweise eintrafen. Zudem ist zu berücksichtigen, dass die in den MMWT gebotenen In­
formationen einen hohen Grad an Konkretheit besaßen, d.h. etwa einzelne Bahn- und Stra­
ßenverbindungen oder einzelne abbauwürdige Vorkommen direkt ansprachen. Einen analyti­
schen Wert schienen diese Beobachtungen offenbar erst um 1940 zu erhalten. In diesem Zu­
sammenhang muss beachtet werden, dass die meisten und wichtigsten der zuständigen Ost- 
und Südostinstitute, die die Masse der einschlägigen wirtschaftswissenschaftlichen Kenntnis- 
se und Fähigkeiten versammelten, erst in der zweiten Hälfte der 30er Jahre gegründet w or­
den war.
Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, dass der MWT auch unter dem Eindruck des 
Krieges bei den Grundlinien seiner Südostpolitik blieb und diese zwar nicht mehr unter den 
Bedingungen eines europäischen Friedens, aber immerhin unter Ausrichtung auf eine künfti­
ge europäische Friedenswirtschaft weiter verfolgte.
Dies galt auch für das Hauptanliegen des MWT, die Modernisierung der Landwirt­
schaft. Aus Sicht des Vereins handelte es sich hier um ein mehrschichtiges Problem, das in 
Bulgarien durchaus seinen eigenen Charakter hatte. Dabei ging es vor allem um die Gliede­
rung des bulgarischen Ackerlandes, den Einsatz von Maschinen sowie um die Fruchtwahl 
und die Weiterverarbeitung landwirtschaftlicher Produkte.
Das erstgenannte Teilproblem des Agrarsektors, die Verteilung des bewirtschafteten 
Bodens, wurde etwa in einem Vortrag von Dr. Nikola Kondov vom bulgarischen Institut für 
landwirtschaftliche Betriebsforschung im Jahre 1941 vor MWT-Mitgliedem erörtert.718 19 Ein­
leitend unterstrich er die Bedeutung der Landwirtschaft für Bulgarien durch die Erwähnung 
der bekannten Tatsache, dass damals über drei Viertel, d.h. 79 Prozent der Bevölkerung im 
Agrarsektor beschäftigt waren. Als problematisch schätzte er zudem den Anteil der nicht an-
718 Vgl. Kapitel 3.1..
719 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 280a-290.
251
baufahigen Fläche am Gesamtterritorium Bulgariens ein, den er mit 22,5 Prozent angab und 
auf die gebirgige Struktur der Landschaft zurückführte.720 721Wie er weiter ausführte, wurde von 
den verbleibenden 77,5 Prozent nur gut die Hälfte für den Ackerbau genutzt, was rund 40 
Prozent der Gesamtfläche ausmachte. Indem Kondov diese Quote mit den 79 Prozent land­
wirtschaftlich tätiger Bulgaren in Bezug setzte, verdeutlichte er das Missverhältnis zwischen 
Boden und Bevölkerung, das seiner Ansicht nach „für jene grausame Zersplitterung des für 
landwirtschaftliche Zwecke geeigneten Bodens in Bulgarien“ verantwortlich war. Als 
Hauptgründe hierfür nannte er zum einen den niedrigen Entwicklungsstand bzw. die geringe 
AusdifFerenziemng der bulgarischen Volkswirtschaft, die der heranwachsenden Bevölkerung 
kaum ein anderes Berufsfeld bieten konnte als den Agrarsektor, sowie zum anderen das gel­
tende Erbschaftsgesetz, das, wie bereits erwähnt, eine gleichmäßige Erbteilung von Landbe­
sitz unter allen Nachkommen vorsah, wobei männlichen Erben ein doppelt so großer Anteil 
zustand wie weiblichen.722 7234Darüber hinaus war nach Kondov unter den bulgarischen Land­
wirten offenbar stets ein gewisses Misstrauen bezüglich der Qualität des geerbten Bodens 
vorhanden, so dass man den Grund nach Qualitätsgesichtspunkten untereinander aufteilte und 
nicht mit dem Ziel, kompakte Wirtschaftseinheiten zu schaffen. Ergebnis dieser Gepflogen­
heiten war eine große Zersplitterung der ohnehin im Verlauf der Erbfolge immer kleiner wer­
denden Grundbesitze. Kondov errechnete, dass selbst Kleinstbetriebe mit einer Fläche von 
weniger als fünf Hektar in Bulgarien durchschnittlich aus neun voneinander getrennt liegen- 
den Parzellen bestanden.
Der Handlungsbedarf, der sich aus dieser Situation ergab, war in erster Linie admi­
nistrativer Art, d.h. es mussten die gesetzlichen Grundlagen für eine Flurbereinigung geschaf­
fen werden. Zunächst setzte man bei den Weideflächen an, da diese sowohl durch die Erbtei- 
lung als auch durch den kriegsbedingten Flüchtlingszustrom bei gleichzeitig dominierender 
Subsistenzwirtschaft eine stetige Verkleinerung erfahren und damit der Viehzucht im allge­
meinen ernsthaft geschadet hatten.725 Im folgenden sollten die Ackerflächen in die Arrondie­
rungsmaßnahmen mit einbezogen werden. Kondov sah sich indes veranlasst, an der Effizienz 
der Flurbereinigungspolitik heftige Kritik zu üben, hatte diese doch, wie er ausführte, im Jah­
re 1940, d.h. zehn Jahre nach ihrem Beginn, erst 3,51 Prozent der landwirtschaftlich genutz­
720 Ebenda, Bl. 281.
721 Ebenda, Bl. 282.
722 Ebenda, Bl. 283.
723 Ebenda, Bl. 282f.
724 Vgl. Kapitel 2.3..
725 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 284.
252
ten Fläche erfasst.726 Auch bei Bewertung nur des als Ackerland nutzbaren Bodens, d.h. ohne 
die Weideflächen, kam lediglich ein Quote von zehn Prozent heraus, wobei Bulgarien hier ein 
steiles Nord-Süd-Gefalle aufwies; im Norden wurden an die 20 Prozent erreicht, also ein 
Fünftel, im Süden dagegen weniger als ein Sechzigstel.727
Als Gründe für den schleppenden Fortschritt führte Kondov vor allem finanzielle 
Engpässe an, da die Flurbereinigung mit staatlichen Mitteln finanziert wurde, sowie gelegent­
liches Desinteresse von Seiten des Landwirtschaftsministeriums. Speziell Südbulgarien 
betreffend, erklärte Kondov außerdem, dass bei der stärkeren Verbreitung intensiver Kulturen 
wie Tabak, Weintrauben oder Baumwolle (im Gegensatz zum Vorherrschen des Getreides im 
Norden), die in höherem Maße von der Beschaffenheit des Bodens und den klimatischen Be­
dingungen abhängig seien, die Akzeptanz der Flurbereinigung in den gebirgigen südlichen 
Regionen gering geblieben sei.728 729
Ein weiteres Mittel zur Schaffung kompakterer und damit leistungsfähigerer landwirt­
schaftlicher Einheiten erblickte Kondov in der kooperativen Organisationsform, die in der 
bulgarischen Öffentlichkeit vor allem ab Mitte der 30er Jahre teils als in der Tradition der al­
ten Zadruga stehend, teils als Abwandlung des sowjetischen Kolchos- und Sowchos-Systems 
propagiert worden sei. Laut Kondov blieb der Erfolg des Kooperativgedankens in Bulgarien 
gleichwohl gering; bis Ende 1940 hätten sich lediglich 20 kooperative landwirtschaftliche Be- 
triebe organisiert. Darüber hinaus wies Kondov darauf hin, dass der eigentliche Zweck der 
Schaffung von Kooperativbetrieben -  Effizienzsteigerung und damit verbunden die Möglich­
keit zur Freisetzung von Arbeitskräften für andere Wirtschaftszweige -, in Bulgarien unter 
den gegebenen Bedingungen, d.h. dem praktischen Fehlen alternativer Beschäftigungsberei­
che, nicht erfüllt werden könne:
„Das Ziel, das man mittels der kooperativen landwirtschaftlichen Unterneh­
mungen verfolgt -  Vergrößerung der landwirtschaftlichen Betrieben in Bulgarien, ihre 
Maschinisierung und die Verbilligung der Erzeugnisse -  wird bei der bestehenden 
wirtschaftlichen und demographischen Struktur Bulgariens nicht erreicht werden kön- 
nen.“730
In Gestalt der Ausführungen Kondovs lag den Mitgliedern des MWT demnach ein 
Bericht vor, der in vergleichsweise knapper Form und auch nur schlaglichtartig die Grund-
Ebenda, Bl. 285.
’27 Ebenda, Bl. 286.
728 Ebenda, Bl. 286f.
729 Ebenda, Bl. 288f.
730 Ebenda, Bl. 290.
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Problematik der bulgarischen Landwirtschaft und im Grunde der gesamten Volkswirtschaft 
des Landes verdeutlichte. Die grundlegenden Folgerungen, die daraus zu ziehen waren, be­
standen in der Notwendigkeit, die Landwirtschaft effizienter zu gestalten und zugleich alter­
native Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen. Dieser Zielsetzung entsprechend, richteten 
die MMWT gegen Ende der 30er und zu Beginn der 40er Jahre ihr Augenmerk auf die Ent­
wicklungen in Bulgarien, die mit dieser Problematik verbunden waren. So finden sich in der 
Mitgliederzeitschrift etwa Analysen der Veredelungswirtschaft, der Viehwirtschaft, der Kon­
servenindustrie, zum Einsatz von Kunstdünger und Maschinen oder auch zum Kreditwesen in 
der Landwirtschaft.
Zum letztgenannten Punkt etwa äußerte sich in ausführlicher Weise beispielsweise ein 
Beitrag in den MMWT vom 25. Juni 1942. Er stellte einleitend fest, dass eine „Erhöhung der 
Kapitalkonzentration“ der „sicherste und schnellste Weg“ sei, die bulgarische Landwirtschaft 
zu modernisieren und ihre Produktivität zu steigern, was angesichts des nach wie vor beste- 
henden großen Entwicklungsabstandes zu Mittel- und Westeuropa unverzichtbar sei. Im 
folgenden versuchte der Beitrag zu zeigen, warum zum einen ein verstärkter Kapitaleinsatz in 
der bulgarischen Landwirtschaft Erfolg versprechen würde und zum anderen, warum deut­
sches Kapital hier besonders gefordert war.
Zum ersten Punkt präsentierte der Beitrag eine Reihe statistischer Werte, die den Zu­
sammenhang zwischen in einem Agrarbetrieb angelegten aktiven Kapital, dem Betriebsauf­
wand und dem „Rohertrag“ des Betriebes zeigten. Auch eine Korrelation zwischen der Inan­
spruchnahme von Krediten und dem Hektarertrag zeigten die statistischen Aufstellungen in 
den MMWT. So erbrachten demnach etwa Betriebe mit einem Kreditanteil von drei Prozent 
am Gesamtkapital durchschnittlich einen Bruttoertrag von rund 6000 Lewa pro Hektar, Be- 
triebe mit über 12 Prozent Kreditanteil gar über 9300 Lewa. Dieser vermeintliche Beweis 
eines positiven Zusammenhanges von Krediteinsatz und Profitabilität in der Landwirtschaft 
hätte allein freilich wenig motivierende Wirkung im Sinne eines deutschen finanziellen En­
gagements in Bulgarien gehabt. Ergänzend dazu musste der Kapitalbedarf besonders heraus­
gestellt werden, d.h. es wurden die bestehenden Mängel des bulgarischen landwirtschaftli­
chen Kreditwesens analysiert. Im Endeffekt resultierte diese Analyse indes in einer generellen 
Darstellung der Strukturproblematik im bulgarischen Agrarsektor.
Hierzu gehörte zunächst eine abrisshafte Erläuterung der innerbetrieblichen Kapital­
verteilung. Nach den Angaben des MMWT-Beitrages bestanden im Durchschnitt rund 75 7312
731 BA, R 8119F, P 6144, Bl. 173.
732 Ebenda, Bl. 174.
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Prozent des Kapitals eines Betriebes aus Immobilien, d.h. Grund und Gebäuden, waren also 
nicht flexibel, etwa für Modemisierungsmaßnahmen und Maschinenbeschaffung, einsetzbar. 
Für derartige Neuerungen fehlte das Geld. Dieser Sachverhalt trug sehr „zu dem betont kon­
servativen Charakter und der Schwerfälligkeit des bulgarischen landwirtschaftlichen Betrie- 
bes“ bei. Durch diese fehlenden Möglichkeiten der künstlichen Einflussnahme auf den 
landwirtschaftlichen Produktionsprozess stieg, wie der Bericht folgerte, die Abhängigkeit der 
Erträge von den Ungewissheiten der Naturgewalten.73 34
Zur Erklärung dieser ungünstigen Kapitalverteilung zog der MMWT-Bericht eine 
Reihe von Gründen heran. An erster Stelle nannte er den historischen Hintergrund, d.h. die 
Tatsache, dass es sich bei der bulgarischen Landwirtschaft in ihrer nach der Abschüttelung 
der türkischen Feudalherrschaft bestehenden Gestalt um einen sehr jungen Wirtschaftssektor 
handelte, der unter den finanziellen Folgen des Loskaufs von den Feudalherren sowie einer 
Reihe von Kriegen ebenso zu leiden hatte, wie unter dem niedrigen Niveau, von dem die 
Entwicklung 1878 ihren Ausgang genommen hatte. Es fehlten also die nötigen finanziellen 
Grundlagen für eine neue Ausrüstung und Schulung der Landwirte. Diese konnten, wie der 
Beitrag in den MMWT betonte, durch die laufenden Einnahmen, die durchschnittlich 3600 
Leva pro Betrieb betrugen, nicht gedeckt werden.735 Daher brauchten sie Kredite. Nach Auf­
fassung der MMWT machte die Notwendigkeit umfassender und grundlegender Reformmaß- 
nahmen in der bulgarischen Landwirtschaft ebenso wie die geringe Größe der Betriebe indes 
eine kollektive Organisation der Kreditvergabe unerlässlich. Als Beispiele für solche Maß­
nahmen wurden Ausbildungsprogramme, Be- und Entwässerungen, Flurbereinigungsmaß­
nahmen sowie die Anschaffung größerer Anlagen wie etwa zur Saatgutreinigung genannt.736 
Hierfür waren indes naturgemäß langfristige Kredite nötig, die aber, wie der Bericht weiter 
ausfuhrte, unter den gegebenen Umständen in Bulgarien praktisch nicht zu bekommen waren. 
Die einzigen Kredite, die von den Landwirten bei der Landwirtschafts- und Genossenschafts­
bank bzw. ihren Tochtergründungen regelmäßig in Anspruch genommen wurden, waren 
kurzfristige persönliche Kredite, die bis zu einer Höhe von 5000 Leva relativ problemlos zu 
erhalten waren. Sie waren zumeist rein konsumtiver Art, d.h. für außerordentliche Ausgaben, 
wie medizinische Behandlungen oder Familienfeste, gedacht.737 Die für das Jahr 1940 ermit­
telten Quoten von 95,27 Prozent individueller Kredite versus 4,73 Prozent kollektiver ver­
733 Ebenda, Bl. 175.
734 Ebenda.
735 Ebenda, Bl. 176f.
736 BA, R 8119F, P 6144, Bl. 177f.
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deutlichen, wie wenig das Kreditwesen damals zur Modernisierung bzw. Intensivierung der 
bulgarischen Landwirtschaft beitrug. Die MMWT resümierten:
„Wie aus den angeführten Zahlen ersichtlich ist, arbeitet die bulgarische 
Landwirtschaft nur in sehr beschränktem Maße mit fremden Mitteln, und man könnte 
sagen, dass sie fast den ganzen Erzeugungsprozess und die Organisation des Betriebes 
aus eigenen Mitteln bestreitet.“738
Unter diesen Umständen befand sich die Landwirtschaft in einem kreditwirtschaftli­
chen Teufelskreis; denn aufgrund ihrer schwachen Produktivität hatte sie zwar großen Bedarf 
an Krediten, deren Rentabilität verhielt sich jedoch umgekehrt Proportional zu diesem Be­
darf. Wie die MMWT ausführten, war bereits die fristgerechte Deckung der kurzfristigen 
Kredite die Ausnahme in Bulgarien. Durchschnittliche Betriebe, die ihre Schulden rechtzeitig 
tilgen wollten, mussten dafür ein Drittel ihres Rohertrages aufbringen bzw. die Hälfte der 
durch vermarktete Erzeugnisse, die im Mittel ohnehin nicht mehr als 33 Prozent der Gesamt­
erträge ausmachten, erzielten Einnahmen.739
Aufgrund dieser Daten und aufgrund der allgemein als niedrig eingeschätzten Produk­
tivität der gesamten bulgarischen Volkswirtschaft kam der Beitrag in den MMWT zu dem 
Schluss, das das Land aus eigener Kraft nicht genügend Mittel für eine ausreichende Kredit­
versorgung der Landwirtschaft aufbringen konnte. Die naheliegende Folgerung, die der MWT 
aus dieser Lage zog, bestand in der Aufforderung an die deutsche Wirtschaft, hier im eigenen 
Interesse Abhilfe zu schaffen. Es mussten
„(...) billige und langfristige Kredite aus solchen fremden Ländern in An­
spruch genommen werden, die ein Interesse an der Intensivierung der bulgarischen 
Landwirtschaft haben, weil diese Absatzgebiet und Lieferant dieser fremden Volks­
wirtschaften ist. Hierfür kommt nur die deutsche Wirtschaft in Frage, da sie ein Inte­
resse an der Entwicklung der bulgarischen Volkswirtschaft im allgemeinen und der 
bulgarischen Landwirtschaft im besonderen hat.“740
Dieses Entwicklungsinteresse spiegelte sich inhaltlich in den MMWT wieder, die die 
verschiedenen bulgarischen Wirtschaftszweige kontinuierlich beobachteten und neben der 
Landwirtschaft besonders die damit verbundenen weiterverarbeitenden Branchen in ihr Blick­
feld nahmen. In engem Zusammenhang damit stand beispielsweise die Veredelungswirt­
schaft;. M it ihr setzte sich etwa ein Beitrag in Heft 7 des 7. Jahrgangs der MMWT vom 10.
738 Ebenda, Bl. 180.
739 Ebenda, Bl. 181.
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Juni 1941 auseinander: „Die Veredlungswirtschaft Bulgariens“.741 Unter dem Begriff „Vered­
lungswirtschaft“ verstand er in erster Linie die Verarbeitung tierischer Rohprodukte, d.h. von 
Rindern, Schweinen und Geflügel, mit dem Ziel der massenhaften Konsumierbarkeit, was 
bedeutete, „dass die Veredlungswirtschaft einen viehzüchterischen Charakter“ hatte.742
Hauptanliegen des Beitrages war es, die Bedeutung dieses Wirtschaftszweiges inner­
halb der landwirtschaftlichen Modemisierungsproblematik in Bulgarien aufzuzeigen und so­
mit das deutsche Interesse an seinem Auf- und Ausbau klar zu machen. Dies wurde bereits im  
einleitenden Abschnitt deutlich, in dem die hauptsächlichen Schwierigkeiten genannt wurden, 
denen sich ein solches Ansinnen zu stellen hatte. Denn mit dem „viehzüchterischen“ Charak­
ter einer erfolgreichen Veredelungswirtschaft war ein gewisser Bedarf an Weideflächen ver­
bunden. Nach den Informationen der MMWT herrschte jedoch gerade daran ein erheblicher 
Mangel in Bulgarien. Die Gründe dafür waren demografischer und klimatischer Art. Dem­
nach waren
„die klimatischen und bevölkerungswirtschaftlichen Voraussetzungen in Bul­
garien -  die verhältnismäßig geringe jährliche Niederschlagsmenge von ungefähr 600 
mm, der große Prozentsatz der Landbevölkerung, gerechnet auf die Gesamtbevölke­
rung und schließlich die Dichte dieser Landbevölkerung -  ein fast unüberbrückbares 
Hindernis für das Schaffen von großen Wiesenflächen und Grünland.“743 
In Bulgarien, so rechnete der Beitrag vor, würden nur 11,8 Prozent der landwirtschaft­
lichen Nutzfläche als Weideland verwendet, im Gegensatz zu 42,7 Prozent in Deutschland, 
60,8 Prozent in den Niederlanden oder gar über 91 Prozent in der Schweiz. Entsprechend 
niedrig waren auch die bulgarischen Stückzahlen des Viehs pro Fläche bzw. pro Kopf Bevöl­
kerung. Lediglich beim Geflügel konnte Bulgarien mit den mittel- und westeuropäischen 
Ländern mithalten und übertraf mit seinen 300 Stück Geflügel pro 100 Hektar Nutzfläche 
bzw. 2107,56 pro 1000 „Seelen“ etwa Deutschland und die Schweiz.744
Gleichwohl sahen die MMWT die bulgarische Veredelungswirtschaft als ausbaufähig 
an, d.h. es gab ihrer Meinung nach in diesem Bereich ungenutztes Potential. Dieses erkannten 
sie zum Beispiel in den großen Mengen an Futtermitteln, die jährlich aus Bulgarien ausge- 
fuhrt würden und dann im Ausland Verwendung fanden. Umgerechnet in Stärkeeinheiten ent­
sprachen sie über 500 Millionen Litern Milch. Darüber hinaus ging dem Beitrag zufolge auf­
grund organisatorischer Mängel, d.h. ungenutzter Weideflächen in den Hochlagen, auch
74> BA, R 8119F, P 6143, BL 330-335.
742 Ebenda, Bl. 330.
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Grobfutter in großem Maßstab verloren.745 Wie der Beitrag erläuterte, konnte man allerdings 
gerade an den Hochgebirgsweiden erkennen, dass die bulgarische Veredelungswirtschaft 
durchaus ausbaufähig war bzw. dass das Fehlen aufnahmefähiger Märkte ihren Aufstieg ver­
hinderte. Denn dieser Aufstieg wäre im Grunde genommen ein Wiederaufstieg gewesen, hat­
ten dem Bericht zufolge doch zu osmanischer Zeit die Hochlagen als Weiden für eine um­
fangreiche Rinder- und Schafsmast gedient, die die Märkte des Nahen Ostens bediente. Erst 
die nationale Zergliederung Südosteuropas und der schwierige Zugang zu den Märkten „Mit­
teleuropas“ hätten, so die MMWT, diesen Viehhandel fast vollständig zum Erliegen ge­
bracht.746 Hinzu gekommen seien außerdem administrative Maßnahmen, die von den Forst­
behörden angeregt worden seien. Diese hätten die Viehzucht als schädlich für die Wälder be­
trachtet und ihre weitere Zurückdrängung durchgesetzt.747
Dennoch betrachteten die MMWT die natürlichen Voraussetzungen für einen Ausbau 
der Veredelungswirtschaft als gut -  und dies umso mehr, als die durch den deutschen Balkan­
feldzug neu zu Bulgarien gekommenen Gebiete Makedonien und West-Thrakien sowie die 
bereits 1940 von Rumänien rückgegliederte Süd-Dobmdscha die Ausdehnung der potentiel­
len Weideflächen erheblich vergrößert hatten.748
Die Hindernisse, die einer rationellen Organisation der Viehwirtschaft entgegen stan­
den, sah der MMWT-Bericht in den Grundlagen der bereits mehrfach erwähnten niedrigen 
Produktivität der bulgarischen Landwirtschaft. Hierzu gehörte zum einen die hohe Konzent­
ration der Landbevölkerung pro Flächeneinheit, die, so der Beitrag, 3,5mal größer war als in 
Deutschland. Folge davon war eine demografisch bedingte geringe Produktivität der Landbe­
völkerung, die neben der technisch bedingten dazu führte, dass etwa 37 Prozent, d.h. rund 
650.000 „erwachsene Männer“ als Arbeitskräfte im Agrarsektor redundant, aber dennoch am 
Konsum beteiligt waren. Hiermit in Zusammenhang stand die Tatsache, dass nur etwa ein 
Drittel der landwirtschaftlichen Produktion vermarktet wurde, während der Rest dem Eigen­
verbrauch, d.h. der Subsistenzwirtschaft diente. Nach Meinung des MMWT-Beitrages hatte 
sie auch Auswirkungen auf die Mentalität; sie machte die bulgarischen Bauern „nicht beson­
ders unternehmungslustig und in bedeutendem Maße konservativ“.749
Aus diesem Zusammenhang, der sich in der Sicht des MWT vor allem negativ auf die 
Kaufkraft der bulgarischen Landbevölkerung und damit au f ihre Bedeutung als Abnehmer
745 Ebenda, Bl. 332.
746 Ebenda.
747 Ebenda, Bl. 332f.
748 Ebenda, Bl. 333.
749 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 334.
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von Industrieprodukten auswirkte, leitete der Bericht eine mehrfache Funktion einer Förde­
rung der Veredelungswirtschaft ab. An erster Stelle ging es dabei um die
„Nutzbarmachung des sich in dieser Wirtschaft in reichem Maße befindlichen 
besonderen Rohproduktes: der menschlichen Arbeitskraft. Damit wird erreicht werden 
1. die Erhöhung des Ertrages der bulgarischen nationalen Wirtschaft überhaupt, 2. ei­
ne Verbesserung des Lebens-Standards des bulgarischen Volkes und 3. eine Erhöhung 
seiner Kaufkraft und im Zusammenhang damit seines Bedürfnisses, fremde Produkte 
-  d.s. Industrie-Produkte zu konsumieren.“750
Worum es dem MWT im Zusammenhang der Veredelungswirtschaft also letztlich 
ging und was durch sie im Grunde nur verdeutlicht wurde, w ar nichts anderes als die Grund­
problematik der sozioökonomischen Modernisierung Bulgariens: die Entwicklung einer aus- 
differenzierten Volkswirtschaft, in der die Landwirtschaft so produktiv war, dass sie auch den 
deutschen Einfuhrbedarf befriedigen konnte, und in der die übrigen Wirtschaftszweige so 
weit entwickelt waren, dass sie redundante Arbeitskräfte aus dem Agrarbereich übernehmen 
und zugleich die Abnahme deutscher Industrieprodukte sicherstellen konnten.
Neben dem Aufzeigen der mit der Veredelungs- und damit mit der Viehwirtschaft 
verbundenen Probleme konnte der MWT allerdings auch au f schon gemachte Fortschritte 
verweisen. So erläuterte etwa Kondov im  Jahre 1941,751 dass zwischen Anfang der 20er Jahre 
und Ende der 30er die Produktivität der bulgarischen Viehwirtschaft deutlich zugenommen 
habe. Seinen Angaben zufolge erreichte ihr Geldwert zwischen 1936 und 1940 gar eine Ver­
doppelung. Damit im Zusammenhang stand ihm zufolge der mit der Abnahme der Weideflä­
chen verbundene Übergang von der Weidezucht zur Stallzucht, der wiederum von einem zah­
lenmäßigen Rückgang des Viehs insgesamt begleitet war. Die gleichzeitig angestiegene Pro­
duktivität der bulgarischen Viehwirtschaft belegte Kondov mit einem erheblichen Rückgang 
der Einfuhr tierischer Erzeugnisse seit Mitte der 20er Jahre752 *sowie mit einer teilweise mehr­
fachen Zunahme des Schlachtgewichts, die allerdings vor allem die Rinder betraf; bei den 
Schafen, die den Großteil des Nutzviehs ausmachten, fiel die Zunahme des Schlachtgewichts 
gennger aus. Insgesamt also konnte nach Kondov der zahlenmäßige Rückgang des Tierbe­
standes durch die Produktivitätssteigerungen mehr als wettgemacht werden, was freilich
750 Ebenda. Bl. 335.
751 BA, R $119F, P 6143, Bl. 300-306.
752 Ebenda, Bl. 304. Der Tabelle zufolge ging zwischen 1925 und 1934 die Einfuhr von Fleisch auf ein Drittel, 
die von Käse auf ein Achtel zurück. Der Import von Butter und Fett wurde auf Null zurückgefuhrt.
75j Ebenda, Bl. 305. So konnte etwa bei Ochsen zwischen 1920 und 1938 das gesamte Schlachtgewicht von 
98.200 kg auf 219.000 kg gesteigert werden, bei Schafen hingegen nur von 13.300 kg auf 15.100 kg.
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nichts an dem an anderer Stelle beim MWT aufgezeigten Ausbaupotential der Viehwirtschaft 
änderte.
In Bezug auf den Außenhandel spielte nach Kondov Deutschland die größte Rolle. Im 
Jahre 1939 etwa gingen über drei Viertel, konkret 76,03 Prozent aller bulgarischen tierischen 
Produkte nach Deutschland. An erster Stelle standen hierbei die Hühnereier, gefolgt von 
Fleischprodukten und lebenden Tieren. Als Mangel wurde das Fehlen von Molkereiprodukten 
in der bulgarischen Ausfuhr genannt. Ohne diese konnte, so Kondov, der Export tierischer 
Erzeugnisse keine hohen Erträge erzielen.754
Neben der Vieh- bzw. der Veredelungswirtschaft, die der MWT nach den oben darge­
stellten Überlegungen offenbar für ein lohnendes Feld für seine Entwicklungsarbeit betrachte­
te, bezog der Verein auch andere m it der Landwirtschaft in Verbindung stehende Wirt­
schaftszweige in seine Erwägungen m it ein. Hierunter fiel zum Beispiel die Konservenindust­
rie. Ihre Bedeutung bestand darin, landwirtschaftliche Produkte haltbar und damit transport­
fähig für den Handel zu machen, was der Wettbewerbsfähigkeit der bulgarischen Agrarwirt­
schaft auf den internationalen Märkten, dabei vor allem dem deutschen, zugute kommen soll­
te. Dieser Zusammenhang wurde auch in den Berichten des MWT klar hergestellt, wobei man 
für sich in Anspruch nahm, selbst der eigentliche Motor der Entwicklung in der Konserven­
branche wie auch in der Landwirtschaft zu sein. Dabei formulierte der MWT das Ziel, Bulga­
rien zum „Gemüse- und Obstgarten“ Europas zu machen, wobei die Konservenindustrie von 
entscheidender Bedeutung war. Sie sollte die Umgestaltung der Landwirtschaft begleiten, die 
unter anderem auf eine Verlagerung des Produktspektrums vom Getreide zu intensiven und in 
Bulgarien klimatisch begünstigten Kulturen abzielte. Funktion der Konservenindustrie war 
die bessere Vermarktbarkeit der neuen Produkte. Wörtlich hieß es:
„Die letzten Jahre, in denen Bulgarien sein wirtschaftliches Schicksal eng mit 
dem Reich verbunden hat, zeigen eine deutliche Umgestaltung der bulgarischen Ag­
rarwirtschaft. Man kann sagen, dass Bulgarien auf dem Wege ist, der Gemüse- und 
Obstgarten von Europa zu werden. Der bulgarischen Konservenindustrie fallt hier ei­
ne wesentliche Rolle zu.“755
Dies bedeutete, dass der MWT die Förderung der Konservenindustrien nicht nur als 
eine Begleitmaßnahme, sondern als wesentliches Instrument zur Umgestaltung der bulgari­
schen Landwirtschaft betrachtete. Denn die bessere Vermarktbarkeit von Erzeugnissen durch 
ihre Haltbarmachung setzte naturgemäß auch zusätzliche Anreize für die verstärkte Kultivie-
754 Ebenda, Bl. 306.
755 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 300.
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rang dieser Produkte. In diesem Zusammenhang konnte der MWT auf die Entwicklung der 
Pulpenproduktion verweisen, die sich in der zweiten Hälfte der 30er Jahre erheblich be­
schleunigt hatte:
„Hier ist besonders die Pulpenproduktion hervorzuheben, die sich vor allem 
für die Ausfuhr als eine sehr wichtige Industrie erwiesen hat und den Anbau von Erd­
beeren, Aprikosen u.a. Obstkulturen stark gefordert hat. So betrag die Anbaufläche 
von Erdbeeren im Jahre 1936 400 Hektar, dagegen wurden im Jahre 1940 7000 Hek­
tar mit Erdbeeren angebaut.“756
Begleitet von dieser Ausdehnung des Obstanbaus war eine, nach MWT-Angaben, er­
hebliche Zunahme der Konservenwirtschaft insgesam t Ein wesentliches auslösendes Mo­
ment war hierbei der Abessinien-Krieg von 1935/36, in dessen Folge Italien Handelssanktio­
nen von Seiten des Völkerbundes auferlegt wurden. Dadurch, d.h. durch die gestiegene Nach­
frage nach Tomatenkonserven erfuhr die bulgarische Konservenindustrie einen ungeahnten 
Aufschwung, der in einer Verdoppelung des in ihr angelegten Kapitals innerhalb eines Jahres 
seinen Ausdruck fand.757 Zwischen 1934 und 1938 stieg die Zahl der bulgarischen Konser­
venfabriken von 18 auf 48, die Gesamtproduktionskapazität verdreifachte sich und die tat­
sächliche Produktion vervierfachte sich in diesem Zeitraum.758
Den Quellen nach zu urteilen, versuchte der MWT, seinen Mitgliedern nachdrücklich 
zu verdeutlichen, dass die Konservenindustrie in Bulgarien ein forderungswürdiger Wirt­
schaftszweig sei - und dies aufgrund seines Entwicklungspotentials und seiner Bedeutung 
sowohl für die heimische Landwirtschaft als auch für die Versorgung Deutschlands mit bul­
garischen Agrarprodukten, d.h. in erster Linie Obst. Dementsprechend ging es um „eine rati­
onelle Verwertung aller landwirtschaftlichen Güter“, durch die Bulgarien in eine eigene un­
verzichtbare Funktion im deutsch dominierten mittel- und südosteuropäischen Großwirt­
schaftsraum hineinwachsen sollte.759
Neben dem Ziel, die Strukturen zur Weiterverarbeitung landwirtschaftlicher Produkte 
bzw. zu ihrer Haltbarmachung auszubauen, kam es freilich auch darauf an, den Ertrag pro 
Flächeneinheit zu steigern. Dies war indes nicht nur ein Problem des Einsatzes mechanischer 
Mittel, wie etwa von Landmaschinen, sondern auch der Erhöhung der Fruchtbarkeit des Bo­
dens. Hierzu äußerten sich die MMWT ausführlich in Heft 10 des 7. Jahrganges vom 21. No­
756 Ebenda, Bl. 298.
757 Ebenda, BI. 297f.
758 Ebenda, Bl. 298.
759 Ebenda, Bl. 299.
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vember 1941.760 Demnach war aus Sicht des MWT die Frage der Erhaltung bzw. Wiederher­
stellung der Bodenfruchtbarkeit in Bulgarien „von brennender Wichtigkeit“. Hierzu boten 
sich aus Sicht des MWT drei Methoden an: rationelle Fruchtfolgen, künstliche Düngung und 
eine Kombination aus beiden, welche als die wirkungsvollste erachtet wurde.761
An dieser Stelle zeigte der MWT-Bericht den Handlungsbedarf auf, der nach Ansicht 
des Vereins in der Problematik der Fruchtbarkeit des bulgarischen Ackerlandes bestand. 
Denn keine der drei erwähnten Methoden wurde, so die Analyse, in einer effizienten Weise 
angewandt. Was die Fruchtfolge betraf, so überwog den statistischen Angaben des Berichtes 
zufolge die Zweifelderwirtschaft mit über 71 Prozent in der Anwendung alle anderen Frucht­
folgeschemata bei weitem; die Dreifelderwirtschaft beispielsweise brachte es nur auf 17,5 
Prozent. Die dabei zum Anbau gelangenden Früchte waren in erster Linie Winterkorn wie 
etwa Weizen oder Roggen und Mais. Dazu führte der Bericht aus:
„Mais und Winterkorn entnehmen aber dem Boden ungefähr die gleichen 
Nährstoffe. Hackfrüchte und Schmetterlingsblütler, die für die Fruchtfolge sehr wich­
tig sind, spielen hingegen in der bulgarischen Landwirtschaft nur erst eine geringe 
Rolle.“762 763
Immerhin aber konnte der MWT für die Jahre von 1920 bis 1937 eine Zunahme der 
Anteils von Hackfrüchten und Schmetterlingsblütlern am Gesamtanbau von 8,6 Prozent auf 
14.2 Prozent feststellen. Insgesamt jedoch konstatierte er für den Bereich der Fruchtfolgen 
noch einen erheblichen Verbesserungsbedarf in Bulgarien.
Auch der Einsatz von Düngern war nach Angaben des MWT in Bulgarien noch unzu­
reichend. War die sogenannte Gründüngung, d.h. die Anwendung von Pflanzendünger im 
Lande „noch völlig unbekannt“, so kam pro Jahr und Hektar die nach MWT-Erläuterung un­
genügende Menge von 3000 Kilogramm Tierdünger zum Einsatz. Eine Steigerung dieser 
Menge schien indes unmöglich, da hierzu ein Ausbau der Viehzucht mit einer Erweiterung 
des Weidelandes nötig gewesen wäre, die, wie erwähnt, unter den gegebenen Umständen für 
nicht machbar erachtet wurde.764 Demzufolge kam zunächst nur die Anwendung von Kunst- 
bzw. „Handelsdünger“ in Frage. Dies war eine Stelle in den Strukturen der bulgarischen 
Landwirtschaft, an der Deutschland bzw. der MWT direkt ansetzen konnten, um die Produk­
tivität des Agrarsektors zu steigern. Das Ergebnis war, wie der MWT selbst bilanzierte, eine
760 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 40(M04.





praktisch ausschließliche Abhängigkeit der bulgarischen Einfuhr künstlicher Düngemittel von 
Deutschland* Mit Ausnahme des Jahres 1935 bezog Bulgarien seinen Handelsdünger ab 1934 
annähernd zu 100 Prozent aus dem Reich. Möglich war dies aufgrund der ab 1935 weitge­
hend konstant bleibenden Preise. Zum Erfolg der Einführung von Kunstdüngern in Bulgarien 
hieß es beim MWT:
„Der aus Deutschland stammende Handelsdünger wird hauptsächlich von der 
Bulgarischen Landwirtschaftlichen Gesellschaft -  die das Deutsche Stickstoffsyndikat 
vertritt -  eingefuhrt und im Lande verteilt. Dank der gut organisierten und durchge­
führten Propaganda dieser Gesellschaft ist es im Laufe von nur zehn Jahren gelungen, 
die Anwendung von Handelsdünger aus dem Versuchsstadium herauszuführen und 
die bulgarischen Landwirte von deren Bedeutung für die richtige Entwicklung ihrer 
Landwirtschaft zu überzeugen.“765
Im Ganzen war man beim MWT demnach optimistisch gestimmt, was die Verbesse­
rung der Bodenfruchtbarkeit in der bulgarischen Landwirtschaft betraf. War die Anwendung 
sinnvoller Fmchtfolgen in erster Linie eine Frage der Ausbildung der Landwirte und der Ein­
führung der richtigen Kulturen, so war der Einsatz von Kunstdüngern, die im Lande selbst 
nicht hergestellt wurden, abhängig von der Einfuhr aus Deutschland, wobei freilich auch hier 
Ausbildungsmaßnahmen zur sachgerechten Anwendung vonnöten waren. Davon, dass die 
Entwicklung hier in die richtige Richtung ging, wenn auch noch viel zu tun blieb, war man 
beim MWT überzeugt. Handlungsbedarf bestand vor allem in den Anbaugebieten von Getrei­
de und Mais -  den Kulturen also, die zum traditionellen Produktspektrum der bulgarischen 
Landwirtschaft gehörten und dementsprechend vorwiegend in den schwächer entwickelten 
Gebieten des Landes angebaut wurden. Die Tendenz deutete jedoch auf eine zunehmende 
Verbreitung der Anwendung von Kunstdünger hin:
„Die (...) mitgeteilten Zahlen für die Ertragssteigerung, die bei Handelsdün­
gerverwendung im Weizenanbau möglich ist (...), lassen hoffen, dass die Verwendung 
des Handelsdüngers in den Getreide- und Maisgebieten, wo dieser (...) bisher noch 
kaum anzutreffen ist, schnelle Fortschritte machen wird.“766
Woran der MWT indes keine Zweifel ließ, war der größere außenwirtschaftliche Zu­
sammenhang, in dem derartige Modemisierungsmaßnahmen zu sehen waren. Auch im Rah­
men der hier betrachteten Erörterungen zur Erhöhung der Bodenfruchtbarkeit wurde, wie et­
wa auch bei der Konservenindustrie, ausdrücklich daraufhingewiesen, dass der bulgarischen 763*
763 Ebenda, BI. 403.
’“ Ebenda, B l.404.
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Landwirtschaft eine eigene Funktion zum allgemeinen Nutzen innerhalb des gemeinsamen 
Wirtschaftsgroßraumes zugedacht war:
„Um einerseits die günstige Beziehung zwischen den Getreidepreisen und den 
Preisen für Handelsdünger und damit die Entwicklung der bulgarischen Landwirt­
schaft zu sichern und um andererseits zur Sicherung des Bedarfs des europäischen 
Wirtschaftsraumes dauernd beitragen zu können, ist also vom Standpunkt der Raum­
wirtschaft eine enge Zusammenarbeit der bulgarischen mit der deutschen Volkswirt­
schaft nötig.“767
Was die Landwirtschaft insgesamt betraf, so machen diese Beispiele - Kreditwesen, 
Viehwirtschaft, Konservenindustrie, Bodendüngung, Bodenverteilung -  deutlich, in welchen 
Bereichen die Entwicklungsarbeit des MWT vordringlich ansetzen wollte, d.h. wo sie unmit­
telbaren Handlungsbedarf, aber auch kurzfristige Erfolgschancen sah. Im industriellen Sektor 
hingegen ging es offenbar weniger um die Modernisierung der traditionell dominierenden 
Zweige, als vielmehr um den Ausbau eines noch recht schwach entwickelten Bereiches -  des 
Bergbaus. Diesen Eindruck jedenfalls vermitteln die Analysen der MMWT. Der traditionell 
stärksten bulgarischen Industrie, der Textilherstellung, wurde vergleichsweise wenig Beach­
tung geschenkt, und wenn, dann in erster Linie im Zusammenhang mit landwirtschaftlichen 
Aspekten, d.h. etwa dem Baumwollanbau oder der Schafzucht. Dies mag daran gelegen ha­
ben, dass die bulgarische Textilindustrie als etablierter Wirtschaftszweig die am weitesten 
entwickelte Industrie in Bulgarien war und dass demzufolge im Bereich der bulgarischen 
Textilherstellung vergleichsweise wenig Handlungsbedarf für deutsche Entwicklungsarbeit, 
wie etwa von Seiten des MWT, gesehen wurde. Dementsprechend waren Modemisierungsbe- 
strebungen in der Textilfertigung nach dem Ersten Weltkrieg kontinuierlich vorangetrieben 
worden. Wie es schien, war dies einer der wenigen Bereiche, in denen Ende der 30er Jahre 
vergleichsweise hohe Standards bezüglich des Fachwissens und der technischen Ausstattung, 
die großenteils aus Mittel- und Westeuropa, aber beispielsweise auch aus Italien geliefert 
wurde.768 769Daher erscheint es folgerichtig, dass ausführlichere Erörterungen zur Modernisie­
rung der bulgarischen Textilindustrie in den MMWT während der 30er Jahre nicht aufzufin­
den sind. Die Mitteilungen beschränkten sich in erster Linie auf die laufende Berichterstat- 
tung über aktuelle Ergebnisse der Ernten und der Förderung von Textilrohstoffen , wie etwa
767 Ebenda.
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Baumwolle oder Seidenkokons770, die vor allem in den Bereich der Landwirtschaft fielen, 
oder Schafwolle, die im Zusammenhang mit der Viehzucht zu sehen war.
Allerdings schien sich diese Lage im Jahre 1941, d.h. nach dem Eintritt Bulgariens in  
den Krieg, zu ändern. Freilich ging es auch dann nicht in erster Linie um die Textilherstel­
lung, sondern vielmehr um die Versorgung der bulgarischen Textilindustrie mit Rohstoffen, 
sprich vor allem mit Faserpflanzen. Auch hier wird deutlich, dass diese Problematik die deut­
sche Seite insbesondere in ihrer landwirtschaftlichen Dimension interessierte, die nun durch 
den Krieg eine neue Bedeutung erhielt. Denn bis dahin war die bulgarische Textilindustrie in  
hohem Maße von ausländischen Lieferungen abhängig gewesen. Einem Verbrauch von rund 
10.000 Tonnen einheimischer Pflanzentextilien pro Jahr standen in der zweiten Hälfte der 
30er Jahre rund 12.000 Tonnen eingefuhrter Pflanzentextilien gegenüber.771 72Bulgarien musste 
also daran interessiert sein, seine einheimische Produktion an Faserpflanzen zu intensivieren. 
Wie die MMWT mitteilten, wurden diesbezüglich von Seiten der bulgarischen Regierung 
Maßnahmen agrartechnischer, agrarökonomischer und agrarpolitischer Art ergriffen. Dabei 
handelte es sich zum einen um eine Verbesserung des Saatgutes, indem Hanf- und Flachssor­
ten vor allem aus Italien und den baltischen Staaten eingekauft und chemisch behandelt wur­
den, zum anderen um eine verstärkte staatliche Rolle im Handel mit Faserpflanzen in Form 
von Preisfestsetzungen und der Einführung eines staatlichen Handelsmonopols verbunden m it 
einer Abnahmegarantie für die Bauern, und zum dritten um zinslose Kredite zur Beschaffung 
der benötigten Ausrüstung. Nach Angaben des MWT hatten diese Maßnahmen ab Mitte der 
30er Jahre Erfolge gezeigt und bei Baumwolle, Hanf und Flachs eine Zunahme sowohl der 
bebauten Fläche als auch der Hektarerträge gebracht. Auch wenn der MWT in diesem Be­
reich keine konkreten Tätigkeitsfelder für seine Entwicklungsarbeit nannte, so bekundete er 
doch das deutsche Interesse an einem erfolgreichen Ausbau der bulgarischen Faserprodukti­
on:
„Bei intensiven und systematischen Bemühungen (...) können auch Über­
schüsse, besonders an Hanf, Lein und Leinsamen erzielt werden, die der Versorgung
Europas zur Verfügung stehen.“773
Auch bei der Schafzucht war die Berichterstattung in den MMWT nicht besonders 
ausführlich. Gelegentlich tauchten allerdings kurze Notizen auf, in denen von der „Hebung 
der Schafzucht“ die Rede war, was zumeist gleichbedeutend war mit der Einfuhr von Schaf­
770 Ebenda, BI. 130, 158f, 170.
77t BA, R 8119F, P 6137, Bl. 384.
772 Ebenda, Bl. 386-388.
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rassen aus anderen Ländern, darunter auch aus Deutschland, zur Umkreuzung und damit zur 
Anhebung des Zuchtniveaus der bulgarischen Schafe.774 Dies bedeutete indes nicht, dass es in 
Deutschland und speziell beim MWT nur ein untergeordnetes Interesse an der bulgarischen 
Schafzucht gegeben habe. Vielmehr sind besonders zu Beginn der 40er Jahre ernsthafte Be­
mühungen um die Aufzucht der bulgarischen Schafe nachweisbar, diese fallen allerdings im 
Organisationsschema des MWT in den Bereich der Landwirtschaft und hier speziell der 
Viehzucht, so dass sie in den konzeptionellen Schriften nicht an herausgehobener eigener 
Stelle auftauchen. Dies ist vielmehr der Fall in den Tätigkeitsberichten des Vereins, auf die an 
anderer Stelle noch einzugehen ist.775 76
Bereiche, die in Bulgarien um 1940 noch in den Anfängen ihrer Entwicklung steckten, 
waren der Bergbau und das Verkehrswesen. Dementsprechend ausführlich äußerte sich der 
MWT in seinen internen Schriften über sie.
Was den Bergbau betrifft, so setzte auch hier, ähnlich wie bei der Textilherstellung, 
eine regelmäßige und genauere Betrachtung durch den MWT erst zu Beginn der 40er Jahre 
ein. Hier liegt es nahe, einen Zusammenhang mit der schlechter werdenden Rohstofflage 
Deutschlands und der „Achsenmächte“ während des Zweiten Weltkrieges zu sehen. Von Inte­
resse ist in diesem Zusammenhang etwa eine Schrift des Geologen Richard Stappenbeck von 
der Technischen Hochschule Berlin, die ab Juli 1942 in MWT-Kreisen verteilt wurde: „Süd­
osteuropa. Materialien zur Bergwirtschaft. Die Erdölhöffigkeit und Erdölwirtschaft in Un­
garn, den Balkanländem und der Türkei.“ Eingangs stellte Stappenbeck freilich sogleich fest, 
dass es in Bulgarien weder eine Erdölförderung gab, noch dass nennenswerte Vorkommen 
bekannt seien. Im Gegensatz dazu hielt er allerdings die Ölschiefervorkommen im Lande für 
erwähnenswert, da sie, wie er anführte, bis zu 13 Prozent Öl ergeben konnten, welches sich 
vorwiegend für Benzin, Schmieröl und Paraffinwachs verwenden lasse. Die Erzeugung von 
Rohöl aus den Schiefem hingegen, die unter den gegenwärtigen Umständen einen, wie er 
fand, zu großen Kapitalaufwand erforderte und eine zu geringe Qualität erbrachte, sei nur un- 
ter dem Gesichtspunkt der Unabhängigkeit von Olimporten zu rechtfertigen. An dieser 
Stelle wird deutlich, welche Position der MWT, d.h. hier der Autor Richard Stappenbeck, für 
Bulgarien im Rahmen des gemeinsamen Wirtschaftsgroßraumes bezüglich der Ölwirtschaft 
erwartete. Auch wenn er betonte, dass die laufenden Untersuchungen zur Erdölhöffigkeit 
Bulgariens noch nicht abgeschlossen seien und insbesondere im neu gewonnenen West-
774 Vgl. z.B. BA, R 8119F, P 6144, BI. 278.
775 Vgl. z.B. BA, R 8119F, P 6143, BI. 232-251, hier: Bl. 243.
776 BA, R 8119F, P 6144, Bl. 327f.
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Thrakien forderungswürdige Vorkommen vermutet werden könnten, so ließ er doch keinen 
Zweifel daran, dass Bulgarien angesichts seines derzeitigen Bedarfs ein Ölimportland war. 
Dies jedenfalls geht aus den von ihm vorgelegten Statistiken hervor, die einen stetigen A n­
stieg der Ölimporte seit Beginn der 20er Jahre anzeigen, die vorwiegend aus Rumänien 
stammten. Hinzu kam, dass die Kapazitäten Bulgariens zur Erzeugung und Verarbeitung von 
Ölen recht gering waren. Im Jahre 1940 gab es im Lande fünf Fabriken mit insgesamt 63 A r­
beitern, die Erdöl, Industrieöl und Holzdestillate herstellten, wobei, am Geldwert gemessen, 
die dabei verwendeten eingeführten Rohstoffe ungefähr das Fünffache der einheimischen 
ausmachten. Es gab eine Raffinerie in Bulgarien mit einer Kapazität von 3500 Tonnen pro 
Jahr, der ein Gesamtbedarf an Mineralölen von 100.000 Tonnen gegenüberstand.7 78
Sah man demnach beim MWT keine hervorragenden Perspektiven für eine Entwick­
lung Bulgariens als Erdölförderland, so maß der Verein dem eigentlichen Bergbau, d.h. dem  
Abbau von Kohle, Metallen und Erzen, eine, wie es scheint, wesentlich größere Bedeutung 
bei. In den MMWT vom 20. Mai 1941 ging man ausführlich auf die verschiedenen bekannten 
bulgarischen Vorkommen und ihre Abbauwürdigkeit ein.779 Im Vordergrund standen dabei 
eindeutig Braunkohle und Erze. Die Steinkohlevorkommen wurden aufgrund ihrer Verstreut- 
heit als wirtschaftlich unbedeutend angesehen. Beim Braunkohleabbau hingegen war von 
„großen ausgedehnten Vorkommen“ die Rede. Wie aus den Darlegungen der MMWT deut­
lich wird, betrachtete man auf deutscher Seite die Braunkohleforderung bereits als gut entwi­
ckelt. Dementsprechend waren in der Tat ausländische Investoren bereits seit mehreren Jahr­
zehnten im bulgarischen Bergbau tätig, darunter auch an vorderer Position deutsche Unter­
nehmen. Ein prominentes Beispiel hierfür war die Granitoid AG, welche die Grube „Pinn“ 
ausbeutete und auch an der Grube Pemik beteiligt war.780 Beiden Gruben war auch je eine 
Brikettfabrik zugeordnet, welche die Weiterverarbeitung der geforderten Kohle übernahmen. 
Die deutsch geleitete „Kreditbank A.G.“, Sofia, fungierte zu wesentlichen Teilen als Geldge­
ber für diese Unternehmungen.781
Noch eingehender als den Kohlebergbau behandelten die MMWT den Erzbergbau. 
Hier schien noch eine intensivere Informations- wie auch Entwicklungsarbeit vonnöten zu 
sein, denn der „Erzbergbau steht noch am Anfang seiner Entwicklung“.782 Besondere Beach­
tung unter den Erzen fanden seitens des MWT zum einen die Kupfererze. Hier stellte man
777 Ebenda, Bl. 326f.
778 Ebenda, Bl. 331.
779 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 316-319.
780 Ebenda, Bl. 317. Vgl. auch Kapitel 5.4..
781 Ebenda.
782 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 316.
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einen sehr geringen Abbau im Bezirk PanagjuriSte in Zentralbulgarien fest, der wenige 1000 
Tonnen pro Monat erbrachte. Geleitet wurde er von einem französischen Investor. Wichtige, 
vom Staat übernommene Gruben befanden sich außerdem in der Nähe von Burgas am 
Schwarzen Meer. Ihr verstärkter Abbau sollte, laut den MMWT-Angaben, nach Regierungs­
plänen zur Herstellung von Kupfersulfat verwendet werden.783 784Zum anderen konzentrierte 
man sich beim MWT auf die Blei- und Zinkerze, die 1941 allerdings nur in geringen Mengen 
abgebaut wurden. Hier jedoch hatte sich zu dieser Zeit bereits ein neu gebildetes deutsches 
Konsortium eingeschaltet. In diesem Rahmen hatte die Granitoid reichhaltige Vorkommen 
erschlossen und die deutschen Investoren Felten-Guilleaume und Otto Wolf für die Mitarbeit 
gewonnen. Auch südlich von Plovdiv war die deutsche Privatwirtschaft bereits tätig: Die 
„Erzgesellschaft zur Erschließung von Nichteisenmetalllagerstätten mbH“, Berlin, untersuch­
te dortige Bleierzvorkommen.785 Beachtenswert waren aus Sicht des MWT außerdem Eisen, 
Manganerze und Chromerze sowie Molybdän, deren Vorkommen zum Teil von deutschen 
Gesellschaften überprüft wurden.786
Insgesamt jedoch schien für den MWT eine Schwerpunktsetzung für deutsches Enga­
gement bei der Braunkohle und bei den Blei- und Zinkerzen am lohnendsten zu sein. Was 
letztere betraf, eröffnete sich der deutschen Wirtschaft aufgrund der reichhaltigen Vorkom­
men ein weites Betätigungsfeld, zumal eine Infrastruktur für den Abbau bisher nur rudimen­
tär vorhanden war. In bezug auf die Braunkohle traf der MWT in Bulgarien bereits auf recht 
gut ausgebaute Förderstrukturen,787 wobei allerdings auch hier noch weitere Untersuchungs­
und Erschließungsprojekte bevorstanden. Das deutsche Interesse am bulgarischen Braunkoh­
lebergbau erstreckte sich dabei auf zwei Bereiche: zum einen auf den Bergbau selbst, an dem 
deutsche Unternahmen, wie erwähnt, direkt oder indirekt beteiligt waren, wenn auch mit etwa 
80 Prozent der Hauptteil der Kohlenförderung in staatlicher Hand lag, und zum anderen auf 
seine gesamtwirtschaftliche Bedeutung:
„Die bulgarischen Kohlenbergwerke spielen, soweit sie sich im staatlichen Be­
sitz befinden, eine außergewöhnlich große Rolle in der bulgarischen Wirtschaft. Die 
Entwicklung der Industrie und des Eisenbahnverkehrs in Bulgarien erfolgte Schritt für 
Schritt mit der Steigerung der Kohlenproduktion des Landes.“788
783 Ebenda, Bl. 317.
784 Ebenda, Bi. 318.
785 Ebenda.
786 Ebenda, Bl. 3 18f.
787 Vgl. Kapitel 2.1..
788 BA,R 8119F,P 6143, Bl. 83.
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Im Zusammenhang mit dem Kohlebergbau wurden also an dieser Stelle zwei Bereiche 
des wirtschaftlichen (und sozialen) Lebens erwähnt, die von grundlegender Bedeutung für die 
Entwicklung der Gesamtwirtschaft in Bulgarien waren: Industrie und Eisenbahn. Sie wurden 
in MMWT wiederholt zum Gegenstand eingehender Erörterungen gemacht. Was die einzel­
nen Teilbereiche des industriellen Sektors betraf, so ging die Zeitschrift nicht nur, wie bereits 
gezeigt, auf solche Branchen ein, die in direkter Verbindung zur Landwirtschaft standen, d.h. 
auf die Weiterverarbeitung oder Haltbarmachung von Agrarprodukten spezialisiert waren, 
sondern auch besonders auf einen Industriezweig, der weitgehend unabhängig von der Land­
wirtschaft zu existieren hatte: die metallverarbeitende Industrie. Nicht weniger wichtig w ar 
für den MWT das bulgarische Verkehrswesen, da die Intensivierung des bulgarischen H an­
dels, also des Warenverkehrs, einer der zentralen Punkte in den deutschen Südosteuropaplä­
nen war.
Im Rahmen dieser ErÖrertungen kam der MWT in seiner Zeitschrift zu der Erkennt­
nis, dass die gesamte bulgarische Industrie in Ermangelung eines nennenswerten eigenen m e­
tallverarbeitenden Zweiges von Anfang an vom Ausland abhängig war. Die Bemühungen, 
diesem Zustand abzuhelfen, resultierten zwar in der Errichtung einer bulgarischen Metallin­
dustrie, diese erreichte jedoch bis Ende der 30er Jahre nicht die notwendigen Kapazitäten, um  
den Bedarf im Lande zu decken. Nach wie vor mussten Maschinen sowie Maschinenersatz­
teile im wesentlichen importiert werden, was, wie die MMWT betonten, „sehr nachteilig und 
kostspielig für die Produktion war“.789 Nach den vom MWT herangezogenen Statistiken aus 
den Jahren 1938 und 1939 hatten sich in der bulgarischen Metallindustrie insgesamt vier 
Zweige etabliert. Den größten bildeten die Bereiche der metallverarbeitenden Industrie, wel­
che sich der Produktion von Werkzeugen, Blechen, Röhren, Nägeln und ähnlichem widmete. 
Sie bestanden aus insgesamt neun Betrieben mit knapp 5000 Mitarbeitern und einer mechani­
schen Antriebskraft von knapp 9000 Pferdestärken. Darauf folgte der Maschinenbau, der vor 
allem Agrar- und Industriemaschinen, aber auch elektrische Geräte produzierte, mit 34 Be­
trieben, knapp 1500 Mitarbeitern und 1700 PS. Von wesentlich geringerer Bedeutung waren 
hingegen der Fahrzeugbau, der sich in erster Linie dem Bau von Nutzfahrzeugen und Repara­
turarbeiten widmete, mit fünf Betrieben, sowie die Feinmechanik mit acht Betrieben.790 Aus 
MWT-Sicht entscheidend war allerdings weniger die absolute Größe der bulgarischen Metall­
industrie als vielmehr ihr prozentualer Anteil am gesamten industriellen Sektor des Landes. 
Laut den vom MWT verwendeten statistischen Informationen von 1938 machte die Metallin­
789 Ebenda, B1.319f.
790 Ebenda, Bl. 320f.
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dustrie sowohl was die Zahl der Betriebe, als auch die der Mitarbeiter wie auch den Geldwert 
der Produktion und des Inlandsabsatzes betraf, rund fünf Prozent der gesamten Industrie aus. 
Demgegenüber verbrauchte sie aber über 15 Prozent der eingeführten Rohstoffe, „mit ande­
ren Worten“, so folgerten die MMWT, „Bulgarien fehlen Rohstoffe für die Metallindust­
rie.“791 Aus der Perspektive des MWT verfugte die bulgarische Metallindustrie demnach 
nicht über die im Lande benötigten Kapazitäten, auch wenn in den erwähnten Zahlenwerken 
weder die staatlichen Eisenbahnwerkstätten noch die Rüstungsbetriebe berücksichtigt waren. 
Die Diskrepanz zwischen Bedarf und Produktionskapazität veranschaulichten die MMWT 
jedenfalls noch mit der Angabe, dass die Einfuhr von Metallen und Metallerzeugnissen über 
54 Prozent der bulgarischen Gesamtimporte ausmachte.792 Die Möglichkeit, diese Zustände 
entscheidend zu ändern, sah man beim MWT indes offenbar nicht. Daran änderten auch die 
oben skizzierten Erwartungen nichts, den Erzbergbau zu intensivieren und damit der Metall­
industrie ein neues Rohstoffpotential zu erschließen. Zwar konstatierte man, dass auch dieser 
Wirtschaftszweig von der bulgarischen Gesetzgebung zur Förderung der Industrien793 profi­
tiert habe, auf lange Sicht glaubte man aber nicht, dass sich das Gewicht der bulgarischen 
Metallindustrie innerhalb der Gesamtwirtschaft signifikant erhöhen würde:
„Es darf nicht imerwähnt bleiben, dass eine Metallindustrie in Bulgarien nicht 
die wirtschaftlichen Gegebenheiten und Möglichkeiten des Landes überbieten kann. 
Sie wird stets nur eine ergänzende Industrie sein.“794
Diese Meinung entsprach freilich nicht nur dem Bild, das der MWT vom Entwick­
lungspotential der bulgarische Industrie hatte, sondern auch den deutschen Interessen, die mit 
der Idee von der gemeinsamen Großraumwirtschaft verknüpft waren. In diesen Plänen war 
die Rolle des Lieferanten von industriellen Fertigwaren, wie zum Beispiel auch von Maschi­
nen und anderen Metallprodukten, vor allem Deutschland Vorbehalten, während Bulgarien 
eher hochwertige Agrarprodukte beisteuern sollte. Zwar war die Möglichkeit einer Industria­
lisierung Bulgariens, wie auch der anderen Südostländer, von deutscher Seite auch dann ak­
zeptiert worden, wenn sie zu einer Substitution bisher aus Deutschland gelieferter Erzeugnis­
se führen sollte, eine gezielte Förderung einer solchen Entwicklung war aber, wie es den An­
schein hat, kein Anliegen und somit auch kein Betätigungsfeld des MWT.
Anders lagen die Dinge beim Verkehrswesen. Es musste in jedem Falle eine zentrale 
Stellungen in den deutschen Konzepten haben, sollte der anvisierte Großwirtschaftsraum
791 Ebenda, Bl. 321.
792 Ebenda, Bl. 32If.
793 Vgl. Kapitel 2.2. und 2.3..
794 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 322.
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Wirklichkeit werden. Diese Tatsache schlug sich in mehreren ausführlichen Erörterungen des 
MWT über das bulgarische Verkehrswesen nieder, die vor allem ab Beginn der 40er Jahre 
erstellt wurden. Hierbei handelte es sich beispielsweise um den „Sonderbericht 1“ vom Juli 
1940795 sowie um einen Reisebericht des Botschafters z.V. v. Hassell vom März/April 1941, 
in dem speziell die Verkehrsverhältnisse thematisiert wurden.796 Hinzu kamen Lageberichte 
und verschiedenerlei Korrespondenz bezüglich laufender Ausbauarbeiten am Verkehrsnetz.
Den besten Einblick in die deutsche Sicht auf das bulgarische Verkehrswesen gewah­
ren in jedem  Falle der Sonderbericht und der Reisebericht. Mit ihrem Umfang von immerhin 
jeweils zwölf Seiten weisen sie eine hohe Ausführlichkeit auf und behandeln verschiedene 
Teilbereiche der Thematik in ihrer historischen Dimension, der gegenwärtigen Lage, den 
Ausbauplänen für die Zukunft und der Relevanz für die deutschen Wirtschaftsinteressen. Zu­
nächst fallt dabei auf, dass sich das Interesse des MWT vorrangig auf die Eisenbahnen und 
die Schifffahrt richtete. Der Straßenbau, d.h der motorisierte Individualverkehr, blieb im  
Sonderbericht vollkommen unerwähnt, lediglich in dem Reisebericht fand er marginale Be­
achtung. Erklären lässt sich dieser Sachverhalt wohl am ehesten mit der auch den Quellen zu  
entnehmenden Auffassung au f deutscher Seite, dass es in erster Linie Eisenbahn und Schiff­
fahrt waren, die Bulgarien an das internationale Verkehrsnetz anbanden und somit auch von 
hoher Bedeutung für seinen Außenhandel und damit für die Großraumpläne waren. Der Stra­
ßenverkehr hingegen war demnach nur von lokaler Wichtigkeit. So schrieb etwa Hasseil in 
seinem Reisebericht über eine Besprechung mit Generaldirektor Mitov von der Bauabteilung 
der deutschen Speditionsfirma Schenker, die im deutsch-bulgarischen Handel eine wichtige 
Rolle spielte:797
„ (...) er war sehr erfreut und stimmte lebhaft zu, als ich die Wichtigkeit des 
kleineren Zubringerverkehrs gegenüber internationalen Straßen und Bahnen voran­
stellte. Nach seiner Ansicht sind für Bulgarien unter diesem Gesichtspunkte Bahnen 
wichtiger als Straßen, während Wasserwege (abgesehen von der Donau) kaum in Fra­
ge kommen.“798
Mit dem bestehenden Netz solcher kleineren Zubringerstraßen war Hassell indes of­
fenbar recht zufrieden und hielt es nicht für notwendig, es zum Gegenstand ausführlicher Er­
örterungen zu machen. Er ließ es bei folgender Feststellung bewenden:
795 Ebenda, BI. 47-59.
796 BA, R 8I19F, P 6136, BI. 317-329.
797 Vgl. Kapitel 5.4..
798 BA, R 8119F, P 6136, Bl. 317.
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„Auch das Straßennetz ist nicht ganz unbefriedigend, wenn auch der Verstär­
kung, und vor allem der Verbesserung der Qualität bedürftig.“799 
Wie auch in Hassells Reisebericht, so lag stattdessen auch im Sonderbericht' der 
Schwerpunkt eindeutig auf dem Schiffs- und Bahnverkehr. Letzteren betreffend bot der Son­
derbericht eingangs einen kurzen historischen Überblick. Dieser verdeutlichte, dass in den 
Anfängen im 19. Jahrhundert Eisenbahnen Bulgarien ausschließlich als Transitland für den 
Handel zwischen West- bzw. Mitteleuropa und dem Nahen Osten nutzten -  ein Zweck, der 
auch gegenwärtig noch zentrale Bedeutung besaß.800 Dies galt sowohl für die noch zu osma- 
nischer Zeit unter britischer bzw. österreichisch-ungarischer Leitung gebauten Linien Ruse- 
Varna und Belovo-Svilengrad als auch für die erste, vollständig unter Leitung des bulgari­
schen Staates angelegte Linie Caribrod-Sofia-Belovo, die im Jahre 1888 eröffnet wurde und 
„einen Teil des internationalen Eisenbahnwegs von West- und Zentraleuropa nach Konstanti­
nopel und dem Nahen Osten“ bildete.801 Ermöglicht worden war der Bau dieser Linie nach 
der Errichtung eines staatlichen Monopols für das Eisenbahnwesen im Jahre 1885. Ihr folgte 
auch die schrittweise Verstaatlichung der bisher privaten Linien, so dass die Eisenbahnen 
zum größten maschinell geprägten Unternehmen des Landes aufstiegen.802
Neben dem historischen Überblick bot der Bericht auch eine Bestandsaufnahme des 
gegenwärtigen Zustandes des bulgarischen Eisenbahnnetzes. Es umfasste im Jahre 1940 eine 
Länge von rund 3500 Kilometern, nachdem ab Mitte der 20er Jahre die Erweiterung be­
schleunigt vorangetrieben worden war und ungefähr 100 Kilometer pro Jahr betrug, so dass 
der MWT einen baldigen Ausbau auf über 5000 Kilometer erwartete.803 Aus seiner Sicht gab 
es in Bulgarien neben der Transitlinie von 1888 fünf Linien von größerer Bedeutung, d.h. von 
Wichtigkeit für den Warenverkehr. An erster Stelle stand die Verbindung Sofia-Vama, die 
sowohl von Personen als auch von Waren am stärksten frequentiert war. Daneben gab es die 
Linie Sofia-Plovdiv-Burgas, die die kürzeste Verbindung zwischen der Hauptstadt und dem 
Schwarzen Meer bildete. Eine Verbindung zwischen Rumänien und Istanbul sollte in Kürze 
der Ausbau der Linie Ruse-Stara Zagora-Momcilovgrad hersteilen. Außerdem war die Line 
Sofia-Kulata von Bedeutung für die Verbindung zwischen Nord- und Südbulgarien. Geplant 
war zudem die baldige Fertigstellung der Unteren Balkanlinie, die Sofia noch schneller als 
bisher mit Burgas verbinden sollte und damit den Transport leicht verderblicher Waren er-
799 Ebenda, Bl. 320.
800 BA, R 8119F, P 6136, Bl. 318.
801 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 48.
802 Ebenda, Bl. 48f.
803 Ebenda, Bl. 49.
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leichtem sollte, die auf dem Seewege nach Bulgarien eingefuhrt wurden.804 Außerdem ge­
plant war für das laufende Jahr der Bau von Linien an die Grenzen der vier Nachbarländer 
Rumänien, Jugoslawien, Griechenland und Türkei — Vorhaben also, die der Verwirklichung 
der deutschen wirtschaftlichen Großraumpläne zusätzlich entgegen kamen.805 806
Der Ausbau und vor allem aber auch die Verbesserung der bulgarischen Eisenbahnli­
nien stießen indes auf das besondere Interesse des MWT. Dies lag zum einen daran, dass um 
1940 das nötige Material, das ohnehin vorwiegend aus dem Ausland beschafft werden muss­
te, nun zumeist aus Deutschland geliefert wurde. Hierzu gehörten beispielsweise deutsche 
Lokomotiven, die eine größere Zugkraft und Geschwindigkeit hatten, zugleich aber auch 
schwerer waren als die bisher verwendeten, so dass der Unterbau des bulgarischen Strecken-
a n /
netzes verstärkt werden musste. Zum anderen aber und eigentlich in erster Line waren die 
Verbesserungen am bulgarischen Eisenbahnmaterial insoweit von Interesse für die deutsche 
Wirtschaft, als es um den effizienten Transport derjenigen Güter ging, die nach Deutschland 
exportiert werden sollten. Dementsprechend legte der MWT sein besonderes Augenmerk auf 
den Bestand an Waggons in Relation zum Verkehrsaufkommen. Vor allem vermisste man 
Kühlwagen, wobei dies eng mit den deutschen Handelsinteressen zusammenhing. Gerade der 
Transport von Obst und Gemüse sowie tierischen Produkten, wie etwa Geflügelfleisch oder 
Eiern, leicht verderblichen Waren also, erforderte Kühlwagen in großer Zahl -  und dies umso 
mehr angesichts der klimatischen Verhältnisse in Bulgarien. Die Anzahl von 500 Kühlwagen 
bei insgesamt 10.000 Güterwagen schien den Fachleuten des MWT eindeutig zu gering. (An 
sogenannten „ausgesprochenen“ Kühlwagen wurden sogar nur 62 gezählt, die in der Hochsai­
son einem Bedarf von 400 gegenüberstanden.807) Aber auch generell waren die Transportka­
pazitäten ungenügend. Dies wurde hauptsächlich deutlich angesichts der großen saisonbe­
dingten Schwankungen beim Güteraufkommen, welches durch den agrarischen Charakter der 
bulgarischen Volkswirtschaft bedingt war. Nach Angaben des MWT führte das dazu, dass 
zum Beispiel im Oktober durchschnittlich 45.000 Güterwaggons beladen wurden, im März 
dagegen nur 15.000, also nur ein Drittel.808 Diese Kapazitätsauslastung wurde jedoch nicht 
nur durch die Ausfuhr bulgarischer Agrarprodukte erreicht, sondern auch durch die gestiege­
ne bulgarischen Einfuhr von Spezialgütem, die ebenfalls im Lichte der bilateralen Beziehun­
gen zu Deutschland zu betrachten ist. Hierzu gehörten unter anderem industrielle Fertigwaren
804 Ebenda, Bl. 50.
805 Ebenda, Bl. 52.
806 Ebenda, Bl. 49 u. 52.
807 Ebenda, Bl. 53.
808 Ebenda, Bl. 51.
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und Maschinen, aber auch lebende Tiere und andere organische Waren, wie etwa Saatgut o- 
der Schafe, die beispielsweise zur Aufzucht bzw. Einführung neuer Sorten benötigt wur­
den.809 Die Zunahme des Güterverkehrs bei den bulgarischen Eisenbahnen vermittelt einen 
Eindruck davon, in welchem Maße während der zweiten Hälfte der 30er Jahre die Intensität 
des bulgarischen Handels wuchs und wie sich dies auf den Bedarf an Transportkapazitäten 
auswirkte. Zwischen 1935 und 1939 stieg der Güterverkehr nach MWT-Angaben um 41 Pro­
zent, die Beförderung von Postpaketen gar um 135. Auch der Personenverkehr erlebte einen 
rasanten Aufschwung: Im selben Zeitraum betrug er 62 Prozent.810 *
Wie sehr indes dieser Kapazitätsmangel der bulgarischen Eisenbahnen -  es war be­
reits die Rede von einer „Waggonkrise“ -  in Zusammenhang mit den deutsch-bulgarischen 
Handelsbeziehungen gesehen werden muss, zeigt der Ausblick, den der MWT am Ende des 
Abschnittes über das Bahnwesen in seinem Sonderbericht brachte: Er verwies auf die Impul­
se, die dieser Mangel auf anderen Gebieten setzte. So resultierte dies insbesondere im Hin­
blick auf den Transport verderblicher Waren in verstärkten Bemühungen, neue Verfahren zur
£1 |
Haltbarmachung von Obst und Gemüse einzuführen.
Der Reisebericht von 1941 bestätigte im wesentlichen diese Bestandsaufnahme durch 
den ein Jahr zuvor verfassten Sonderbericht, ging jedoch stärker auf Betätigungsmöglichkei­
ten für deutsche Finnen beim Ausbau des bulgarischen Verkehrsnetzes ein. Ferner verwies er 
auf organisatorische Hemmnisse bei der Verbesserung des Eisenbahnnetzes wie etwa die Tat­
sache, dass der Aufgabenbereich der Eisenbahnbauten nicht in die Zuständigkeit des Eisen­
bahnministeriums fiel.812 Die Möglichkeiten der deutschen Mitwirkung beim Ausbau sah der 
Verfasser des Berichtes, Botschafter z.V. v. Hassell, vorwiegend in der Bereitstellung von 
Maschinen und Material, wohingegen ihm bulgarische Mitglieder des MWT signalisiert hät­
ten, dass eine direkte deutsche Beteiligung bei der Durchführung der Baumaßnahmen auf 
Widerstand stoßen würde. Man sagte ihm,
„in Bezug auf Eisenbahnen, Häfen usw. würden die Bulgaren sehr eifersüchtig 
sein und alles nach Möglichkeit alleine machen wollen.“813
Dennoch stellte Hassell auf seiner Reise offenbar eine große Aufgeschlossenheit und 
Zustimmung von bulgarischer Regierungsseite gegenüber den Plänen des MWT fest. Von 
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möglichkeit an dringenden, realisierbaren Projekten“ erhalten. Auch seine Besprechung mit 
Bauminister Vasilev war offenbar harmonisch verlaufen:
„Ich habe mit ihm nacheinander an der Hand von Karten das Straßennetz und 
Eisenbahnnetz, die Elektrifizierung des Landes und die Donaufrage durchgesprochen. 
Meinem erläuternden Vortrage über die Ziele des MWT stimmte er lebhaft zu, beson­
ders den Bestrebungen, ein wildes Rennen deutscher Firmen (...) möglichst einzu­
dämmen.“814
* ¡v Die Projekte, die in diesem Zusammenhang in Angriff zu nehmen waren, sollten Has- 
sell zufolge neben der Erweiterung des Eisenbahnnetzes und der Waggons vor allem auch 
Verbesserungen der bestehenden Strecken zum Ziel haben. Hierzu gehörten unter anderem 
„eine Verminderung der Steigungen, Vergrößerung der Krümmungen, Erweiterung und Ver­
größerung einiger Bahnhöfe usw.“.815 Als weiteres Problem kam nach Hassell bzw. den von 
ihm kontaktierten bulgarischen Stellen die Eingleisigkeit der meisten Strecken hinzu. Haupt­
betätigungsfeld für Deutschland war seiner Meinung nach aber die Lieferung von Eisen­
bahnmaterialien:
„Hinsichtlich des Bahnmaterials wird Bulgarien sehr stark auf Deutschland 
angewiesen sein. Stark fühlbar ist z.Zt. das Bedürfnis nach Schienen. Nötig sind be­
sonders auch Ausweichstellen und verlängerte Gleisanlagen auf Bahnhöfen. Ein vom 
Verkehrsminister stark betonter Artikel sind Signalapparate. Lokomotiven werden in 
Bulgarien nicht hergestellt, Waggons in sehr bescheidenem Umfange.“816 
Der zweite große Bereich des bulgarischen Verkehrswesens, der für den Handel mit 
Deutschland von großer Bedeutung war, war die Schifffahrt. Auch hier war man, ähnlich wie 
beim Bahnwesen, in erster Linie besorgt über den Mangel an Transportkapazitäten. Diesen 
führte man jedoch, wie der Sonderbericht betonte, gerade auf die Intensivierung des bulgari­
schen Außenhandels nach der Weltwirtschaftskrise unter dem Vorzeichen der Bilateralisie- 
rung der bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen zu Deutschland zurück.817 Ein konsequenter 
Ausbau der Donau- und Schwarzmeerhäfen sei daher erst 1935 eingeleitet worden. Die wich­
tigsten dieser Häfen waren aus der Sicht des MWT Varna und der vorwiegend militärisch ge­
nutzte Hafen Burgas am Schwarzen M eer sowie Ruse, Vidin und Lom an der Donau. Auf 
dem Meer wurden im wesentlich drei Linien befahren: die Küstenlinie, die Ägypten- 
Palästina-Linie, die vor allem die Levante bediente, und die Mittelmeer- und Kontinental-
8,4 Ebenda.
815 Ebenda, Bl. 322.
8,6 Ebenda, Bl 324.
817 BA, R 8 1 19F, P 6143, Bl. 53.
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Linie, die westeuropäische Häfen ansteuerte.818 Die Wichtigkeit der Handelsschifffahrt für 
die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen ergab sich nach MWT-Angaben aus dem 
Anteil des Schifftransportes am gesamten Warenverkehr zwischen beiden Ländern: Er betrug 
64,5 Prozent, also knapp zwei Drittel, wobei der Transport auf dem Meer ein leichtes Über­
gewicht gegenüber dem auf der Donau hatte.819
Die Aufgaben, die sich aus Sicht des MWT und Hassells nach Absprache mit den 
bulgarischen Behörden für die Verbesserung der bulgarischen Schifffahrt ergaben, erstreckten 
sich sowohl auf den Ausbau der Häfen als auch auf den Schiffsbau. Bei den Wasserwegen 
selbst sah man kaum Möglichkeiten für einen sinnvollen Ausbau; lediglich eine Regulierung 
der Flüsse zur effektiveren Bewässerung der landwirtschaftlichen Nutzflächen wurde in Be­
tracht gezogen.820 An den Häfen indes sah man mehrere Ansatzpunkte für eine rationellere 
Gestaltung des Warenumschlages. Hierbei war unter anderem an technische „Einrichtungen 
für die schnelle Beförderung von Stück- und Massengütern“ gedacht, wie etwa elektrischen 
Kränen, deren Installation in Varna, Burgas und Ruse bereits begonnen hatte. Zudem forderte 
man laut MWT die Einrichtung von modernen Lagerräumen an den Häfen für landwirtschaft­
liche Produkte, d.h. speziell für Getreide. Diesbezüglich bilanzierte der HasselTsche Reisebe­
richt:
„In erster Linie ist es erforderlich, dass in den Häfen Warna, Burgas und Russe 
die benötigten Silos mit Rauminhalt von je 25.000, 15.000 und 10.000 Tonnen, mit 
Trocknungsinstallationen und den nötigen Umschlagselevatoren errichtet werden. Die 
Vorbereitungsarbeiten zum Bau von Silos in Warna, Burgas und Ruse befinden sich 
im Endstadium, und die Verwirklichung dieser Bauten hängt nur von der Sicherung 
der nötigen Finanzmittel ab.“821
Ebenso wurde die Erweiterung anderer technischer Einrichtungen, wie etwa Eisen- 
bahnverschiebelinien, Hafenwerkstätten oder Signalanlagen, d.h. Leuchttürmen und Kurzwel­
lensendern, gefordert. Außerdem hielten MWT und bulgarische Behörden administrative 
Verbesserungen für notwendig, worunter man in erster Linie den Abbau von Zollformalitäten 
durch die Einrichtung von Freihafenzonen verstand.822 Die wiederholte Erwähnung des Do­
nauhafens Ruse in diesem Kontext durch den Reisebericht hing indes damit zusammen, dass 
der Gütertransport über den Fluss seit Beginn des Zweiten Weltkrieges erheblich zugenom­
818 Ebenda, BI. 54f.
819 Ebenda, Bl. 56.
820 BA, R 8119F, P 6136, Bl. 320.
821 Ebenda, Bl. 326.
822 Ebenda, BL 327.
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men hatte. Der Grund dafür lag in der nunmehr praktisch ausschließlichen Ausrichtung des 
bulgarischen Außenhandels nach Zentraleuropa.823 Die geforderten technischen Verbesserun­
gen an den Donauhäfen waren im wesentlichen die gleichen wie an den Seehäfen, lediglich 
mit dem Unterschied, dass die Anlage bestimmter flussspezifischer Einrichtungen, wie etwa 
Schiffsaufschleppen, als notwendig erachtet wurde. Vor allem ging es dabei um den Hafen 
Ruse, dem nunmehr eine zentrale Rolle als Verbindung im Handel zwischen Mitteleuropa 
und dem Nahen Osten zugeschrieben wurde:
„Durch seine Lage ist der Hafen Ruse unser Haupttransithafen als Verbin­
dungspunkt auf dem Wege von Zentraleuropa nach dem nahen Osten. Die Errichtung 
von entsprechenden Quaimauem, Hallen und technischen Vorrichtungen für den Um­
schlag von Stück- und Massengütern sowie von Getreide erscheint als eine dringende 
Voraussetzung für die günstige Entwicklung des Verkehrs in diesem Hafen, wofür die 
erforderlichen wirtschaftlichen Voraussetzungen vorhanden sind.“824 *
Wie erwähnt, wurde zur der Zeit, als Hassell seinen Reisebericht erstellte, zwar noch 
ein geringerer Teil des bulgarischen Außenhandels über die Donau als über die See abgewi­
ckelt, es waren aber immerhin schon über 35 Prozent. Diese Entwicklung hatte neben den be­
schriebenen infrastrukturellen Aspekten auch Auswirkungen auf die Anforderungen an den 
Schiffsbau, d.h. den Bau von Schiffen, die speziell auf der Donau einsetzbar waren. Im Be­
richt hießt es hierzu:
„Die Vergrößerung des SchifFsbestandes auf der Donau ist von besonderer 
Bedeutung für eine Steigerung des Transits vom nahen Osten nach Deutschland.“825 
Die Bedeutung der Donauschifffahrt war indes nicht nur handelspolitischer Art, son­
dern es ergab sich hier vielmehr ein Betätigungsfeld für deutschen Fachleute:
„Eine wichtige Bedingung für die einwandfreie Durchführung der projektier­
ten Schiffsbauobjekte erscheint die fachmännische Ausbildung des technischen Per­
sonals auf der Werft, was mit der Anwesenheit von deutschen Schiffsbaufachleuten 
dortselbst verbunden sein wird.“826
Darüber hinaus wies der Bericht auf die Schwierigkeiten bei der Beschaffung der nö­
tigen Materialien aus Deutschland hin.827
s:j Ebenda.
824 Ebenda, Bl. 327a.
825 Ebenda, Bl. 328.
826 Ebenda.
8:7 Ebenda, Bl. 329.
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Neben der Schifffahrt und dem Eisenbahnwesen war der Straßenbau ein weiterer Be­
reich des Verkehrswesens, der für die deutschen Modemisierungspläne der bulgarischen 
Volkswirtschaft relevant war. Zwar erfuhr er, wie oben erwähnt, nicht die gleiche Aufmerk­
samkeit wie die beiden anderen Bereiche, dennoch wurde aber anerkannt, dass ein Ausbau 
des Streckennetzes notwendig war. Wie aus dem Reisebericht v. Hassel Ís hervorgeht, bestand 
das deutsche Interesse daran allerdings nicht allein an seinen handelspolitischen Aspekten, 
sondern vielmehr auch an den deutschen Mitwirkungsmöglichkeiten beim Straßenbau selbst: 
„Zweifellos bestehen auf diesem Gebiete große deutsche Liefer- und Arbeitsmöglichkeiten“, 
meinte Hassell.828 Oder an anderer Stelle:
„Die Lieferungsmöglichkeiten für die deutsche Industrie sind umfangreich.
Das gilt besonders vom Straßenbau, bei dem auch die unmittelbare technische und or­
ganisatorische Mitarbeit in Frage kommt.“829 830
Ansonsten ging Hassells Reisebericht -  der Sonderbericht hatte, wie erwähnt, diese 
Problematik überhaupt nicht berührt -  nicht detailliert auf den Straßenbau ein. Das bestehen­
de Straßennetz bezeichnete er als „nicht ganz unbefriedigend, wenn auch der Verstärkung, 
und vor allem der Verbesserung der Qualität bedürftig“. Im ganzen aber war, wie die ge­
führten Besprechungen Hassells ergaben, das bulgarische Interesse an einer direkten deut­
schen Mitwirkung auf technischem und organisatorischem Gebiet beim Straßenbau offenbar 
am größten -  im Gegensatz etwa zum Eisenbahnwesen, wo die Bulgaren auf mehr Selbstän­
digkeit setzten.
Anhand der hier behandelten Dokumente lässt sich, wie es scheint, mit einer verhält­
nismäßig hohen Genauigkeit beurteilen, wie der MWT als Agent deutscher Wirtschaftsinte­
ressen in Südosteuropa Bulgarien als Betätigungsfeld sah und die ihm dort lohnend erschei­
nenden Aufgabenbereiche absteckte. An erster Stelle stand hierbei naheliegenderweise die 
Landwirtschaft, denn sie war der größte und wichtigste bulgarische Wirtschaftszweig. Hier 
ging es dem MWT vor allem um eine Intensivierung der Produktion, wobei der Verein hier 
zunächst administrative Maßnahmen einforderte, wie etwa eine Flurbereinigung, sowie eine 
Verbesserung des Kreditwesens mit deutscher Hilfe anregte. Zudem -  und dies war im Grun­
de die anspruchsvollste Aufgabe -  strebte der MWT die Einführung moderner Produktions­
methoden an, um die Effizienz der Erzeugung zu steigern. In diesen Aufgabenbereich fielen 
etwa die Einführung von Kunstdüngern, die Einhaltung sinnvoller Fruchtfolgen sowie der
828 Ebenda, Bl. 325.
829 Ebenda, BI. 321.
830 Ebenda, Bl. 320.
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Einsatz von Maschinen, welcher wiederum die Verbesserung des Kreditwesens zur Voraus­
setzung hatte. Vor allem aber waren entsprechende Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen 
zur Einweisung der Landbevölkerung in diese Neuerungen erforderlich. 1
In engem Zusammenhang mit diesen Rationalisierungsbestrebungen stand die Zielset­
zung einer weiteren Ausdifferenzierung der bulgarischen Volkswirtschaft. Dies galt sowohl 
für die Landwirtschaft selbst, in deren Rahmen der MWT die Viehzucht und die Kultivierung 
von Industriepflanzen voranbringen wollte, als auch für die Industriezweige, die eng mit der 
Landwirtschaft verbunden waren, da sie deren Produkte weiterverarbeiteten. Ihre Bedeutung 
reichte freilich weit über die volkswirtschaftliche Problematik hinaus in den Bereich demo- 
grafischer und sozioökonomischer wie -kultureller Entwicklungen. Auch die Problemfelder 
von Arbeitslosigkeit und Lebensstandard wurden hier berührt. Hierunter fielen beispielweise 
Überlegungen zur Konservenindustrie oder zur Textilindustrie. Letztere hatte in Bulgarien die 
längste Tradition und war am weitesten entwickelt, so dass der MWT über diesen Aspekt nur 
wenig diskutierte. Anzusetzen war hier nach Ansicht des MWT in erster Linie bei den Grund­
stoffen, die die Textilindustrie zu verarbeiten hatte, d.h. also bei der Schafzucht, der Baum­
wolle und der Seidenherstellung, mithin also wieder bei der Ausdifferenzierung des Agrar­
sektors. Der Aufbau einer Konservenindustrie war hingegen eine umfangreichere Aufgabe. In 
ihrem Rahmen ging es sowohl um die Einführung des nötigen Fachwissens, die Versorgung 
mit Metallwaren sowie um die Umstrukturierung der landwirtschaftlichen Produktion in 
Richtung auf in Deutschland gewünschte Obst- und Gemüsesorten, deren Anbau in Bulgarien 
günstige klimatische Bedingungen vorfand. Bulgarien sollte der „Obst- und Gemüsegarten 
Europas“ werden.
Hierdurch wurde das deutsche Handels- bzw. Einfuhrinteresse gegenüber Bulgarien 
ebenso deutlich, w ie bei den Bereichen Bergbau und Verkehr. Letzterer hatte in diesem Zu­
sammenhang eine grundlegende Bedeutung, bot darüber hinaus aber auch Einsatzmöglichkei­
ten für deutsche Finnen. Dies galt freilich für den gesamten Bereich der Infrastruktur, also 
zum Beispiel auch für die Elektrifizierung und den Ausbau des Fernsprechnetzes, in den 
deutsche Firmen zu Beginn der 40er Jahre bereits tief involviert waren.831 Beim Bergbau er­
gaben sich ebenfalls Möglichkeiten für eine unmittelbare Mitwirkung deutscher Firmen, wo­
bei einerseits zwar der Einsatz sowohl von deutschem Kapital als auch von deutschem Fach­
wissen bereits Traditionen besaßen, die an den Beginn des 20. Jahrhunderts zurückreichten,832 
andererseits aber die allgemeine Entwicklung gleichwohl noch in den Anfängen steckte. Vie-
831 Vgl. Kapitel 5.4..
832 Vgl. Kapitel 5.4..
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le Vorkommen waren noch kaum erschlossen. Neben den für deutsche Firmen zu erwarten­
den Aufträgen spielte naturgemäß auch das direkte deutsche Interesse an den abzubauenden 




5.3. Projekte des M W T in Bulgarien
Im Rahmen des im vorigen Abschnitt umrissenen Aufgabenfeldes setzte der MWT 
eindeutig den Schwerpunkt auf die Landwirtschaft. Dies scheint nicht weiter verwunderlich, 
da es sich beinahe automatisch aus dem großen Übergewicht ergab, das der Agrarsektor in der 
bulgarischen Volkswirtschaft hatte. In den anderen Bereichen, d.h. im Bergbau und im Ver­
kehrswesen, ging es zunächst noch um vorbereitende Arbeiten bzw. um die Möglichkeit einer 
direkten Mitwirkung deutscher Unternehmen. Beim Bergbau bedeutete dies in erster Linie die 
Erschließung und Untersuchung neu entdeckter Vorkommen, bevor an deren Abbau gedacht 
werden konnte. Im Verkehrswesen erstreckten sich die Möglichkeiten für deutsches Engage­
ment auf die Lieferung von Materialien -  vor allem Eisenbahnmaterial den Einsatz von Ar­
beitsgerät und Ingenieuren sowie die Beteiligung an der Planung und die Übernahme der Lei­
tung der Bautätigkeiten. Eingriffe in die Strukturen dieser Wirtschaftszweige waren zumin­
dest zunächst nicht vorgesehen. Bei der Landwirtschaft hingegen war das Engagement der 
deutschen Wirtschaft von vome herein viel umfassender und tiefgreifender geplant. Die Pläne 
des MWT, so wie sie im Laufe der 30er Jahre heranreiften, sahen nichts weniger vor, als eine 
zügige Modernisierung der Produktionsmethoden und eine weitgehende Verlagerung des 
Produktspektrums gemäß den deutschen Einfuhrinteressen. Hinzu kam als Ziel eine Ausdiffe­
renzierung der Landwirtschaft etwa im Sinne einer Verbesserung der Viehzucht, aber auch 
der Ausbau an den Agrarsektor gebundener Industrien, wodurch die im Zuge der Rationalisie­
rung der Agrarwirtschaft freiwerdenden Arbeitskräfte aufgefangen werden sollten.
Diese deutschen Absichten einer Umstrukturierung der bulgarischen Landwirtschaft, 
im Grunde aber der ganzen Volkswirtschaft, ergaben sich aus den deutschen handelspoliti­
schen Interessen, so wie sie in der ersten Hälfte der 30er Jahre gesehen wurden. Dabei ging es 
dem MWT zunächst offenbar einfach darum, mit Hilfe rein pragmatischer Maßnahmen die 
bulgarische Produktion schrittweise so umzustellen, dass sich auf dem deutschen Markt für 
sie Absatzchancen eröffneten und damit der deutsch-bulgarische Handel belebt werden konn­
te. Dies war wiederum vor allem im Hinblick auf die Absatzmöglichkeiten für deutsche Pro­
dukte erwünscht.833
Es kam also darauf an, über rein handelspolitische Maßnahmen, wie etwa die Bilatera- 
lisierung der Wirtschaftsbeziehungen durch Handelsverträge oder Kompensationsgeschäfte, 
hinaus den Boden für eine langfristige und ertragreiche Zusammenarbeit zu bereiten. Für 
Bulgarien bedeutete dies in erster Linie, dort den Produktionsschwerpunkt der Landwirtschaft
8j3 Vgl. hierzu: Gross, H.: Die deutsch-sQdosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen. Ihre historische Entwick­
lung und deren maßgebliche Faktoren. In: Südosteuropa-Mitteilungen 3/1977, S. 79-90, hier: S. 85f u. 89f..
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weg vom Getreide, gegen dessen Einfuhr die Schutzinteressen der deutschen Landwirtschaft 
standen, hin zu Industriepflanzen und klimatisch begünstigten Kulturen zu verlagern.834 Das 
erste nennenswerte Projekt, das im Rahmen dieser Strategie vom MWT in Bulgarien initiiert 
wurde, war der Versuch, in dem Balkanlande den Anbau von Sojabohnen einzuführen. Es 
wurde im Jahre 1934 begonnen.835 Diese direkte Initiative bedeutete eine neue Qualität in der 
Politik des MWT. Bisher hatte der Verein seine Aufgabe hauptsächlich in der Vermittlung 
von Information und Wirtschaftskompetenz bezüglich Südosteuropas gesehen wie auch darin, 
die deutsche Wirtschaft zu verstärktem Engagement in der Region zu motivieren und umge­
kehrt dort Werbung für Deutschland zu machen. Nun unternahm er zum ersten Mal den Ver­
such, durch ein aktives Eingreifen in die wirtschaftlichen, d.h. hier konkret die landwirtschaft­
lichen Strukturen Südosteuropas, die Voraussetzungen für eine Intensivierung des Handels 
zwischen Deutschland und der Region zu schaffen. Diese neue Richtung der Politik des MWT 
wurde beispielsweise Anfang 1935 auf einer Präsidialsitzung in Berlin vom Vorsitzenden 
Frhr. v. Wilmowsky ausdrücklich bestätigt. Im Sitzungsprotokoll heißt es:
„Die heutige Sitzung gelte, so führte Herr von Wilmowsky aus, dem Problem 
der Sojabohne. Bei der Behandlung dieses Problems tritt in der Arbeit des Mitteleuro­
päischen Wirtschaftstages eine Wendung ein, indem über die ursprünglich vorgesehe­
ne propagandistische Tätigkeit hinaus der Mitteleuropäische Wirtschaftstag nunmehr 
auch selbst die Initiative ergreifen wird, um den deutschen Industrieexport und Agrar­
import zu aktivieren. Diese neue Richtung ist klar vorgezeichnet: Bei den Arbeiten zur 
Stützung des Warenaustausches zwischen Deutschland und den südosteuropäischen 
Staaten w ird der Mitteleuropäische Wirtschaftstag für alle infrage kommenden Finnen 
zur Verfügung stehen (...) . In dankenswerter Weise haben die zuständigen Behörden 
diese Arbeit bisher namhaft unterstützt.“836 837
Zu Beginn des Soja-Projektes entsandte der MWT in Zusammenarbeit mit der IG Far- 
benindustrie AG einen Fachmann nach Südosteuropa zur Untersuchung der Anbaumöglich­
keiten für Kulturen, an denen ein deutsches Einfuhrinteresse bestand. Neben den Sojabohnen 
ging es dabei auch um Leinsaat zur Ölgewinnung, um Faserpflanzen, Schmalz sowie um 
Möglichkeiten der Konservierung von Eiern. Was den Sojaanbau betraf, so wurde in Bul­
garien zunächst ein Gebiet im Umfange von 2000 Hektar ausgesucht, wobei den in das Pro­
jekt einbezogenen Landwirten die Abnahme der Sojabohnen zu festen Preisen garantiert wur­
834 BA, R 8119F, P 6140, Bl. 335
835 BA, R 8119F, P 6140, Bl. 337.
836 Ebenda, Bl. 334f.
837 Ebenda, BI. 335.
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de. Die Garantieleistung wurde vom Deutschen Reich, den deutschen Ölmühlen und der deut­
schen Exportindustrie getragen.838 Als organisatorische Grundlage wurde im weiteren Verlauf 
eine Soja-Gesellschaft gegründet, deren Grund in neun Bezirke zu je  2000 Hektar zu gliedern 
war und außerdem in Genossenschaften unterteilt werden sollte. Das Saatgut hierfür konnte 
der Ernte des anfänglichen Anbaus entnommen werden. Verteilt wurde es durch Agronomen, 
die die einzelnen Bezirke leiteten, den Sojaanbau dort propagierten, Verträge abschlossen, 
Impfstoffe verteilten und den Anbau überwachten. Ihnen unterstanden Dorfagenten, die den 
Anbau vor Ort kontrollierten und den Aufkauf der Ernte abwickelten.839
Die wissenschaftliche Betreuung der Anbauversuche des Jahres 1934 oblag einem in 
den MWT-Akten nicht näher bezeichneten „Fräulein“ Dr. Müller, die bereits in den 20er Jah­
ren im Auftrag der IG Farben die Anbaumöglichkeiten für Soja in Osteuropa untersucht hatte. 
Von den Versuchen in Bulgarien von 1934 berichtete sie, dass die Sojabohne eine weitgehen­
de klimatische Anpassungsfähigkeit gezeigt habe und somit dort kultiviert werden könne. Als 
entscheidend für den Erfolg betrachtete sie indes die Frage, ob man den Anbau für die Bauern 
rentabel gestalten und diese zugleich adäquat für den Umgang mit den Sojakulturen ausbilden 
könne. In diesem Zusammenhang wies Müller auf eine Reihe agrartechnischer Punkte hin, die 
den Bauern beigebracht werden müssten, um ein gutes Gedeihen der Sojabohne zu gewähr­
leisten. Hierzu gehörten etwa die sortengerechte Durchführung der Aussaat, die Impfung, die 
Düngung sowie die sachgemäße Ernte.840
Insgesamt bescheinigte sie den Anfängen des Soja-Projektes in Bulgarien einen vollen 
Erfolg und prognostizierte ein solchen auch für die kommenden Jahre. Offenbar wurde das 
Projekt auch von bulgarischen Fachkreisen interessiert verfolgt, und die Regierung hatte dort 
zu erkennen gegeben, dass sie mit dem Ziel einer Umstrukturierung der Agrarproduktion ü- 
bereinstimmte:
„Diese Umstellung soll erfolgen durch einen erweiterten Anbau sogenannter
Industrieprodukte, zu denen auch die Soja zähle, für die im Ausland, vor allem aber in
Deutschland, ein sicherer Absatzmarkt vorhanden sei.“841
Am Ende des Jahres 1935 schienen sich die Erfolgsaussichten des Sojaanbaues zu bes­
tätigen. Der Geschäftsführer des MWT, Max Hahn, berichtete dem Verein über den ersten 
Großanbauversuch in Bulgarien und Rumänien. Dieser habe eine Fläche von 40.000 Hektar 
umfasst und einen Ertrag von 20.000 Tonnen erbracht. Der Hektarertrag sei zwar recht unter­
839 Ebenda, Bl. 336.
840 Ebenda, Bl. 338f.
841 Ebenda, Bl. 339.
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schiedlich ausgefallen, aber immer noch besser als der der traditionellen bulgarischen Kultu­
ren M ais und Weizen.842 Indem Hahn zudem die weiteren Entwicklungsperspektiven des So­
ja-Projektes aufzeigte, machte er zugleich deutlich, welchen über die ursprünglichen engeren 
Ziele -  Sojagewinnung, Umstellung und Modernisierung der bulgarischen Agrarproduktion — 
hinausgehenden Nutzen die Initiative haben konnte. Seinen Ausführungen gemäß gab es
„keine ähnliche weitverzweigte landwirtschaftliche Organisation im Osten wie 
die für den Sojaanbau, weshalb sie auch für den künftigen Großexport deutscher 
Landmaschinen noch eine große Rolle spielen könne.“843
Für das Jahr 1936 waren in Rumänien und Bulgarien eine Erweiterung der Anbauflä­
che au f „100.000 bis 120.000 Hektar“ und eine Beteiligung von circa 60.000 Bauern vorgese­
hen. Ziel sei es dabei, die Bauern dahin zu bringen, aus freien Stücken zu Weltmarktpreisen 
zu produzieren.844 Abschließend betonte Hahn noch einmal die große Bedeutung des Soja- 
Projektes für die deutschen Außenhandelsinteressen:
„Das Ganze stellt einen wesentlichen Beitrag zur Steigerung der Kaufkraft im 
europäischen Südosten und zur Belebung der dortigen Volkswirtschaften und zum 
Handelsverkehr mit Deutschland dar.“845
Zugleich war durch das Soja-Projekt aber auch ein weiterer Aufgabenbereich sichtbar 
geworden, dem sich der MWT zu stellen hatte, wollte er zu einer erfolgreichen Modernisie­
rung der bulgarischen Landwirtschaft beitragen. Es handelte sich dabei um die Frage von Bil­
dung und Ausbildung, die Dr. Müller in ihrem Bericht bereits berührt hatte. Wilmowsky wies 
in diesem Zusammenhang ergänzend zu Hahn daraufhin, dass es zu diesem Zweck „erforder­
lich sei, den Besuch junger Studenten aus dem europäischen Südosten in Deutschland zu for­
dern“.846 Gemeint waren damit in erster Linie Studenten wirtschaftlicher und technischer 
Fachrichtungen. Als ersten konkreten Schritt hatte der MWT im Jahre 1935 zusammen mit 
dem Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD) beschlossen, Drei-Jahres-Stipendien 
für etwa 100 Studenten bereitzustellen, die von den deutschen Gesandtschaften in den jewei­
ligen südosteuropäischen Ländern auszuwählen waren. Die weitere Leitung dieses Projektes 
oblag dem Präsidenten und dem Geschäftsführer des MWT, Wilmowsky und Hahn.847
M it dieser aktiven, ab Mitte der 30er Jahre einsetzenden Fördertätigkeit für die Aus­
bildung von wirtschaftlich tätigen Südosteuropäem setzte der MWT einen Aktionsschwer­








punkt, durch den er sich in den folgenden Jahren in besonderer Weise profilieren sollte. Der 
Verein erzielte hierdurch einen unmittelbaren Werbeeffekt in der Region für die Zusammen­
arbeit mit Deutschland, der die Wirkungen der ursprünglichen wissenschaftlich unterfütterten 
Propagandatätigkeit weit übertreffen sollte. Die Ausbildungsprojekte des MWT umfassten im 
wesentlichen zwei Felder. Zum einen setzte man direkt beim Handel an, indem man südosteu­
ropäischen Stipendiaten eine kaufmännische Aus- bzw. Weiterbildung unter anderem nach 
1938 an der Hochschule für Welthandel in Wien ermöglichte, zugleich aber auch deutsche 
Studenten in speziellen Südost-Kursen in die Besonderheiten der Region einwies. Zum ande­
ren war der MWT bestrebt, südosteuropäischen Bauern sowohl in Deutschland als auch in 
ihrer Heimat die Anwendung moderner landwirtschaftlicher Produktionsmethoden beizubrin­
gen.
Innerhalb dieses Rahmens leitete der MWT die Stipendienvergabeaktionen indes we­
sentlich früher ein als die landwirtschaftlichen Ausbildungsprojekte. Dies mag damit erklärt 
werden, dass die Gewährung von Stipendien vorwiegend eine finanzielle Angelegenheit war, 
während die eher praxisbezogenen Ausbildungsmaßnahmen vor allem dann einen erheblichen 
organisatorischen und bürokratischen Aufwand erforderten, wenn sie vor Ort, also in Südost­
europa stattfinden sollten.
Die Grundlagen zu den von Wilmowsky angesprochenen Stipendienaktionen wurden 
Anfang November 1935 auf einer vom MWT-Vorsitzenden selbst angeregten Besprechung 
gelegt, die beim Präsidenten des Werberates der Deutschen Wirtschaft, Ministerialdirektor 
Reichard, stattfand. Außer den beiden nahmen an ihr unter anderem MWT -Geschäftsführer 
Hahn, ein Vertreter des Staatssekretärs Clodius vom Auswärtigen Amt, Direktor Weigelt von 
der Deutschen Bank sowie ein Repräsentant des DAAD namens Burmeister teil. A uf der Be­
sprechung wurde deutlich, dass die Vergabe von Stipendien an südosteuropäische Studenten 
unter den Anwesenden in hohem Maße auch im Zusammenhang der deutschen Einflussge­
winnung in der Region gesehen wurde, mithin also als ein Instrument in der Auseinanderset­
zung mit den Westmächten. Dies geht zumindest aus der erhaltenen Niederschrift des Tref­
fens hervor, in der vor allem von französischen Stipendieninitiativen die Rede ist:
„Es wird beklagt, dass in den letzten Jahren zunehmend Studenten, hauptsäch­
lich der wirtschaftlichen und technischen Fächer nach Frankreich statt nach Deutsch­
land gehen. Die französischen Stipendien umfassen mehrere Millionen Francs jähr-
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lieh, (...) und man findet in den Balkanländem unter den jungen Leuten immer starker 
den auffälligen Mangel an deutschen Kenntnissen und deutscher Sprache.“
Offenbar genügte diese Erkenntnis der Gefahr eines zunehmenden französischen Ein­
flusses, der geeignet schien, die deutschen Wirtschaffspläne für Südosteuropa zu bedrohen, 
um die Teilnehmer der Besprechung sogleich zu konkreten Beschlüssen zu veranlassen. Vor­
gesehen war zunächst die Vergabe von 100 Stipendien zu je  150 Reichsmark monatlich mit 
einer Dauer von neun Monaten. Hieraus ergab sich eine Gesamtsumme von 135.000 Mark 
jährlich, wobei an eine Laufzeit des Projektes von mindestens drei Jahren gedacht war. Von 
der Jahressumme sollten 100.000 Mark vom Werberat aufgebracht werden, der Rest von der 
freien Wirtschaft, Einzubeziehen waren die Länder Bulgarien, Jugoslawien, Rumänien, Un­
garn und Griechenland.84 49 Innerhalb der nächsten Wochen, d.h. bis in den Januar 1936 hinein, 
gelang es dem MWT, dem die Verwaltung der Mittel oblag, namhafte deutsche Unternehmen 
für eine Beteiligung an der von der Wirtschaft bereitzustellenden Summe von 35.000 Mark zu 
gewinnen. So stellte beispielsweise Siemens 5000 Reichsmark zur Verfügung, die Dresdener 
Bank 2000 Mark und die Deutsche Bank 3000.850 851Wenn diese Summen auch nicht besonders 
hoch anmuteten, so machten sie doch deutlich, dass diese Firmen bei dem Stipendienprojekt 
des MWT nicht abseits stehen wollten.
Noch Anfang des Jahres 1936 erließ der MWT zusammen mit dem DAAD allgemeine 
Richtlinien für die nun so genannten „Deutschland-Stipendien des Mitteleuropäischen Wirt­
schaftstages für Studierende der wirtschaftlichen, technischen und medizinischen Berufe“. Sie 
machten zum einen deutlich, dass es hier nicht nur um die Ermöglichung eines Aufenthaltes 
zum Erwerb „deutscher Kenntnisse“ ging, sondern durchaus um eine konsequente Förderung 
des akademischen Nachwuchses und dessen Qualifizierung. Dies ergab sich aus der Rege­
lung, dass die Stipendien verlängert werden konnten, falls Aussicht bestand, dass ein Kandi­
dat eine Hochschulprüfung in Deutschland ablegen oder eine wissenschaftliche Arbeit fertig 
stellen konnte. Zugleich ließ sich an den Richtlinien erkennen, dass sie über die akademi­
sche und die erwähnte außenpolitische Motivation hinaus auch an den konkreten deutschen 
Wirtschaftsinteressen in Südosteuropa orientiert waren. Dies ergab sich aus der Wahl der zu­
lässigen Fachdisziplinen, die sämtlich mit den Aufgabenfeldem in Zusammenhang standen, 
die der MWT in der Region für sich als relevant erkannt hatte: Bei den Ingenieurswissen­
schaften fand der Bergbau besondere Erwähnung, bei den medizinischen Disziplinen die
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Tierheilkunde. Außerdem wurden die Studenten der Land- und Forstwirtschaft ausdrücklich 
zur Bewerbung aufgerufen.
Im August 1936 nahm Hahn in einem Rundschreiben an das Präsidium des MWT eine 
erste Bewertung der Stipendienaktion vor. Aus ihr geht hervor, dass man sie beim MWT of­
fenbar als vollen Erfolg ansah. Sie sei in den südosteuropäischen Ländern mit größtem Inte­
resse und Wohlwollen aufgenommen worden. Dies hätten jedenfalls die dortigen deutschen 
Botschaften, denen die Vorauswahl der Stipendiaten übertragen worden war, wie auch die 
betreffenden Botschaften in Deutschland mitgeteilt. Den Erfolg sah Hahn in erster Linie in 
der hohen Anzahl von Bewerbern, die die Zahl der zu vergebenden Plätze bei weitem über­
stieg. Als Reaktion darauf setzte man den ursprünglich vorgesehenen monatlichen Betrag von 
130 auf 110 Reichsmark herab und ermöglichte hierdurch die Aufnahme von 136 Stipendia­
ten anstelle von nur 100. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang die hohe Anzahl an 
Bewerbern aus Bulgarien. Für das nächste Semester wurde daraufhin eine Beschränkung be-
Of1!
reits bei der Annahme von Bewerbungen verhängt.
Der erste Geschäftsbericht über die Stipendienaktion, der den Zeitraum von April 
1936 bis Oktober 1937 umfasste, machte bereits deutlich, dass die Initiative eine Institutiona­
lisierung erfahren hatte. Seit dem 1.April 1936, dem Tag ihres offiziellen Tätigkeitsbeginns, 
trug sie die Bezeichnung „Deutschland-Stiftung des Mitteleuropäischen Wirtschaftstages“.852 354 85
Zugleich erläuterte der Bericht noch einmal ausführlich die Arbeitsgrundlagen der Stiftung. 
Diese bestanden zum einen aus Verbindungen zur Alexander-von-Humboldt-Stiftung, die be­
reits seit Mitte der 20er Jahre auch in Südosteuropa aktiv war und von deren Erfahrungen die 
Koordinatoren der Deutschland-Stiftung profitieren wollten. Ihr Schwerpunkt lag auf der För­
derung von Geistes- und Naturwissenschaftlern, während der MWT gezielt technische, wirt-
A f f
schaftliche und medizinische Fachrichtungen unterstützen wollte. Wichtig war den Initiato­
ren außerdem, den Eindruck zu vermeiden dass mit den Stipendien wirtschaftliche oder pro­
pagandistische Zwecke verfolgt würden; vielmehr sollte man in den umworbenen Ländern 
den Akzent auf den geistigen und kulturellen Austausch legen. Von den Bewerbern wurde 
verlangt, entweder bereits über einen Hochschulabschluss mit Auszeichnung zu verfügen oder 
zumindest eine „besonders hohe Begabung und persönliche Eignung für ein Stipendium“ er­
kennen zu lassen. Darüber hinaus sollten sie auch als Multiplikatoren an der Intensivierung
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der Beziehungen ihrer Länder zu Deutschland mitwirken.856 Hierzu unternahm man mit den 
Stipendiaten Bildungsreisen in verschiedene Gegenden des Deutschen Reiches, um sie mit 
den „deutschen Verhältnissen“ vertraut zu machen. Ein besonderes Anliegen war es der Stif­
tung dabei offenbar, ab 1938 neu annektierte Gebiete zu bereisen, um ihre zügige Integration 
in den deutschen Staatsverband, aber auch um ihr ausgeprägtes „Deutschtum“ zu demonstrie­
ren. Außerdem gehörte zu solchen Reiseuntemehmungen stets auch die Besichtigung von Be­
trieben.857
Allerdings machte der MWT auch klar, dass er sich bei der Berücksichtigung von Be­
werbern auch an der NS-Ideologie orientieren würde. Von den Kandidaten wurde erwartet, 
dass sie ihren Aufenthalt dazu nutzten, „das neue Deutschland kennen und verstehen zu ler­
nen“.858 Darüber hinaus betonte der Bericht unmissverständlich, dass jüdische Bewerber un­
erwünscht waren:
„Es wird gebeten, Bewerber jüdischen Blutes in geeigneter Form, etwa unter 
Hinweis auf eine bereits vorliegende große Zahl von Bewerbungen, von der Einrei­
chung des Stipendiengesuches abzuhalten ( ...) .“8S9
Gewährleistet wurde die Einhaltung dieser Richtlinie durch die Beteiligung der jewei­
ligen Vertreter der NSDAP bei den Botschaften an der Auswahl der Stipendiaten. In Sofia 
war dies Ortsgruppenleiter Drechsel. Auch im Auswahlausschuss in Berlin, dem 280 An­
träge zur endgültigen Entscheidung Vorlagen, war das nationalsozialistische Element präsent, 
und zwar in Gestalt von SS-Brigadefuhrer v. Massow, zugleich Präsident des DAAD. Der 
Ausschuss bestand außerdem aus Hahn vom MWT sowie weiteren Vertretern des DAAD, des 
Reichserziehungsministeriums, des Auswärtigen Amtes, der Reichszentralstelle für das Studi­
um der Ausländer und des Werberates der Deutschen Wirtschaft.861
Der Erfolg der Stiftung des MWT im Sinne langfristiger Wirkungen und Bindungen 
der Beteiligten an Deutschland war in den ersten Jahren naturgemäß noch kaum einzuschät­
zen, auch wenn die hohen Bewerberzahlen Anlass zu Optimismus gaben. Gleichwohl ver­
suchte man, durch Erfahrungs- und Arbeitsberichte der Stipendiaten einen ersten Eindruck 
davon zu bekommen, wie diese ihren Studienaufenthalt bewerteten. Einige derartige Berichte 
von Bulgaren waren auszugsweise dem Geschäftsbericht beigefiigt. Sie schilderten ihren je ­
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niswert dieser Aussagen relativiert. Bisweilen entsteht auch der Eindruck, als sei es den Stu­
denten darum gegangen, sich gegenüber den Lesern bei MWT und DAAD besonders dankbar 
zu geben und sich bei ihnen beliebt zu machen. So hieß es beispielsweise bei einem bulgari­
schen Stipendiaten:
„Als zweiter Vorsitzender des Nat. bulg. Studentenvereins ,Rodina* habe ich 
mich immer bemüht, (...) meinen Landsleuten, die zum Studium in Berlin weilten, die 
Gelegenheit zu geben, sich über die von dem deutschen Volk geleistete Arbeit einen 
Überblick zu verschaffen, sowie sich von der Größe der deutschen Wissenschaft und 
Kultur zu überzeugen. Diese unerreichbare Kultur, gute Erziehung und Disziplin des 
deutschen Volkes haben einen unvergesslichen Eindruck in meiner Seele hinterlassen
^ j  «862
Um später die langfristigen Wirkungen und damit den eigentlichen Erfolg der Stipen­
dienaktion beurteilen zu können, beabsichtigte der MWT, den Kontakt zu den „Alumni“ auf­
rechtzuerhalten. Hiermit wurde freilich auch der Zweck verfolgt, Verbindungen zu halten, die 
für künftige deutsche Wirtschaftsprojekte in Südosteuropa nützlich sein konnten. Man legte 
„Wert darauf, den beruflichen Werdegang der einzelnen Stipendiaten zu verfolgen, um gege- 
benenfalls ihre Mithilfe bei der Durchführung unserer Aufgaben in Anspruch zu nehmen.“ 
Zu diesem Zweck betrieb der MWT die Gründung von Vereinigungen der ehemaligen 
Deutschland-Stipendiaten, wobei man sie nach beruflichen Kriterien untergliederte. Bulga­
rien, das im allgemeinen unter den Stipendienempfängern der Stiftung am stärksten vertreten 
war, spielte auch hier eine Vorreiterrolle. Bis zu Beginn der 40er Jahre wurden im Lande Ar­
beitsgemeinschaften für Techniker und Naturwissenschaftler, für Ökonomen, Landwirte und 
Mediziner, die Deutschland-Stipendiaten gewesen waren, gegründet. Ihre Hauptaufgabe war 
es, den Zusammenhalt unter den Stipendiaten und die Verbindungen zum MWT zu pflegen. 
Anreize dazu setzte der Verein durch die Vermittlung nützlicher beruflicher Kontakte und 
durch agitatorische Tätigkeit in Form von Alumni-Zeitschriften.
Als Erfolg konnte der Verein aber auf jeden Fall die, wie er zumindest in seinen inter­
nen Schriften betonte, allseitige und uneingeschränkte Zustimmung werten, die dem Projekt 
staatlicherseits sowohl in Deutschland als auch in Südosteuropa entgegengebracht wurde. 
Voraussetzung dafür war die Beteiligung der maßgeblichen staatlichen und akademischen 
Stellen, aber auch die Einhaltung der ideologischen Vorgaben des Nationalsozialismus. Die 862345
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Zahl der Bewerber und der letztlich angenommenen Stipendiaten blieb bis Ende der 30er Jah­
re im wesentlichen auf konstant hohem Niveau, was auf eine anhaltende Popularität des P ro­
gramms in den südosteuropäischen akademischen Kreisen schließen lässt.866 Auch nach B e­
ginn des Krieges wurde die Aktion in vollem Umfang weitergeführt, da die Kooperation der 
Geldgeber sichergestellt werden konnte. Infolge militärischer Mobilisierungsmaßnahmen der 
südosteuropäischen Länder konnten allerdings nicht alle Stipendiaten ihr Studium in Deutsch­
land aufnehmen bzw. mussten es zum Teil unterbrechen. Aufgrund der zwischenzeitlichen 
Beruhigung der Kriegslage nach dem deutschen Frankreichfeldzug konnten indes einige an ­
genommene Bewerber ihren Studienaufenthalt nachholen, so dass die Zahl der Stipendiaten in  
Deutschland zwischenzeitlich auf etwa 165 anstieg.867
Der Erfolg der Deutschland-Stiftung ermutigte den MWT dazu, im Jahre 1940 eine 
weitere Stipendienstiftung einzurichten -  die „Südoststiftung“. Ihr Tätigkeitsbereich bestand 
in der „Heranbildung junger Kaufleute im Südosten an der Hochschule für Welthandel in  
Wien“.868 Im Unterschied zur Deutschland-Stiftung, deren Aufgabe in der Förderung der 
wirtschaftlich-technischen Ausbildung südosteuropäischer Studenten und ihrer Bindung an  
Deutschland bestand, mithin also in einer Beeinflussung der ökonomischen und technischen 
Verhältnisse in der Region durch die Stipendiaten, erstrebte die Südoststiftung die Vermitt­
lung der Kompetenzen, die für eine fruchtbare Gestaltung der deutsch-südosteuropäischen 
Handelsbeziehungen als notwendig erachtet wurden. Ein weiterer wichtiger Unterschied w ar, 
dass bei der Deutschland-Stiftung die Stipendiaten ihren Studienaufenthalt verhältnismäßig 
frei gestalten und beispielweise Studienort und -fach frei wählen konnten, während mit einem 
Stipendium der Südoststiftung die obligatorische Teilnahme an einem sogenannten Lehrgang 
an der Wiener Handelshochschule verbunden war. Außerdem stand die Bewerbung Kaufleu­
ten sowohl aus dem Reich als auch aus Südosteuropa offen.869 *
Auch in finanzieller Hinsicht gab es einen grundlegenden Unterschied zur Deutsch­
land-Stiftung. Deren Mittel dienten allein dem Lebensunterhalt der Stipendiaten, während 
dies bei der Südoststiftung nur einem Teil der Teilnehmer, 15 von insgesamt 80 im ersten 
Lehrgang, 35 im zweiten, zugute kam. In erster Linie hatte die Stiftung mit ihren Mitteln für 
den eigentlichen Lehrbetrieb aufzukommen. Dies schloss auch Weiterbildungsmaßnahmen 
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In einem Rundschreiben an die Mitglieder des MWT bescheinigte sich der Verein 
auch hier bereits zu Beginn wieder einen vollen Erfolg. Um die 80 von der Stiftung getrage­
nen Plätze im ersten Lehrgang, der am 15. April 1940 begonnen hatte, hätten sich über 200 
Kandidaten beworben. Zudem hätten an den Kursen der Südoststiftung auch viele ohnehin an 
der Hochschule immatrikulierte Studenten teilgenommen, so dass eine Gesamtzahl von 160 
zustande kam. Bei der Auswahl der Bewerber, die in Zusammenarbeit m it der Hochschullei­
tung vorgenommen wurde, zeigte sich erneut der Hauptzweck der Stiftung -  die Förderung 
der deutsch-südosteuropäischen Handelsbeziehungen. Denn bei der Annahme legte man be­
sonderen Wert auf eine vorhandene praktische Berufserfahrung auf dem Gebiet des Ex­
ports.871 8723Über die Fachgebiete der viersemestrigen Südost-Lehrgänge gibt in erster Linie die 
Auflistung der für das Projekt gewonnenen Lehrkräfte Aufschluss. Es handelte sich um Pro­
fessoren bzw. Dozenten der Fachgebiete Technologie und Warenkunde, der Juristerei, der 
Wirtschaftsgeografie, der Wirtschaftspolitik, die vom bereits erwähnten Hermann Groß unter­
richtet wurde, sowie des Faches „Pressewesen und Propaganda“. Schwerpunktmäßig wurde in 
den Kursen auf wirtschafts- und kulturgeografische Fragen eingegangen, auf Rohstoffe und 
die Fertigwarenproduktion sowie auf handelsrechtliche und wirtschaftspolitische Probleme. 
Zusätzlich fanden Kurse in allen damals anerkannten südosteuropäischen Standardsprachen 
statt, außer Slowenisch und Albanisch. Hinzu kamen noch Tschechisch und Slowakisch.
Die Notwendigkeit der Südoststiftung begründete der MWT mit dem bisherigen Feh­
len einer speziellen auf Südosteuropa ausgerichteten kaufmännischen Ausbildung. Der Nach­
wuchs, so hieß es im Zwischenbericht von 1941, sei zu sehr auf Westeuropa und Übersee ori­
entiert. Als weitere „Zielgruppe“ hatte der MWT, wie bereits erwähnt, auch den Nachwuchs 
aus der Donauregion selbst im Auge; ihn galt es entsprechend für den Handel mit Deutsch­
land zu schulen. In diesem Zusammenhang machte der Verein wiederum deutlich, dass er be­
reit war der nationalsozialistischen Ideologie zu folgen. Denn als Begründung für die Förde­
rung südosteuropäischer Kaufleute führte der MWT den Nachwuchsmangel an, der infolge 
der dortigen „Fortschritte“ bei der „Entjudung“ der Wirtschaft entstanden sei.
Das Erfolgskriterium für den MWT war, wie auch bei der Deutschland-Stiftung, die 
hohe Teilnehmerzahl. Sie habe, so der Zwischenbericht, die Notwendigkeit der Südost- 
Lehrgänge erwiesen. Durch diese Einsicht sei auch die Finanzierung, die durch die Mitglieder 
des MWT geleistet wurde, ermöglicht worden. Dieser Aspekt der Kooperationsbereitschaft
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der Mitglieder wurde von der Leitung des Vereins wiederholt hervorgehoben. Er sollte das 
breite Interesse der deutschen Wirtschaft an der Gestaltung der deutsch-südosteuropäischen 
Wirtschaftsbeziehungen verdeutlichen. In die gleiche Richtung ging auch die Betonung der 
Bereitschaft der Mitglieder, Lehrgangsteilnehmer während der Semesterferien in ihren Finnen 
zu beschäftigen und der Ausbildung somit einen zusätzlichen praktischen Akzent zu verlei- 
hen.874 8756
Zusätzlich zu diesen akademischen Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen führte der 
MWT auch rein praxisbezogene Unterweisungsprojekte bei den bulgarischen und südosteuro­
päischen Landwirten durch. Diese Maßnahmen wurden als Ergänzung verstanden zur Um ­
strukturierung des Produktionsspektrums der bulgarischen Landwirtschaft, in deren Rahmen 
Mitte der 30er Jahre bereits das Soja-Projekt gestartet worden war. Da es jedoch das Ziel der 
deutschen Wirtschaft war, nicht nur den Anbau von Kulturen zu fordern, an deren Einfuhr 
Deutschland interessiert war, sondern diesen Anbau auch rationell und effizient gestaltet zu  
wissen, begann der MWT zu Beginn der 40er Jahre, die Förderung eines verstärkten Einsatzes 
von Landmaschinen in Südosteuropa in Erwägung zu ziehen. Im Zwischenbericht des Jahres 
1941 stellte man zwar bereits eine zunehmende Verwendung von Landmaschinen in der R e­
gion fest, beklagte aber zugleich ihren oftmals unsachgemäßen Gebrauch. Insbesondere im  
Falle einer notwendigen Reparatur zeigten sich die südosteuropäischen Bauern häufig hilf- 
los. Daher reifte beim MWT der Plan, Landmaschinenschulen in der Region zur Ausbil­
dung der Landwirte zu gründen. Auch hier übernahm Bulgarien wieder die Vorreiterrolle.
Bei dem Projekt handelte es sich um eine Landmaschinenschule in Goma Banja bei 
Sofia. Angeregt worden war ihre Einrichtung anlässlich eines viermonatigen (nicht mehr ge­
nau zu datierenden) Ausbildungsaufenthaltes, zu dem der MWT 25 bulgarische „Agrono­
men“, d.h. akademisch ausgebildete Landwirte, an die Deutsche Landkraft-Führerschule 
(Deulakraft) in Berlin eingeladen hatte. Hierbei wurden sie in den Gebrauch von Landma­
schinen eingewiesen und mit dem Beratungswesen des Reichskuratoriums für Technik in der 
Landwirtschaft bekannt gemacht. Wie der Zwischenbericht des MWT ausführt, wurde der 
bulgarische Landwirtschaftsminister Bagrjanov auf diesen Besuch aufmerksam und schickte 
eine Reihe von Fachleuten nach Berlin, um näheres über diese Ausbildungsmaßnahme zu er­
fahren. Diese waren offenbar von der Deulakraft so beeindruckt, dass sie ihren deutschen Ge-
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sprächspartnem in Berlin den Vorschlag machten, eine entsprechende Schule in Bulgarien 
einzurichten.
Das Hauptproblem, das sich dabei ergab, war die Beschaffung der nötigen Landma­
schinen. Da die bulgarische Regierung zwar die Kosten für Grundstücke, Gebäude und Un­
terhalt aufzubringen bereit war, nicht aber für die Maschinen, blieb deren Bereitstellung dem 
MWT und seinen Mitgliedern überlassen. Zur „großen Freude“ der Leitung des MWT löste 
sich dieses Problem nach Angaben des Zwischenberichts jedoch offenbar wie von selbst, da 
sich die wichtigsten deutschen Landmaschinenhersteller bereit erklärten, der Schule einen 
Maschinenpark kostenlos leihweise zu Verfügung zu stellen, wobei sie sich deren Moderni­
sierung nach eigenem Gutdünken vorbehielten.877 *Erklären lässt sich diese Bereitschaft si­
cherlich mit dem Werbeeffekt, den sich die Hersteller davon versprachen. Sollte die Ausbil­
dungsinitiative des MWT zu einer Verbreitung des Landmaschineneinsatzes in Bulgarien fuh­
ren, so das Kalkül, dann konnte damit gerechnet werden, dass der dann wachsende Bedarf an 
Maschinen aus Deutschland, d.h. von den an der Schule beteiligten Firmen, gedeckt werden 
würde -  zum einen aufgrund der in der Ausbildung demonstrierten Qualität, zum anderen a- 
ber auch aufgrund der dort gewonnenen Vertrautheit im Umgang speziell mit diesen Maschi-
0 4 A
nentypen. Da es in Bulgarien keine voll entwickelte Landmaschinenindustrie gab, eröffnete 
sich den deutschen Herstellern somit die Chance, sich auf dem Markt des Landes auf Dauer 
eine führende Position zu sichern.
Um der Landmaschinenschule eine flächendeckende Wirkung zu gewährleisten, war 
außerdem geplant, Wanderkurse anzubieten, die in verschiedenen Teilen Bulgariens stattfin­
den sollten. Nach einem ähnlichen Muster sollte sie mit einer „Musterlehrwerkstatt“ versehen 
werden, die Mechaniker zur Wartung und Reparatur der Landmaschinen (aber auch von Au­
tomobilen) ausbilden sollte mit dem Ziel, allmählich ein flächendeckendes Netz von Repara­
turwerkstätten in ganz Bulgarien zu schaffen.879 *
Dies war die ursprüngliche Planung, so wie sie Anfang 1941 Bestand hatte. Die Eröff- 
nung der Landmaschinenschule war zunächst für das Frühjahr 1941 in Aussicht gestellt. 
Allerdings schienen sich die Arbeiten zur ihrer Errichtung zu verzögern, denn im Februar 
1941 stellte eine Beiratssitzung des MWT fest, dass sich die „BUSEMA“, so der Name der 
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bäude sollten „in den nächsten Monaten“ errichtet werden.881 Ein Bericht des Geschäftsfüh­
rers Dr. Dietrich über eine Ende April des Jahres stattgefundene Reise nach Bulgarien zeigt 
indes, dass eine weitere Verzögerung eingetreten war, die mit der zwischenzeitlichen Ernen­
nung des Landwirtschaftsministers Kuäev anstellte Bagrjanovs, aber auch mit militärischen 
Mobilisierungsmaßnahmen zusammenhing. Dennoch erregte die Verspätung den Unwillen 
des MWT, da, wie Dietrich betonte, von deutscher Seite alle Vorbereitungsmaßnahmen b e ­
reits abgeschlossen worden seien, d.h. die Lehrkräfte seien an der Deulakraft ausgebildet u n d  
die Landmaschinen geliefert worden. Man befürchtete, dass die ursprünglich für Mai vorge­
sehen Eröffnung der Schule erst im Herbst stattfmden könnte.882 Tatsächlich wurde sie jedoch 
erst im April 1942, also fast ein Jahr nach dem geplanten Termin in Betrieb genommen. D e r 
Landwirtschaftsminister hatte inzwischen erneut gewechselt; er hieß nun Petrov.883
Nach der Beendigung des ersten Lehrganges mit einer Abschlussprüfung, die im Juni 
1942 abgehalten worden war, zogen alle Beteiligten, wie sich aus einem internen Rundschrei­
ben des MWT ergibt, eine positive Bilanz. Dem Rundschreiben lag ein Bericht von Äsen K a- 
carov, einem Mitarbeiter des Landwirtschaftsministers, der der Prüfung beigewohnt hatte, ü -  
ber den Lehrgang bei. Dieser war, wie die MWT-Leitung selbst feststellte, in einer „etwas ü - 
berschwänglichen Sprache“ gehalten,884 die nichtsdestoweniger deutlich macht, dass die bu l­
garische Regierung einem derartigen Engagement der deutschen Wirtschaft in ihrem Lande 
äußerst wohlwollend gegenüberstand.
Beeindruckt zeigte sich Kacarov vor allem durch die Prüfungsleistungen und den E ifer 
der insgesamt 44 Schüler. Den dreimonatigen Lehrgang, der aufgrund einer Reihe von Feier­
tagen aus netto 60 Unterrichtstagen bestanden hätte, hätten die Schüler „mehr als befriedi­
gend“ absolviert. Von ihnen hätten 17 mit der Note „sehr gut“, 21 mit „gut“ und sechs m it 
„genügend“ abgeschlossen. Kacarov bewertete dieses Ergebnis um so höher, als fast alle A b­
solventen der BUSEMA dörflicher Herkunft waren und nur eine dreijährige Schulbildung ge­
nossen hatten. Seinen Angaben zufolge beantworteten sie die Fragen im theoretischen Teil 
der Prüfung „verständig und selbstbewusst“ und führten im praktischen Teil „die ihnen ge­
stellten Aufgaben (...) geschickt und fehlerfrei aus“.885 86Auch „die Unterrichtenden (...) haben 
sich der ihnen zugeteilten Aufgabe mit Hingebung gewidmet und verdienen alles Lob.“
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Die Absolventen der BUSEMA betrachtete Kacarov als Multiplikatoren für die Mo­
dernisierung der bulgarischen Landwirtschaft:
„Der Zustrom von Schülern ist außerordentlich groß. (...) Man muss den Prü­
fungen der bis vor kurzem ganz unwissenden Dorfburschen beigewohnt haben und 
unsere Lebensbedingungen kennen, um die Bedeutung der ,Busema’ zu würdigen und 
einzusehen, wie richtig und einsichtsvoll der Mitteleuropäische Wirtschaftstag gehan­
delt hat (...). Die Anzahl dieser eifrigen Vorkämpfer für die Landwirtschaftstechnik 
wird von Jahr zu Jahr zunehmen, und dies dank der vom Mitteleuropäischen Wirt­
schaftstag geschaffenen ,Busem a\“887
Für die Zukunft forderte Kacarov für die Schule einen Ausstoß von jährlich mindes­
tens 200 Lehrgangsabsolventen.888 Diesen Erwartungen und seinen Eindrücken entsprechend, 
sah er in ihr eine zentrale Einrichtung für die Modernisierung der bulgarischen Landwirtschaft 
und prophezeite ihr eine große Zukunft:
„Die Zukunft der Schule ,Busema’ liegt im hellsten Lichte vor uns, und für ih­
re Einrichtung ist das landwirtschaftliche Bulgarien dem Mitteleuropäischen Wirt­
schaftstag ganz besonderen Dank schuldig.“889
Auch wenn der Ton dieses „Berichtes“ Kacarovs überschwänglich sein mag, und 
wenn hier ein einseitig positives Bild des ersten Lehrganges gezeichnet wie auch übertriebene 
Erwartungen an die zukünftige Wirkung der BUSEMA geäußert worden sein mögen, so ist 
dieser Text doch nicht ohne Erkenntniswert. Zum einen enthält er durchaus „hartes“ Zahlen­
material, das auf eine hohe Motivation von Lehrern und Schülern hindeutet. Hierfür sprechen 
jedenfalls die positiven Prüfungsresultate. Was der Bericht freilich verschweigt, sind die Kri­
terien, nach denen die Schüler zur Aufnahme in die BUSEMA ausgewählt wurden. Zwar 
wurde betont, dass sie durchweg dörflicher Herkunft gewesen seien und keinerlei Vorkennt­
nisse besessen hätten; diese Angaben sind jedoch zu vage, als dass man hieraus schließen 
könnte, dass die Schüler einen repräsentativen Querschnitt der bäuerlichen Bevölkerung ge­
boten hätten. Zweifel daran kann zum Beispiel die Tatsache wecken, dass sie immerhin eine 
dreijährige Schulbildung genossen hatten. Angesichts der zu dieser Zeit hohen Analphabeten­
rate von an die zwei Drittel der bulgarischen Landbevölkerung890 ragten die Schüler demnach 










Bestehen also trotz der enthaltenen konkreten Fakten Zweifel an der Glaubwürdigkeit 
des Berichts hinsichtlich des in leuchtenden Farben gemalten Bildes vom Erfolg der 
BUSEMA, so erscheint indes ein Merkmal des Textes authentisch zu sein: Die überaus posi­
tive Einstellung der bulgarischen Regierung zur Arbeit des MWT. Gerade der beinahe 
schwärmerische Ton des Berichtes, den Kacarov speziell für die Geschäftsführung des MWT 
verfasst hatte, deutet darauf hin, dass man in Sofia den Wert derartiger Einrichtungen, die 
immerhin die Grundlagen der bulgarischen Modemisierungsproblematik angingen, nicht hoch 
genug bewerten zu können glaubte. Dem Verfasser des Berichtes, der ein enger Mitarbeiter 
des Landwirtschaftsministers war, darf wohl zu Recht das Motiv unterstellt werden, den 
MWT zu weiteren Aktionen dieser A rt ermutigen zu wollen.
Hierzu kamen während einer Bulgarien-Reise der Geschäftsführung des MWT im Juli 
1942 bereits entsprechende Vorschläge vom bulgarischen Landwirtschaftsminister Petrov. E r 
regte an, zwei weitere Landmaschinenschulen zu gründen, und zwar eine in der 1940 von 
Rumänien zurückerhaltenen südlichen Dobrudscha und eine in der Nähe von Plovdiv, um von 
dort aus Südbulgarien zu bedienen. W as die Einrichtung der Maschinenparks betraf, so wurde 
beim MWT überlegt, Teile des offenbar übergroßen Parks der BUSEMA in die Dobrudscha 
zu verlegen, während in Plovdiv ein neuer, der speziellen Garten-, Wein- und Obstkultur an­
gepasster Park zu schaffen gewesen wäre. Insgesamt stimmte die MWT-Geschäftsfuhrung 
den Vorschlägen Petrovs zu, konkrete Vereinbarungen wurden allerdings erst für spätere 
Treffen in Aussicht gestellt.891
Bevor jedoch an eine Erweiterung des Landmaschinenschulprojektes herangegangen 
werden konnte, setzte der MWT im  Tätigkeitsbereich Ausbildung noch einen weiteren 
Schwerpunkt: die Einrichtung von „Beispieldörfem“ in Bulgarien, d.h. von modernen, deut­
schen Maßstäben entsprechenden landwirtschaftlichen Musterbetrieben, die Demonstrations­
zwecken dienen sollten. Dieses Konzept befand sich zu dieser Zeit in Deutschland bereits in 
Anwendung im Rahmen des Beratungswesens des Reichskuratoriums für Technik in der 
Landwirtschaft (RKTL).892 Der Anstoß, solche Beispielwirtschaften auch in Bulgarien einzu­
richten, wurde im Zusammenhang mit dem BUSEMA-Projekt gegeben, und zwar im Rahmen 
des bereits erwähnten Ausbildungsaufenthaltes von 25 bulgarischen Landwirten an der Deu- 
lakraft in Berlin. Die Erfahrungen, welche diese Agronomen mit dem Beratungswesen des 
RKTL machten, regten das bulgarische Landwirtschaftministerium dazu an, die Initiative zur
296
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Gründung einer solchen Institution auch im eigenen Lande zu ergreifen.893 Dabei war es be­
zeichnend, dass im Ministerium offenbar gar nicht erst erwogen wurde, ein solches Bera­
tungswesen selbst zu organisieren -  diesen Eindruck erwecken jedenfalls die Quellen son­
dern dass man Modemisierungsimpulse für die Landwirtschaft, wie sie etwa von Beispieldör- 
fem ausgehen konnten, von vome herein von der deutschen Wirtschaft, vertreten durch den 
MWT, empfangen wollte. A uf jeden Fall war es der bulgarische Landwirtschaftsminister, der 
dem MWT ein Versuchsgut zur Pacht anbot und zugleich anregte, deutsches „Know-How“ in 
einem breiten Ansatz zur Geltung zu bringen, d.h. unter Einbeziehung möglichst aller Gebiete 
der Landwirtschaft.894 *
Von Seiten des MWT wurde dieser Vorschlag offensichtlich positiv aufgegriffen, und 
man zog zunächst eine Schweipunktsetzung in den Bereichen der Vieh- und Geflügelzucht, 
der Futterwirtschaft, der Bewässerung und des Maschineneinsatzes in Erwägung. Eine direkte 
Beratung für die Betriebe der Umgebung sollte ebenso eingeschlossen sein wie eine Einfluss­
nahme im Sinne einer Beschleunigung und rationellen Organisation der Flurbereinigung, die 
infolge der bulgarischen Erbgesetzgebung und der damit verbunden Zersplitterung der Nutz­
flächen nach wie vor ein ungelöstes Problem war. Die Beispieldörfer sollten die Funktion von 
Stützpunkten einnehmen, von denen die Modernisierung der Landwirtschaft ausgehen sollte. 
Für die nächsten Monate war die Prüfung des bulgarischen Angebotes vorgesehen.
Entscheidende Fortschritte aber machte das Projekt erst ab dem Frühjahr 1942. Wie 
der Vorsitzende des MWT, v. Wilmowsky, dem Präsidium des Vereins mitteilte, hatten Be­
sprechungen, die er anlässlich der Eröffnung der BUSEMA im April des Jahres mit dem 
Landwirtschaftsminister geführt hatte, ergeben, „dass bulgarischerseits wesentliche Voraus­
setzungen für eine sachgemäße Durchführung des Gedankens geschaffen“ waren.896 „Der seit 
längerer Zeit schwebende Gedanke der Entwicklung von Beispieldörfem in Bulgarien“ sollte 
nun, im Mai 1942, näher erörtert werden.897
A uf dieser Besprechung wurden die Möglichkeiten, aber auch die Schwierigkeiten 
diskutiert, die mit der Errichtung einer solchen Beispielwirtschaft verbunden waren. Hier 
wurde erneut deutlich, dass es eigentlich die bulgarischen Seite war, die diesem Plan mit gro­
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nisation und sinnvollen Einsatz der Technik Erträge und Kaufkraft nachhaltig zu heben“ .
Da man auf deutscher Seite im Rahmen des RKTL schon Erfahrungen auf dem Gebiet d e r 
Beispielwirtschaften vorweisen konnte, hatte der MWT auf der erwähnten Eröffnung d e r 
BUSEMA bereits erreicht, dass der ursprüngliche Plan des bulgarischen Landwirtschaftsmi­
nisters, einen größeren Betrieb zu gründen und um ihn herum ein Beispieldorf zu entwickeln, 
aufgegeben wurde. Dem MWT erschien es vielmehr sinnvoll, in einem ausgewählten D o rf  
zunächst einen Beispielbetrieb einzurichten, der in seinen Eigenschaften typisch für das L and  
sein sollte. Man hatte allerdings keine Hoffnung, einen H of zu finden, der bereit sein w ürde, 
sich auf eigenes Risiko auf die Anforderungen des MWT umzustellen. Denn die Vorausset­
zung war, dass der Betrieb vollständig nach den Anweisungen und Planungen des vom M W T  
bestellten Beraters arbeiten würde. D a auch die Pacht eines Hofes nicht in Frage kam, b lieb  
nichts anderes übrig, als einen neuen Betrieb nach landestypischem Muster zu errichten, d e r  
dann mit einer bäuerlichen Familie zu besetzen war, die an seinem Erfolg interessiert se in  
sollte. Insgesamt kam es darauf an, den „Charakter einer bäuerlichen Familienwirtschaft“ z u  
erhalten.899
Gemäß diesen Vorgaben schlug das bulgarische Landwirtschaftsministerium schließ­
lich das im Norden des Landes, 20 Kilometer östlich von Pleven gelegene D orf Dolni Lukovit 
vor, das eine für Bulgarien durchschnittliche Struktur aufwies. In erster Linie wurden dort G e ­
treide und Mais angebaut; die Betriebe hatten zu 40 Prozent eine Größe von unter fünf H ek tar 
und zu 30 Prozent von unter 10 Hektar. Einzelne Betriebe erreichten 20 und mehr H ektar. 
Dem MWT stellte das Landwirtschaftsministerium eine Fläche von ca. 20 Hektar für den B e i­
spielbetrieb zur Verfügung.900
Nach Ansicht des Vereins lagen die Vorteile von Dolni Lukovit gerade in seiner 
Durchschnittlichkeit, zugleich aber auch in der „aufgeschlossenen“ und „fortschrittlichen“  
Einstellung der dortigen Bauern. Den Verabredungen mit dem Ministerium zufolge sollte d e r  
MWT das Inventar inklusive Maschinen beschaffen und außerdem eine „tüchtige“ bulgari­
sche Bauemfamilie sowie einen bulgarischen Berater auf den Betrieb setzen. Letzterer so llte  
zuvor in Deutschland ausgebildet werden. Der Arbeitsplan des Betriebes sollte auf fünf b is  











Als weiterer Punkt wurde in der Besprechung die bulgarische Anregung genannt, ein 
weiteres Beispieldorf in Südbulgarien einzurichten, dessen Landwirtschaft sich von der nord- 
bulgarischen in wichtigen Merkmalen unterschied.902
Zwei Monate nach dieser Besprechung wurde auf der erwähnten Reise der MWT- 
Geschäftsführung nach Bulgarien bereits der endgültige Beschluss über die Einrichtung Dolni 
Lukovits als Beispieldorf gefasst. Der Beginn des Projektes wurde auf den 1. Oktober 1942 
terminiert. Ab diesem Datum sollte darüber hinaus auch in Mramor, einem 15 Kilometer von 
Sofia entfernt gelegenen Dorf, eine weiteres Beispieldorf angelegt werden. Den Plan, einen 
Standort in Südbulgarien zu wählen, hatte man aufgegeben, da die bulgarische Seite die Lage 
in der Nähe der Hauptstadt vorzog, um den Studenten der Landwirtschaft einen besseren Zu­
gang zu ermöglichen.
Der eigentliche Aufbau der Beispielwirtschaften sollte nach der aktuellen Planung erst 
nach einem Jahr erfolgen, da man das erste Jahr für die Ausbildung der Berater sowie für eine 
präzise Erkundung der örtlichen Verhältnisse und weitere Vorbereitungsarbeiten veranschlag- 
te.“
Über die in den Beispielwirtschaften ab Oktober 1942 ergriffenen Maßnahmen liegt 
ein Bericht vor, der allerdings nur das Dorf Mramor betrifft. Er wurde vom dortigen Leiter 
der Beratungsstelle des MWT, Dimitär Sterbanov, verfasst. Der Autor listete 20 Punkte auf, 
die bis Ende des Jahres 1943 in Angriff genommen worden waren. Hierunter fielen zum Bei­
spiel die erstmalige Anwendung der vom MWT gelieferten Drillmaschinen zur Bestellung 
von 60 Hektar Land mit Weizen. Außerdem, so der Bericht, sei ebenfalls zum ersten Mal 
Kunstdünger zum Einsatz gekommen, und zwar schwefelsaures Ammoniak zur Ertragssteige­
rung beim Winterweizen. In den umliegenden Dörfern, so betonte Sterbanov, sei unterdessen 
weiterhin ohne Kunstdünger gearbeitet worden. Über diese rein landwirtschaftlichen Einwei­
sungen hinaus habe er Winterkurse in Korbflechterei und Tischlerei organisiert, um die Bau­
ern in die Lage zu versetzen, entsprechende Ausbesserungsarbeiten selbständig auszufüh- 
ren.903 04 Weitere Beispiele für von den MWT-Vertretem ergriffene Initiativen waren etwa die 
Anschaffung einer Dreschmaschine mit Mitteln der ortsansässigen Genossenschaft, der An­
bau von Mais als Grünfutter, die Aussaat von Gerste und Weizen als Herbstkulturen sowie die 
Einführung einer neue Kartoffelsorte.905 Hinzu kam die Beschaffung weiterer, in Mramor bis 
dahin unbekannter Geräte, wie etwa von Pferdehacken, die die zuvor verwendeten Handha­
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cken zu Bearbeitung von Hackfrüchten überflüssig machten, von Kartoffelrodemaschinen 
sowie von Mähmaschinen. Wie Sterbanov hervorhob, regten diese Maßnahmen auch die Ge­
nossenschaften der umliegenden Dörfer dazu an, sich derartige Maschinen zu beschaffen und 
damit ihre Erträge deutlich zu steigern.906 Als letzten Punkt erwähnt der Bericht eine Auf­
kreuzungsaktion der in Mramor vorhandenen Landschafe mit aus Deutschland eingeführten 
Astrachan-Böcken, die 56 Lämmer mit dem begehrten Persianer Fell hervorgebracht habe.907
Letztlich schloss Sterbanov seinen Bericht über das erste Tätigkeitsjahr des Beispiel­
dorfes Mramor mit dem Resümee, dass die Aktion ein voller Erfolg gewesen sei. Zur dieser 
Auffassung kam er vor allem aufgrund der Wirkung, die die Arbeit des Dorfes seinen Anga­
ben zufolge über seine eigenen Grenzen hinaus entfaltete. Wie er ausführte, waren die Bauern 
der umliegenden Dörfer wiederholt nach Mramor gekommen, um Anregungen für ihre eige­
nen Betriebe aufzunehmen. Auch das Landwirtschaftsministerium habe das Beispieldorf m it 
häufigen Besuchen beehrt.908
Bei aller Sympathie, auf die das Projekt offenbar bei der bulgarischen Landbevölke­
rung gestoßen war, und bei allem Erfolg, den die eingeleiteten Maßnahmen erbracht hatten, 
muss jedoch auch hier, ähnlich wie im Falle der Landmaschinenschule, der überschwängliche 
Ton der Berichtes berücksichtigt werden. Dies tat indes offensichtlich auch die Leitung des 
MWT, denn sie fugte dem Bericht, den sie unter den Mitgliedern zirkulieren ließ, Vorbemer­
kungen bei, in denen sie das von Sterbanov gesagte relativierte. Im wesentlichen stammten 
diese Bemerkungen von Dr. Helmerking, der von Sofia aus die Oberaufsicht über das Projekt 
führte. Offensichtlich war der Bericht über seinen Tisch gegangen, bevor er die MWT- 
Zentrale in Berlin erreichte. Helmerking zufolge waren Sterbanovs Angaben mit Vorsicht zu  
genießen. So erschien ihm zum Beispiel die Einführung neuer Geräte, wie des Drills oder der 
Egge, bzw. ihre Durchsetzung im allgemeinen Gebrauch als so große Emeuerungsleistung, 
dass er an ihrer tatsächlichen Durchführung Zweifel anmeldete:
„Ich hoffe in diesem Monat einmal für einen Tag nach Mramor herausfahren 
zu können, um festzustellen, wieweit die Angaben von Schterbanoff über seine Ein­
flussnahme auf die landwirtschaftlichen Arbeiten des Dorfes zutreffen.“909 
Auch die Aufkreuzungsversuche mit den Astrachan-Böcken betrachtete Helmerking 
mit Skepsis. In den vergangenen Jahrzehnten seien derartige Versuche in Bulgarien mehrfach 
gescheitert, und generell könnten sie nur „von einem erstklassigen Fachmann und vor allem
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von Kennern der Persianerfelle“ durchgeführt werden. Im übrigen sei angesichts der Erfolgs- 
meldungen Sterbanovs zu bedenken, dass der ehemalige Landwirtschaftsminister Professor 
Atanasov bereits seit längerer Zeit in privater Initiative einen Aufkreuzungsbetrieb in Mramor 
führte, also schon Vorarbeiten geleistet hätte. Auch die Aufgeschlossenheit der dortigen Be­
völkerung gegenüber den von Sterbanov eingeführten Neuerungen sei damit zumindest teil­
weise zu erklären.910
Ähnlich wie bei der Landmaschinenschule bieten auch hier der Bericht eines bulgari­
schen Mitarbeiters bei einem Projekt des MWT und die Reaktion seiner deutschen Kollegen 
ein charakteristisches Bild. Auch hier neigte der bulgarische Beteiligte zu einer Überbewer­
tung der Erfolge, wobei bei Sterbanov, der selbst Verantwortung in einem Beispieldorf trug, 
die Entwicklung sicherlich nicht allein aus agrarpolitischen Motiven heraus überaus positiv 
erscheinen ließ, um etwa den MWT zu weiteren Aktionen dieser Art zu ermutigen, sondern 
auch, um sich selbst bzw. seine Arbeit in ein günstiges Licht zu rücken. Interessanter als die 
Motivlage Sterbanovs erscheint indes die Reaktion des MWT. Die relativierenden Bemerkun­
gen Helmerdings, die dem Rundschreiben an die Mitglieder beigelegt wurden, zeigen, dass 
der MWT zumindest intern auf die Glaubwürdigkeit der zirkulierenden Mitteilungen und Be­
richte großen Wert legte. Eine propagandistische Absicht kann daher diesen Texten kaum zu­
geschrieben werden. Sie hatten eher einen Mitteilungscharakter, ähnlich wie er in Vereinen 
häufig anzutreffen ist; zumindest aber kann ihnen die Bereitschaft nicht abgesprochen wer­
den, auch die eigenen Projekte einer kritischen Betrachtung zu unterziehen, was die Glaub­
würdigkeit der hier betrachteten Dokumente untermauert.
Zugleich wird dabei aber ebenfalls verdeutlicht, dass der MWT seine Modemisie- 
rungsarbeit in der bulgarischen und der südosteuropäischen Landwirtschaft als eine langfristi­
ge Aufgabe betrachtete, bei der schnelle Erfolge nicht ohne weiteres zu erwarten waren. 
Gleichwohl ließen speziell die Vorbereitungen und Verhandlungen zu den beiden Projekten, 
d.h. der Landmaschinenschule und den Beispieldörfem, erkennen, dass von bulgarischer Seite 
ein großes Interesse an deren Einrichtung bestand. Auf jeden Fall korrespondiert dieser Ein­
druck mit der Modemisierungsdebatte, die im Lande selbst seit den 20er Jahren geführt wor­
den war. Auch hier war bereits über die Notwendigkeit etwa des Einsatzes moderner Maschi­
nen oder von Kunstdüngern diskutiert worden. Zu Beginn der 30er Jahre wurde dann auch die 
Möglichkeit erwogen, über den Tabakanbau hinaus das Produktionsspektrum der bulgari­
schen Landwirtschaft westlichen Einfuhrinteressen, aber auch den klimatischen Bedingungen
910 Ebenda, Bl. 188.
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im Lande anzupassen und auf diese Weise international wettbewerbsfähig zu werden.911 D 
Möglichkeit, diese Ziele zu erreichen, schien sich auf dem Wege der Ausbildungsmaßnahmi 
des MWT zu eröffnen. Der Leitung des Vereins war es dabei klar, dass strukturelle Veränd 
rangen nur langfristig verwirklicht werden konnten. Eine endgültige Bewertung der deutsche 
Initiativen kann daher nicht erfolgen, denn der Verlauf des Zweiten W eltkrieges verhinder 
ihre volle Entfaltung. Dies gilt besonders für die Ausbildungseinrichtungen der Landmasch 
nenschule und der Beispieldörfer, die ihre Tätigkeit allesamt erst aufnahmen, als sich di 
Kriegsglück bereits gegen Deutschland und seine Verbündeten gewendet hatte. Der Bericl 
Sterbanovs beispielsweise erreichte die Mitglieder des MWT erst wenig mehr als ein halbe 
Jahr vor der Machtübernahme durch die Kommunisten in Bulgarien und dem Abfall des Lai 
des als deutscher Bundesgenosse.
Dennoch machten diese Projekte des MWT, auch wenn sie in ihrer Verwirklichun 
zumeist nicht über Ansätze hinaus kamen, deutlich, dass der Verein alle Ebenen der bulgari 
sehen Landwirtschaft mit einbeziehen wollte. Akademikern ermöglichte er durch Stipendier 
ihre Kenntnisse in Deutschland zu vertiefen, den „einfachen“ Bauern demonstrierte er vor Oi 
moderne Produktionsmethoden. Zudem setzte er beim Problem der Produktionsumstellunj 
direkt an, indem er neue Kulturen einfuhrte und zum Anbau anbot. Die Soja-Aktion ist hierfü 
das bekannteste Beispiel.
Ein weiteres Beispiel dieser Art aus der Viehzucht soll hier noch erwähnt werden. E: 
handelt sich dabei um die Bulgarische Schafzucht AG (Buschag). Die Firma war eine Grün 
düng der Berliner Wolle und Tierhaar AG (Wotirag). Mit der Gründung verfolgte sie der 
Zweck, eine großangelegte Umkreuzungsaktion in der bulgarischen Schafzucht durchzufüh- 
ren. Hierzu führte sie Anfang der 40er Jahre mit Zustimmung der bulgarischen Regierung ei­
ne Herde von 800 Merino-Schafen nach Bulgarien ein. Standort der Aktion war das staatliche 
Gestüt Clementina. Ergänzt wurde die Aktion durch eine Studienreise bulgarischer Landwirte 
und Schäfer durch Deutschland im Jahre 1940, die auf Einladung der Wotirag stattfand und 
die Gäste mit den in Deutschland angewandten Methoden in der Schafzucht bekannt mach- 
te.9'2
Diese aktive Politik zur Intensivierung der Landwirtschaft, die der M W T seit Mitte 
der 30er Jahre in Bulgarien betrieb, war, so scheint es zumindest, durchaus geeignet, im dem 
Balkanlande berechtigte Hoffnungen auf eine Überwindung der an anderer Stelle bereits erör­
terten und im bulgarischen Fachdiskurs beklagten Unzulänglichkeiten in diesem Wirtschafts­
911 Vgl. Kapitel 4.1..
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sektor zu wecken. Worauf es dem MWT jedoch eigentlich ankam, war, nach eigener Bekun­
dung, die Verfolgung deutscher Wirtschaftsinteressen in Südosteuropa. Es mussten also Wege 
gefunden werden, die im wahrsten Sinne des Wortes zu erntenden Früchte dieser Politik 
Deutschland zugute kommen zu lassen. Hierzu gehörte naturgemäß die Verbesserung bzw. 
die Einführung neuartiger Konservierungstechniken, um den Transport der für den deutschen 
Markt bestimmten landwirtschaftlichen Erzeugnisse zu ermöglichen. In diesem Zusammen­
hang zeigte sich, wie langfristig die Pläne des MWT angelegt waren. Denn eine signifikante 
Zunahme der Wichtigkeit der Konservierung im Zuge steigender Agrarausfuhren Bulgariens 
und Südosteuropas erwartete man erst im Laufe der folgenden fünf bis zwanzig Jahre.913 Zu 
Beginn der 40er Jahre sah man sich allerdings noch ganz am Anfang dieser Entwicklung, 
konnte also noch nicht auf konkrete Modemisienmgserfolge verweisen. Wie im vorigen Ab­
schnitt bereits erwähnt, blickte der MWT allerdings bereits mit einer gewissen Zufriedenheit 
auf die bestehende bulgarische Konservenindustrie und hegte die Erwartung, dass diese im 
Zuge der Intensivierung der Landwirtschaft und der deutsch-bulgarischen Handelsbeziehun­
gen einen weiteren Aufschwung erleben werde.
Ähnlich verhielt es sich mit dem Gebiet des Bergbaus. Obwohl dieser bereits seit dem 
späten 19. Jahrhundert unter bulgarischer Regie betrieben wurde, vermutete man auf Seiten 
des MWT, dass dieser Wirtschaftszweig in erheblichem Maße ausbaufähig war. Wollte 
Deutschland hier eine führende Position innehaben, so war ein direkter Einsatz von Kapital 
notwendig, der sicherlich den in der Landwirtschaft übersteigen würde. Allerdings schien 
auch das deutsche Interesse an den Bodenschätzen Bulgariens und Südosteuropas unmittelba­
rer zu sein -  nicht zuletzt aus kriegswirtschaftlichen Gründen. Im Gegensatz dazu hatte es be­
züglich der Importe von Agrarprodukten aus Südosteuropa ursprünglich, d.h. bis 1933, erheb­
liche Widerstände gegen deren Zulassung gegeben; der MWT musste sie erst überwinden. Ein 
wichtiges Motiv, das hinter der Förderung der Agrarexporte der südöstlichen Staaten steckte, 
war die Steigerung der dortigen Kaufkraft und damit der Aufnahmefähigkeit für deutsche Fer­
tigwaren. Beim Bergbau bestand hingegen ein originäres deutsches Einfuhrinteresse, d.h. hier 
ging es vor allem um eine Steigerung der bulgarischen Exportkapazitäten. Allerdings muss 
auch berücksichtigt werden, dass die deutsche Wirtschaft im Rahmen des vom MWT verfolg­
ten Gesamtkonzepts auch ein Interesse an einem gesteigerten Verbrauch bergbaulicher Roh­
stoffe in den Ländern Südosteuropas selbst hatte. Denn diese Rohstoffe bildeten die Grundla­
ge zum einen für den gewünschten Ausbau der Infrastruktur, d.h. zum Beispiel Verkehrswege
913 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 244.
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und Elektrizität, und zum anderen für die ebenso gewünschte AusdifFerenzierung der bulgari­
schen Volkswirtschaft durch den Abzug redundanter Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft hin 
zur Industrie, welche in erster Linie agrarische Rohprodukte weiterverarbeiten sollte.
Bei der Untersuchung und dem Abbau von Vorkommen konnte sich der MWT in Bul­
garien auf deutsche Unternehmen stützen, die dort zum Teil schon vor dem Ersten Weltkrieg 
tätig gewesen waren, und diesen im Gegenzug durch die Vermittlung von Fachwissen und 
Fachleuten hilfreich sein. Prominentestes Beispiel in diesem Zusammenhang war die Grani- 
toid AG, die die Konzession für Blei-Zinkvorkommen im Rhodopengebirge besaß und diese 
im Jahre 1937 von Fachleuten des MWT untersuchen ließ. Als Folge davon wurde der Abbau 
der Vorkommen in großem Maßstab in die Wege geleitet. Hierbei arbeitete die Granitoid mit 
ihrer Tochterfirma Pirin AG zusammen, die Anfang 1941 ihren Betrieb in den Rhodopen auf­
nahm. Die Untersuchungen des MWT hatten erbracht, dass eine jährliche Förderung von 
Roherz im Umfange von bis zu 120.000 Tonnen erwartet wurde.914 915In Similti zeichnete der 
MWT in gleicher Weise für die Untersuchung von Vorkommen verantwortlich. Hier handelte 
es sich um Kupfererz, das die Firma Mansfeld ebenfalls ab 1941 abzubauen begann. Fachleu­
te des MWT hatten sie in geologischen, bergbaulichen und regionsspezifischen Fragen bera-
915ten.
Dies waren die wichtigsten Vorkommen, die bis 1941 untersucht worden waren und 
deren Abbauwürdigkeit man festgestellt hatte. Zugleich legte man beim MWT aber Wert dar­
auf, in Bulgarien weitere Vorkommen zu erkunden und auch Aus- und Weiterbildungsmaß­
nahmen auf dem Gebiet des Bergbaus einzuleiten. Hierzu ergriff man die Initiative gegenüber 
den Universitäten und der Reichsregierung, d.h. speziell dem Amt für den Vieijahres-Plan 
unter Herrmann Göring. Man beabsichtigte, deutschen Geologen und Bergbau-Fachleuten 
Stipendien zur wissenschaftlichen Untersuchung von Lagerstätten in Bulgarien zu gewäh­
ren.916 Darüber hinaus sollte, ähnlich wie in der Landwirtschaft, dem Nachwuchs aus den 
südosteuropäischen Ländern die Möglichkeit gegeben werden, moderne Methoden des Berg­
baus an entsprechenden Ausbildungseinrichtungen in Deutschland kennen zu lernen. Am be­
kanntesten in diesem Zusammenhang war die Montanistische Hochschule im österreichischen 
Leoben, die nach Meinung des MWT sowohl im Deutschen Reich als auch in der Donauregi­
on ein hohes Ansehen genoss. Demnach studierten dort zeitweise bis zu 200 ausländische
914 BA, R 8119F, P 6143, Bl. 237.
915 Ebenda, Bl. 238.
916 BA, R 81I9F, P 6136, Bl. 1 lOf.
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Studenten, die zu einem großen Teil aus Südosteuropa stammten.917 Nach der Weltwirt­
schaftskrise ging der Anteil der ausländischen Studenten allerdings offenbar deutlich zurück, 
was der MWT in erster Linie auf fehlende finanzielle Mittel bei den südosteuropäischen Kan­
didaten zurückführte. Dieser Entwicklung abzuhelfen fühlte sich der Verein bemüßigt, zumal 
„mit dem steigenden deutschen Interesse an der Erforschung und Erschließung 
bergmännischer Vorkommen in Südosteuropa der Mangel an fachmännisch ausgebil­
deten Kräften in den Ländern selbst immer fühlbarer“ wurde.918 
Um die finanzielle Situation potentieller südosteuropäischer Studenten zu erleichtern, 
startete der MWT Anfang der 40er Jahre auch hier eine, wenn auch sehr bescheidene Stipen­
dienaktion, die es fünf Kandidaten ermöglichte, ihr Studium in Leoben aufzunehmen. Außer­
dem war man bestrebt, die Unterkunftslage für die Studenten zu verbessern. Zu diesem 
Zweck errichtete der MWT in Zusammenarbeit mit der Alpine Montan Gesellschaft und dem 
Verein der Eisenhüttenleute ein der Montanistischen Hochschule zugeordnetes Studenten­
wohnheim, das 1941 bezogen werden konnte.919 Im ganzen war dem MWT daran gelegen, die 
Leobener Institution zu einer zentralen Ausbildungseinrichtung für den Bergbau in Südosteu­
ropa zu machen.
Damit war diese Initiative charakteristisch für das wirtschaftliche Engagement des 
MWT in Bulgarien und Südosteuropa. Denn insgesamt sah der Verein seine Aufgabe darin, 
Südosteuropäem und in der Region tätigen Deutschen Zugang zum nötigen Fachwissen für 
eine Intensivierung der Landwirtschaft und eine Ausdifferenzierung der Volkswirtschaften im 
Ganzen zu verschaffen. Hierzu gehörten sowohl die Einrichtung von Ausbildungsstätten vor 
Ort als auch die Einladung des ökonomischen Nachwuchses nach Deutschland. Außerdem 
gab der MWT direkte Anregungen zur Umstrukturierung der landwirtschaftlichen Produktion 
-  etwa durch die Soja-Aktion und das Umkreuzungsprojekt bei Schafen. Zwar führte der 
MWT derartige Projekte in mehreren Ländern Südosteuropas durch, nicht nur in Bulgarien, 
sondern auch in Rumänien, Ungarn und Jugoslawien bzw. nach 1941 vor allem in Kroatien, 
doch es war eindeutig und wurde beim Verein auch registriert, dass Bulgarien bei diesen Ak­
tionen zumeist an erster Stelle stand. Dies galt etwa für die Zahl der Teilnehmer an den Sti­
pendienprogrammen des MWT, aber auch für die vor Ort eröffneten Ausbildungseinrichtun­








eher als in den anderen Ländern ihren Betrieb aufnahmen, wenn dies in den letzteren über­
haupt geschah.
Über die Gründe hierfür gibt es in den Akten keine direkten Aussagen. Allerdings 
spielen wohl eine Reihe von Faktoren eine Rolle, die weiter in die Vergangenheit zurückrei­
chen und zum Teil außenpolitischer, zum Teil wirtschaftlicher Natur sind. Was die erstge­
nannten Faktoren betrifft, so kann in diesem Fall, d.h. bei den deutsch-bulgarischen Bezie­
hungen, sicher von einer größeren Kontinuität ausgegangen werden als bei den anderen Län­
dern Südosteuropas. In diesem Zusammenhang sei hier lediglich auf die bereits erwähnte 
Gleichlagerung der revisionistischen außenpolitischen Interessen beider Länder als Verlierer 
des Ersten Weltkrieges verwiesen.920 Ähnliches galt außerdem nur für Ungarn. In den anderen 
Staaten der Balkanregion war der Einfluss der Westmächte stets größer gewesen. Bulgarien 
hingegen war in seiner außenwirtschaftlichen bzw. handelspolitischen Orientierung bereits in 
den 20er Jahren (aber eigentlich auch schon vor dem Ersten Weltkrieg) vorwiegend auf 
Deutschland ausgerichtet gewesen. Ebenso verhielt es sich mit dem Fachdiskurs um die Mo­
dernisierung der bulgarischen Volkswirtschaft. Wie es scheint, war dementsprechend das In­
teresse an den Aktionen des MWT in den Balkanland überaus groß und positiv. Dies Faktoren 
können, wenn nicht als Erklärung, so doch zumindest als gute Voraussetzungen für die wohl­
wollende Annahme der Projekte des MWT in Bulgarien gewertet werden. Offenbar wogen sie 
im Hinblick auf die deutschorientierte Wirtschaftspolitik Bulgariens schwerer als das zumin­
dest bis in die zweite Hälfte der 30er Jahre hinein bestehende Übergewicht westlicher Staaten 
beim Einsatz ausländischen Kapitals.
Um einen verstärkten Kapitaleinsatz kam jedoch auch die deutsche Wirtschaft auf die 
Dauer nicht herum. Dies jedoch lag eigentlich außerhalb des Aufgabenbereiches des MWT, 
der in erster Linie ausbildend und beratend tätig war. Neben den oben genannten Ausbil­
dungsmaßnahmen hatte er bereits ab der ersten Hälfte der 30er Jahre auch die Gründung von 
„Mitteleuropas-Instituten zur wissenschaftlichen Erforschung der Region betrieben. Insofern 
konnte er ein Gerüst bzw. ein Orientierungssystem für die deutsche Wirtschaft in Bulgarien 
und Südosteuropa bieten, auf die Zufuhr von Kapital von deutschen Unternehmen konnte al­
lerdings nicht verzichtet werden, sollten die vom MWT angeregten Entwicklungen verwirk­
licht werden. Deutlich wurde dies beispielsweise bei der Bereitstellung von Maschinen für die 
BUSEMA, aber auch beim Bergbau, der in besonderem Maße von ausländischer Kapitalzu­
920 Vgl. Kapitel 3.2. und 3.3..
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fuhr und Technologie abhängig war. Hier konnte der MWT lediglich beratend bei der Unter­







5.4. Überlegungen zum deutschen Kapital in Bulgarien -  neue Akzentsetzungen nach Kriegs­
beginn *
Die Notwendigkeit von Kapital zur Umsetzung der Modemisierungs- und Umstruktu­
rierungspolitik der deutschen Wirtschaft in Bulgarien erforderte das Engagement deutscher 
Unternehmen vor Ort. Daher wurden auch zu diesem Punkt beim MWT konzeptionelle Vor­
stellungen ausgearbeitet. Die Leitung des Vereins stellte sie zusammengefasst in dem 
22seitigen Sondergutachten „Südosteuropa. Vorschläge für eine neue deutsche Kapitalpolitik“ 
im Februar 1940 den Mitgliedern vor.
Hintergrund für die Erstellung dieses neuen grundlegenden Gutachtens waren die 
Entwicklungen des deutschen Außenhandels, wie sie sich aus der Perspektive des MWT seit 
Kriegsbeginn ergeben hatten. Zwar hielt der MWT an seinen langfristigen Zielsetzungen be­
züglich Südosteuropas weiterhin fest, erachtete nun aber einen Politikwechsel zur ihrer Errei­
chung für notwendig. Bisher, d.h. bis Ende der 30er Jahre hatte die Entwicklung der deutsch­
bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen auf der Praxisebene im wesentlichen in einer Intensivie­
rung des Handels auf dem Wege der Bilateralisierung bestanden. Begleitend dazu hatte der 
MWT Initiativen zur Modernisierung der Landwirtschaft und zur Steigerung der bulgarischen 
Exportpotentiale ergriffen, zu denen sowohl langfristig angelegte Maßnahmen gehörten, wie 
etwa die Ausbildungsförderung und -Organisation, als auch solche, die schnelleren Erfolg 
verhießen, worunter auch die Einführung neuer Kulturen fiel, wie zum Beispiel der Sojaboh­
ne. Zweck dieses Konzepts war unter anderem die Steigerung der Massenkaufkraft in Bulga­
rien im Rahmen zunehmend enger zu gestaltender Handelsbeziehungen.
Um 1940 schien dieser Plan an seine Grenzen gestoßen zu sein. Beim MWT meinte 
man, die Handelsbeziehungen Deutschlands zu Südosteuropa nicht mehr weiter intensivieren 
zu können, da unter den gegebenen Bedingungen die Ausfuhrkapazitäten der dortigen Länder 
nicht mehr gesteigert werden könnten. Man wies daraufhin,
„dass Deutschland seit 1938 seine Bezüge aus Südosteuropa nicht noch weiter 
ausdehnen konnte, weil die südosteuropäische Wirtschaft auf Grund ihres damaligen 
menschlichen, technischen und kapitalmäßigen Leistungsstandes die obere Grenze 
dessen erreicht hatte, was sie für den inneren Verbrauch wie für die Ausfuhr überhaupt 
laufend zu erzeugen vermochte.“
Nach Ansicht des MWT war es deswegen notwendig, die südosteuropäischen Export­
kapazitäten durch die Zufuhr deutschen Kapitals in Form von Produktionsmitteln zu erhöhen,
921 BA, 8119F, P 6135, Bl. 146
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welche etwa Maschinen, Transportmittel, Verkehrsanlagen, aber auch Patente umfassen konn­
ten. Man empfahl „eine Beteiligung deutschen Kapitals vor allem an den südosteuropäischen 
Exportindustrien, die ihre Erzeugung ganz oder zum überwiegenden Teil in Deutschland ab­
setzen sollen“.922
Angesichts der bestehenden Lage sah der MWT „die Notwendigkeit sofortiger außer­
ordentlicher Maßnahmen für die nächste Entwicklung des deutsch-südosteuropäischen Han­
dels“.923 Als Grund hierfür gab man in erster Linie den Kriegsausbruch an. Zwar sei die 
Grenze der südosteuropäischen Exportkapazitäten bereits ein Jahr zuvor erreicht worden, der 
Krieg habe dann aber neue Voraussetzungen geschaffen, da zum einen der Eigenverbrauch 
der bisher ausgeführten Güter in den jeweiligen Ländern unter anderem aufgrund des militäri­
schen Bedarfs gestiegen sei, und da zum anderen dadurch die Weltmarktpreise dieser Waren 
ebenfalls gestiegen seien. Es sei daher für die südosteuropäischen Länder zunehmend lohnen­
der gewesen, ihre landwirtschaftlichen Exportprodukte in Freidevisenländem abzusetzen. 
Dies habe um so mehr gegolten, als Deutschland nach Kriegsausbruch seine Lieferungen an 
Fertigwaren wie auch an Rohstoffen nicht mehr wie bisher habe aufrecht erhalten können, so 
dass die Südostländer auch hier neue Bezugsquellen erschließen mussten.924
Insgesamt bot diese Analyse der handelspolitischen Lage Deutschlands in bezug auf 
Südosteuropa nach Beginn des Zweiten Weltkrieges einen guten Überblick über die Struktu­
ren und Mechanismen des bilateralen Handels zwischen dem Reich und der Donauregion. Sie 
zeigte die Abhängigkeiten, die seit den frühen 30er Jahren entstanden waren und aus denen 
Deutschland seine Handelspartner nicht mehr zu entlassen bereit war. In diesem Zusammen­
hang verwies das MWT-Gutachten au f das große Interesse der südosteuropäischen Regierun­
gen an deutschen Industrie- und Rüstungsgütem, die man als Druckmittel einsetzen könne, 
indem man ihre Lieferung von der Aufrechterhaltung landwirtschaftlicher Gegenlieferungen 
abhängig machte.925
Darüber hinaus wies der MWT darauf hin, dass nicht nur für die südosteuropäischen 
Agrarausfiihrprodukte die Weltmarktpreise gestiegen seien, sondern auch für die Einfuhrpro- 
dukte dieser Länder, was auch mit der kriegsbedingt erschwerten Transportlage zu tun habe. 
Als Folge davon seien auch die Staaten des Donauraumes zunehmend auf die Technologien
922 Ebenda.
923 Ebenda.
924 Ebenda, Bl. 147f.
925 Ebenda, Bl. 149. Vgl. hierzu auch Kapitel 6.
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der synthetischen Rohstoffgewinnung angewiesen, die sie indes nur aus Deutschland erhalten 
könnten.926
Demnach sah also der MWT zwar gewisse Störfaktoren in den deutsch­
südosteuropäischen Handelsbeziehungen seit Kriegsbeginn, meinte aber zugleich, dass die 
bestehenden gegenseitigen Verflechtungen dieses Problem nicht so weit anwachsen lassen 
würden, dass es unlösbar würde. Gleichwohl plädierte der Verein für umgehendes Handeln 
und einen „Methodenwechsel“.927 Dieser sollte, so ging aus dem Gutachten letztlich hervor, 
in einem verstärkten Einsatz deutschen Kapitals in Südosteuropa bestehen, wobei die Ziele, 
die auf diesem Wege erreicht werden sollten, die ursprünglichen blieben: Hebung der Mas­
senkaufkraft durch Industrialisierung.
Andere Methoden als der Einsatz deutschen Kapitals wurden durch das Sondergutach­
ten des MWT verworfen. Es nannte in diesem Kontext beispielsweise die Methode einer 
„wirtschaftlichen Besetzung“ der Donauregion. Davon war, nach Meinung des Gutachtens, 
allein aus kriegswirtschaftlichen Gründen abzuraten - abgesehen von möglichen politischen 
Folgen. Im Kern vermutete man beim MWT, dass ein solches Vorgehen der deutschen Wirt­
schaft mehr Lasten aufbürden als ihr nützen würde:
„Wir würden nämlich mit einer solchen Einbeziehung der Südostländer in den 
deutschen Kriegswirtschaftsraum die Feindblockade auf sie ausdehnen und damit die 
volle Last und Verantwortung für ihre Versorgung m it den unentbehrlichen Industrie­
rohstoffen und allen anderen lebenswichtigen Waren auf uns nehmen, während der 
Südosten diese Waren zur Zeit wenigstens zum Teil noch gegen Devisen, und zwar 
meist vom Feind, erwerben kann. Die Einbeziehung würde also den Zusammenbruch 
der Konjunktur in den Südostländem bedeuten und damit die Produktion und die deut­
schen Bezugsmöglichkeiten drastisch verringern.“928
Demnach lag es also gar nicht im deutschen Interesse, die Länder Südosteuropas in ei­
nem zu starken Abhängigkeitsverhältnis zu halten, da ein solches immer auch ein Versor­
gungsproblem nach sich zog - zumal im Kriege unter den Bedingungen eines allseitig hohen 
Inlandsbedarfs und konjunktureller Einbrüche, die ein Hindernis für den deutsch­
südosteuropäischen Handel darstellen konnten. In der Lage des Jahres 1940 war den Südost­
staaten vielmehr die Rolle eines Tores zu den „Freidevisen-Ländem“ zugedacht, durch wel­
ches sie sich selbst in erster Linie mit wichtigen Rohstoffen versorgen, die deutschen Kriegs-
926 Ebenda, BL 150.
9:7 Ebenda.
928 Ebenda, BL 151.
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Wirtschaft damit entlasten und Deutschland zugleich eine Möglichkeit zur Umgehung der 
feindlichen Blockade bieten sollten. Eine wirtschaftliche Besetzung hätte hingegen nach Auf­
fassung des MWT einen „deutschen Kapital- und Leistungseinschuss etwa im Stile einer 
halbmilitärisch durchgefuhrten Regieproduktion“ erforderlich gemacht, die die deutsche 
Wirtschaftskraft im Kriege überfordert und somit mehr Nach- als Vorteile gebracht hätte. Zu­
dem wäre ein solches Vorgehen auch insoweit kontraproduktiv gewesen, als man „mit dem 
passiven Widerstand der Südostvölker“ hätte rechnen müssen.929
Bekanntermaßen gerieten Deutschland und Südosteuropa ein Jahr später freilich in e- 
ben diese nachteilige Lage, vor der der MWT noch 1940 gewarnt hatte. Durch den Balkan­
feldzug vom April 1941 und durch den Beitritt Bulgariens und Rumäniens zum Drei-Mächte- 
Pakt sowie ihren Eintritt in den Krieg geriet die Region in den deutschen Einflussbereich und 
unterlag damit auch der Blockade durch die Westmächte.930 931In diesem Sinne nahm das Son­
dergutachten zumindest teilweise die tatsächlich eingetretene Entwicklung vorweg, und in der 
Rückschau lässt sich urteilen, dass der MWT die Gefahren wenigstens erahnte, die für seine 
Arbeit vom kriegerischen Fortgang der Dinge und der damit verbundenen nicht nur w irt­
schaftlichen, sondern militärischen Besetzung weiter Teile Südosteuropas ausgingen. Auch 
Bulgarien, wenngleich als Verbündeter des Reiches nicht besetzt wie etwa Jugoslawien, w ur­
de ab 1941 unweigerlich Teil des „deutschen Kriegswirtschaftsraumes“ mit der Folge, dass 
mit der Verschärfung der Versorgungslage für Deutschland im weiteren Verlaufe des Krieges 
auch der deutsche Druck auf das Land zunahm, Rohstoffe und Agrarprodukte zu liefern ohne
Rücksicht auf die wirtschaftliche Lage Bulgariens selbst und ohne entsprechende Gegenliefe-
1rungen, welche man nach dem Kriege nachzuholen versprach.
Das Sondergutachten lieferte indes noch einmal eine überblicksmäßige Darstellung 
der Grundsätze, nach denen der MWT die deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehun­
gen zu gestalten gedachte. Als einzigen Weg zu einer Intensivierung des Handels über die 
Ende der 30er Jahre erreichten Grenzen hinaus sah er eine Anhebung des Lebensstandards in 
der Region durch „Industrialisierung“ . Wie sehr eine Verwirklichung dieses Konzeptes von 
einer friedlichen Entwicklung des Donauraumes abhing, zeigte die Forderung des Vereins, 
den Raum aus der deutschen Kriegswirtschaft herauszuhalten. Zwangsmaßnahmen lehnte der
929 Ebenda, Bi. 152f.
930 Zu den deutsch-bulgarischen politischen Beziehungen vgl.: Hoppe, H.-J.: Bulgarien - Hitlers eigenwilliger 
Verbündeter. Eine Fallstudie zur nationalsozialistischen Südosteuropapolitik. Stuttgart 1979.
931 Vgl. Kapitel 6.
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MWT ab und kritisierte entsprechend auch eine in jüngster Zeit ergriffene „Südostexportiniti­
ative“ von Teilen der deutschen Wirtschaft.932
An dieser war in erster Linie die norddeutsche, „hanseatische“, Exportwirtschaft betei­
ligt, die nach dem kriegsbedingten Ausfall des Überseehandels neue Absatzmärkte in Südost­
europa erblickt hatte und nun versuchte, die dortigen Länder „durch Werbung und Vertreter­
bearbeitung zu größeren Abnahmen besonders derjenigen industriellen Fertigwaren zu bewe­
gen, die wir augenblicklich noch gut liefern können.“933 Die negativen Folgen, die sich nach 
Ansicht der MWT daraus ergaben, bestanden zum einen darin, dass für Südosteuropa unan­
gemessenes Geschäftsgebaren der Hanseaten die Position der dort schon länger tätigen deut­
schen Firmen verschlechterte, und zum anderen darin, dass häufig das nötige Hintergrundwis­
sen über den Handel mit Südosteuropa fehlte. So wurden oft Angebote gemacht ohne Berück­
sichtigung der festgesetzten Kontingente oder ohne Kenntnis des Ablaufs der Handelsge­
schäfte, der in vielen Fällen nur über staatliche Monopolgesellschaften führte, wie beispiels­
weise „Chranoiznos“ zur Ausfuhr bulgarischer Agrarprodukte.934 Eine Erweiterung des Han­
delsvolumens versprachen derartige Initiativen also nach Meinung des MWT nicht -  und dies 
um so weniger, als „der Industriegüterbedarf an sich nicht so elastisch ist, als dass er ohne 
weiteres durch eine noch so geschickt aufgezogene werberische Bedarfsweckung ausgedehnt 
werden könnte“.935 Es musste daher
„unseres Erachtens einer solchen Exportoffensive unbedingt eine Steigerung j
der Lebenshaltung der breiten Massen der Südostbevölkerung vorangehen.“936 
Wie der MWT an anderer Stelle bereits wiederholt betont hatte, betrachtete er als ein­
zig gangbaren Weg zur Erreichung dieses Zieles die „Industrialisierung“ der südosteuropäi­
schen Volkswirtschaften. Dass hiermit keine Entwicklung gemeint war, die etwa analog der 
deutschen verlaufen sollte, ist bereits erläutert worden. Vielmehr ging es dem MWT darum, 
redundante Arbeitskräfte der Landwirtschaft zu entziehen und „zu Industriearbeitern zu ma­
chen“. So werde, wie das Sondergutachten ausfuhrte, die Kaufkraft sowohl der verbleibenden 
Landbevölkerung wie auch der neuen Industriearbeiterschaft um ein Vielfaches gesteigert, j
wodurch auch ein stabiler Absatzmarkt für Industrieprodukte entstehe.937 Die staatlichen Stel-
932 BA, 8119F,P6135,B1.153. (;
9j3 Ebenda. !■
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len der südosteuropäischen Länder sah der MWT in dieser Zielsetzung mit sich einig. Es ging 
ihm um nichts weniger als „die Lösung der sozialen Frage“.938
Deutschland war laut MWT „allein in der Lage, für diese Industrialisierung die techni­
sche Ausstattung zu liefern“ und konnte aus diesem und einem künftigen Export „nur Nutzen 
ziehen“. „Aus diesem Grund“, so folgerte das Sondergutachten, „haben wir (...) stärksten 
Nachdruck auf die Notwendigkeit der Beteiligung deutschen Kapitals an der Südostindustria­
lisierung gelegt“.939
Zu dieser Kapitalbeteiligung machte der MWT eine Reihe von Vorschlägen. An erster 
Stelle nannte er eine verstärkte staatliche Förderung der Bildung gemischter deutsch­
südosteuropäischer Gesellschaften, von „Jointventures“, wie man sie heute wohl nennen wür­
de. Dabei sollte man auch Unternehmen fordern, die nicht nur w ie bisher im Handel mit 
Deutschland tätig waren.940 Vielmehr sollten deutsche Beteiligungen auch an Finnen möglich 
sein, die für „die eigentlichen südosteuropäischen Binnenindustrien“ arbeiteten. Derartige In­
vestitionen, so forderte der MWT, sollten indes nicht nur erlaubt, sondern auch durch steuerli­
che Anreize von deutscher Seite vorangetrieben werden. Den Vorteil deutscher Beteiligungen 
an für die Binnenmärkte produzierenden Unternehmen gegenüber der Exportbranche sah man 
beim MWT darin, dass letztere zumindest in der gegenwärtigen Lage nicht den Zwängen des 
Clearing-Systems im bilateralen Handel mit Deutschland unterlägen. In diesem Zusammen­
hang forderte der MWT sogar, Finnen mit bereits bestehender deutscher Kapitalbeteiligung, 
wie etwa im Bergbau von der Verpflichtung zu befreien, ihre Erzeugnisse nach Deutschland 
auszuführen.941
Steigerte man hingegen mit Hilfe deutschen Kapitals die Produktion der Exportwirt­
schaft in Bulgarien und dem übrigen Südosteuropa, so ergab sich das Problem, dass sich die 
gesteigerte Ausfuhr negativ auf die Clearing-Bilanzen auswirken würden, da die deutschen 
Gegenlieferungen nicht in gleichem Maße angehoben werden konnten. Um dies zu überwin­
den, war zunächst eine Anhebung des Einfuhrbedarfs der südosteuropäischen Länder notwen­
dig, der sich aus ihrer Binnenindustrialisierung ergeben sollte. Hierdurch sollte daraufhin 
nicht nur die Einfuhr an Rohstoffen aus Deutschland zunehmen, sondern auch an deutschen 
Verbrauchsartikeln als Ausdruck des höheren allgemeinen Lebensstandards.942 Auf diese 
Weise strebte der MWT eine Veränderung des bisher gültigen Schemas im deutsch­
9,8 Ebenda.
939 Ebenda, Bl. 157.
940 Ebenda, Bl. 158.
941 Ebenda, Bl. 164.
942 Ebenda, Bl. 160.
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bulgarischen bzw. deutsch-südosteuropäischen Handel an. Ging es bisher im wesentlichen 
darum, deutsche Investitionsgüter, d.h. zum Beispiel Maschinen, im Tausch gegen bulgari­
sche Agrarprodukte, Halbfabrikate und Rohstoffe zu liefern, sollte dieses Spektrum im Zuge 
einer erfolgreichen Binnenindustrialisierung Bulgariens und Südosteuropas um deutsche Kon­
sumwaren erweitert werden. Zudem stellte sich der MWT vor, dass dann auch Deutschland 
zum Rohstofflieferanten werden könnte, da der bulgarische und südosteuropäische Bedarf 
daran zwangsläufig steigen würde. Hierbei aber, so das Sondergutachten, sei darauf zu achten, 
von deutscher Seite solche Industrien zu fordern, die als Verbraucher deutscher natürlicher 
und synthetischer Rohstoffe in betracht kämen. An dieser Stelle sei ein besonders gezielter 
deutscher Kapitaleinsatz vonnöten, da man die südosteuropäischen Industrien sonst kaum da­
zu bringen würde, die bisher verwendeten Rohstoffe durch die wesentlich teureren deutschen 
zu ersetzen.943
Von der Politik, d.h. von der nationalsozialistischen Reichsregierung erwartete der 
MWT die Schaffung der notwendigen Rahmenbedingungen. Hierzu gehörte unter anderem 
die Durchsetzung der Möglichkeit, neue Gesellschaften in den südosteuropäischen Ländern 
auch mit deutscher Kapitalmehrheit zu gründen, wobei hier in erster Linie Sachkapital ge­
meint war, d.h. etwa Produktionsanlagen und Rohstoffe.944
Im ganzen ist die Forderung nach einem verstärkten Kapitaleinsatz der deutschen 
Wirtschaft, die der MWT im Februar 1940 erhob, im Gesamtkontext seiner Zielsetzung zu 
sehen, die Volkswirtschaften Bulgariens und Südosteuropas zu modernisieren und zu intensi­
vieren, um den Handel mit Deutschland zu beleben. Dieser hatte, nachdem seine Bilateralisie- 
rung auf dem Wege des Clearing durchgesetzt worden und, zumindest im Falle Bulgariens, 
weitgehende handelspolitische Abhängigkeiten von Deutschland entstanden waren, Ende der 
30er nach Meinung der Leitung des MWT seine Potentiale ausgeschöpft. Eine Steigerung 
schien unter den Bedingungen des Krieges nicht mehr möglich, wollte man nicht neue Wege 
beschreiten.
Beim MWT hielt man daraufhin offenbar ein mehrdimensionales Vorgehen für ange­
bracht. Zum einen verfolgte man weiterhin das Ziel einer Intensivierung der Landwirtschaft 
mit Hilfe von Ausbildungsmaßnahmen. Zu Beginn der 40er Jahre erfolgte auf diesem Gebiet 
eine Offensive des MWT, indem, wie im vorigen Abschnitt erwähnt, die bereits laufenden 
akademischen Stipendienprogramme um stärker praxisbezogene Maßnahmen vor Ort ergänzt 
wurden. Zum anderen schien es nun, wie aus dem Sondergutachten hervorgeht, darum zu ge­
943 Ebenda, Bl. 160f.
944 Ebenda, Bl. 161. Beispiele hierfür siehe im folgenden Abschnitt 5.4..
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hen, die Ausdifferenzierung, d.h. die Industrialisierung der südosteuropäischen Länder zu for­
cieren, indem man sie durch die verstärkte Anlage deutschen Kapitals direkt förderte. In die­
sem Zusammenhang sollte es nicht mehr allein um die Exportindustrien gehen, deren Produk­
tion Deutschland zugute kommen sollte, wie etwa der Bergbau oder die Halbfertigwarenpro­
duktion, und auch nicht nur um den Ausbau der Infrastruktur zur Verbesserung der Handels­
wege. Vielmehr war eine allgemeine wirtschaftliche Belebung der Südostländer das Ziel, da 
sie allein eine Aussicht au f eine nachhaltige Ausdehnung des Handels mit Deutschland bot. 
Die Verwirklichung dieses Planes war vor allem auch deswegen von großer Bedeutung, da 
der Krieg die deutschen Handelswege nach Westen unterbrochen hatte. Ungeachtet der deut­
schen Anstrengungen während der 30er Jahre, einen „Großwirtschaftsraum“ in Südosteuropa 
zu schaffen, waren die westlichen Industrienationen, die wirtschaftlich im wesentlichen auf 
dem gleichen Entwicklungsstand wie Deutschland standen, bis 1939 stets die wichtigsten 
Handelspartner des Reiches geblieben. Im Gegensatz dazu stand der überragenden Bedeutung 
Deutschlands für den Außenhandel Südosteuropas und insbesondere Bulgariens ein geringe­
rer Anteil dieser Länder am deutschen Außenhandel gegenüber.945
In Erkenntnis dieses strukturellen Zusammenhanges versuchte der MWT, durch einen 
grundlegenden Umbau der Südostwirtschaften die Region zu einem zumindest teilweisen Er­
satz für den Westhandel zu machen, indem er den bisherigen „versorgungspolitischen“ Ansatz 
durch einen verstärkt entwicklungspolitischen ergänzen wollte. Der Verein hielt dies fiir „den 
einzigen Weg, den wir in der jetzigen Lage noch für gangbar halten“.946 Dabei war er sich des 
Risikos bewusst, dem seine Pläne durch die kriegerische Entwicklung in Europa ausgesetzt 
waren. Dies zeigte sich nicht nur in der Befürchtung, dass die Investitionen angesichts der un­
sicheren politischen Gesamtlage ausbleiben würden, sondern auch in der Hoffnung, dass Süd­
osteuropa, vorausgesetzt, es hielt sich aus dem Krieg heraus, weiterhin Handel mit Freidevi- 
senländem treiben und somit eine Möglichkeit bieten würde, die feindliche Blockade zu um­
gehen. Bemerkenswert ist an diesem Konzept, dass es eine größere wirtschaftliche Unabhän­
gigkeit der Donauregion enthielt, als sie scheinbar bisher angestrebt worden war. Offensicht­
lich wollte man einen nennenswerten Teil ihres Handelsvolumens für den devisenbasierten 
Handel mit anderen Ländern reserviert wissen und zugleich auch den Binnenverbrauch in der 
Region erhöhen. Man erwartete sich hiervon eine allgemeine Steigerung des Bedarfs an deut­
schen Einfuhrgütern.
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In diesem Sinne verfolgte der MWT nunmehr offenbar ein umfassendes Entwick­
lungsziel für die Region Südosteuropa. Grundlage hierfür war die Erkenntnis, dass die Vor­
aussetzung für einen weiteren Ausbau des Handels mit Deutschland in einer wirtschaftlichen 
Modernisierung bestand, die nicht mehr allein an den kurzfristigen und vordergründigen deut­
schen Einfuhrbedürfnissen orientiert sein sollte. Den Hintergrund dieser Einsicht bildete die 
Tatsache, dass zumindest vor Beginn des Krieges Südosteuropa nur einen eher bescheidenen 
Anteil am deutschen Außenhandel hatte. Dominiert wurde dieser stets durch den Warenver­
kehr mit den westeuropäischen und überseeischen Industrienationen.947 Die bisherigen Kon­
zepte, die hier mit Schlagwörtem, wie zum Beispiel „Großwirtschaftsraum“, „Ergänzungs­
wirtschaft“ oder, speziell im Hinblick auf Bulgarien, „Obst- und Gemüsegarten Europas“ Um ­
rissen sein mögen, erfuhren durch die Forderung des MWT nach einem verstärkten deutschen 
Kapitaleinsatz eine gewisse Aufweichung, die freilich keineswegs mit ihrer Aufhebung 
gleichgesetzt werden darf. Dies ergab sich allein schon aus den volkswirtschaftlichen Struktu- j
ren eines Landes wie Bulgarien, die zunächst als gegeben hinzunehmen waren. Demnach 
schienen Konzepte, die auf eine Spezialisierung des Landes als Exporteur hochwertiger, weil 
klimatisch begünstigter, Agrarprodukte hinausliefen, zumindest zunächst am erfolgverspre­
chendsten, da sie am ehesten geeignet waren, in Deutschland einen Absatzmarkt zu finden.
Die vom MWT ab den späten 30er Jahren für Bulgarien ins Leben gerufenen Projekte ent- 
sprachen dieser Strategie einer auf die Landwirtschaft konzentrierten Intensivierungspolitik. , j
Damit verbunden war die Erwartung, deutsche Industrieprodukte nach Bulgarien und Südost- )
europa ausführen zu können, was zugleich bedeutete, dass man eine Industrialisierung Bulga- j
riens nach westlichem Muster nicht anstrebte. Insgesamt zielten diese ergänzungswirtschaftli- ji
chen Konzepte des MWT darauf ab, die volkswirtschaftlichen Strukturen Bulgariens wie der j
ganzen Region derart umzugestalten, dass sie zunehmend auf Deutschland bezogen sein wür­
den. Seit Ende der 30er Jahre und besonders nach Kriegsbeginn hatte sich dem MWT aber 
offenbar die Beschränktheit dieser Idee gezeigt. Daher diskutierte man nun die Möglichkeit, 
eine zumindest in begrenztem Maße autonome Entwicklung in Südosteuropa aktiv zu fördern.
Offen blieb in diesem Zusammenhang freilich, ob man dabei auch die Gefahr eines „Aussche- 
rens“ einzelner Südostländer aus dem gemeinsamen „Großwirtschaftsraum“ in betracht zog 
und, andererseits, welche Rolle man sich ökonomisch für Südosteuropa nach einem siegreich 
beendeten Krieg im Rahmen eines um die Sowjetunion -  und damit um schier endlose Res­
sourcen - erweiterten deutschen Machtbereiches vorstellte.
947
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Wie es scheint, hatten die Überlegungen des Sondergutachtens indes keine unmittelba­
ren Auswirkungen auf die Bulgarienpolitik des MWT in der nahen Zukunft. Die Schwer­
punktsetzung der Modemisierungspolitik auf die Landwirtschaft und die mit ihr unmittelbar 
verbundenen Wirtschaftszweige blieb ebenso erhalten wie die Berateitätigkeit auf den Gebie­
ten von Landeskunde, Verkehr bzw. Infrastruktur und Bodenschätzen. Was den Einsatz deut­
schen Kapitals in  Bulgarien betraf, so ergaben sich in den 40er Jahren keine grundlegenden 
Neuerungen gegenüber der Vergangenheit.948
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5.5. Deutsches Unternehmertum in Bulgarien
War im vorigen Abschnitt die Rede von Überlegungen des MWT zu einem verstärkten 
deutschen Kapitaleinsatz in Bulgarien und Südosteuropa, der einer forcierten und umfassen­
den Modernisierung der Volkswirtschaft dienen sollte, so soll an dieser Stelle anhand bei­
spielhaft ausgewählter Firmen eine kurze Charakteristik der tatsächlich in Bulgarien entfalte­
ten deutschen unternehmerischen Aktivitäten versucht werden. Im Zentrum steht dabei die 
Frage, welche Rolle deutsche Unternehmen bei der strukturellen Modernisierung der bulgari­
schen Volkswirtschaft spielten, die ein wichtiges Anliegen im Rahmen der durch den MWT 
repräsentierten deutschen Handelsinteressen war. Es muss allerdings in diesem Zusammen­
hang betont werden, dass es eben diese deutschen Handelsinteressen waren, die den Aus­
gangspunkt aller konzeptionellen Überlegungen des MWT bildeten. Alle Pläne zur Intensivie­
rung der Landwirtschaft, zur Ausdifferenzierung der Volkswirtschaft, zum Ausbau der Infra­
struktur und zur Erschließung von Bodenschätzen hatten letztlich zum Ziel, den deutsch­
bulgarischen Handel in neue, bisher unerreichte Dimensionen zu fuhren. Dies war Teil einer 
spätestens seit Beginn der 30er Jahre verfolgten deutschen Strategie, sich in Südosteuropa ei­
nen ergänzungswirtschaftlich funktionierenden „Großwirtschaftsraum“ zu schaffen, der 
Deutschland eine größere Unabhängigkeit von den Unwägbarkeiten des freien Welthandels 
sichern sollte. Dieses auch „Mitteleuropa“ genannte Gebilde sollte für das Reich eine ähnliche 
handelspolitische Funktion haben, wie die Kolonialimperien für die Westmächte. Direktinves­
titionen in Südosteuropa waren demnach nicht das primäre Ziel des MWT. Wenn sie propa­
giert wurden, so wie im Sondergutachten vom Februar 1940, dann nur zu dem eigentlichen 
Zweck, den Handel der Region mit Deutschland zu beleben.
Dementsprechend war Deutschland als Investor bzw. Kapitalanleger in Bulgarien tra­
ditionell schwächer vertreten als andere europäische Industriestaaten. Dies war nicht erst seit 
dem Versailler Vertrag der Fall, sondern galt auch bereits vor dem Ersten Weltkrieg.949 Das 
Überwiegen des Handels in den deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen bedingte be­
stimmte Formen der Präsenz deutscher Firmen in Bulgarien. Beeinflusst wurden diese außer­
dem durch die Strukturen der bulgarischen Volkswirtschaft.
Aus diesen Gründen waren deutsche Firmen im Lande in erster Linie als Repräsentan­
zen mit wenigen Mitarbeitern anzutreffen, die im wesentlichen für das Hereinholen von Auf­
trägen und die Gewinnung von Kunden arbeiteten. Das Gerät und die Fachleute zur Ausfüh­
rung der Aufträge wurden dann zumeist von der deutschen Mutterfirma bereitgestellt. Größe­
949 Dazu ausführlich z.B. Gutsche, W.: JugoistoCnoevropejskata politika na germanskija imperialisäm ot kraja na 





re deutsche Investitionen gab es lediglich in Bereichen, in denen der Produktionsort naturge­
mäß in Bulgarien war, d.h. vor allem beim Bergbau oder bei der direkten Unterstützung und 
Abwicklung von Handelsgeschäften. Ab Mitte der 20er Jahre zeigte sich allerdings auch in 
anderen Branchen, wie etwa der Elektroindustrie, die Tendenz, die Vertretungen in vollwerti­
ge Gesellschaften umzuwandeln -  zumeist in die Rechtsform der sogenannten „Bulgarischen 
Aktiengesellschaft“. Dies mag als Begleiterscheinung der sich zu dieser Zeit wieder intensi­
vierenden bilateralen deutsch-bulgarischen Handelsbeziehungen gelten.
Den Grundstrukturen der bulgarischen Volkswirtschaft, die unter anderem durch den 
vorwiegend landwirtschaftlichen Charakter sowie einen eklatanten Kapitalmangel geprägt 
waren, entsprachen sowohl die Tätigkeitsfelder, in denen deutsche Unternehmen bzw. deut­
sches Kapital aktiv waren, als auch ihr Kundenkreis. Dabei handelte es sich hauptsächlich um 
Firmen der Elektro- und der Baubranche sowie Firmen aus dem Bergbau und Speditionsfir­
men. Hinzu kam das Kreditwesen. Deutsche Unternehmen waren also in erster Linie in Berei­
chen tätig, die für die Auffechterhaltung des Handels Bulgariens mit Deutschland sowie für 
den Ausbau und die Modernisierung der Infrastruktur von Bedeutung waren, was wiederum 
dem Handel zugute kam. Konsequenterweise war ihr wichtigster Kunde der Staat. Angesichts 
der Kapitalstrukturen in Bulgarien war dieser ohnehin praktisch als einziger in der Lage, grö­
ßere Aufträge zu erteilen. ».
Innerhalb dieses Musters operierte deutsches unternehmerisches Engagement in Bul­
garien zunächst unter den gegebenen sozioökonomischen Bedingungen im Lande. Eine ge­
zielte Politik zur Änderungen dieser Verhältnisse, etwa in der Landwirtschaft im Hinblick auf 
eine Intensivierung des Handels wurde von deutscher Seite ursprünglich nicht betrieben. Dies 
trat erst ein, als der MWT die konzeptionelle Führerschaft in der deutschen wirtschaftlichen 
Südosteuropa-Politik übernahm.
Eine zentrale Rolle beim Einsatz deutschen Unternehmertums in Bulgarien spielte 
zum Beispiel die Firma „Granitoid“. Sie war bereits im Jahre 1908 vom deutschen Ingenieur 
Eduard Naudascher als Kommanditgesellschaft gegründet und 1912 in eine Aktiengesell­
schaft umgewandelt worden. Bis 1944 entwickelte sich die Granitoid zum größten bulgari­
schen Konzern; das Grundkapital von anfänglich zwei Millionen Leva wuchs bis 1930 auf 
750 Millionen, um 1938 allerdings wieder auf 600 Millionen verringert zu werden. Hauptak­
tionäre waren Ende der 30er Jahre Naudascher, nun Generaldirektor, der bulgarische Unter­
nehmer Georg Atanasov sowie die schweizerische Orient AG Zürich, die Anfang der 20er
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Jahre 50 Prozent der Aktien erworben hatte.950 Die wichtigsten Tätigkeitsfelder des Unter­
nehmens waren der Bergbau, die Herstellung von Baumaterial, d.h. vor allem Zement, und die 
Erzeugung von Energie. Ein Eindruck von den Aktivitäten der Granitoid soll an dieser Stelle 
durch eine schlaglichtartige Betrachtung des Geschäftsverlaufs der Firma im Jahre 1938 ver­
mittelt werden.
Zu dieser Zeit befand sich die Firma offenbar in einer Phase der Expansion und erfolg­
reicher Geschäfte. Diesen Eindruck erwecken jedenfalls die Protokolle der Verwaltungsrats­
sitzungen. Aufschlussreich an ihnen sind vor allem die Berichte des Kaufmännischen Direk­
tors Eduard Naudascher junior, des Sohnes des Firmengründers. Aus seinem Bericht über den 
laufenden Geschäftsgang, den er am 31. August 1938 auf der Verwaltungsratssitzung der 
Granitoid vortrug, ergibt sich ein guter Überblick über die seinerzeitigen Aktivitäten der Fir­
ma in Bulgarien.
An erster Stelle befasste sich Naudascher jun. mit der Zement- und Klinkerherstel­
lung. Seinen Ausführungen zufolge konnte die Granitoid im Jahre 1938 ein Optimum in der 
Produktion erreichen in dem Sinne, dass ab März des Jahres die Anlagen unter voller Auslas­
tung betrieben werden konnten, so dass die Herstellungskosten au f einem optimalen Niveau 
gehalten werden konnten. Grundlage dafür war der erhöhte Bedarf, der durch öffentlich be­
triebene Projekte, wie etwa eine zur dieser Zeit im Bau befindliche Talsperre bei Beli Iskär, 
entstanden war. Zahlenmäßig schlug sich diese Bedarfssteigerung in einem Anwachsen der 
Produktion nieder: In den ersten sieben Monaten des Jahres 1938 wurden 123.063 Tonnen 
Zement erzeugt gegenüber 87.370 Tonnen im Vergleichzeitraum des Jahres 1936. Eine ähnli­
che Steigerungsrate hatte der Klinker aufzuweisen. Dementsprechend erhöhte sich auch der 
Zementabsatz von 81.582 Tonnen in den ersten acht Monaten des Jahres 1937 auf 109.264 
Tonnen im gleichen Zeitraum des Folgejahres.951
Im Gegensatz zu diesen Erfolgsmeldungen standen jedoch, wie Naudascher einräumen 
musste, Absatzschwierigkeiten für die eigenen Produkte, die auf die mangelhafte Infrastruktur 
zurückzuführen waren. Konkret waren damit die zu geringen Transportkapazitäten der Eisen­
bahnen gemeint, die sich vor allem im Herbst bemerkbar machten. Denn zu dieser Zeit wurde 
eine große Anzahl von Waggons von den Obst- und Gemüseexporten beansprucht. Hinzu 
kamen vermehrte Truppentransporte im Zuge der alljährlichen Herbstmanöver. Naudascher 
beklagte, dass hierdurch über 6000 Bestellungen momentan unerledigt seien.952 Prinzipiell
Is
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galt diese Problematik auch für den Gips, dessen Absatz 1938 gleichwohl um 25 Prozent im 
Vergleich zum Voijahr gesteigert werden konnte.953
Was den Absatz von Energie betraf, so wurde sie großenteils aus der in den Minen im 
Pirin-Gebirge und in der staatseigenen Mine Pemik abgebauten Kohle gewonnen. Abgesetzt 
wurde sie im Jahre 1938 zu ungefähr drei Fünfteln an Kunden der Granitoid, der Rest aber 
wurde vom Unternehmen selbst verbraucht, und zwar in der Zementfabrik Batanovci. Auch 
hier konnte Naudascher eine Zunahme gegenüber dem Vorjahre vermelden, die er allerdings 
selbst mit der 1937 verminderten Produktion begründete, die auf die vorübergehende Schlie­
ßung der Mine Pemik infolge eines Grubenunglücks zurückzufuhren war. Insgesamt aber 
schien die Granitoid im Jahre 1938 Überschüsse an Kohle in den eigenen Minen erzeugt zu 
haben, da man die Produktion von Briketts erwog, nach welchen ab den Herbstmonaten er­
höhter Bedarf bestehen würde. Außerdem befand man sich bereits in Verhandlungen über ei­
nen Export von Briketts nach Griechenland und Jugoslawien. Dies erachtete man als notwen­
dig, um weiterhin die volle Auslastung der Produktionskapazitäten und damit ihre Wirtschaft­
lichkeit sicherzustellen.954 Im Gegensatz zum Handel mit dem Energieträger Kohle wiesen die 
Erzeugung von Energie, d.h. elektrischem Strom, und der Handel mit ihr leicht von der Kohle 
abweichende Strukturen auf. Insgesamt wurden bis August 1938 über 32 Millionen Kilowatt­
stunden produziert, von denen über 17 Millionen an verschiedene Abnehmer, über 14 Millio­
nen an eigene Betriebe abgesetzt wurden. Letzteres traf in erster Linie auf Batanovci zu, wo­
bei ein kleiner Teil des Stromes, d.h. etwa 200.000 Kilowattstunden aus selbst erzeugter 
Dampfkraft und 120.000 von Fremdanbietem bezogen werden mussten. Insgesamt änderte 
dies jedoch nichts daran, dass Naudascher die Zwischenbilanz der elektrischen Abteilung vom 
August 1938 positiv bewertete, da die Einnahmen gegenüber dem Vorjahr signifikant gestie­
gen seien.955
Insgesamt verschafft dieser Geschäftsbericht einen recht guten Überblick über die Tä­
tigkeitsbereiche der Granitoid AG. Aufschlussreich an ihm sind zwei Aspekte, die deutlich 
machen, in welchem Umfeld die Gesellschaft im vorsozialistischen Bulgarien arbeitete, wie 
sie darauf reagierte und wie sie infolgedessen dieses Umfeld beeinflusste. Zusätzlich verdeut­
lichen lässt sich dies außerdem beim Blick auf die Geschichte des Unternehmens seit 1908.
Bei den beiden auffälligen Aspekten handelt es sich zum einen um die mangelnden 
Transportkapazitäten der bulgarischen Eisenbahnen, die nach Aussage des Kaufmännischen
Ebenda.
954 Ebenda, 1. 74.
955 Ebenda, 1. 72.
323
Direktors, Naudascher jr., den Absatz von Zement, Gips und Kohle ernsthaft gefährdeten. 
Zum anderen fallt auf, dass die Granitoid einen erheblichen Teil der von ihr erzeugten bzw. 
gewonnenen Energie und Energieträger in ihren Zementfabriken selbst verbrauchte. Diese 
beiden Punkte sind charakteristisch für die Probleme, mit denen sich die Granitoid seit Beginn 
ihres Bestehens auseinander zu setzen hatte, die ihr zugleich aber auch neue Geschäftsmög­
lichkeiten eröffneten. Denn ursprünglich lag der offiziell definierte Zweck des Unternehmens 
in der Herstellung von Baumaterialien, d.h. in erster Linie Zement, welche für den Ausbau der 
Verkehrswege in Bulgarien benötigt wurden.956 *Dementsprechend war die Granitoid am Bau 
von Eisenbahnlinien, Straßen, Brücken, Tunnels, Hafenanlagen und anderem beteiligt. Auf 
diese Weise wirkte sie an der Lösung des auch für den internationalen Handel bedeutsamen 
Verkehrsproblems in Bulgarien mit -  eines Problems, das ihr gleichwohl selbst auch Ende der 
30er Jahre noch Schwierigkeiten bei der Abwicklung der eigenen Geschäfte bereitete. Dar­
über hinaus aber war es gerade die Tatsache, dass sich die Problematik der Infrastruktur wie 
ein roter Faden durch die Geschichte der Granitoid zog, die eigentlich für die Ausdehnung der 
Tätigkeitsbereiche der Firma verantwortlich war. Denn in Grunde musste sich die Gesell­
schaft die Infrastruktur für ihre Aktivitäten zu einem großen Teil selbst schaffen. Dies fing 
beispielsweise noch vor dem Ersten Balkankrieg mit der Entscheidung an, Zement in Bulga­
rien selbst herzustellen. Ursprünglich nämlich war der Hauptteil des benötigten Zements aus 
dem Ausland, d.h. vor allem aus Deutschland, importiert worden. Im Jahre 1911 wurde die 
Initiative zum Bau einer eigenen Zementfabrik ergriffen, die im Dorf Batanovci im Kreis Ra- 
domir ihren Standort haben sollte.958 *Um den sich daraus ergebenden erhöhten Kapitalbedarf 
zu decken, wurde die Kommanditgesellschaft Granitoid im Jahre 1912 in eine Aktiengesell­
schaft umgewandelt. Bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges wuchs die Zahl der Aktionäre 
auf knapp 400, worunter sich zwölf Deutsche befanden. Den Ton in der Gesellschaft gab bis 
zu ihrer Liquidierung nach dem Zweiten Weltkrieg Eduard Naudascher, der Firmengründer,
_ _ 959an.
In den folgenden Jahren wurde die Tätigkeit der Granitoid zwar durch die Balkankrie­
ge vorübergehend behindert, erreichte aber zur Zeit der bulgarischen Teilnahme am Ersten 
Weltkrieg (1915-18) neue Höhen. Während dieser Jahre erweiterte die Granitoid ihr Tätig-
95̂  Vgl. die Statuten der Granitoid: CA, F. 692K, op. 1, a.e. 2,1.97.
l>r Ebenda. Vgl. außerdem: Kolev, P.: Übersicht über die Dokumentation der deutschen oder mit deutschem An­
teil gegründeten Finnen in Bulgarien in den Beständen des Zentralen Staatsarchivs in Sofia, ln: Zwetana Todo- 
rova (Hg.): Die Rolle der Wirtschaftsbeziehungen zu Deutschland in der Entwicklung Bulgariens. Von den 
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keitsfeld um die Erzeugung von Gips. Hierzu beutete man die Gipskarriere im Kreis Nova 
Zagora aus und errichtete in der selben Gegend eine Gipsbrennerei. Außerdem wurden Werk­
stätten zur Eisenbearbeitung eingerichtet.960 Zum besseren Absatz der Produkte, d.h. von Ze­
ment und Gips, war es notwendig, Lagerstätten in Sofia zu schaffen. An diese Aufgabe ging 
man ab 1924 heran. M an baute in Sofia Lagersilos mit einer Kapazität von 500 Tonnen und 
beschaffte 30 Spezialwaggons für den Transport des Zements von Batanovci nach Sofia.961 962
Diese Erweiterung der Aktivitäten von Granitoid erhöhten zwangsläufig auch den E- 
nergiebedarf der Firma. Um diesem Problem zu begegnen, gründete sie im Jahre 1922 die E- 
lektrizitäts-Aktiengesellschaft „Orion“, in deren Verwaltungsrat Eduard Naudascher und Ge- 
orgi Atanasov saßen. Drei Jahre später fusionierte die Orion mit der Granitoid, welche dar­
aufhin ihren Geschäftsbereich, der bis dahin nur die Herstellung von Baumaterialien umfasst 
hatte, offiziell um die Elektrizität ergänzte. Der Name des Unternehmens lautete von nun an 
„Bulgarische Aktiengesellschaft Granitoid für elektrische und industrielle Betriebe“. Unter 
seiner Leitung wurden bis 1929 zwei Wasserkraftwerke -  mit Namen „Pastra“ und „Rila“, die 
auf ihren Standort hindeuten - gebaut, Ende der 30er Jahre folgte noch das Kraftwerk „Kame-
• - 962nica .
Die schrittweise Ausdehnung der unternehmerischen Aktivitäten der Granitoid, einer 
genuin industriell tätigen Gesellschaft in Bulgarien, die auf die Initiative eines deutschen Ge­
schäftsmannes -  Naudascher - zurückging und teilweise mit deutschem Kapital betrieben 
wurde, stellte eine Entwicklung dar, die vom Gründer und seinen Partnern ursprünglich nicht 
in dieser Weise vorgesehen war. Sie ergab sich jedoch beinahe zwangsläufig aus dem Zu­
sammenwirken zweier Faktoren: zum einen aus dem dauerhaften Erfolg des Unternehmens, 
der zu weiteren Investitionen anregte, zum anderen aber auch aus den für Bulgarien charakte­
ristischen Unzulänglichkeiten der Infrastruktur. Aus letzteren folgte, dass sich die Granitoid 
die Grundlagen für ihre erweiterten Aktivitäten selbst schaffen musste, da keine Strukturen 
vorhanden waren, auf die sie hätte zurückgreifen können. Am augenfälligsten zeigte sich die­
ser Sachverhalt bei der Energieversorgung des Unternehmens. Sie musste durch die Granitoid 
selbst gewährleistet werden, da es bis auf die staatlichen Minen in Pemik in Bulgarien keine 
größeren Anbieter von Energie bzw. Energieträgern gab. Das Unternehmen dehnte darauf hin 
seinen Tätigkeitsbereich auf die Energieversorgung aus, baute, wie erwähnt, Wasserkraftwer­
ke und begann außerdem, den Abbau von Kohle zu betreiben, die für den Betrieb der Zement-
960 Ebenda.
961 Ebenda.
962 Ebenda, S. 101. Außerdem CA, F 692K, op. 1, a.e. 2,1. 97-97v.
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fabrik in Batanovci benötigt wurde. Hierzu gründeten Atanasov, Naudascher und andere Part­
ner in den 20er Jahren die Aktiengesellschaft „Pirin“, die 1930 mit der Granitoid vereint, vier 
Jahre später aber wieder abgetrennt wurde. Im Jahre 1939 traten als Investoren die Kölner 
Baumaterialfirmen „Otto W olf4 sowie „Felten & Guilleaume“ hinzu. Die erfolgreiche Ent­
wicklung des Kohlebergbaus der Finnen Granitoid und Pirin erlaubte zudem die Eröffnung 
einer Fabrik zur Herstellung von Kohlebriketts, für die sich, wie gezeigt, nicht nur in Bulga­
rien, sondern auch im Ausland ein Markt b o t Allerdings zeigte sich das eigentliche Motiv für 
den Übergang des Unternehmens zur Energieerzeugung darin, dass noch Ende der 30er Jahre 
fast die Hälfte der hergestellten Energie von der Granitoid selbst verbraucht wurde.
Die Problematik der Energieversorgung der Produktionsstätten der Granitoid und des 
Transports ihrer Erzeugnisse zwang demnach die Firma, selbst Maßnahmen zur Errichtung 
der dafür nötigen Infrastruktur zu ergreifen. Sie drang damit in Tätigkeitsbereiche vor, in de­
nen sie ursprünglich nicht aktiv gewesen war, die im Laufe der Zeit aber eine eigene Dynamik 
und damit eine eigene Profitabilität gewannen, da sie Überschüsse hervorbrachten, die ver­
marktet werden konnten. Dadurch setzte die Granitoid vielfache Modemisierungsimpulse für 
die bulgarischen Infrastruktur. Der ursprüngliche Zweck des Unternehmens, die Zementher­
stellung, hatte Begleitmaßnahmen erforderlich gemacht, die letztlich nicht nur der Effizienz 
der Arbeitsabläufe in der Produktion dienten, sondern auch Anstöße für den allgemeinen 
Ausbau der Infrastruktur im Lande gaben.
Dem eingangs skizzierten Muster deutschen unternehmerischen Engagements in Bul­
garien noch näher als Granitoid kam die Firma Siemens. Im Jahre 2003 feierte sie ihr 
80jähriges Bestehen als Aktiengesellschaft in Bulgarien, wobei von dieser Zeitspanne freilich 
die Jahre der kommunistischen Herrschaft abzuziehen sind. Vor ihrer Gründung als „Bulgari­
schen Aktiengesellschaft Siemens“ im Jahre 1923 war das Unternehmen im Lande sechs Jah­
re lang mit einer Handelsvertretung präsent gewesen, die in die Hauptfirma organisatorisch 
als „Abteilung Bulgarien“ der Siemens-Schuckert-Werke Wien eingebunden gewesen war.963 
Das Grundkapital der AG erreichte im Jahre 1942 mit 25 Millionen Lewa seine größte Aus­
dehnung; zuvor hatten sich die Geschäftsaktivitäten der Firma in Bulgarien stetig erweitert.964
Den Verhältnissen im vorsozialistischen Bulgarien entsprechend, konnte das Haupt­
aufgabenfeld für Siemens zunächst vorwiegend im Bereich des Ausbaus der Infrastruktur lie­
gen. Für eine Firma der Elektrizitätsbranche bedeutete dies in erster Linie eine Beteiligung an
963 CA, F. 686K, op. 1, a.e. 383,1. 50f. Zu Geschichte der Firma Siemens in Südosteuropa vgl. Schröter, H.:
Siemens and Central and South-East Europe between the World Wars. In: Teichova, A.; Cottrell, P.L. (Hgg.):
International Business and Central Europe, 1918-1939. Leicester/New York 1983, S. 172-206. 
964 Vgl. CA, F. 686K, op. 1, Inhaltsangabe.
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der Erweiterung und Modernisierung der Strom- und Femmeldenetze im Lande. Hinzu kamen 
die Belieferung größerer Kunden, wie etwa auch der Granitoid, mit Maschinen und elektri­
schen Installationen und der Verkauf an Zwischenhändler und Installateure. Privatkunden wa­
ren nur für einen sehr kleinen Teil des Auftragsvolumens verantwortlich.
Deutlich wird dieser Sachverhalt zum Beispiel anhand einer Liste der 20 größten 
Kunden der Schwachstromabteilung von Siemens Bulgarien aus dem Jahre 1943. Am Ge­
samtumsatz der Firma hatten sie zusammen einen Anteil von 54,2 Prozent. Der mit weitem 
Abstand größte Auftraggeber war die Generaldirektion der Bulgarischen Staatsbahnen in So­
fia mit einem Volumen von über 17 Millionen Leva. Mit nur etwas mehr als der Hälfte, d.h. 
gut 9 Millionen Leva, folgte das Kriegsministerium. Unter den Behörden, die zu den 20 größ­
ten Kunden von Siemens zählten, waren außerdem das Bautenministerium, die königliche 
Schlossintendantur sowie das Justizministerium. Die Mine Pemik stellte einen weiteren staat­
lichen Kunden dar. Hinzu kamen kriegsbedingt die in Bulgarien zu jener Zeit stationierten 
Truppenteile der Deutschen Wehrmacht, die der Firma Siemens im Jahre 1943 einen Umsatz 
von gut einer Million Lewa einbrachten. Bei den restlichen Kunden in der Gruppe der größten 
20 handelte es sich um Zwischenhändler.965 Bestätigt wird dieses Bild der Kundschaft von 
Siemens auch durch eine Liste größerer offener Forderungen aus dem selben Jahr. Auch hier 
standen mit der Eisenbahndirektion und dem Bautenministerium zwei Behörden an der Spit­
ze. Enthalten waren außerdem wiederum das Justizministerium und das deutsche Militär so­
wie die Sofioter „Militärfabrik“ und die Granitoid.966
Neben der Struktur der Hauptkundschaft der bulgarischen Siemens AG lässt sich auch 
die Struktur der von der Firma gelieferten Artikel zur Veranschaulichung ihrer Rolle in der 
Modernisierung der bulgarischen Infrastruktur verwenden. Hierüber existiert zum Beispiel 
eine „Aufstellung über Lieferungen mit einem Auftragswert von über Lw. 20.000“ vom Juni 
1943. Sie zeigt, dass das Unternehmen den Hauptteil seiner Geschäfte im Femmeldewesen 
machte, d.h. in erster Linie wurden Telefone, Telefonanlagen sowie die entsprechenden Er­
satzteile verkauft. So wurden zu der betreffenden Zeit etwa eine automatische Telefonzentrale 
und Reserveteile im Wert von über 3 Millionen Leva an das Kriegsministerium geliefert. Das 
gleiche hatte die Außenstelle des Bautenministeriums in der Stadt Sumen bestellt, ebenso wie 
die Deutsch-Bulgarische Handelskammer, die königliche Hofintendantur und private Unter­
nehmen.967
965 CA, F. 686K, op. 1, a.e. 407,1. 54.
066 Ebenda, 1. 173.
067 Ebenda, 1.2.
Am wichtigsten aber im Sinne der Verbesserung der nationalen Infrastruktur scheint 
die Beteiligung der Firma Siemens am Ausbau des landesweiten Telefonnetzes gewesen zu 
sein. Nach dem Eindruck, den die Quellen vermitteln, erlangte Siemens auf diesem Gebiet 
eine führende Stellung. Jedenfalls sind speziell für die Jahre 1940/41 Dokumente überliefert, 
die belegen, dass das Unternehmen der bulgarischen Generaldirektion des Post-, Telegrafen- 
und Telefonwesens (PTT) Angebote zur Einrichtung automatischer Orts- und Fernämter un­
terbreitet hatte, die die manuelle Vermittlung von Telefongesprächen ablösen sollten. Derarti­
ge Angebote wurden für Städte und kleinere Orte in ganz Bulgarien vorgelegt. Zwar lässt sich 
nicht in jedem Falle nachweisen, dass Siemens den entsprechenden Auftrag auch erhielt; ak­
tenmäßig belegt ist allerdings, dass die Firma den Zuschlag beispielsweise für die Ortstele­
fonzentralen und auch für die Ortsnetze von Sofia, Varna und Ruse erteilt bekam.968 Da es 
sich hierbei mit um die größten Städte Bulgariens handelte, kann angenommen werden, dass 
Siemens von der Generaldirektion flächendeckend mit dem Ausbau und der Modernisierung 
des bulgarischen Telefonnetzes beauftragt wurde. Dafür sprechen jedenfalls verschiedene 
Gründe, wie etwa die offensichtliche Bewährung der von Siemens durchgefiihrten Installatio­
nen sowie die erhöhte Effizienz beim weiteren Ausbau und bei der Ersatzteilbeschaffung, die 
durch die einheitliche Ausstattung des Netzes aus einem Hause eher gewährleistet war. Au­
ßerdem mag eine Rolle gespielt haben, dass Siemens sich verpflichtete, im Sinne einer sach­
gemäßen Bedienung und Wartung der gelieferten Anlagen bulgarische Ingenieure und Me­
chaniker in den Herstellungsbetrieben auszubilden und das bulgarische Betriebspersonal vor 
Ort einzuweisen. Die Firma teilte der PTT im März 1941 mit, dass sie für die vier Bereiche 
Trägerfrequenztelefonie, Radiotelegrafie- und Rundfunkanlagen, Femschreibanlagen und 
Fernsprechzentralen Ingenieure und Mechaniker für eine Zeit von bis zu 39 Monaten in ihren 
Fabriken vor der Lieferung der Anlagen ausbilden würde. Die Unterhaltskosten wurden von 
Siemens übernommen.969 Auch dieser Punkt war charakteristisch für die sozioökonomischen 
Verhältnisse, unter denen Siemens in Bulgarien tätig war. Bei einer Ausbildungsdauer von bis 
zu drei Jahren und drei Monaten, die speziell für die Fernsprechzentralen vorgesehen war, 
kann es sich nicht mehr allein um ingenieurtechnische Weiterbildungsmaßnahmen oder um 
eine bloße Unterweisung im Gebrauch der neuen Apparaturen gehandelt haben. Vielmehr 
deutet die Ausbildungsdauer daraufhin, dass es hier um eine Vermittlung technischer Grund­
lagen ging, wie sie in Bulgarien in den Hochschulen und sonstigen Ausbildungseinrichtungen 
nicht ausreichend zu leisten war. Um die Kundschaft zufrieden zu stellen, war Siemens ge­
968 CA, F. 686K, op. 1, a.e. 438,1. 28.
969 Ebenda, 1.41f.
zwungen, seine Angebote für Bulgarien im Bereich des Femmeldewesens so umfassend zu 
gestalten, dass sie neben den eigentlich zu liefernden und zu installierenden Anlagen auch die 
Vermittlung von Grundlagen sowohl für ihren sachgemäßen Gebrauch als auch für das tech­
nische Verständnis ihrer Funktionsweise enthielten. Ähnlich wie bei der Granitoid führte also 
auch die Geschäftstätigkeit von Siemens in Bulgarien, die zunächst eigentlich nur im Verkauf 
elektrotechnischer Anlagen bestanden hatte, dazu, dass das Engagement des Unternehmens 
bezüglich Bulgariens über die ursprünglichen Absichten hinaus auf den Ausbildungsbereich 
ausgedehnt wurde. Im Unterschied zur Granitoid jedoch, die sich anfänglich die infrastruktu­
rellen Grundlagen im Lande selbst schaffen musste, um die eigene Produktion auffechterhal- 
ten zu können, ging es bei Siemens darum, Modemisierungsmaßnahmen in Form von Ausbil­
dung zu ergreifen, um den bulgarischen Markt zu „pflegen“ und damit seine Aufnahmefähig­
keit für die elektrotechnischen Produkte des Unternehmens zu erhalten bzw. zu erhöhen. Da­
hinter stand die Erkenntnis, dass es einen engen Zusammenhang gab zwischen dem in Bulga­
rien vorhandenen technischen Wissen und Verständnis und den Absatzchancen für die Er­
zeugnisse der Firma Siemens. Dass das Interesse an diesen Maßnahmen beiderseitig war, geht 
aus der Tatsache hervor, dass sie ursprünglich einer Forderung der PTT entsprungen waren, 
die für die vertraglich vereinbarten Preise den „Lieferumfang“ um die Ausbildung von Inge­
nieuren und Mechanikern ergänzen wollte. Insgesamt zeigt sich an diesem Beispiel in kleine­
rem Maßstab die praktische Anwendung des Grundkonzeptes des Mitteleuropäischen Wirt­
schaftstages. Wie bereits erläutert, stand auch beim MWT die Erkenntnis im Mittelpunkt, dass 
es galt, die Märkte Südosteuropas zu entwickeln, d.h. zu modernisieren, und die dortige 
Kaufkraft zu stärken, um sie für deutsche Industrieprodukte aufnahmefähig zu machen -  sei 
es durch Einführung neuer Technologien, sei es durch eine Umstrukturierung der Volkswirt­
schaften oder sei es durch Ausbildung. Besonders der zuletzt genannte Punkt gehörte bei 
Siemens offenbar zur Geschäftsstrategie.
Im Ganzen scheint der Beitrag der Firma Siemens zur Modernisierung der bulgari­
schen Infrastruktur während der Zwischenkriegszeit nicht imerheblich gewesen zu sein. Hier­
für spricht au f jeden Fall die umfassende Konzeption, nach der das Unternehmen beim lan­
desweiten Ausbau des Telefonnetzes vorging. Aufschlussreich sind in diesem Kontext die 
„Systembetrachtungen zum weiteren Ausbau der automatischen Telefonie in Bulgarien“, die 
Siemens der PTT im Februar 1941 unterbreitete. Demnach hatte die PTT die Initiative zur 
Einführung der automatischen Telefonie in Bulgarien ergriffen und sich dabei für das 
„Schrittschaltsystem“ entschieden. Die Wahl fiel letztlich auf das System der Deutschen 
Reichspost, an dessen Entwicklung die Berliner Siemens & Halske AG maßgeblich beteiligt
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gewesen war. Diese Entscheidung war zukunftsweisend, band sie doch die PTT auf lange Zeit 
in vielen Bereichen an Siemens als Lieferanten. Dementsprechend wurden dann in den fol­
genden Jahren die Fernsprechämter Sofia, Burgas, Varna, Ruse, Gabrovo, Stara Zagora und 
Plovdiv mit diesem System ausgestattet.970 Diese dauerhafte Bindung der PTT an Siemens 
wurde auch in den Systembetrachtungen thematisiert, die freilich auch als Werbeschreiben an 
den bulgarischen Kunden gedacht waren. Der Gedanke von Kontinuität und Einheitlichkeit 
beim Aufbau des bulgarischen Telefonnetzes spielte dabei eine wichtige Rolle; es ging dar­
um, unter Hinweis auf die bisher installierten Siemens-Anlagen die PTT von der Anschaffung 
anderer Systeme von anderen Herstellern abzuhalten:
„Bei der Bedeutung, welche heutzutage in Wirtschaft, Administration und na­
tionaler Verteidigung der Vereinheitlichung der Methoden, Systeme und Typen im 
Staatsinteresse beigemessen wird, ist es das Nächstliegende, auch auf dem Gebiete der 
automatischen Telefonie die geplanten Erweiterungs- und Neuanlagen nach dem glei­
chen System zu bauen, welches in Bulgarien bereits seit mehreren Jahren mit ausge­
zeichneten Resultaten funktioniert und in einer Anzahl von über 13.000 Anschlüssen 
installiert ist.“971
Charakteristisch für diese Argumentation ist neben dem Hinweis auf die bisherige 
Bewährung der Siemens’sehen Anlagen auch die Erwähnung der militärischen Bedeutung 
eines einheitlichen Telefonsystems. Berücksichtigt man die Datierung des Dokuments auf den ,
4. Februar 1941, einen Zeitpunkt, zu dem sich die Stationierung deutscher Truppen in Bulga­
rien und die Gefahr eines Kriegsausbruchs auf dem Balkan bereits konkret abzeichneten, so 
darf angenommen werden, dass diesem Argument ein großes Gewicht beigemessen wurde.
Neben der technischen wurde ihm von Seiten der Firma Siemens auch eine personalpolitische 
Bedeutung zugeschrieben:
„Bisher besteht in Bulgarien die Möglichkeit, einen Austausch des technischen ¡j
¡i
Personals zwischen allen bestehenden automatischen Ämtern durchzuführen, bzw. bei 3
Ausfallen durch Krankheit usw. in einem Amt sofort Ersatz aus anderen Ämtern her- Ji
Ijf
beizuschaffen. Dieser Vorteil erscheint besonders vom strategischen Gesichtspunkt !]
J
aus wichtig, würde aber der Generaldirektion bei zusätzlicher Verwendung eines j
Fremdsystems verloren gehen.“972 j
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970 Ebenda, 1. 125.
971 Ebenda, 1. 126.
972 Ebenda, 1. 138. Vgl außerdem 1.187-190.
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Die dominierende Stellung des Unternehmens beim Ausbau des bulgarischen Tele­
fonnetzes bedeutete freilich nicht, dass Siemens keine Konkurrenten mehr gehabt hätte. Im 
Rahmen des oben erläuterten Ausbaus der automatischen Telefonie boten neben Siemens 
auch andere Hersteller, wie etwa die Budapester Firma „Standard“ Hochfrequenz- 
Telefonieanlagen an. A ls man bei Siemens Anfang Februar 1941 erfuhr, dass „Standard“ nach 
Empfehlung der bulgarischen Preisprüfimgskommission den Zuschlag erhalten sollte, sandte 
man sogleich einen Protestbrief an den bulgarischen Verkehrsminister Goranov und rechtfer­
tigte die eigenen Preise, bot zugleich aber auch einen Nachlass an.973 Außerdem verwies die 
Firma Siemens darauf, dass zwischen den Regierungen Deutschlands und Bulgariens eine ge­
nerelle Vereinbarung über die Lieferung deutscher Anlagen im Rahmen des Ausbaus der au­
tomatischen Telefonie getroffen worden sei.974
Auf diese W eise brachte sie ein politisches Moment in die Verhandlungen ein, das an­
gesichts der drohenden Kriegsgefahr auf dem Balkan nicht ohne Bedeutung sein konnte. Die­
se wirtschaftspolitische Dimension der Siemens’sehen Geschäfte in Bulgarien war indes zu 
dieser Zeit längst nicht mehr neu. Am bekanntesten in diesem Zusammenhang dürfte das gro­
ße Kompensationsgeschäft sein, das im Jahre 1934 zwischen Bulgarien und einem Konsorti­
um deutscher, österreichischer, tschechoslowakischer und ungarischer Firmen abgeschlossen 
worden war. Damals verpflichtete sich Bulgarien zur Lieferung älterer Tabakemten im 
Tausch gegen Industrieprodukte des Konsortiums.975 Der Anteil von Siemens an den Umsät­
zen der deutschen Teilnehmer betrug ungefähr 25 Prozent.976
Dieses Kompensationsgeschäft war für die deutsche Exportwirtschaft und somit auch 
für Siemens ein entscheidender Impuls für die Belebung der Handelsbeziehungen mit Bulga­
rien, nachdem im Jahre 1932 der deutsch-bulgarische Handelsvertrag wichtige Grundlagen 
geschaffen hatte. Zuvor hatte der Export unter den schwachen Absatzmöglichkeiten gelitten, 
die während der 20er Jahre durch die Folgen des Ersten Weltkrieges, später dann durch die 
Weltwirtschaftskrise zusätzlich beeinträchtigt wurden. Hiermit hing auch zusammen, dass die 
Österreichischen Siemens-Schuckert-Werke, die seit 1923 die Aktienmehrheit bei der bulgari­
schen Siemens AG hielten, keinen Fertigungsbetrieb in Bulgarien gründeten, so wie sie es in 
der Tschechoslowakei und Polen getan hatten.977 Hierfür waren in Bulgarien die Vorausset­
zungen nicht gegeben, d.h. es fehlte an der nötigen Infrastruktur, ausgebildetem Fachpersonal
973 Ebenda, 1. 18f.
974 Ebenda, I. 15.
97i Vgl. Kapitel 3.3..
976 Kostov, A.: Siemens und Bulgarien. Der Beitrag eines deutschen Konzerns zur Modernisierung Bulgariens in 
der Zwischenkriegszeit, ln: Collegium Germania 3, S. 106-115, hier: S. 109. Im folgenden zitiert als „Kostov“.
977 Ebenda, S. 108.
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und nicht zuletzt erfolgversprechenden Absatzmöglichkeiten. Dementsprechend blieb die 
bulgarische Siemens AG ein Zuschussbetrieb, obwohl sie im Grunde auch als eigenständige 
Aktiengesellschaft nichts anderes war, als eine bloße Handelsvertretung des Siemens- 
Konzerns. Als solche spielte sie allerdings eine wichtige Rolle sowohl für die Siemens- 
Schuckert-Werke als auch für Siemens & Halske Berlin, da sie auch als direkte Vermittlerin 
von Geschäften dieser beiden Firmen mit bulgarischen Kunden, d.h. in erster Linie dem Staat, 
wertvolle Dienste leistete.* 979
Unter diesen Bedingungen erlebte Siemens in Bulgarien eine intensive Handelsperio­
de in der zweiten Hälfte der 20er Jahre, als im Lande der Bedarf an Anlagen im Starkstrombe­
reich anstieg, der mit der Errichtung neuer Kraftwerke zur Stromerzeugung zusammenhing. In 
diesem Kontext sei an die zu dieser Zeit von der Granitoid errichteten Wasserkraftwerke erin­
nert. Das Unternehmen Eduard Naudaschers wurde zu dieser Zeit, d.h. um 1930, zu einem der 
wichtigsten bulgarischen Kunden der Siemens AG.980 Insgesamt aber war dieser Aufschwung 
für Siemens eher auf verstärkte Bemühungen des Staates Zurückzufuhren, eine allgemeine 
Elektrifizierung des Landes anzustreben. Hierzu war es notwendig, von der lokalen Stromver­
sorgung einzelner Städte und Fabriken m it Hilfe von Dieselmotoren zu einer flächendecken­
den überzugehen, die den Strom aus Kohle- und Wasserkraftwerken bezog. Hieraus ergab 
sich für Siemens die Gelegenheit, die neuen Kraftwerke mit Starkstromanlagen, wie etwa 
Wasserturbogeneratoren oder Dieselmotoren auszustatten. Bis 1939 wurden Anlagen von 
Siemens in insgesamt 16 bulgarischen Elektrizitätswerken installiert.981
Neben diesen größeren Aufträgen lieferte das Unternehmen ab den späten 20er Jahren 
auch kleinere Produkte, wie zum Beispiel Kabel, Leitungen und Schaltgeräte. Hinzu kamen 
ab den frühen 30er Jahren auch Geräte aus der Medizintechnik.982
Das zweite große Geschäft, das Siemens in Bulgarien machen konnte, lag im Bereich 
der Kommunikationstechnik. Auch hier hatten der Erste Weltkrieg und die Weltwirtschafts­
krise dazu geführt, dass Modemisierungsmaßnahmen erst mit erheblicher Verzögerung einge­
leitet werden konnten. Nachdem im Jahre 1925 die erste, von Siemens hergestellte, Hand­
wählzentrale in Sofia installiert und 1927 erweitert worden war, musste man erst bis zum Ab­
klingen der Weltwirtschaftskrise warten, bis ab Mitte der 30er Jahre der Ausbau des bulgari­












schäft von 1934. Durch die oben bereits erwähnten Installationen Siemens’scher Telefonzent­
ralen gelang es bis zum Beginn des Zweiten Weltkrieges die Zahl der Telefonanschlüsse von 
13.800 im Jahre 1928 auf über 26.000 zu erhöhen, was fast eine Verdoppelung bedeutete.983
Neben der Telefonie war Siemens in Bulgarien auch in einem zweiten Bereich der 
Kommunikationstechnik involviert, und zwar in der Funktechnik, d.h. Rundfunk und drahtlo­
se Telegrafie. Hier trat Siemens allerdings nicht direkt als Akteur auf, sondern lediglich mit­
telbar als Teilhaber an der Telefunken AG, die Siemens zusammen mit der „Allgemeinen E- 
lektrizitätsgesellschaft“ (AEG) führte. Wichtige von der Telefunken in Bulgarien realisierte 
Projekte waren die Errichtung des ersten größeren Rundfunksenders in Sofia in den Jahren 
1937/38, wodurch zugleich der Bedarf an Radioapparaten gesteigert wurde, sowie 1942/43 
die funktechnische Ausstattung des neuen Sofioter Militärflughafens „Vrazdebna“ . Bei die­
sem Projekt bestand freilich großes militärisches Interesse auch von deutscher Seite, weshalb 
Offiziere der deutschen Luftwaffe von Anfang an in die Planungen mit einbezogen waren.984 985
Insgesamt wurde also der Hauptteil des bulgarischen Geschäfts des Siemens-Konzems 
durch Installationen im Rahmen der Elektrifizierung sowie der Telefonvemetzung des Landes 
abgedeckt. Verglichen mit anderen osteuropäischen Staaten, d.h. vor allem jenen in Ostmit­
teleuropa, blieb Bulgarien indes ein für das Auslandsgeschäft des Konzerns relativ unbedeu­
tendes Land. Jedenfalls geht diese Einschätzung aus internen Betrachtungen der Siemens- 
Schuckert-Werke über die Elektrowirtschaft Bulgariens im Jahre 1939 hervor. Zwar betonte 
man den erheblichen Einfuhrbedarf des Landes an elektrischem Gerät, wobei man feststellte, 
dass dieser Import zu 84 Prozent aus Deutschland kam, und würdigte die Industrialisierungs­
bestrebungen. Zudem war man bei Siemens offenbar gut über den Stand der Elektrifizierung 
Bulgariens informiert, die seit der zweiten Hälfte der 20er Jahre planmäßig durchgefuhrt wur­
de. Es zeigte sich dabei aber, dass im Jahre 1937 lediglich 30 Prozent der Bevölkerung Zu­
gang zu Stromversorgung hatten. Dabei beklagten die Siemens-Schuckert-Werke, dass für die 
Einführung der Elektrizität in Bulgarien nicht konsequent genug geworben würde.
Die weitere Entwicklung des Marktes für elektrische Geräte und Anlagen in Bulgarien 
wurde bei Siemens demnach skeptisch beurteilt. Gleichwohl war man der Meinung, dass die 
Entwicklung zumindest in die richtige Richtung ging. Als besonders wichtig schätzte das Un­
ternehmen in seinen internen Betrachtungen den Strommarkt ein. Dieser war Ende der 30er 
Jahre nach Auffassung des Konzerns noch in erster Linie durch seine Fragmentierung ge­
983 Ebenda, S. 111. Vgl. außerdem: 60 godini bälgarski PTT (1879-1939g.), Sofia 1939.
984 Vgl. CA, F. 687K, op. 1, a.e. 67,1.18-21 und 68-77.
985 SA, Prov. ZA, Sig. 9343 (nicht paginiert).
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kennzeichnet. Dies hing damit zusammen, dass die Oberland-Elektrifizierung Bulgariens 
noch in den Anfängen steckte. Bis Ende der 30er Jahre waren die Wasserkraftwerke, die im 
vorherigen Jahrzehnt begonnen hatten, die Dieselzentralen abzulösen, noch nicht untereinan­
der vernetzt. Erste Maßnahmen in diese Richtung wurden erst ab Mitte der 30er Jahre im Zu­
ge der planmäßigen Elektrifizierung ergriffen. Eine flächendeckende Vereinheitlichung des 
Stromnetzes, von der man sich bei Siemens eine allgemeine Senkung der Strompreise erhoff­
te, erwartete der Konzern nicht für die absehbare Zeit. Zwar registrierte die Firma Siemens 
die in Bulgarien betriebene Politik zur Schaffung eines staatlichen Elektrizitätsmonopols, er­
wartete aber, dass bei der Knappheit der öffentlichen Gelder die Stromerzeugung weiterhin in 
privater Hand, wie etwa bei der Granitoid bleiben würde. Die Pläne der bulgarischen Regie­
rung liefen dementsprechend für die nähere Zukunft darauf hinaus, ein staatliches Handels­
monopol für Elektrizität zu schaffen, die Erzeuger zu verpflichten, den Strom an den Staat zu 
verkaufen.986
Trotz dieser Unzulänglichkeiten des bulgarischen Marktes, an deren Überwindung 
gleichwohl gearbeitet wurde, bewertete Siemens die Entwicklung der eigenen Ausfuhr nach 
Bulgarien positiv. Diese sei im Zusammenhang mit der allgemeinen Belebung der bulgari­
schen Einfuhr nach dem Abklingen der Weltwirtschaftskrise und dem Abschluss bilateraler 
Verrechnungsabkommen mit Deutschland (und Italien) zu sehen. Zwischen 1934 und 1938 
habe sich die Gesamteinfuhr elektrotechnischer Produkte nach Bulgarien mehr als verdoppelt. 
Im selben Zeitraum, so die internen Betrachtungen des Konzerns, habe sich der deutsche An­
teil daran von 52 auf 77 Prozent erhöht. Der Siemens-Konzern selbst hatte an der deutschen 
Elektroausfuhr nach Bulgarien nach dem Anschluss Österreichs einen Anteil von 26 Prozent. 
Die Annexion hatte dazu geführt, dass die Daten der Wiener Siemens-Schuckert-Werke und 
der Berliner Siemens & Halske AG nun zusammen in die Statistik einfließen konnten. Zuvor 
hatte der Wert bei 23 Prozent gelegen.987
Dieser Anteil des Siemens-Konzems an der deutschen Elektro-Ausfuhr nach Bulga­
rien kam teilweise durch die vom bulgarischen Staat dem Unternehmen bewilligten Einfuhr- 
kontingente zustande, die im Rahmen der Gesamtkontingentierung im bilateralen deutsch­
bulgarischen Handel zu betrachten sind. Darüber hinaus konnte Siemens allerdings elektri­
sche Anlagen, Maschinen und Apparate liefern, die bei einem Einzelwert von über 5000 Leva 







staatliche Betriebe, so dass die eigentlichen Liefermöglichkeiten wesentlich höher waren, als 
durch die Kontingente bestimmt war.988
Insgesamt wird am Beispiel Siemens deutlich, unter welchen gesamtwirtschaftlichen 
Bedingungen ein exportorientiertes deutsches Industrieunternehmen während der Zwischen- 
kriegszeit in Bulgarien arbeiten konnte. Aufgrund der volkswirtschaftlichen Struktur konnten 
nur der Staat bzw. staatliche Unternehmen Hauptkunden der Firma sein. Hinzu kamen die 
Betreiber von Elektrizitätswerken, für die Siemens einen großen Teil der Anlagen lieferte. Die 
Rolle, die eine Firma wie Siemens demnach bei der sozioökonomischen Modernisierung Bul­
gariens spielen konnte, war im wesentlichen durch die staatliche Modemisierungspolitik, d.h. 
vor allem beim Ausbau der Infrastruktur vorgegeben. Diesem Kurs hatte das Unternehmen zu 
folgen, indem es staatliche Aufträge ausfiihrte. Hierin liegt ein wichtiger Unterschied zu den 
Aktivitäten anderer, in Bulgarien produzierender Unternehmen, wie Granitoid, die Infrastruk­
turmaßnahmen im Interesse ihrer eigenen Produktivität ergriffen. Ein Unterschied bestand 
auch zu den Aktivitäten von Interessenvereinigungen wie dem MWT, die durch die Propagie­
rung konzeptioneller Entwürfe Einfluss auf die gesamte sozioökonomische Entwicklung zu 
nehmen versuchten. Siemens hingegen blieb darauf beschränkt, Aufträge zu akquirieren, so­
weit sie unter der gegebenen binnen- und außenwirtschaftlichen Lage Bulgariens zu erhalten 
waren, und Ausbildungsmaßnahmen im Zusammenhang mit diesen Aufträgen durchzufuhren. 
Dabei wurde deutlich, wie sehr, zumindest im Falle der Firma Siemens, der bilaterale Ver­
rechnungsverkehr, d.h. das Clearing, das Geschäft beleben konnte. Denn nur dadurch wurde 
das devisenarme Bulgarien überhaupt in die Lager versetzt, nach der Weltwirtschaftskrise 
hochwertige Industriegüter einzuführen. Dementsprechend kann es auch nicht verwundern, 
dass Siemens maßgeblich am Kompensationsgeschäft von 1934 beteiligt war.
Auch wenn also Siemens auf Aufträge, meist öffentlicher Herkunft, angewiesen war, 
und nicht an der konzeptionellen Gestaltung der Modernisierung beteiligt war -  wenigstens 
nicht direkt -, so leistete die Firma doch einen nennenswerten Beitrag zum Ausbau einer mo­
dernen Infrastruktur in Bulgarien. Als Hauptgründe hierfür sind der Erfolg des Unternehmens 
im Wettbewerb mit seinen Konkurrenten sowie die Kontinuität seiner geschäftlichen Aktivitä­
ten in Bulgarien zu nennen. Letztere bewirkte, wie etwa bei der Installation von automati­
schen Fernsprechämtern, aus Gründen der technischen Vereinheitlichung oft eine langfristige 
Bindung staatlicher Kunden an Siemens.
988 Ebenda.
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Von der Belebung des deutsch-bulgarischen Handels ab 1934 profitierten naturgemäß 
auch Unternehmen, deren Tätigkeitsbereich vorwiegend auf dem Gebiet des Warenverkehrs 
lag, d.h. Speditionsfirmen. Eine herausragende Position nahm diesbezüglich im deutsch­
bulgarischen Handel die Firma Schenker ein. Als Spedition war sie direkt sowohl von den 
Besonderheiten der bulgarischen Volkswirtschaft als auch von den Entwicklungen im 
deutsch-bulgarischen Handel betroffen.
Die Geschichte der Firma Schenker & Co. in Bulgarien reichte freilich viel weiter zu­
rück als nur in die Zwischenkriegszeit. Tatsächlich war Schenker unter den hier beispielhaft 
behandelten Unternehmen das traditionsreichste, wenn man die Eröffnung einer eigenen Filia­
le in Bulgarien als Anfangspunkt nimmt. Während Granitoid (1908) und Siemens (1917) erst 
im 20. Jahrhundert ihre Tätigkeit in Bulgarien aufnahmen, wurde die erste bulgarische Schen­
ker-Filiale bereits im Jahre 1880 in Sofia gegründet, also nur zwei Jahre nach der Staatsgrün­
dung. Im Jahre 1913 hatte sie sechs Mitarbeiter.989 Diese Eröffnung spricht für einen unge­
wöhnlichen Pioniergeist des Firmengründers Gottfried Schenker und ein beträchtliches Zu­
trauen in die Entwicklung des bulgarischen Außenhandels. Zugleich verrät es aber auch einen 
nicht unerheblichen Optimismus bezüglich des Entwicklungspotentials der eigenen Firma, die 
zum Zeitpunkt der Eröffnung der Sofioter Filiale nicht älter als acht Jahre war: Ihr Eintrag in 
das Wiener Handelsregister war am 16. Juli 1872 erfolgt.990 In den folgenden Jahren, speziell 
aber ab 1880, erfolgte eine rasante Expansion des Unternehmens auf dem ganzen europäi- <
sehen Kontinent. Dies hatte zum einen mit der innovativen Organisation des Warentranspor­
tes durch Schenker zu tun: Im Jahre 1873 führte Gottfried Schenker in seinem Unternehmen 
das Konzept des sogenannten Sammeltransportes ein, durch das er seine Konkurrenten an 
Schnelligkeit, Sicherheit und Billigkeit übertraf.991 Zum anderen aber war mit diesem Kon­
zept ein Effekt verbunden, der in einem wesentlichen Maße verantwortlich war für die weit 
verzweigte internationale Präsenz des Unternehmens. Denn das Konzept des Sammelverkehrs •
erwies sich als besonders kapitalintensiv, „weil man dafür ein dichtes Netz von Filialen, ver-
j
bunden mit Magazinen und Lagerhäusern im Bahnhofsareal oder im Hafengebiet, benötig- j
te“ .992 Dieser Strategie entsprach die frühe Eröffnung der Sofioter Filiale, die im Grunde mit Ü I
989 Matis, H.; Stiefel, D.: Das Haus Schenker. Geschichte der internationalen Spedition 1872-1931. Wien 1995. 
S. 51 u. 53. Fortan zitiert als „Das Haus Schenker“.
** Ebenda, S. 31.
991 Näheres zur Funktionsweise des Sammeltransportes: Das Haus Schenker, S. 46^48.
992 Ebenda, S. 48.
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dem Beginn der großen Auslandsexpansion zusammenfiel, ebenso wie die 1893 gegründete 
Filiale in Plovdiv sowie die Vertretung in der Hafenstadt Ruse an der Donau.993
Diese bulgarischen Stützpunkte sind indes als Teil einer groß angelegten Strategie zu 
betrachten, die seit den 1880er Jahren danach strebte, die Firma Schenker zur führenden Spe­
dition im europäischen Orienthandel zu machen. Bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts baute 
Schenker dementsprechend sein Filialnetz so aus, dass das Unternehmen eine dominierende 
Stellung im Transithandel von Großbritannien bis in das Osmanische Reich erlangte. Die 
Hauptstationen Richtung Südosten waren Budapest, Belgrad, Bukarest, Sofia und Konstanti­
nopel bzw. Smyma/Izmir.994
Nach dem Ersten Weltkrieg ergab sich für Schenker speziell in Südosteuropa eine 
grundlegend veränderte Situation, hatte doch der Zerfall der Donaumonarchie viele bisher in­
ländische Filialen zu ausländischen gemacht, die sich durch die betont nationale Wirtschafts­
politik der Nachfolgestaaten zusätzlichen Schwierigkeiten ausgesetzt sahen. Auch die bulgari­
schen Filialen waren damit von der Wiener Zentrale gewissermaßen weiter weg gerückt. Die 
Lage des Hauptsitzes der Firma in der Hauptstadt „Deutsch-Österreichs“ erwies sich ebenfalls 
zunehmend als problematisch.995 War diese zuvor als Residenzstadt wirtschaftlicher Dreh- 
und Angelpunkt für ganz Südosteuropa gewesen, so verlor sie nun als Regierungssitz eines 
mitteleuropäischen Kleinstaates auch handelspolitisch erheblich an Bedeutung.
Diese Problematik sollte sich indes während der Zwischenkriegszeit als Ausgangs­
punkt für eine Entwicklung erweisen, die die Bedeutung der Spedition für den deutsch­
bulgarischen Handel entscheidend vergrößern sollte. Denn hierdurch wurde Schenker eigent­
lich erst wirklich zu einem deutschen Unternehmen. Die zunehmende wirtschaftliche Bedeu­
tung Deutschlands für Ostmittel- und Südosteuropa nach dem Ersten Weltkriege996 führte 
auch zu einer schrittweisen Verlagerung der Untemehmensführung nach Berlin und zur all­
gemeinen Expansion in Deutschland. Da Schenker von jeher ein vorwiegend eisenbahnorien­
tiertes Speditionsunternehmen gewesen war, entwickelten sich darauf hin, trotz der zuneh­
menden Bedeutung des LKW-Verkehrs, enge Beziehungen zur Deutschen Reichsbahn. Diese 
erhielten eine besondere Note, nachdem das Unternehmen durch die Inflation von 1923/24 in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten war, aus denen es sich aus eigener Kraft nicht mehr be­
freien konnte. In dieser Situation sprang die Reichsbahn bei und vermittelte einen Kredit über 
15 Millionen Mark, der mit der Verpflichtung Schenkers verbunden war, einen Informations­
993 Ebenda, S.51.
994 Ebenda, S. 48 u. 52.
995 Ebenda, S. 159.
996 Vgl. Kapitel 3.1..
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dienst über den europäischen Güterverkehr für die Bahn zu betreiben und zugleich für die 
Bahn als Transportmittel zu werben.997 Im Jahre 1931 führten diese engen finanziellen Bin­
dungen von Schenker und Reichsbahn -  d.h. die durch den Kredit gegebene faktische Beteili­
gung der Bahn an dem Unternehmen - dazu, dass letztere die Aufsicht über das Unternehmen 
erhielt und es schließlich auch förmlich übernahm.998
Für den deutsch-bulgarischen Handel ab den frühen 30er Jahren bedeutete dies, dass 
Schenker praktisch an allen in diesem Rahmen abgewickelten Transporten beteiligt war, da 
stets ein Großteil der Strecken au f Schienen zurückgelegt wurde. In der Zwischenkriegszeit 
besaß die Bahn die Vorherrschaft im Verkehrswesen zu Lande. Als deutsches Staatsunter­
nehmen, das Schenker durch die Übernahme durch die Reichsbahn de facto geworden war, 
hatte es somit wenn nicht ein Monopol, so doch eine bei weitem dominierende Stellung auf 
diesem Gebiet inne.999 „Schenker hatte damit u.a. die Vertretung der Deutschen Reichsbahn 
für den Güterverkehr in Rumänien, Bulgarien, Jugoslawien, Griechenland, Türkei und Eng­
land übernommen.“ 1000 Dies bedeutete indes nicht nur eine dominante Stellung für Schenker 
bei den Bahntransporten, sondern auch umgekehrt eine durch die historische Entwicklung des 
Unternehmens bedingte stärkere Orientierung im gesamten deutschen Gütertransport nach 
Südosteuropa. Aus dieser Perspektive gesehen, verbesserte die neue Rolle Schenkers als A- 
gent für den Warenverkehr der Reichsbahn verbunden mit der traditionell starken Präsenz des 
Unternehmens in Bulgarien und Südosteuropa die logistischen Grundlagen für den weitrei­
chenden Ausbau der deutsch-bulgarischen bzw. insgesamt der deutsch-südosteuropäischen 
Handelsbeziehungen während der 30er Jahre. Matis/Stiefel meinen dazu:
„Dies stand durchaus im Einklang mit den Handelsinteressen des Deutschen 
Reiches, denn -  wie Staatssekretär Vogt während einer Sitzung des Überwachungs­
ausschusses [für Schenker, M.W.] ausführte -  ,die Handelszukunft Deutschlands liegt 
im Osten’.“ 1001
Durch diesen Zusammenhang versuchte das Wiener Büro, das seit Beginn der 20er 
Jahre durch Berlin zunehmend aus seiner Rolle als eigentliche Schenker-Zentrale verdrängt 
worden war, wieder mehr ins Spiel zu kommen. Man betonte dort die traditionell wichtige 
Stellung Wiens für den Südost-Handel und sah eine
997 Ebenda, S. 280.
998 Hierzu ausführlich: ebenda, S. 315-336.
999 Vgl. CA, F. 261K, op. 1.
1000 Matis, H.; Stiefel, D.: Grenzenlos. Die Geschichte der internationalen Spedition Schenker von 1931 bis 
1991. Frankfurt/Wien 2002, S. 19. Fortan zitiert als „Grenzenlos“.
1001 Ebenda, S. 37.
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„Gewohnheit der Balkanvölker, in Wien ihre Geschäfte abzuschließen, so dass 
recht eigentlich Wien als der Großhandelsplatz zwischen dem Westen und Osten Eu­
ropas angesehen werden kann. (...) Der große Wert der Organisation Schenker besteht 
nach unserer Meinung doch fur die DRG [Deutsche Reichsbahn Gesellschaft, M.W.] 
ausschließlich in dem äußerst schlagkräftigen, durchorganisierten Wiener Büro.“1002 
Dieses wurde nach dem Anschluss Österreichs freilich auch formell als „Direktion 
Wien“ der Berliner Zentrale unterstellt.1003 Die traditionell starke Präsenz der Firma Schenker 
in Südosteuropa führte dazu, dass ihre Ost-Geschäfte während der Zweiten Weltkrieges im 
Zuge der Ausdehnung des deutschen Machtbereiches in der Region einen deutlichen Auf­
schwung nahmen. Ein wichtiger Posten des Handels mit Bulgarien wurde im Export in jener 
Zeit, speziell aber ab 1942, Munition, beim Import war es in erster Linie der Tabak, und im 
Zuge der Umstrukturierung der bulgarischen Agrarproduktion ab Mitte der 30er Jahre spielte 
auch Wein eine zunehmend wichtige Rolle.1004
In Bulgarien selbst war die Arbeit der Spedition Schenker naturgemäß von den Be­
sonderheiten der dortigen sozioökonomischen Verhältnisse beeinflusst. Anschaulich wird die­
ser Sachverhalt beispielsweise anhand des Prüfungsberichtes über die Wirtschaftsführung 
zum 31. Juli 1939, d.h. über das erste Halbjahr 1939. Der Verlust von gut einer halben Milli­
on Leva, den die Schenker & Co. AG Sofia in dieser Zeit gemacht hatte, wurde in dem Be­
richt durch saisonale Schwankungen des bulgarischen Exportgeschäfts erklärt.1005 Um den 
gleichwohl schlechten Eindruck des aufscheinenden Verlustes auszugleichen, fühlte sich die 
Sofioter Filiale verständlicherweise bemüßigt, sogleich die Geschäftsschätzungen für die fol­
genden zwei Monate folgen zu lassen. Ihren Angaben zufolge konnte man für August und 
September mit einem Gewinn von ca. 340.000 Leva rechnen, wodurch der Verlust während 
der ersten sieben Monate des Jahres 1939 insgesamt in einen Gewinn umgewandelt worden 
wäre.1006
Zudem verwies man darauf, dass ein derartiger Verlust in der ersten Jahreshälfte 
nichts ungewöhnliches sei, da die Filiale aufgrund des Charakters der bulgarischen Volkswirt­
schaft ihre Geschäfte in erster Linie mit der Ausfuhr von Agrarprodukten machte:
„Diese Ausfuhren setzen naturgemäß erst nach der Ernte ein und da der Im­
port-Verkehr allein die Regien nicht deckt, weisen die ersten Monate des Jahres re­
1002 Ebenda, S. 38.
,005 Ebenda, S. 48.
1004 Ebenda, S. 58.
1005 CA, F.261K, op. 3, a.e. 3,1.19.
1006 Ebenda, 1. 20.
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gelmäßig Verluste auf, während immer die letzten 4-5 Monate den Ausfall wettma­
chen. Diese Erscheinung ist auch im Jahre 1939 zu verzeichnen, obzwar der Import in 
diesem Jahre gegenüber früher beachtlich gestiegen ist.“1007
Insgesamt prognostizierte der Prüfbericht einen günstigen Geschäftsverlauf für das 
Jahr 1939. Hierzu trug sicherlich der intensivierte deutsch-bulgarische Handel bei, der, wie an 
anderer Stelle bereits erwähnt, zu dieser Zeit bereits über zwei Drittel des gesamten bulgari­
schen Außenhandelsvolumens ausmachte. In diesem Zusammenhang verwies der Bericht 
nicht nur auf gesteigerte Importe aus Deutschland, die zu einem erheblichen Maße durch 
deutsche Rüstungslieferungen erzielt wurden,1008 sondern auch auf größere Gewinne, die man 
mit Obst- und Tabaktransporten speziell für die Firma Reemtsma gemacht hatte bzw. noch 
erwartete.1009 *Schenker profitierte also eindeutig von den neuen Entwicklungen, die die Ges­
taltung der deutsch-bulgarischen Handelsbeziehungen und die begonnene Umstellung der 
bulgarischen Landwirtschaft mit sich brachten.
Neben der durch die bulgarischen Gegebenheiten bedingten saisonalen Abhängigkeit 
des jährlichen Geschäftsverlaufs der Spedition Schenker hatte sich das Unternehmen vor al­
lem auch mit den finanziellen Besonderheiten des bulgarischen Marktes, d.h. den vorhande­
nen Kapital Strukturen, auseinander zu setzen. Dem Prüfbericht zufolge war das bulgarische 
Exportgeschäft in hohem Maße abhängig von Kreditfinanzierung. An dieser Stelle trat neben 
der andauernd beklagten geringen Produktivität der bulgarischen Landwirtschaft und der bis 
in die 30er Jahre hinein vorherrschenden Einseitigkeit ihrer Produktion der eklatante Kapi­
talmangel als ein wichtiges Hindernis für die soziookonomische Modernisierung Bulgariens 
in den Vordergrund. Es wirkte sich nicht nur negativ auf die internationale Wettbewerbsfä­
higkeit der bulgarischen Agrarprodukte aus, sondern auch auf die logistische Abwicklung der 
Ausfuhren selbst, da die Exporteure vielfach nicht die nötigen Mittel hierfür zur Verfügung 
hatten. Der Prüfbericht meinte dazu,
„dass das Exportgeschäft nur mit großen Krediten und Finanzierungen zu hal­
ten ist. Sowohl bei Obst, als auch bei Schweinen, Tabaken und anderen Transporten 
sind Vorschüsse, die teilweise den Kunden zum Ankauf der Waren gegeben werden, 






























Auch im Importgeschäft musste die Spedition Schenker in Bulgarien in hohem Maße 
Zahlungsversprechen anstelle von direkten Zahlungen akzeptieren. Diese wickelten sich beim 
Import, wie es hieß, „viel zu sehr in Wechseln ab“, die oft noch dazu als schlechte Wechsel 
angesehen wurden. Um die Größenordnung des von der Geschäftsleitung als „ungemein 
hoch“ betrachteten Wechselbestandes zu veranschaulichen, soll hier der Wert aus dem Jahre 
1938 dem auf der Ertragsseite der Bilanzrechnung aus dem selben Jahre gegenübergestellt 
werden: Dem zum 31. Dezember 1938 festgestellten Wechselbestand von 1.831.828 Leva 
stand ein Jahresertrag von 4.626.925 Leva gegenüber, d.h. der Ertrag machte nur ungefähr das 
Zweieinhalbfache des Wechselbestandes aus.1011
Einerseits akzeptierte die Firma das hohe Ausmaß an finanzierten Geschäften im Ge­
samtumsatz als unvermeidliche Folgen der Kapitalarmut in der bulgarischen Privatwirtschaft, 
mithin also als natürliche, durch die Umstände gegebene Begleiterscheinung ihrer Präsenz in 
Bulgarien. Andererseits hatte sie dabei aber offenbar auch mit dubiosen Geschäftspraktiken 
zu kämpfen, in die sich ihre Mitarbeiter verwickeln ließen. Hinzu kamen auch administrative 
Nachlässigkeiten. Solche wurden vor allem in der Buchführung der Verkehrsabteilung bean­
standet, die nach Angaben des Prüfberichts nachlässig war. Demnach waren die Daten zu den 
transportierten Waren oft unvollständig und die Bücher beschädigt. Außerdem ließen sie oft 
den Nachweis der Kenntnisnahme durch den zuständigen Abteilungsleiter vermissen. Eine 
Qualitätskontrolle der Transporte durch den Leiter der Exportabteilung fehlte offenbar eben­
falls.1012 Beim Import wurden praktisch die gleichen Mängel beklagt.1013 Hinzu kam eine gro­
ße Zahl von Spesen, die durch Außendienstmitarbeiter falsch abgerechnet worden waren. 
Diese schienen in den Büchern zumeist als Gebühren auf, die für die Stempelung von Urkun­
den, d.h. in erster Linie Zolldokumenten, angeblich aufgewendet worden waren. Die Prüf­
kommission stellte dem Bericht zufolge später fest, dass diese Beträge nicht für Stempelun­
gen, sondern für andere Zwecke gezahlt worden waren.1014 Auch die Kredite und Wechsel 
waren, so der sich aus dem Prüfbericht ergebende Eindruck, teilweise leichtfertig oder auf­
grund persönlicher Beziehungen, also als Freundschaftsdienst, vergeben worden. Sie schienen 
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Die Missstände hatten offenbar zu personellen Konsequenzen in der Sofioter Filiale 
der Spedition Schenker geführt, denn im Jahre 1939 wurden bereits Verbesserungen festge­
stellt, freilich ohne dass alle Mängel beseitigt worden wären.1016 Diese dürfen allerdings nicht 
ohne weiteres etwaigen „bulgarischen Zuständen“ zugeschrieben werden. Die Veränderungen 
beim Personal betrafen nämlich in erster Linie deutsche Mitarbeiter auf der Führungsebene. 
Besonders auffallend ist in diesem Zusammenhang die wiederholte Nennung des Namens 
Heilbom in den Akten. Zwar bleibt dort seine Identität weitgehend im Dunkeln, aus den Do­
kumenten geht aber hervor, dass er eine leitende Position in der Exportabteilung innegehabt 
haben muss, bevor er noch vor dem durch den Prüfbericht behandelten Zeitraum entlassen 
wurde. Sein Name taucht in erster Linie im Zusammenhang mit offenen Forderungen der 
Firma Schenker auf, für die Heilbom verantwortlich gemacht wurde, durch die er dem Unter­
nehmen also Schaden zugefügt hatte. Auch anderen Firmen, so der Bericht, habe er gescha­
det:
„Dem Vernehmen nach war Heilbom mit Dr. Karl Freier [dem Inhaber der 
Firma „Bulgarexport“, M.W.] sehr befreundet und hat demselben aus Firmenmitteln 
ungerechtfertigte Kredite eingeräumt, die letzten Endes zu einem empfindlichen Ver­
lust für Schenker geworden sind. Inwieweit Heilbom persönlich an der Bulgarexport 
interessiert war, lässt sich nicht ermitteln.
Die Firma Transportlloyd, deren Teilhaber Heilbom nach seinem Ausscheiden 
bei Schenker wurde, soll an der Bulgarexport ebenfalls Geld verloren haben, ohne 
dass Heilbom selbst zu Schaden gekommen ist.“1017
Das Kreditgeschäft bereitete der Firma Schenker in Bulgarien also gewisse Schwie­
rigkeiten. Diese beruhten freilich nicht allein auf dem zweifelhaften Finanzgebaren leitender 
Mitarbeiter. Wie gezeigt, wurden Kredite bzw. Vorschüsse auf Transportgeschäfte von der 
Zentrale durchaus als notwendig angesehen, um den Export aus Bulgarien überhaupt aufrecht 
zu erhalten. Es kann allerdings davon ausgegangen werden, das das Unternehmen Schenker 
dies nur notgedrungen tat und nicht aus eigener Initiative. Denn in den Grundsätzen der Fir­
ma, die 1923 in einem Merkblatt zusammengefasst wurden, galt die Gewährung von Krediten 
als ein soweit wie möglich einzuschränkendes Mittel des geschäftlichen Verkehrs. Schenker 









Strukturen der Finanzmärkte in den jeweiligen Ländern verwickeln konnten, was als riskant 
angesehen wurde. Kreditgeschäfte wollte man daher möglichst den Banken überlassen.1018
Dass diese Befürchtungen in Bulgarien nicht unberechtigt waren, zeigten der Fall 
Heilbom und die beklagten vielen „schlechten Wechsel“. Insgesamt, also auch durch die als 
berechtigt akzeptierten Kreditgeschäfte, wurde Schenker auf diese Weise in die Strukturen 
des bulgarischen Finanzmarktes involviert. Diese waren zum einen charakterisiert durch eine 
allgemeine Kapitalarmut und durch die agrarisch bedingten saisonalen Schwankungen bei der 
Verfügbarkeit von Kapital. Da dieses im allgemeinen erst durch die Ausfuhr von Agrarpro­
dukten erwirtschaftet wurde, musste der Export bevorschusst werden; vor der Erntezeit 
herrschte Kapitalmangel, und auch für Rückstellungen aus dem Voijahr reichten die Einnah­
men aus dem Handel zumeist nicht. Außerdem waren die Finanzstrukturen, aber auch die Ge­
schäftsstrukturen in Bulgarien generell, stark durch klientelistische, bisweilen auch korrupte 
Beziehungen gekennzeichnet. Diese erhöhten sicherlich, wie auch im Falle Heilbom deutlich 
wurde, das mit der Kreditgewährung verbundene Risiko.1019
Letztlich aber bleibt der Eindmck, dass die Rolle der Spedition Schenker im hier be­
handelten Gesamtzusammenhang von Handel und Modernisierung der bulgarischen Volks­
wirtschaft im Rahmen der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen von erheblicher Be­
deutung war. Das Unternehmen war der wichtigste Spediteur für den deutsch-bulgarischen 
Handel und damit sowohl Betroffener als auch Mitgestalter beim Ausbau der Wirtschaftsbe­
ziehungen beider Länder. In dieser Funktion war Schenker im Sinne der Aufrechterhaltung 
des Handels gezwungen, in Form von Kreditvergabe Finanzpraktiken anzuwenden, die an­
sonsten in der Firma imerwünscht waren. Sie wurde dadurch in die inneren Strukturen des 
bulgarischen Finanzwesens involviert. Charakteristisch für die Tätigkeit Schenkers in Bulga­
rien war außerdem das durch die landwirtschaftliche Prägung der Volkswirtschaft bedingte 
saisonale Schwanken des jährlichen Geschäfts.
Im bulgarischen Kreditwesen naturgemäß tätig war die „Kreditbank“, ein Finanzhaus, 
das im Jahre 1905 hauptsächlich mit deutschem Kapital als Aktiengesellschaft in Sofia ge­
gründet worden war. Die Bank war von Anfang an gewissermaßen Hauptvertretung des deut­
schen Kapitals in Bulgarien. Zwar war sie nach außen hin als bulgarische Gesellschaft ge­
gründet worden -  ähnlich wie die Granitoid, die allerdings im wesentlichen unter der Leitung 
eines deutschen Ingenieurs stand, anders aber als Siemens und Schenker, die ganz offen Rep­
räsentanzen deutscher Unternehmen in Bulgarien darstellten. Jedoch war in der Kreditbank,
1018 Das Haus Schenker, S. 163-165.
1019 Vgl. Ivanov, S. 98.
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w ie es angesichts des chronischen Mangels an privatem Kapital in Bulgarien auch zu erwar­
ten war, bis auf verhältnismäßig geringe andere Beteiligungen allein deutsches Kapital ange­
legt. Im Gründungsjahre 1905 waren an der Kreditbank, die ihre Tätigkeit mit einem Grund­
kapital von 3 Millionen Goldleva begann, neben einer Reihe bulgarischer Geschäftsleute vor 
allem das Bankenkonsortium „Disconto-Gesellschaft“, das Bankhaus Bleichröder, Berlin, 
sowie die Hamburger Norddeutsche Bank beteiligt.1020 Ende der 30er Jahre sah die Verteilung 
der Aktien, so wie sie aus der Anwesenheitsliste der „XXXIII. ordentlichen Generalversamm­
lung der Aktionäre der Kreditbank“ im Juni 1939 hervorgeht, folgendermaßen aus: Von den 
nun insgesamt in Aktien angelegten 50 Millionen Leva entfielen 47,6 Millionen, also rund 95 
Prozent, auf die Deutsche Bank. Außerdem waren einige deutsche Einzelpersonen beteiligt, 
die allerdings auf die eine oder andere Weise ebenfalls mit der Deutschen Bank verbunden 
waren. Hierzu gehörten Eduard Naudascher, der Gründer der Granitoid, gelegentlich Bevoll­
mächtigter der Deutschen Bank auf den Aktionärsversammlungen, R. Häussler, Direktor der 
Deutschen Bank, Herrmann Abs, dort ebenfalls Direktoriumsmitglied und Verwaltungsrats­
vorsitzender der Kreditbank, K. Eble, Direktoriumsmitglied der Kreditbank, ebenso wie L. 
Glum. Als bulgarische Aktionäre waren die Direktoriumsmitglieder N. Gesov, Sohn der Mit­
begründers Ivan Gesov, M. Riaskov sowie Stefan und Ivan Danev beteiligt. Den zweitgrößten 
Aktienposten mit 1 Million Leva besaß indes die Erbengemeinschaft Ivan Gesovs.1021 Das 
nunmehrige Aufscheinen der Deutschen Bank als Hauptaktionär der Kreditbank ist mit der 
Übernahme der Disconto-Gesellschaft Ende der 20er Jahre zu erklären.1022 Insgesamt ist so­
m it klar, dass die Kreditbank ein unter deutscher Leitung, d.h. unter Leitung der Deutschen 
Bank stehendes Unternehmen war, von dem anzunehmen ist, dass es als solches deutsche Fi­
nanzinteressen in Bulgarien verfolgte.
Die Funktion der Kreditbank als Außenposten des deutschen Kapitals in Bulgarien 
wurde in besonderer Weise während der 20er Jahre deutlich. Denn zu dieser Zeit, d.h. vor al­
lem  unmittelbar nach dem Ende des Ersten Weltkrieges, war ihre geschäftliche Tätigkeit stark 
eingeschränkt. Zwischen 1918 und 1920 kam sie sogar vollständig zum Erliegen, da nach 
Kriegsende das deutsche Personal die Bank verließ, die nun Gefahr lief, unter französische 
Aufsicht zu gelangen oder beschlagnahmt zu werden. Erst 1920 nahm die Disconto- 
Gesellschaft mit aller Zurückhaltung den Betrieb wieder auf.1023 Grund für diese Vorsicht war
1020 Georgieva, M : Die Kreditbank, Sofia und das deutsche Kapital in Südosteuropa (1918-1939). In: Collegium 
Germania 3. S. 144-154, hier: S. 144. Im folgenden zitiert als „Georgieva“.
1021 CA, F. 533K, op. 1, a.e. 6,1.333.
1022 Georgieva, S. 145.
1023 Ebenda, S. 144.
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die Befürchtung, dass die Garantiemächte des Versailler Vertrages eine deutsche Finanzex­
pansion in Südosteuropa zum Anlass nehmen würden für eine restriktivere Politik gegenüber 
Deutschland in der Frage der Reparationen.1024
Letztlich waren es jedoch die engen wirtschaftlichen Verbindungen zwischen 
Deutschland und Bulgarien aus der Vorkriegszeit, die das Geschäft der Kreditbank zu Beginn 
der 20er Jahre wieder in Gang brachten. Hierunter fielen sowohl deutsche als auch bulgari­
sche Interessen. Von deutscher Seite handelte es sich dabei vor allem um den Millionenkredit 
der Disconto-Gesellschaft aus dem Jahre 1916.1025 Der Kredit stand beispielhaft für die 
Dienstbarmachung finanzieller Beziehungen zu Bulgarien für Zwecke der deutschen Außen­
politik, gewissermaßen also für den kapitalmäßigen Arm der deutsch-bulgarischen Wirt­
schaftsbeziehungen. Dieser Arm war zwar recht schwach ausgebildet im Vergleich zu denen 
anderer Länder, er bot jedoch die Möglichkeit, die deutsche Kapitalpräsenz in Bulgarien bei 
Bedarf zu erhöhen. W ar der Kredit von 1916 ein wesentliches Mittel zur Neuanknüpfung der 
deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen nach dem Ersten Weltkrieg, so wollte die deut­
sche Wirtschaft parallel dazu auch auf eine institutionelle Verbindung nicht verzichten, zum 
einen, um die aus dem Kredit erwachsenden Ansprüche der Disconto-Gesellschaft, des 
Hauptaktionärs der Kreditbank weiter zu vertreten, und zum anderen um das Feld der Kapi­
talbeziehungen nicht vollständig den Westmächten zu überlassen, auch wenn die deutsche 
Finanzlage ein ihnen vergleichbares Engagement nicht erlaubte und daher der Schwerpunkt 
von Anfang an auf den Handel gelegt wurde.
Von bulgarischer Seite wurde erstmals zu Beginn der 20er Jahre wieder Interesse an 
der Kreditbank geäußert, da der Regierung Stambolijski speziell zur Modernisierung des Ei­
senbahnnetzes an ausländischen Investitionen gelegen w ar.1026 Der grund hierfür lag in der 
Tatsache, dass große Teile des bulgarischen Eisenbahnnetzes vor dem Ersten Weltkrieg eben­
falls mit deutschen Teilen und Anlagen errichtet worden waren, für die nun Ersatzteile benö­
tigt wurden.
Kennzeichnend für die schrittweise Reaktivierung der Kreditbank war die stetige Zu­
nahme ihres Grundkapitals, das von 7,2 Millionen Leva im Jahre 1918 auf 30 Millionen im 
Jahre 1931 und schließlich auf 50 Millionen im Jahre 1939 erhöht wurde.1027 Im Jahre 1942 










tals nun auch im Namen zum Ausdruck bringen zu müssen. Das Institut 'wurde daher in 
„Deutsch-Bulgarische Kreditbank“ umbenannt.1028
Durch ihre Rolle als hauptsächlicher deutscher Kreditgeber war die Bank ein guter 
Gradmesser dafür, wie man auf deutscher Seite die Entwicklung der bulgarischen Volkswirt­
schaft einschätzte und wo man Investitionen fiir lohnend hielt. Dementsprechend war die 
Bank ein genauer Beobachter des wirtschaftlichen Geschehens im Lande, wie auch aus den 
jährlichen Berichten des Verwaltungsrates ersichtlich ist, die stets einen längeren Abschnitt 
mit einem Rückblick auf die wirtschaftliche Lageentwicklung in Bulgarien während des vor­
aufgegangenen Jahres enthalten.
So registrierte beispielsweise der Bericht des Verwaltungsrates über das Jahr 1935 ers­
te deutliche Anzeichen für eine Erholung Bulgariens von den Auswirkungen der Weltwirt­
schaftskrise. Dabei ließ man erkennen, an welchen Wirtschaftszweigen die Kreditbank beson­
ders interessiert war. Die binnenwirtschaftlichen Aspekte der Erholung wurden in dem Be­
richt vergleichsweise knapp abgehandelt; in lediglich einem einzigen Satz war die Rede von 
einem Anstieg von Produktion und Verbrauch innerhalb Bulgariens. Im Gegensatz dazu ging 
der Bericht in aller Ausführlichkeit auf die außenwirtschaftlichen Folgen der Erholung ein, 
d.h. die sich daraus ergebenden Chancen für den bulgarischen Außenhandel. Hervorgehoben 
wurden sowohl die Zunahme des gesamten Handelsvolumens als auch die führende Stellung 
Deutschlands. Ein besonderes Augenmerk richtete der Bericht auch auf die den bulgarischen ,
Außenhandel dominierenden Güter, wobei deutlich wurde, dass die zu jener Zeit eingeführten 
speziellen Neuerungen auf besonderes Interesse seitens der Kreditbank stießen und in ihrer 
Sicht offenbar in erster Linie für die Belebung des Außenhandels verantwortlich waren. Als 
einen Hauptfaktor in diesem Zusammenhang sah die Bank das berühmte Kompensationsge­
schäft von 1934 an, das die Einfuhr von Maschinen vor allem für das Eisenbahnwesen sowie 
die Ausfuhr von Tabaken in Gang gebracht hatte. Ausdrücklich lobte sie außerdem die zu Be- ;
L
ginn der 30er Jahre in Bulgarien eingeleitete Politik zur Umstrukturierung der landwirtschaft­
lichen Produktion im Sinne einer Anpassung an die westlichen Märkte unter Ausnutzung der 
eigenen klimatischen Bedingungen. Entscheidenden Anteil daran hatten die bereits erwähnten 
Initiativen des MWT; gefordert worden war sie von der bulgarischen Fachwelt seit den 20er 
Jahren.1029 j !:
Dieser den Konzepten des MWT und dem bulgarischen Fachdiskurs entsprechenden
j 1
Programmatik folgten auch weitere Jahresberichte des Verwaltungsrates der Kreditbank aus j
1028 CA, F. 533K, op. 1, a.e. 9 ,1.38. ]





den 30er und frühen 40er Jahren. Aus ihnen wird deutlich, dass die Bank die Grundprobleme 
der Entwicklung der bulgarischen Volkswirtschaft erkannte und Maßnahmen zu ihrer Über* 
windung vorschlug. Ähnlich wie der MWT sah sie als Grundvoraussetzung die Sicherung des 
Friedens an. Speziell in Bulgarien sah sie den Außenhandel des Landes überwiegend durch 
staatliche Aufträge in Gang gehalten, während sie im privaten Sektor zwar eine steigende 
Kaufkraft feststellte, diese aber noch für zu gering hielt, um einen anregenden Einfluss auf 
den Import zu entfalten. Zur Abhilfe forderte die Bank sowohl eine Fortsetzung der Moderni­
sierung der Landwirtschaft zur Produktionssteigerung und variablen Gestaltung als auch die 
„Pflege“ der ausländischen Absatzmärkte.1030 Diese Ausdifferenzierung des Außenhandels 
machte sich, laut Kreditbank, vor allem Ende der 30er Jahre, d.h. besonders 1938, bezahlt, als 
sowohl qualitativ als auch quantitativ gut ausgefallene Obsternten einen durch Trockenheit 
bedingten Rückgang der Ernten bei Industriepflanzen auffangen konnten.1031 Insgesamt beur­
teilte die Kreditbank in den 30er Jahren die Entwicklung des bulgarischen Außenhandels po­
sitiv. In diesem Zusammenhang lobte sie nachdrücklich den Clearinghandel, mit dem der bul­
garische Außenhandel größtenteils abgewickelt wurde und den sie als ursächlich dafür ansah, 
dass das bulgarische Außenhandelsvolumen auch Ende der 30er Jahre unter dem Einfluss der 
allgemeinen Aufrüstung nicht zurückging.1032
Nach dem Beginn der Zweiten Weltkrieges richtete die Kreditbank ihr Augenmerk 
zunehmend auf den Anstieg der bulgarischen Ausfuhrkapazitäten an Erzen und Kohlen, der 
unter kriegswirtschaftlichen Gesichtspunkten weiter an Bedeutung gewann. Für die Bank von 
besonderer Relevanz war in diesem Zusammenhang die dominierende Rolle deutscher oder 
deutsch geleiteter Unternehmen, wie etwa der Granitoid, die zu den Kunden der Kreditbank 
zählte. Auch hier erfüllte die Kreditbank eine Funktion bei der Modernisierung der bulgari­
schen Volkswirtschaft, wie sie auch in den Konzepten des MWT gefordert worden war.1033 
Zu den Umstellungen im Agrarexport trat demnach nun die Ausfuhr von Erzeugnissen des 
Bergbaus hinzu, wodurch die Außenhandelsumsätze zwar teilweise einen mengenmäßigen 
Rückgang, wertmäßig aber eine deutliche Steigerung erfuhren.1034
Diese große Aufmerksamkeit, die die Jahresberichte des Verwaltungsrates der Kredit­
bank den Entwicklungen im bulgarischen Außenhandel widmeten, zeigen deutlich, dass das 
Unternehmen auf diesem Gebiet seinen Hauptaufgabenbereich erblickte. Der Rat war dabei
1030 Ebenda, 1. 384f.
1031 CA, F. 533K, op. 1, a.e. 6 ,1 .9f.
1032 Ebenda, 1. 9.
1033 CA, F. 533K, op. 1, a.e. 8,1.22.
1034 CA, F. 533 FC, op. I, a.e. 9,1.87.
durchaus der Meinung, dass die Bank durch ihre Kreditvergabepolitik eine wesentliche Rolle 
bei der Intensivierung des bulgarischen Außenhandels während der 30er Jahre gespielt habe: 
„Die erprobten (...) Arbeitsmethoden nie außer Acht lassend, hat unsere Bank 
den Kundenkreis sowohl der hiesigen Kredit suchenden Finnen, als auch deijenigen 
im In- und Auslande, die ihre Veimittlertatigkeit in Anspruch nahmen, erweitern kön­
nen. Unsere intensive Tätigkeit, entscheidend an der Unterstützung des Außenhandels 
unseres Landes und dessen Belebung mitgewirkt zu haben, verdient besonders hervor­
gehoben zu werden.“ 1035
Ein recht detailliertes Bild von den Aktivitäten und Geschäftsinteressen, wie auch von 
der Position der Kreditbank in der bulgarischen Volkswirtschaft bieten außerdem die jährli­
chen Listen der protokollierten Kredite, die die Namen der Kreditnehmer enthalten. Zum ei­
nen zeigen sie die von der Bank schwerpunktmäßig geforderten Zweige der bulgarischen 
Wirtschaft, zum anderen aber auch die allgemeine Entwicklung deutscher Kapitalpräsenz in 
Bulgarien.
Was den ersten Punkt betrifft, so ist auch hier ein eindeutiges Überwiegen des Handels 
festzustellen, d.h. ein Großteil der Kredite wurde von Handelsunternehmen beansprucht. An 
dieser Stelle sei in diesem Zusammenhang beispielhaft auf die Kreditliste des Geschäftsjahres 
1939/40 verwiesen. Aus ihr wird indes nicht nur das Überwiegen von Handelsunternehmen 
deutlich, sondern zugleich auch, welche Teile der bulgarischen Volkswirtschaft exportfähige 
Produkte herstellten. Trotz aller Umstrukturierungsmaßnahmen, die besonders in der Land­
wirtschaft seit den 30er Jahren ergriffen worden waren, machten Tabakexportuntemehmen 
einen erheblichen Teil der Kundschaft der Kreditbank aus. Hierzu gehörten zum Beispiel die 
Firmen „Balkantabak“, „Austro-Bulgarische Tabak AG“, „Balkanexport“, „Asriel & Fikri“ 
oder auch selbständige Tabakhändler wie Leon Asseo.1036 Abgesehen davon hatten Firmen 
des schwach ausgebildeten bulgarischen Industriesektors einen nennenswerten Anteil an der 
Kundschaft der Kreditbank. Traditionell handelte es sich dabei vorwiegend um Unternehmen 
der Textilbranche. Als Beispiele seien hier genannt die Baumwollspinnerei „Balkan AG“ in 
Gabrovo, die Trikotagenfabrik „Bädästnost“, ebenfalls Gabrovo, die Fellexportfirma „Ba- 
may“, die in der Seidenverarbeitung tätige „Bälgarska Koprina AG“ oder die Textilfärbefab- 
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wohl um den Export als auch um den Import, wie etwa bei „Coloriska“, die chemische Pro­
dukte einfiihrte.1037
Neben diesen bulgarischen Kreditnehmern zählten auch deutsche oder zumindest 
deutsch geleitete Unternehmen zu den Kunden der Kreditbank. Unter ihnen finden sich pro­
minente Nahmen, wie etwa Siemens, AEG oder Schenker, welche zum Teil auch unter dem 
Namen ihrer niederländischen Vertretung „Maatschappij“ in den Listen aufscheint, des weite­
ren das Pharma-Untemehmen „Bayer“ oder auch die unter Mitwirkung des MWT Mitte der 
30er Jahre gegründete „Soja AG“. Auch Bergbau und Energieuntemehmen wie die Granitoid 
waren unter den Kunden der Kreditbank.1038
Die Reihe deutscher Unternehmen, die Kreditnehmer der Bank waren, gibt Aufschluss 
über die allgemeine Entwicklung deutschen Kapitalengagements in Bulgarien vor 1944. Hier 
ist mit den späten 30er Jahren, spätestens aber mit der Jahrzehntwende zu den 40er Jahren ei­
ne signifikante Zunahme zu verzeichnen. Diese hing freilich bereits mit der Expansionspolitik 
NS-Deutschlands zusammen, die etwa von österreichischen und tschechoslowakischen Un­
ternehmen in Bulgarien getätigte Investitionen unter deutsche Kontrolle brachte.1039 Insge­
samt nämlich war, wie an anderer Stelle bereits erwähnt, deutsches Finanzengagement wäh­
rend der ganzen Zwischenkriegszeit in Bulgarien eher bescheiden geblieben. Wie bei der 
Kreditbank, so war es auch im allgemeinen eher darum gegangen, Positionen in Südosteuropa 
zu sichern, als eine führende Stellung einzunehmen. Deutsches Kapital war -  besonders in 
den 30er Jahren -  in solche bulgarischen Wirtschaftszweige geflossen, die als relativ risiko­
arm gelten konnten und zugleich zumeist einen Bezug zu deutschen Handelsinteressen auf­
wiesen. In schwach entwickelte Sektoren, wie vor allem die Landwirtschaft, wurden kaum 
Kredite abgegeben.1040 So gesehen, war auch die Geschäftstätigkeit der Kreditbank stark 
durch die agrarisch geprägte Infrastruktur in Bulgarien bestimmt. Doch auch unter diesen 
Umständen blieb die Kreditvergabepolitik der Bank betont risikoscheu, was sich in erster Li­
nie in dem aus den Listen hervorgehenden Vorherrschen kurzfristiger Kredite und in den ho­
hen gegebenen Sicherheiten ausdrückte.1041 Ende der 30er, Anfang der 40er Jahre schließlich 
spiegelte sich das steigende deutsche Interesse an den bulgarischen Bodenschätzen auch in 
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Insgesamt jedoch scheint die Zunahme deutschen Kapitals in Bulgarien während der 
30er Jahre nicht einem genuinen Investitionsinteresse entsprungen zu sein, sondern war of­
fenbar vielmehr eine notwendige Nebenwirkung der Intensivierung des Handels. Hinter des­
sen Bedeutung, die sich im Jahre 1939 in einem deutschen Anteil von über zwei Dritteln am 
gesamten bulgarischen Außenhandel zeigte, blieben die deutschen Investitionen weit zurück. 
Im Vergleich zu einem Anteil von 5,3 Prozent des deutschen am gesamten ausländischen Ka­
pital in Bulgarien im Jahre 1928 steigerte man sich bis 1939 zwar au f knapp 10 Prozent, dies 
mag jedoch, wie bereits angedeutet, in erster Linie auf der Zunahme des Handels beruhen.1042 
Hierfür spricht jedenfalls auch die Struktur des Kundenkreises der Kreditbank.
Ob der gleichwohl feststellbare Anstieg der deutschen Investitionen um 1940, der vor 
allem dem Bergbau galt, auf die Anregungen des MWT zurückzuführen ist, kann nur vermu­
tet werden. Die oben betrachtete Tätigkeit der Kreditbank im Rahmen deutschen finanziellen 
Engagements in Bulgarien deutet indes darauf hin, dass der MWT hier keine unmittelbaren 
Effekte erzielen konnte. Worum es der deutschen Wirtschaft in Bulgarien in erster Linie ging, 
war die Intensivierung des Handels, wobei sie hierfür durchaus auch zur Unterstützung tief­
greifender Modemisierungsmaßnahmen in Bulgarien bereit war. Direktinvestitionen kamen 
indes auch während des Krieges entgegen den Forderungen des MWT, wie bereits angedeutet, 
nicht über ein bescheidenes Maß hinaus. Als Erklärung hierfür mögen sowohl die kriegsbe­
dingt verstärkte Beanspruchung der Ressourcen in Deutschland dienen, als auch die erwähnte 
und bei der Kreditbank beispielhaft zu beobachtende Scheu deutscher Investoren vor den Ri­
siken, die nicht nur aufgrund der nationalen Gegebenheiten in Bulgarien, sondern auch wegen 
des Krieges sicherlich noch höher eingeschätzt wurden als zu Friedenszeiten.
Das bekannte Überwiegen des deutschen Interesses am Handel mit Bulgarien und dem 
übrigen Südosteuropa verdeutlicht sich auch beim Gesamtblick auf die oben betrachteten 
Firmen. Lediglich die Granitoid sah ihr ursprüngliches Hauptaufgabenfeld nicht im Handel, 
zumindest nicht im deutsch-bulgarischen. Ihre Verbindung dazu bestand vielmehr darin, dass 
sie durch ihren Beitrag zur Modernisierung der bulgarischen Infrastruktur half, die Vorausset­
zungen dafür zu verbessern. Dies galt nicht nur für den Ausbau der Verkehrswege und die 
Energieversorgung, sondern auch für die führende Rolle im bulgarischen Bergbau, mithin al­
so in einem Bereich, der gegen Ende der 30er Jahre zunehmendes Interesse von deutscher Sei­




1042 Georgieva, S. 153.
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Einfuhr bulgarischer Erze und Kohlen interessiert war, konnte in der Granitoid auf bestehende 
traditionsreiche und mit Deutschland verbundene Strukturen zurückgreifen.1043
Ebenfalls nicht primär im deutsch-bulgarischen Handel tätig, doch gleichwohl von 
seinen Strukturen abhängig war die Bulgarische Aktiengesellschaft Siemens. Da sie keine 
Produktionsstätten in Bulgarien besaß, war ihr Geschäftserfolg vollständig auf das Funktio­
nieren der Handelswege zur rechtzeitigen Lieferung der bestellten, in Deutschland produzier­
ten Güter angewiesen. Am Aufbau der Infrastruktur Bulgariens w ar Siemens vor allem in den 
Bereichen Telekommunikation und Elektrifizierung beteiligt.
Primär am Handel interessiert und beteiligt waren die Unternehmen Schenker und 
Kreditbank -  jene durch dessen logistische Abwicklung, diese durch finanzielles Engagement.
Der Zusammenhang von Handel und Infrastruktur sowie die mehr oder weniger direk­
te Beteiligung aller vier hier betrachteten Firmen und damit zugleich ihre Bedeutung für die 
Entwicklung der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen werden dadurch deutlich, dass 
alle Unternehmen in verschiedener Weise miteinander in geschäftlichen Beziehungen stan­
den. Gewissermaßen als „Knotenpunkt“ dieses Geflechtes kann zunächst die Kreditbank gel­
ten, da die anderen drei Unternehmen bei ihr Kreditnehmer und damit Kunden waren. Beson­
ders eng war die Beziehung außerdem zwischen Granitoid und der Kreditbank, da Eduard 
Naudascher, der Begründer der Granitoid, zugleich Aktionär und Verwaltungsratsmitglied des 
Bankhauses war. Zudem vertrat er bei den Aktionärsversammlungen meistens als Bevoll­
mächtigter den größten Teilhaber der Kreditbank, die Deutsche Bank. Die Firma Siemens 
stand indes mit beiden Unternehmen in geschäftlicher Beziehung: Der Granitoid lieferte sie 
Starkstromanlagen für ihre Kraftwerke, bei der Kreditbank war sie ebenfalls Kreditnehmer. 
Beide, d.h. sowohl Granitoid als auch Siemens, griffen bei ihren aus Deutschland bezogenen 
Lieferungen auf die Transportkapazitäten der Spedition Schenker zurück.
Insgesamt lässt sich zusammenfassend folgern, dass die Präsenz deutscher Finnen 
stark durch die spezifischen Entwicklungsprobleme der bulgarischen Volkswirtschaft und e- 
benso durch die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen in ihrer traditionell durch den 
Handel geprägten Gestalt der Zwischenkriegszeit geprägt war. An ihr änderte sich bis 1944 
nichts Grundlegendes. Die gegenseitige Verflechtung der führenden in Bulgarien tätigen 
deutschen bzw. unter deutscher Leitung stehenden Firmen verdeutlicht den komplementären 
Charakter ihrer Tätigkeit, d.h. dass die Aktivitäten eines Unternehmens, wie etwa der Grani-
,(Mj Einen, wenn auch eher geringen Beitrag der deutschen Unternehmen zur Modernisierung der bulgarischen 
Wirtschaft konzedierte auch Berov, Lj.: Germanskijat kapital v Bälgarija prez eodinite na Vtorata svetovna voj- 
na. In: BGOV 2, S. 243-303.
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toid, anderen, aber auch dem eigenen Unternehmen weitere Geschäftsfelder eröffneten. Noch 
bevor die Intensivierung des bilateralen deutsch-bulgarischen Handels ab den frühen 30er 
Jahren einsetzte, hatten sie durch ihre geschäftliche Aktivität in den Bereichen Infrastruktur 
und Handel Grundlagen geschaffen, auf denen im Laufe des Jahrzehnts - auch vom MWT - 
aufgebaut werden konnte. Die Grundprobleme der bulgarischen Ökonomischen Entwicklung, 
die in erster Linie im Agrarsektor zu suchen waren, blieben freilich bis zuletzt weitgehend 
außerhalb ihres Blickfeldes, zumindest aber ihres Tätigkeitsbereiches.
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6. Bulgarien vor 1944. W irtschaftssatellit NS-Deutschlands?
In seinem Buch „The Bulgarian Economy in the Twentieth Century“ hat John Lampe 
das dritte Kapitel mit dem Titel „Isolation in the 1930s“ überschrieben. Ein Unterabschnitt 
heißt „Bilateral Trade in the German Orbit“.1045 Dieser der Raumfahrt entlehnte Begriff -  
„Orbit“ bzw. „Umlaufbahn“ - unterstellt, dass Bulgarien wie ein Satellit um Deutschland 
„kreiste“, d.h. wirtschaftlich vollständig auf das Reich orientiert war und jede eigene Ökono­
mische Bewegungsfreiheit eingebüßt hatte. Darüber hinaus deutet der Begriff „Isolation“ an, 
dass abgesehen von der Ausrichtung auf Deutschland, die bulgarische Wirtschaft auch kaum 
mehr in Wechselbeziehungen zu anderen Volkswirtschaften gestanden habe.
Angesichts der bereits besprochenen deutlichen deutschen Spitzenposition im bulgari­
schen Außenhandel, die eine lange Tradition hatte, in den ersten Jahren nach dem Ersten 
Weltkrieg zwar unterbrochen war, seit 1924 aber wieder bestand und Mitte der 30er Jahre in 
ein absolutes Übergewicht gemündet hatte, ist man versucht, die Annahme der Satellitenrolle 
Bulgariens relativ schnell zu unterstützen, zumal auch das Klischee von der Volksrepublik 
Bulgarien als Satellitenstaat der Sowjetunion hier manche Überlegung gewissermaßen rück­
wirkend beeinflussen mag. Hinzu kommt die zunehmende außenpolitische Anlehnung an das 
Deutsche Reich im Laufe der 30er und frühen 40er Jahre.1046
Indes sind es nicht nur die Tatsache, dass Deutschland bis in die Zeit nach dem Beitritt 
Bulgariens als Direktinvestor relativ schwach in dem Lande vertreten war, sowie das von 
Hoppe geprägte Bild Bulgariens als „Hitlers eigenwilliger Verbündeter“, die eine weiterge­
hende Hinterfragung der Satellitenrolle erfordern. Fasst man zudem die Vorstellung von Bul­
garien als wirtschaftlichem Satelliten Deutschlands umfassend auf, so müsste man zugleich 
annehmen, dass dieses Verhältnis allein auf deutscher Initiative beruhte und die bulgarische 
Wirtschaft allein zum Nutzen Deutschlands arbeitete -  ohne Berücksichtigung der eigenen 
Interessen. Abgesehen von der geringen Wahrscheinlichkeit, dass eine solch grobe Skizze der 
historischen Wahrheit entspricht, hat die in den vorherigen Kapiteln der vorliegenden Arbeit 
vorgenommene Betrachtung der konzeptionellen Überlegungen zu Motiven, Grundlagen und 
Ausgestaltung der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen den Eindruck vermittelt, 
dass zwischen den Interessen beider Länder ein Komplementärverhältnis bestand, das die 
Einbindung Bulgariens in die deutsche ökonomische Einflusssphäre begünstigte. Um im Bild 
zu bleiben: Es scheint, als sei der Satellit Bulgarien aktiv in die Umlaufbahn um den Planeten
1045 Lampe, S. 78 u. 87.
1046 Vgl. z.B. Hoppe, S. 46-52 und 98.
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Deutschland eingeschwenkt - freilich auch ohne dass er attraktive Alternativen zu diesem 
Schritt gehabt hätte.
Gleichwohl bleibt zu fragen, inwieweit es Bulgarien auch tatsächlich gelang, nach 
dem Abschluss des Handelsvertrages mit Deutschland im Jahre 1932, der die Grundlagen für 
die Entwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen bildete, seine eigenen Interessen zu 
wahren. Studien über die Wirtschaftsbeziehungen Deutschlands zu anderen Ländern der Do­
nauregion, etwa von Sundhaussen über Kroatien in der deutschen Kriegswirtschaft oder die 
Arbeiten von Tonch, Riemenschneider und Thömer betonen in erster Linie die Nachteile, die 
für die jeweiligen Länder die engen ökonomischen Beziehungen zu NS-Deutschland insbe­
sondere während des Zweiten Weltkrieges hatten.1047 Auch Bohn und Lampe etwa legen ihr 
Augenmerk vorwiegend auf die Kosten, die für Bulgarien aus der engen wirtschaftlichen An­
bindung an Deutschland entstanden, statt auf den Nutzen, den es daraus zog. Während jedoch 
Bohn immerhin einen anfänglichen Nutzen für Bulgarien aus der Bilateralisierung des Han­
dels einräumt,1048 da diese eine spürbare Intensivierung des bulgarischen Außenhandels wäh­
rend der zweiten Hälfte der 30er Jahre begünstigt habe, so ist Lampe geneigt, auch diesen Ef­
fekt zumindest zu relativieren.
Gleichwohl nennt er in Übereinstimmung mit der allgemein vertretenen Auffassung 
die Gründe bzw. die Interessen, die Bulgarien bewogen hätten, ab 1932 den Kurs des bilatera­
len Handels mit Deutschland zu verfolgen. Hierzu gehörte vor allem der Mangel an Absatz­
märkten für die eigenen Agrarprodukte im Zusammenhang mit der Weltwirtschaftskrise, wel­
che die westeuropäischen Länder dazu bewogen hatte, ihren Bedarf an landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen vorwiegend aus den eigenen Kolonien zu decken. Vorausgegangen war eine 
stete Abnahme der bulgarischen Ausfuhren nach Westeuropa während der 20er Jahre. Die 
Exportwerte der Zeit vor dem Ersten Weltkrieg wurden bis 1944 nicht mehr erreicht. Handel 
mit den anderen ostmittel- und südosteuropäischen Staaten versprach nur geringe Umsätze 
aufgrund der ähnlich strukturierten Volkswirtschaften dieser Länder.1049 Ab 1930 reifte dann 
in Bulgarien im Verlaufe einer Reihe von erfolglosen internationalen Handelskonferenzen
1047 Sundhaussen, H.: Wirtschaftsgeschichte Kroatiens im nationalsozialistischen Großraum 1941-1945. Das 
Scheitern einer Ausbeutungsstrategie. Stuttgart 1983. Riemenschneider, M.: Die deutsche Wirtschaftspolitik 
gegenüber Ungarn 1933-1944. Ein Beitrag zur Interdependenz von Wirtschaft und Politik unter dem Nationalso­
zialismus (=Europäische Hochschulschriften. Reihe 111. Geschichte und ihre Hilfswissenschaften. Bd. 316), 
Frankfurt a.M./Bem/New York/Paris 1987. Tonch, H.: Wirtschaft und Politik auf dem Balkan. Untersuchungen 
zu den deutsch-rumänischen Beziehungen in der Weimarer Republik unter besonderer Berücksichtigung der 
Weltwirtschaftskrise, Frankfurt a.M7Bem/New York/Nancy 1984
1048 Bohn, S. 111-113. Eine weitgehend ausgewogene, wenn auch auf ganz Südosteuropa bezogene Darstellung 
findet sich auch bei: Weber, E.: Stadien der Außenhandelsverflechtung Ostmittel- und Südosteuropas 
(ökonomische Studien, Bd. 19, hg. von Schiller, K.). Stuttgart 1971. S. 32f..
1049 Lampe, S. 87f.
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und angesichts hoher Auslandsschulden der Entschluss heran, Handelsabkommen auf der Ba­
sis des devisenfreien Clearing anzustreben -  auch um die bisherige starke Passivität der Han­
delsbilanz zu reduzieren und den Inflationsdruck von der Landeswährung zu nehmen. Hiermit 
stand Bulgarien in einer Reihe mit den anderen Ländern der Donauregion. Diese Motive führ­
ten spätestens mit dem Handelsvertrag von 1932 dazu, dass sich Bulgarien im Laufe der fol­
genden Jahre zunehmend stärker auf den bilateralen Verrechnungshandel einließ, und im Jah­
re 1939 erreichte der Clearinghandel die Marke von 88 Prozent des gesamten bulgarischen 
Außenhandels, der wiederum zu knapp 70 Prozent mit Deutschland abgewickelt wurde.1050
Dieses zweifellos bestehende Abhängigkeitsverhältnis des bulgarischen Außenhandels 
von Deutschland ist in seinen Folgen überwiegend negativ beurteilt worden. Dabei fallt aller­
dings auf, dass die zeitgenössischen Kommentare weit weniger negativ waren, als die Jahr­
zehnte später aus historischer Perspektive abgegebenen Urteile. Zwar wurde auch etwa in der 
Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft vor den Gefahren des bilateralen de­
visenfreien Handels und einer zu großen Abhängigkeit von Deutschland gewarnt, und derarti­
ge Modelle wurden weitgehend als Notlösung betrachtet, geboren aus den Bedingungen der 
Weltwirtschaftskrise.1051 Dementsprechend wurden während der 30er Jahre von der bulgari­
schen Regierung auch Versuche unternommen, diese Abhängigkeit zu mildem,1052 und be­
zeichnenderweise fanden diese Versuche auf dem Gebiet des Waffenhandels statt. Der lang­
fristige Kredit über 30 Millionen Reichsmark, den Deutschland Bulgarien bei einem Rüs­
tungsgeschäft im Jahre 1938 vor allem aus außenpolitischen Gründen gewährte -  Zahlungs­
bedingungen, die Bulgarien bei anderen potentiellen Partnern, wie etwa Frankreich und Ita­
lien nicht erhalten hatte band das Balkanland allerdings entgegen seiner eigentlichen Ab­
sicht noch fester an das Reich. Es wurde zum Anlass für die Neufestsetzung der Bestimmun­
gen im bilateralen Clearing.1053
Man schätzte jedoch auch die in dieser Zeit zu bemerkende strukturelle Modernisie­
rung der bulgarischen Landwirtschaft, d.h. die Erweiterung des Produktspektrums, sowie die 
Belebung des Außenhandels etwa ab 1934 hoch ein und betrachtete diese Veränderungen im 
Zusammenhang mit der Intensivierung der deutsch-bulgarischen Handelsbeziehungen.1054 In
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1050 Lampe, S. 88f. Vgl. auch Kapitel 3.3..
1051 Vgl. Kapitel 4.3..
1052 lm Jahre 1937 erzielte Bulgarien dabei vorübergehende Erfolge, als der deutsche Anteil am bulgarischen 
Gesamtexport auf 43,1 Prozent fiel, der Anteil der Freidevisenländer aber anstieg. Derjenige Großbritanniens 
erreichte 1937 13,8 Prozent. Vgl. Schönfeld, R.: Deutsch-bulgarische Wirtschaftsbeziehungen zwischen den 
Weltkriegen (1920-1920). In: Todorova, Zw. u.a. (Hgg.): Probleme der Entwicklung Bulgariens in den 20-er bis 
90-er Jahren des 20. Jahrhunderts (=Collegium Germania 2). Sofia 1997, S. 127-149, hier. S. 136.
1053 Ebenda, S. !36f. Lampe, S. 89.
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der Sekundärliteratur wird diese Frage indes kontrovers behandelt. Lampe etwa neigt dazu, 
den Zusammenhang zwischen der Intensivierung des deutsch-bulgarischen Handels und den 
Neuerungen in der bulgarischen Agrarproduktion während der 30er Jahre abzustreiten. Bohn 
konzediert zwar wie erwähnt einen anfänglichen Nutzen des deutsch-bulgarischen Clearing 
für Bulgarien, sieht allerdings auch keinen direkten modernisierenden Effekt für die Land­
wirtschaft.1055
Selbst wenn man daher zu dem Schluss gelangen kann, dass die Thesen der beiden 
Autoren zutreffen -  Lampe untermauert sie immerhin mit Zahlen über den Strukturwandel in 
der bulgarischen Landwirtschaft der 30er Jahre1056 -, und wenn man die positiven Meldungen, 
die im Gegensatz dazu in der bulgarischen Fachpresse erschienen, als übertrieben ansieht, so 
erfasst diese Argumentation doch nicht den Gesamtzusammenhang zwischen den deutsch­
bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen und der bulgarischen Modemisierungsproblematik. 
Dieser Gesamtkontext verlangt vielmehr eine Einbeziehungen langfristiger konzeptioneller 
Überlegungen in die Betrachtung, wie sie etwa beim MWT oder auch in der bulgarischen 
Fachwelt seit längerer Zeit angestellt worden waren. Dabei waren die Konzepte vor allem 
durch Langfristigkeit gekennzeichnet und durch einen umfassenden und grundsätzlichen Cha­
rakter. Hierdurch wird deutlich, dass weitreichende Umstrukturierungseffekte auch aus dama­
liger Sicht allein durch eine Intensivierung des Handels nicht in kurzer Zeit zu erreichen w a­
ren. Dies war den Beteiligten bewusst. Belegen lässt sich dies beispielsweise anhand d e r 
MWT-Gutachten der späten 30er und frühen 40er Jahre.1057 Aus ihnen geht, wie bereits ge­
zeigt, hervor, dass man auf deutscher Seite die Errichtung eines bilateralen Handelssystems 
und die Intensivierung des Güterverkehrs auf der Grundlage gemeinsam ausgehandelter K on­
tingente ebenfalls nicht für ausreichend hielt, um Bulgarien langfristig und auf profitable 
Weise als Handelspartner an Deutschland zu binden. Zur Erreichung dieser Zieles erachtete 
man es für notwendig, in den Strukturen der bulgarischen Volkswirtschaft die entsprechenden 
Grundlagen zu schaffen, indem man Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in der Landwirt­
schaft sowohl auf akademischem als auch praktischem Niveau ergriff, einen verstärkten E in­
satz von deutschem Kapital zur industriellen Ausdifferenzierung der Wirtschaft forderte und 
interessierten deutschen Unternehmen das nötige landes- und regionsbezogene Fachwissen 
zur Verfügung stellte.
,0i5 Vgl. Bohn, S. 111-113.
1056 Lampe, S. 90f.
1057 Vgl. Kapitel 5.2. und 5.3..
357
Durch diese Aktivitäten, die über die rein handelspolitische Gestaltung der Beziehun­
gen hinausgingen, ergaben sich ein zusätzlicher deutscher Einfluss auf die innere Entwicklung 
der bulgarischen Wirtschaft und eine verstärkte Präsenz deutscher Unternehmer und Wirt­
schaftsfachleute -  vor allem in der Eigenschaft als Repräsentanten des MWT. Das große Inte­
resse, das den Projekten des MWT in Bulgarien entgegengebracht wurde, zeigte die Bereit­
schaft, deutschen Konzepten weitgehend zu folgen, was freilich auch aus der objektiv gege­
benen Ausrichtung des bulgarischen Außenhandels auf Deutschland folgte. Insgesamt ist also 
um 1940 in dem Balkanland die Tendenz erkennbar, die Bindungen an Deutschland weiter zu 
intensivieren, ungeachtet der geäußerten Bedenken gegenüber zu großer handelspolitischer 
Einseitigkeit.
Für Deutschland mag man daraus schließen, dass es ein echtes Interesse an Moderni­
sierung und Produktivitätssteigerung in der bulgarischen Wirtschaft und vorwiegend im Ag­
rarsektor gehabt haben muss. Diese Annahme wird indes in der Literatur vielfach nicht ge­
teilt. Zeigt sich zwar zunächst noch kein direkter Widerspruch zwischen der These, ein Zu­
sammenhang zwischen der Erholung und Umstellung der bulgarischen Landwirtschaft ab 
Mitte der 30er Jahre und der Intensivierung des deutsch-bulgarischen Handels sei nicht zu er­
kennen, und dem Bestehen langfristig angelegter deutscher Entwicklungskonzepte, die sich zu 
dieser Zeit noch nicht durchschlagend ausgewirkt hatten und im Grunde in Übereinstimmung 
mit der erstgenannten These erarbeitet wurden, so wird stellenweise auch das deutsche Inte­
resse an einer nachhaltigen Modernisierung überhaupt in Zweifel gezogen. Bohn etwa misst 
den vom MWT ins Leben gerufenen Stipendienaktionen und den vor Ort in Bulgarien einge­
leiteten landwirtschaftlichen Ausbildungsmaßnahmen lediglich „symbolische“ Bedeutung 
bei.1058 Lampe wird noch deutlicher und bezeichnet die deutsche Rolle bei der Modernisie­
rung der bulgarischen Landwirtschaft als „minimal“ . Der einzig vorzeigbare Erfolg, der er­
zielt worden sei, sei die Einführung der Sojabohne gewesen. Was die Ausbildungsprojekte 
des MWT angeht, so betont Lampe ihren rudimentären Charakter -  nur wenige Bauern seinen 
in den Beispieldörfem ausgebildet worden, zu wenige deutsche Experten seien vor Ort gewe­
sen -  oder ihren Misserfolg, wie etwa bei der Aufzucht von Schafen durch die „Buschag“.1059 
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1058 Bohn, S. 112f.
1059 Lampe, S. 108. Vgl. Kapitel 5.2..
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sen, um eine nennenswerte Produktivitätssteigerung herbeizuführen. Zudem sei zumeist veral­
tetes Gerät aus Deutschland geliefert worden.1060
Zu den konkreteren Aussagen Lampes bezüglich des geringen Ausmaßes der deut­
schen Aktionen, ihres mangelhaften Erfolges und der Lieferung zweitklassigen Materials ist 
zu sagen, dass der Autor hierfür keinen quellenmäßigen Beleg liefert, so dass sie sich der wis­
senschaftlichen Diskussion entziehen. Die Dokumente des MWT erwecken indes, bei aller 
Vorsicht, mit der sie behandelt werden müssen, den Eindruck, als hätten diese Maßnahmen 
Ergebnisse gezeitigt, die unter Berücksichtigung ihres zu diesem Zeitpunkt noch experimen­
tellen Charakters die Initiatoren wie auch ihre bulgarischen Partner zufriedengestellt hät­
ten.1061 Ob man den deutschen Beitrag unter dieser Voraussetzung als symbolisch oder mini­
mal bezeichnen kann, ist nicht objektivierbar, bleibt also jedermanns eigener Einschätzung 
überlassen.
Es überwiegt allerdings nach wie vor der Eindruck, dass eine nachhaltige Effizienz­
steigerung der bulgarischen Volkswirtschaft, ihre Ausdifferenzierung, mithin also auch „In­
dustrialisierung“, einschließlich einer breiten Kaufkraftsteigerung im deutschen Eigeninteres­
se lag. Immerhin bestätigt auch Lampe, dass die deutschen Landmaschinenlieferungen in der 
Frühphase des Zweiten Weltkrieges doppelt so umfangreich waren, wie noch vor dem Krieg. 
Lediglich in der Zweiten Kriegshälfte seien sie dann hinter den deutschen Waffenlieferungen 
zurückgefallen.1062 Jedoch bestreitet der Autor, dass es jemals deutsche Konzepte zu einer In­
dustrialisierung gegeben habe. Bei deutschen industriellen Lieferungen habe es sich lediglich 
um das gehandelt, was in Deutschland entbehrlich gewesen sei. In gewissem Widerspruch 
hierzu und zu der These, die deutschen Lieferungen hätten vorwiegend aus veraltetem Gerät 
bestanden, steht indes die Bemerkung desselben Autors, dass der durch deutsche Abwerbun­
gen verursachte Mangel an qualifizierten Arbeitskräften geholfen habe, in Bulgarien moderne, 
die menschliche Arbeitskraft teilweise ersetzende Maschinen zu installieren.1063
Es scheint, dass der Widersprüchlichkeit der Analyse Lampes nicht allein durch ihre 
Zurückweisung aufgrund teilweise fehlender Nachweise darin aufgestellter Behauptungen 
und schwer nachvollziehbarer Bewertungen zu begegnen ist, sondern dass sie sich mögli­
cherweise auch auf!Ösen lässt, indem bei der Betrachtung der Problematik nach Zeitabschnit­
ten und Akteuren differenziert wird. Dabei ist Abstand zu nehmen von der bei Lampe wenigs-
1060 Ebenda, S. 109 u. 118. Vgl. außerdem Grenzebach, S. 216. Bezüglich der gelieferten Landmaschinen hat N. 
Poppetrov dem Verfasser der vorliegenden Arbeit gegenüber betont, dass von bulgarischer Seite aus Kosten­
gründen oft auch bewusst gebrauchtes Gerät bestellt worden sei. Interview mit Poppetrov, N., Sofia 21.7.2004.
1061 Vgl. Kapitel 5.2..
1062 Lampe, S. 118.
,063 Ebenda,
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tens unterschwellig enthaltenen Vorstellung, die deutsche Seite habe in Bulgarien rein koloni- 
alistisch-ausbeuterische Ziele verfolgt und die Bulgaren für die von ihnen gelieferten Rohstof­
fe, Halbfertigwaren und Agrarprodukte gewissermaßen mit Glasperlen entschädigt. Lampe 
steht dabei im übrigen nur stellvertretend für eine Richtung in der wirtschaftshistorischen 
Südosteuropaforschung, die im ganzen dieselbe These vertreten hat und deren Einfluss auf 
Lampe im Apparat seines Buches sichtbar wird.1064 Sie soll hier nicht im einzelnen betrachtet 
werden.
Klar ist jedoch, dass der Fokus dieser Beiträge zumeist auf den Kriegsjahren liegt, die 
in der Tat den konstruktiven Ansätzen, die beispielweise vom MWT entwickelt wurden, 
schweren Schaden zugefugt haben. Dieser Zusammenhang klang, wie bereits gezeigt, auch 
wiederholt in den programmatischen Schriften des Vereins an, der stets betonte, wie wichtig 
die Erhaltung des Friedens für eine erfolgreiche Umsetzung seiner Projekte war.1065 Neben 
dem Unterschied, der zwischen den Kriegsjahren, und hier insbesondere der zweiten Kriegs­
hälfte, einerseits und der Vorkriegszeit und zum Teil auch den Jahren 1939-41 andererseits 
gemacht werden muss, ist auch zwischen den, bereits im vorigen Kapitel betrachteten, pri­
vatwirtschaftlich getragenen Initiativen des MWT einerseits und der deutschen regierungssei­
tigen Handelspolitik gegenüber Bulgarien im Rahmen des bilateralen Clearing andererseits zu 
differenzieren.
Und in der Tat scheint es, als hätte die im Rahmen des „Neuen Planes“ von Hjalmar 
Schacht und des Vieijahresplanes Görings verfolgte Politik, die Länder Südosteuropas durch 
Verrechnungsabkommen an Deutschland zu binden,1066 die deutsche Seite in die Lage ver­
setzt, den Handel mit Bulgarien zunehmend hinhaltend zu betreiben, d.h. zugesagte Waren 
verzögert, unvollständig oder überhaupt nicht zu liefern. Hierdurch häufte sich im Laufe der 
Jahre ein stetig anwachsendes bulgarisches Guthaben bei der Deutschen Verrechnungskasse 
an, das bis zum Ende des Krieges nicht mehr ausgeglichen werden konnte, auf dem Bulgarien
1064 Zusätzlich zu den eingangs erwähnten Autoren hier stellvertretend: Koen, D.: Ograbvaneto i razoijavaneto 
na bälgarskoto stopanstvo ot germanskite imperialisti prez Vtorata svetovna vojna. Sofia 1966. Vorwiegend, 
allerdings nicht nur, handelt es sich dabei um die sozialistische Historiographie.
1065 Vgl. Kapitel 5.1..
1066 Eigentlich war die zunehmende Verlagerung des deutschen Außenhandels auf den Verrechnungsverkehr ein 
Zeichen dafür, dass ein Hauptziel des Vieijahresplanes -  die Überwindung des Devisenmangels -  nicht erreicht 
werden konnte. Dies zeigte sich vor allem ab 1938, nachdem in den beiden vorherigen Jahren ein Exportzuwachs 
hatte verzeichnet werden können. Ursache dafür war unter anderem der hohe Inlandsbedarf an Industrieproduk­
ten und Rohstoffen als Folge der Kriegsvorbereitungen. Vgl. Petzina, D.: Autarkiepolitik im Dritten Reich. Der 




also „sitzen blieb“.1067 Was die angesprochene periodische Differenzierung betrifft, so ist die­
se gerade bezüglich des Clearing relevant, da besonders während der zweiten Kriegshälfte die 
zunehmenden deutschen Versorgungsschwierigkeiten, die Konzentration auf die Kriegfüh­
rung, aber auch bulgarische Missernten den bilateralen Handel ins Stocken brachten und da­
mit der Ausgleich der Guthaben weiter erschwert wurde.1068
Zur Frage der deutschen Clearingverschuldung gibt es indes ebenfalls kontroverse 
Auffassungen, die im wesentlichen um die Frage kreisen, ob diese Schulden einer gezielten 
deutschen Politik entsprangen, die auf ein kurzfristiges »Auspressen“ der bulgarischen Res­
sourcen ausgerichtet gewesen sein könnte, oder ob sie durch widrige Umstände verursacht 
waren. Die erstgenannte Annahme ist zumeist im Kontext m it der oben genannten Ausbeu­
tungsthese zu finden, die zweite eher bei Apologeten der deutschen wirtschaftlichen Südost­
europapolitik, wie etwa dem MWT-Vorsitzenden Wilmowsky, oder zumindest wohlwollende­
ren Betrachtern, w ie beispielsweise Schönfeld. Sie legen freilich ihren Schwerpunkt auf die 
Vorkriegszeit, in der der deutsch-bulgarische Handel noch vergleichsweise reibungsarm von­
statten ging.1069
Der Übergang von dieser Phase zu der Zeit der hinhaltenden, vorwiegend auf Einfuhr­
sicherung bedachten deutschen Handelspolitik sowie deren Taktik und Stil lassen sich anhand 
der Verhandlungen der Regierungsausschüsse beider Länder von 1940 bis 1944 veranschauli­
chen.1070 Während der 40er Jahre entwickelte sich der Güteraustausch zwischen beiden Län­
dern zunehmend nachteilig für Bulgarien, während der Handel in den 30er Jahren noch unter 
relativ günstigen Bedingungen für das Balkanland abgelaufen war. Hierzu gehörte unter ande­
rem der im Handelsabkommen von 1932 festgelegte Kurs von 32,50 Lewa für eine Reichs­
mark, unter dem das Clearing abgewickelt wurde, wodurch Bulgarien für seine Waren höhere 
Preise bekam als au f dem Weltmarkt. Im Gegenzug hob die Bulgarische Nationalbank (BNB) 
im Jahre 1933 speziell in bezug auf Deutschland einen Devisenerlass auf, der vorgeschrieben 
hatte, dass bestimmte Waren, darunter Getreide, nur gegen konvertierbare Devisen auszufuh- 
ren waren. Der Handel sollte allerdings zu 30 Prozent weiterhin in konvertierbarer Währung
1067 Vgl. hierzu ausführlich: Popisakov, G.: Charakter i säSnost na kliringovite säglaSenija mezdu Bälgarija i 
Germanija prez 1940-1944 g. (=Trudove na VII, Nr. 1). o .0 .1961 Das Guthaben wurde Kraft des Pariser Frie­
densvertrages von 1947 gelöscht, Bulgarien erhielt also keine Entschädigung dafür.
1068 Ebenda.
1069 Schönfeld, R.: Zur Entstehung der deutschen „Clearingverschuldung“ gegenüber Südosteuropa in der Welt­
wirtschaftskrise. In: Althammer, W.; Gumpel, W. (Hgg.): Südosteuropa im Entwicklungsprozeß der Welt. Fest­
schrift Hermann Gross zum 75. Geburtstag. München/Wien 1979, S. 99-118, hier: S. 101.
1070 Zum deutschen Rohstoffbedarf und -import im einzelnen vgl. Jäger, J.-J.: Die wirtschaftliche Abhängigkeit 
des Dritten Reiches vom Ausland dargestellt am Beispiel der Stahlindustrie. Berlin 1969, S. 169f.
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durchgefíihrt werden.1071 Kennzeichnend für die 30er Jahre waren außerdem Kompensations­
geschäfte, wie etwa dasjenige von 1934.
Die Grundlinie der deutschen Handelspolitik während der 30er Jahre bestand also dar­
in, Bulgarien durch vergleichsweise günstige Konditionen als Partner an sich zu binden, wo­
bei dies besonders in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts auch auf den Waffenhandel ange­
wandt wurde. Hier gewährte das Reich Bulgarien langfristige Kredite zu besseren Bedingun­
gen, als sie in anderen Ländern zu haben waren, oder setzte Waffenlieferungen gelegentlich 
auch als Zahlungsmittel im Rahmen von Kompensationsgeschäften oder als teilweisen Ersatz 
für die vereinbarten Devisenzahlungen ein, wenn in Deutschland selbst nicht ausreichend De­
visen vorhanden waren.1072 Der hohe Stellenwert, den Waffenlieferungen für die bulgarische 
Politik damals hatten, veranlasste Sofia, auf solche Angebote einzugehen, wohl wissend, dass 
sich die wirtschaftliche Abhängigkeit von Deutschland dadurch noch steigern würde. Dass 
dies durchaus Besorgnis bei der bulgarischen Regierung auslöste, zeigt sich in der Tatsache, 
dass besonders 1938, als sich die Gefahr eine europäischen Krieges bereits abzeichnete, zu­
nächst versucht wurde, Waffen in Großbritannien und Frankreich zu bekommen. In den Fol­
gejahren fanden entsprechende Verhandlungen sogar auch mit der Sowjetunion statt.1073
Auch politisch begünstigte die handelspolitische Abhängigkeit die Einbindung Bulga­
riens in den deutschen Einflussbereich. Jedoch agierte das von Zar Boris III. regierte Land 
auch hier zögernd gegenüber dem deutschen Werben. Erst am 1. März 1941, als sich die Ge­
fahr eines deutschen Balkanfeldzuges bereits abzeichnete und sich Bulgarien die Chance bot, 
den wirtschaftlichen Bindungen eine militärische Komponente hinzuzufugen und somit vom 
Feldzug territorial zu profitieren, trat das Land dem Drei-Mächte-Pakt bei.1074
Die Handelsbeziehungen selbst hatten zu diesem Zeitpunkt allerdings bereits eine be­
deutsame Wandlung erfahren. Praktisch mit Beginn des Zweiten Weltkrieges war die NS- 
Regierung von der Politik der wirtschaftlichen Anbindung Bulgariens zu einer Politik der Ein­
fuhrsicherung und besonders auch der Einfuhrsteigerung übergegangen. Im Gegensatz zum 
MWT, der im Grunde das selbe Ziel verfolgte, nur eben mit der langfristig angelegten Metho­
de von Modernisierung, Produktivitätssteigerung und Umstrukturierung der bulgarischen 
Volkswirtschaft sowie einem verstärkten Kapitaleinsatz, versuchte die Reichsregierung nun, 
in direkten Verhandlungen mit der bulgarischen Regierung möglichst günstige Bedingungen 
für Deutschland zu erreichen. Diese Verhandlungen über die Regelung des deutsch-
1071 Popisakov, G.: Charakter i säStnost, S. 159 und Berov, Lj.: VänSnatatärgovija, in: BGOV 1, S. 308f.
1072 Ebenda.
1073 Hoppe, S. 52,70-75 und 84.
1074 Ebenda, S. 100.
i
ww wwim mmjuuinnj« »mm wuwwu iMimHiMBiwWMffA
362
bulgarischen Warenverkehrs begannen im Oktober 1939.1075 Sie bildeten den Ausgangspur 
für regelmäßige Zusammenkünfte, die ab April 1940 aufgrund eines deutsch-bulgarisch 
Regierungsbeschlusses in institutionalisierter Form, d.h. in gemeinsamen Regierungsai 
schössen, fortgeführt wurden. Bis Mitte 1944 fanden insgesamt zehn Verhandlungsrund 
statt, die zum Ziel hatten, die gegenseitigen Ausfuhrverpflichtungen festzusetzen und den B 
darfsentwicklungen anzupassen. Worum es also eigentlich ging, war die Äußerung von Lief 
rungswünschen an den Verhandlungspartner und die Frage, inwieweit diese im Rahmen d 
bilateralen Clearing zu erfüllen waren bzw. ob und wie es gelingen konnte, die jeweiligt 
Verrechnungsguthaben auszugleichen.
Von deutscher Seite wurden die Gespräche vom Staatssekretär im Reichswirtschaft 
ministerium Hermann Landwehr geführt, von bulgarischer Seite von Finanzminister Dob 
Bozilov und dem Direktor der BNB Gunev.1076 Wie aus den Protokollen der Verhandlung^ 
vom Oktober 1939 hervorgeht, scheinen die deutschen Forderungen sehr ausführlich und pri 
zise vorgebracht worden zu sein, während Bulgarien nur recht allgemein die Beibehaltung di 
bisherigen Lieferungen forderte. Nach der ersten Verhandlungsrunde ergaben sich hieran 
verpflichtende Lieferkontingente für Bulgarien an Deutschland von 10.000 Tonnen Mai: 
15.000 Tonnen Tabak, 100.000 Schweinen sowie Eiern, Trauben und Wein. Verbunden hiei 
mit war die Freigabe der Ausfuhr dieser Güter nach Deutschland auch, wie Landwehr erreich 
te, über die festegesetzten Kontingente hinaus.1077 Zudem wurde im Rahmen derselben Ge 
spräche ein Kompensationsgeschäft abgeschlossen, in dem sich Deutschland verpflichtete 
Landmaschinen gegen bulgarische Saisonwaren, wie Sonnenblumenöl und -kerne, Seide 
Pelze und Felle im Wert von 3,7 Millionen Reichsmark zu liefern. Bemerkenswert an diese: 
Vereinbarung war, dass die bulgarische Lieferung sofort für die Ausfuhr bereitzustellen war 
während die deutschen Landmaschinen erst durch eine bulgarische Sachverständigenkommis­
sion bestellt werden sollten, wodurch sich deren tatsächliche Lieferung unbestimmt verzögerr. 
konnte.1078 Es wurde hier also bereits die hinhaltende Verhandlungstaktik von deutscher Seite 
sichtbar, die darauf abzielte, im Rahmen der kriegsbedingt erschwerten Versorgungslage die 
deutschen Ausfuhren auf ein notwendiges Minimum zu beschränken, die Einfuhren aber nach 
Möglichkeit zu steigern. Das durch den MWT verfolgte deutsche Interesse an einer Moderni­
sierung der bulgarischen Wirtschaft, das in dem Landmaschinengeschäft auch durchaus noch 
zum Ausdruck kam, trat auf dieser Ebene, d.h. bei den Verhandlungen der Regierungsaus-





schlisse, und gegenüber den kriegswirtschaftlichen Interessen Deutschlands in den Hinter­
grund.
Diese Tendenz setzte sich auch ab Mai 1940 in den neun folgenden, halbjährlich statt­
findenden Sitzungen der Regierungsausschüsse fort. Den gemeinsamen Vorsitz in diesem 
Verhandlungsgremium übernahmen Staatssekretär Landwehr, der bereits die deutsche Dele­
gation im Oktober 1939 geleitete hatte, und Ljubomir Conev, seit 1940 Leiter der staatlichen 
bulgarischen Direktion für den Außenhandel. Gegenstand der Tagungen der deutsch­
bulgarischen Regierungsausschüsse waren unter anderem die Festsetzung der Ein- und Aus­
fuhrkontingente, die Preise der gehandelten Waren, Finanzierungsfragen für bestimmte Pro­
jekte und Fragen der Transportabwicklung. Auf diese Weise wurden die Protokolle der Sit­
zungen zur Grundlage für die generelle Entwicklung der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbe­
ziehungen während der Kriegsjahre.1079
Im folgenden soll anhand der Betrachtung der wichtigsten Beschlüsse der Regierungs­
ausschüsse eine Charakteristik der Wirtschaftsbeziehungen auf gouvemementaler Ebene ver­
sucht werden. Wie bereits angedeutet, war die deutsche Verhandlungstaktik stets durch das 
Bemühen gekennzeichnet, die bulgarische Seite auf sofortige Lieferungen festzulegen, selbst 
aber langfristige oder besonders große Projekte anzubieten, deren Erfüllung terminlich kaum 
präzise zu planen war. Hinzu kam die Methode, bulgarische Lieferungen mit älteren Finanz- 
verpflichtungen Bulgariens gegenüber Deutschland zu verrechnen, so dass hieraus für das 
Reich keine direkte Lieferverpflichtung entstand. Dies war beispielweise Ergebnis der ersten 
Tagungsrunde der Regierungsausschüsse, die zwischen dem 16. und 24. Mai 1940 in Sofia 
stattfand.1080 Von dem bis zum September 1940 von Sofia zu liefernden Warenwert von 50 
Millionen Reichsmark sollten 6 Millionen zur Verrechnung bulgarischer finanzieller Verbind­
lichkeiten verwendet werden, d.h. also nicht zum Abbau des bulgarischen Clearingguthabens, 
das zu dieser Zeit bereits bei rund 40 Millionen Reichsmark lag.1081
Der Druck auf Bulgarien, auf derartige Bedingungen einzugehen, d.h. eine Vergröße­
rung des eigenen Guthabens bei der Deutschen Verrechnungskasse zuzulassen, zugleich aber 
die eigenen Lieferungen den deutschen Wünschen entsprechend weiter zu forcieren, wuchs 
im Laufe des Krieges mit dem Wegbrechen alternativer Handelspartner, wie etw’a Frankreichs 
1940, und der sich ausdehnenden deutschen Kontrolle über Europa. Diese mündete im Grun­
,079 CA, F. 231K, op. 5, a.e. 1)8,122,126,129; op. 1, a.e. 291. Zu den Ausschussprotokollen vgl. generell au­
ßerdem Zlatarski, VL: Die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen währenddes Zweiten Weltkrieges im 
Spiegel der beiderseitigen Regierungsausschüsse zur Regelung der Wirtschaftsfragen (1940-1944). Teil I (April 
1940-Mai 1942). Unveröff. Manuskript, Sofia 2001.
1080 CA, F. 231K, op. 5, ae. 118,1.232.
1081 Ebenda.
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de in einer Kontrolle Deutschlands über den gesamten europäischen Clearinghandel. Deutlich 
wurde dies beispielsweise in den Abschnitten der Ausschussprotokolle von 1940, die sich mit 
dem Clearinghandel zwischen Bulgarien und dem „Reichsprotektorat Böhmen und Mähren“ 
befassten. Man vereinbarte eine Warenaustausch im Wert von jeweils 150 Millionen Kronen, 
wobei Bulgarien Walzeisenmaterial und Eisenhalbfabrikate erhalten und selbst Eisenschla­
cken und Tabak liefern sollte. Die Genehmigung der einzelnen Lieferungen blieb den zustän­
digen deutschen Behörden Vorbehalten.1082 Ein anderes Beispiel in diesem Kontext war die 
Niederwerfung Frankreichs im Frühjahr 1940, die zum Anlass für Nachverhandlungen ge­
nommen wurde, welche im Juli desselben Jahres zwischen Conev und Landwehr in Berlin 
stattfanden. Von deutscher Seite wurde dabei eine weitere Erhöhung der bulgarischen Liefe­
rungen gefordert. Landwehr meinte, dass eine Umlenkung von Waren, die zunächst für andere 
Märkte bestimmt gewesen seien, nach Deutschland erforderlich sei. Ergebnis dieser Gesprä­
che war eine weitere Intensivierung des bilateralen Warenverkehrs um 47 bis 52 Millionen 
Mark, wobei für die deutschen Lieferungen wesentlich längere Fristen festgesetzt wurden als 
für die bulgarischen.1083
Von grundlegender Bedeutung für den Zahlungsverkehr zwischen Deutschland und 
Bulgarien bis zum Ende des gemeinsamen Bündnisses im September 1944 waren die Ver­
handlungen der Regierungsausschüsse im Oktober 1940 in Sofia. Sie führten zum Abschluss 
eines neuen Verrechnungsabkommens, das das alte von 1932 ablöste. Der Handelsvertrag 
selbst blieb in Kraft. Nun wurde der gesamte deutsch-bulgarische Zahlungsverkehr vollstän­
dig zentralisiert und damit der Vermittlung von Deutscher Verrechnungskasse (DVK) und 
Bulgarischer Nationalbank (BNB) unterstellt. Dies bedeutete, dass nicht mehr nur die Zah­
lungen im bilateralen Warenverkehr auf dem  Verrechnungswege zu tätigen waren, sondern 
auch unter anderem im solche Versicherungswesen, im Transport, bei Gebühren für Patente 
und Lizenzen oder Honorare.1084 Hiermit wurde es für Bulgarien praktisch unmöglich, im 
Handel mit Deutschland Devisen zu erwirtschaften, zumal auch ältere Zahlungsveipflichtun- 
gen, die mitunter auf Fremddevisen lauteten, in Reichsmark umzurechnen waren. Zudem ver­
bot das Abkommen den Abschluss privater Kompensationsgeschäfte, die eine zusätzliche 
Möglichkeit geboten hätten, auf dem Wege teilweiser Zahlungen in Fremdwährung Devisen 
nach Bulgarien zu bringen.1085 Devisen wären jedoch nötig gewesen, wenn Bulgarien sich 
wenigstens einen Rest an handelspolitischer Unabhängigkeit hätte bewahren wollen. Statt
1082 CA, F. 231 FC, op. 5, a.e. 122,1.8-15.
1085 CA, F. 23IK, op. 5, a.e. 118,1.219-223.
1084 CA, F. 316FC, op. 5, a.e. 291,1. 105.
1085 Ebenda, 1. 106.
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dessen wurde das Land nun vollständig in das Verrechnungssystem des deutsch kontrollierten 
Europa mit einbezogen. Dies wurde unter anderem durch das Zentral Clearing ermöglicht, d.h. 
dass die BNB nun auch im Clearing mit Jugoslawien, Rumänien, Griechenland, Ungarn und 
der Slowakei Überweisungen zwischen ihrem DVK-Konto und denjenigen der anderen Län­
der tätigen konnte, wodurch der Zahlungsverkehr dieser Länder untereinander auch für die 
deutsche Seite zumindest teilweise transparent wurde*1086 Zudem Unterzeichnete Bulgarien im 
Oktober 1940 auch Clearingabkommen mit den deutsch besetzten Ländern Polen, den Nieder­
landen, Belgien und Norwegen, in denen bestimmt wurde, dass der Zahlungsverkehr mit die­
sen Ländern stets über die DVK zu laufen hatte.1087
Angesichts dieser Entwicklung scheint es kaum noch fraglich zu sein, dass Bulgarien 
zu Beginn der 40er Jahre die Stellung eines deutschen Wirtschaftssatelliten einnahm. Ohne 
diesen Begriff weiter zu strapazieren zu wollen, lässt sich konstatieren, dass Bulgarien zu die­
ser Zeit kaum mehr Entscheidungsfreiheit über die Ausrichtung seiner Warenströme besaß 
und Bedingungen akzeptieren musste, die im freien Welthandel kaum denkbar waren. Die en­
ge Anbindung an Deutschland durch das Clearing, die unter den Voraussetzungen der Welt­
wirtschaftskrise, also knapp ein Jahrzehnt zuvor, als praktikables, wenn auch nicht ideales 
Mittel zur Belebung des Außenhandels erschienen war, erwies sich nun als Zwrangsjacke, da 
Bulgarien praktisch gezwungen war, seine Importe aus Deutschland zu beziehen, weil die 
Einnahmen aus den Exporten, die in Verrechnungsmark bestanden, nur in Deutschland einge­
löst werden konnten. Dies bedeutete, dass mit der Intensität des deutsch-bulgarischen Handels 
auch die Abhängigkeit Bulgariens von Deutschland zunahm.
Die weiter wachsende Intensität des bulgarischen, nun fast ganz auf Deutschland aus­
gerichteten Außenhandels gab indes der landwirtschaftlichen Produktivität auch neue Impul­
se. Zwischen 1940 und 1942 etwa konnte Bulgarien den Lewa-Wert seiner Ausfuhr nach 
Deutschland von 4,2 Millionen auf 9,7 Millionen erhöhen, was mehr als eine Verdoppelung 
ausmachte.1088 Insgesamt zeigten die bulgarischen Warenlieferungen an Deutschland eine ste­
tig steigende Tendenz. Im Protokoll zur zweiten Verhandlungsrunde der Regierungsausschüs­
se, die zwischen dem 15. Oktober und dem 14. November 1940 in Berlin stattfand, wurde ei­
ne Erhöhung der deutschen Importe aus Bulgarien auf einen Gesamtwert von 118 Millionen 
Mark festgesetzt, von denen 55 Millionen auf die Einfuhr von Nahrungsmitteln und 63 Milli­
onen für Holz und industrielle Halbfertigw'aren entfielen. Im Vergleich zum ersten Protokoll
1086 Ebenda, 1. 94.
1087 Ebenda, 1. 95-103.
3 66
bedeutete dies eine Zunahme um mehr als das Zweieinhalbfache.1089 Teilweise überstiegen 
die deutschen Forderungen aber auch die Liefermöglichkeiten Bulgariens, wollte dessen Re­
gierung nicht im eigenen Lande eine Versorgungskrise heraufbeschwören. So lehnte Conev 
etwa in der zweiten Runde deutsche Forderungen nach Weizenlieferungen, die über die be­
reits vereinbarten 10.000 Tonnen hinausgingen, ab.1090
In erster Linie problematisch erwiesen sich indes die Vereinbarungen über die deut­
schen Gegenleistungen -  eine Frage, die sich im Laufe des Krieges zunehmend verschärfen 
sollte. Hierbei ging es allerdings nicht nur um deutsche Warenlieferungen, für die von deut­
scher Seite charakteristischerweise lange Fristen ausgehandelt wurden, sondern auch um die 
deutsche Freigabe von Goldmark für das bulgarische Verrechnungskonto zum Zwecke der 
Beschaffung von Rohstoffen, die in  Deutschland nicht zu bekommen waren, wie etwa Erdöl. 
In der zweiten Verhandlungsrunde sagte Landwehr die Bereitstellung von 4 Millionen 
Reichsmark in Gold für das bulgarische Verrechnungsguthaben bei der Reichsbank zu.1091 
Dabei ist bezeichnend, dass der deutsche Verhandlungsführer darauf bestand, die tatsächliche 
Freigabe des Geldes für jeden Einzelfall von den Nationalbanken beider Länder eigens aus­
handeln zu lassen, so dass hier genügend Spielraum für Deutschland blieb, Bulgarien in Fra­
gen der Rohstoffversorgung unter Druck zu setzen oder zumindest hinzuhalten.1092
Auch nach dem 1. März 1941, dem Tag des Beitritts Bulgariens zum Drei-Mächte- 
Pakt, setzte sich die Politik der Erhöhung der deutschen Lieferforderungen an Bulgarien bei 
gleichzeitiger fehlender Deckung aufgrund deutscher Lieferverzögerungen oder Lieferver­
sprechen für die Zeit nach dem Kriege fort. Besonders sichtbar wurde dies nach der Stationie­
rung deutscher Truppen im Lande, die nun auch zu versorgen waren. Zwar führte dies zu ei­
ner allgemein erhöhten Lieferbereitschaft der deutschen Seite, die als Entschädigung für den 
Verbrauch durch die deutsche Truppen Zuschüsse für die bulgarische Tabakwirtschaft ge­
währte und die Preise für Landmaschinen und Eisen senkte. Außerdem sagte sie die Lieferung 
von 100 Lokomotiven, 1500 Güterwagen und 30 Kilometer Schienenmaterial zu, um die Mo­
bilität der deutschen und bulgarischen Truppen zu unterstützen.1093
Demgegenüber vertrat Conev durchaus nachdrücklich die bulgarischen Einfuhrinte­
ressen und beklagte die unzureichenden deutschen Lieferungen vor allem von Erzeugnissen 
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garien nun, nach dem Abschluss des deutschen Balkanfeldzuges, einen Anteil an den nun un­
ter deutscher Kontrolle stehenden Rohstoffexporten besetzter Länder, wie etwa Serbien, Bel­
gien oder Norwegen. Bezüglich Serbiens und Belgiens erreichte man beispielsweise die Lie­
ferung von Kupfervitriol. Gleichzeitig konnte Conev auch einige deutsche Forderungen zu­
rückweisen, wie etwa eine Zollermäßigung für die Einfuhr von Koks nach Bulgarien, die der 
bulgarischen Koksherstellung geschadet hätte.1094
Die Zugeständnisse, die Bulgarien in dieser Verhandlungsrunde gleichwohl machen 
musste, betrafen in erster Linie die neu annektierten Gebiete in Makedonien und Thrakien, ln 
allgemeiner Hinsicht wurde die Anwendung des Handelsvertrages von 1932 und des Ver- 
rechnungsabkommens von 1940 auf diese Territorien vereinbart. Die deutsche Seite benutzte 
dabei die bulgarische Absicht, die eigene Landeswährung, den Lev, in den besetzten Gebieten 
einzufuhren, dazu, einen Verzicht auf die Festsetzung von konkreten Wertobergrenzen für den 
bilateralen Warenverkehr auszuhandeln mit der Begründung, die Währungsumstcllung mache 
derartige Festlegungen obsolet. Verbunden damit war auch die Abschaffung der bulgarischen 
Einfuhrkontingente.1095 Für Deutschland ergab sich daraus der Vorteil, seine Lieferungen 
nicht mehr primär an diesen Kontingenten und damit an konkreten bulgarischen Wünschen 
ausrichten zu müssen, sondern das liefern zu können, w'as im Reich entbehrlich war, unab­
hängig davon, ob es Bulgarien irgendeinen Nutzen brachte.
Außerdem musste Bulgarien deutschen Firmen die Nutzungsrechte an den wichtigsten 
Bergwerken Makedoniens überlassen, d.h. die komplette Ausfuhr der dort abgebauten Roh­
stoffe nach Deutschland garantieren ebenso wie die zollfreie Einfuhr der für den Abbau not­
wendigen Geräte und Materialien.1096
Insgesamt scheint es, dass diese Zugeständnisse, die die bulgarische Seite machte, und 
die weitere Erhöhung der Lieferquoten in kriegswirtschaftlichem Zusammenhang zu sehen 
sind. In Bulgarien wurden sie sicherlich auch als Kompensation für die Nicht-Bctciligung am 
Feldzug gegen die Sowjetunion betrachtet.1097 Die durch den Überfall auf die UdSSR im Jah­
re 1941 hervorgerufene „ungeklärte Versorgungslage“ klang jedenfalls wiederholt in den Pro­
tokollen zu den Verhandlungen der Regierungsausschüsse an. Dem entsprach bcispiclweise 
auch die Festsetzung von Reservekontingenten für den Export nach Deutschland, die bei den
,(>9J CA, F. 316K, op. 1, a.e. 291,1. 108 u. 113.
1095 Ebenda, 1. 114f.
1096 Ebenda, 1. 115.
1097 Vgl. hierzu: Nikolov, R.: Njakoi väprosi na bälgarsko-germanskite voenni omoienija (man 1941 -  avgu« 
1944 g.). In: Voennoistoriieski sbomik 6/1988. S. 40-43.
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Gesprächen im Herbst 1941 vereinbart wurde.1098 Deutlich wurde dieser Zusammenhang au­
ßerdem bei der bulgarischen Forderung nach zusätzlichen deutschen Lieferungen von Eisen­
erzeugnissen, Koks und Autoreifen, auf die die deutsche Seite m it der Antwort reagierte, die­
se Bitten unter Berücksichtigung des militärischen Eigenbedarfs prüfen zu wollen.1099
Von kriegswirtschaftlicher Bedeutung im Sinne der Versorgung der Deutschen 
Wehrmacht war außerdem der Tabakhandel. Der Tabakanbau hatte in Bulgarien durch die 
Annexion Makedoniens und Westthrakiens eine erhebliche Ausweitung erfahren, mit der al­
lerdings auch die deutschen Lieferwünsche anstiegen. Bei den Verhandlungen im Herbst 1941 
wurde vereinbart, von den erwarteten 65.000 Tonnen der Ernte desselben Jahres 44.000 Ton­
nen an Deutschland zu liefern.1100 Bei der Aushandlung der Lieferquoten kam zudem auch 
das Soja-Projekt wieder auf die Agenda.1101 Auch hier drang die deutsche Seite auf eine Sta­
bilisierung der Lieferungen. Hierzu war es notwendig, die Anbauflächen der „Soja AG“ auf 
ca. 60.000 Hektar auszudehnen, um die 1941 erreichte Liefermenge von 47.000 Tonnen auch 
im Jahre 1942 zu erhalten.1102
Neben den vereinbarten Kontingenten für den bilateralen Handel schlossen die deut­
schen und bulgarischen Regierungsausschüsse auch Sondergeschäfte ab, bei denen es sich in 
erster Linie um Bestellungen der einzelnen bulgarischen staatlichen Behörden zur Deckung 
ihres eigenen Bedarfs handelte. Im Jahre 1941 etwa enthielt die bulgarische Bestellliste vor­
wiegend Industrieerzeugnisse, die dem Ausbau der Verkehrsinfrastruktur dienten. Hierzu ge­
hörten beispielsweise Lokomotiven, Güterwaggons, Schienen bzw. Materialien zur Anlage 
von Eisenbahnstrecken sowie Straßenbaumaschinen. Hinzu kam, was in Kriegszeiten nicht 
überraschen kann, Waffenlieferungen. Bei diesen meldete die bulgarischen Regierung erhöhte 
Dringlichkeit an, so dass das Ende der Lieferfrist auf Ende September 1942 gesetzt wurde, 
während die übrigen Waren erst ein Jahr später zu liefern waren. Insgesamt machte der Um­
fang dieses Sondergeschäfts rund 112 Millionen Reichsmark aus, die aus dem Verrechnungs­
konto der BNB bei der Reichsbank zu bezahlen waren.1103
Es waren indes in erster Linie die Sondergeschäfte, bei denen die Konfliktpunkte im 
deutsch-bulgarischen Handel sichtbar wurden. Zur Sprache kamen sie zum Beispiel in der 
fünften Verhandlungsrunde im Sommer 1942. Hier musste die deutsche Delegation unter der 
Leitung Landwehrs etwa einräumen, dass die im Sondergeschäft 1941 vereinbarten Lieferun­
1098 CA, F. 231K, op. 5, a.e. 122,1. 35.
1099 Ebenda, 1. 36.
no° Außerdem CA, F. 2 3 1K, op. 5, a.e. 122,1.42.
1.01 Vgl. Kapitel 5.2..
1.02 CA, F. 231K, op. 5, a.e. 118,1. 171.
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gen deutscher Lokomotiven nicht fristgerecht erfolgen würden.1104 Derartige Verzögerungen, 
die praktisch in allen Bereichen der deutschen Ausfuhr nach Bulgarien auftraten, waren zwar 
zweifellos der kriegsbedingt schwierigen Versorgungslage Deutschlands geschuldet, waren 
gleichzeitig aber auch Ergebnis einer bewusst betriebenen Hinhaltepolitik. Deren grundlegen­
de Richtlinie wird im Bericht Landwehrs über die Verhandlungen vom Sommer 1942 deut­
lich. Darin formulierte der Staatssekretär die Maxime, dass deutsche Lieferzusagen nur unter 
der Voraussetzung gegeben werden dürften, dass sich dadurch die deutsche Versorgungslage 
nicht verschlechterte.1105 Zudem nahm Landwehr die deutschen Lieferverzögerungen zum 
Anlass, auf Gesetzesänderungen in Bulgarien zu dringen. So forderte die deutsche Seite eine 
Aufhebung der seit Februar 1942 bestehenden sogenannten Kriegszeitsteuer, die Gewinne, 
welche mit kriegswirtschaftlich relevanten Geschäften erzielt wurden, besonderen Abgaben 
unterwarf. Dieses Ansinnen wurde jedoch von der bulgarischen Seite ebenso wenig akzeptiert 
wie die Forderung, deutsche Firmen bei öffentlichen Aufträgen in Bulgarien von Garantiever­
pflichtungen zu befreien.1106
Das offenbar zunehmend fordernde Auftreten der deutschen Seite gegenüber Bulga­
rien zeigte sich exemplarisch auch im Vorfeld der ersten Verhandlungsrunde des Jahres 1942. 
Diese war zugleich charakteristisch für die Machtverteilung im deutsch-bulgarischen Handel 
jener Jahre. Veranschaulichen lässt sich dies etwa anhand der Beschwerden, die Conev noch 
im Dezember 1941 bezüglich der bulgarischen Einfuhr von Öl und Ölderivaten an die deut­
sche Regierung richtete. Bemerkenswert daran ist, dass es hierbei eigentlich gar nicht um ein 
Problem des deutsch-bulgarischen Handels ging, sondern um eines des bulgarisch- 
rumänischen. Conev beklagte sich beim Reichswirtschaftsministerium über die seiner Mei­
nung nach ungenügenden rumänischen Öllieferungen an Bulgarien und schlug zugleich vor, 
dass Deutschland hier als offizieller Besteller auftreten solle, indem man die bulgarischen Be­
stellungen als solche für die in Bulgarien stationierten Truppenteile der Wehrmacht deklarier­
te und ihnen auf diese Weise größeren Nachdruck verlieh. Das Reichswirtschaftsministerium 
ging auf diesen Vorschlag ein und äußerte zusätzlich die Idee, die deutsche Firma „Kontinen­
tal öl'4 Benzinreservoire in dem v/estbulgarischen Ort Ichtiman errichten zu lassen.1107
Anhand dieser Episode wird emeut und besonders beispielhaft der hohe Grad an Ab­
hängigkeit sichtbar, in die Bulgarien in außenwirtschaftlicher Hinsicht von Deutschland gera­
ten war. Es war darauf angewiesen, auch in Fragen des Handels mit anderen Partnern die
1104 CA, F. 231K, op. 5, a.e. 122,1. 95-97.
,,os ADAP, Serie E, Bd. 2, Dok. 246, S. 420f.
1,06 CA, F. 231K, op. 5, a.e. 122,1. 85 u. 88.
1107 CA, F. 316K, op. 1, a.e. 311,1. 73-75.
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deutsche Seite um Unterstützung oder wenigstens Vermittlung zu bitten. Deutlich geworden 
war dies bereits durch die oben erwähnte Möglichkeit, auch den Zahlungsverkehr in dem Cle­
aringhandel, an dem Deutschland nicht beteiligt war, über die Deutsche Verrechnungskasse 
laufen zu lassen. Hierdurch und durch die deutsche Fähigkeit, in den bulgarisch-rumänischen 
Ölhandel einzugreifen, zeigt sich, dass Deutschland im Laufe der 30er und frühen 40er Jahre 
umfassenden Einfluss auf den bulgarischen Außenhandel erworben hatte. Dieser drückte sich, 
wie bereits angedeutet, allerdings auch in einer zunehmend fordernden Haltung gegenüber 
Bulgarien aus. Sie wurde zum Beispiel im  Auswärtigen Amt im Vorfeld der ersten Verhand­
lungsrunde 1942 formuliert. Hier äußerte man sich zwar zufrieden über die Entwicklung des 
deutsch-bulgarischen Handels, erwartete aber zugleich von Bulgarien eine weitere volle Aus­
nutzung seiner Produktionskapazitäten zugunsten der Exporte nach Deutschland. Der stellver­
tretende Leiter der Handelspolitischen Abteilung im Auswärtigen Amt, Clodius, verlangte 
von Bulgarien, Lieferanstrengungen bis an die Grenzen seiner Möglichkeiten zu unternehmen 
und dabei auch den Verbrauch durch die eigene Bevölkerung „scharfen“ Einschränkungen zu 
unterwerfen. Im Hinblick auf die anstehenden Verhandlungen empfahl das Auswärtige Amt, 
die eigenen Forderungen den Bulgaren gegenüber zu rechtfertigen, indem man auf die deut­
schen Anstrengungen zur Produktivitätssteigerung in der bulgarischen Landwirtschaft ver­
wies. Darüber hinaus seien die Preiserhöhungen in Bulgarien zu kritisieren. Dem bulgarischen 
Argument, diese seien durch Ankäufe der Wehrmacht und eine allgemeine Verknappung der 
Waren bedingt, sei mit dem Einwand zu begegnen, dass diese Probleme in Bulgarien geringer 
seien als in anderen Ländern.1108 A uf politisch-ideologischer Ebene sollte darauf verwiesen 
werden, dass Bulgarien auch von dem K am pf um die „Neuordnung“ Europas und gegen den 
„Bolschewismus“ profitiere, in dem Deutschland die Hauptlast trage und daher zu Recht von 
Bulgarien Unterstützung erwarten könne.1109
Gleichwohl vermochte es auch maximaler Druck von deutscher Seite nicht, Lieferun­
gen zu erzwingen, die schlicht über die Möglichkeiten Bulgariens hinausgingen. So konnte 
Landwehr bei den Verhandlungen im Frühjahr 1942 keine bulgarischen Getreidelieferungen 
erwirken aufgrund der bloßen Tatsache, dass Missernten, aber auch Misswirtschaft keine ex­
portierbaren Überschüsse erbracht hatten.1110
Unter den gleichen Vorzeichen verliefen auch die Verhandlungen der Jahre 1943 und 
1944. Im Endergebnis führte dies dazu, dass zwei Wochen nach der Unterzeichnung des
1108 ADAP, Serie E, Bd. 1, Dok. 298, S. 553f.
1,09 ADAP, Serie D, Bd. 13, Dok. 504, S. 687.
mo ADAP, Serie E, Bd. 1, Dok. 265, S. 498f.
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neunten Verhandlungsprotokolls, d.h. am 9. September 1944, als die bulgarischen Kommu­
nisten die Macht übernahmen und die Beziehungen zu Deutschland abbrachen, Bulgarien mit 
einem Clearingsaldo in Höhe von rund 900 Millionen Reichsmark dastand. Diese finanziellen 
Ansprüchen gegenüber Deutschland wurden auf der Pariser Friedenskonferenz 1947, wie er­
wähnt, entschädigungslos niedergeschlagen.1111
Hauptursache für diesen Saldo war der auch in den Jahren 1943 und 1944 fortgesetz­
te, zunehmend unausgeglichene Warenverkehr zwischen beiden Ländern. Einerseits stellten 
sowohl deutsche als auch bulgarische Repräsentanten übereinstimmend fest, dass der bulgari­
sche Lieferumfang weiter zunehme, andererseits räumte die deutsche Seite auch ein, ihre 
Verpflichtungen weder in vollem Umfange noch zur rechten Zeit erfüllen zu können.1112 Die­
se Tendenz bestätigte sich auch in der sechsten Verhandlungsrunde im Herbst 1942. Hier 
zeigten sich allerdings auch erstmals spürbare Erfolge des deutschen technischen und finan­
ziellen Engagements im bulgarischen Bergbau. Für die Zeit bis März 1943 wurde die Ausfuhr 
von über 110.000 Tonnen Erzen nach Deutschland vereinbart, was darauf hindeutet, dass mit 
dem Ausbau der bulgarischen Bergwerkswirtschaft ein steter, wenn auch langsamer Struk­
turwandel vor sich ging.1113 Das deutsche Engagement war freilich auch mit weitgehender 
deutscher Kontrolle über die jeweiligen Gruben verbunden ebenso wie mit dem Anspruch, die 
dort abgebauten Rohstoffe nach Deutschland geliefert zu bekommen. In diesem Zusammen­
hang begnügte sich Landwehr nicht mit dem bereits vereinbarten Zugriff auf die wichtigsten 
Bergwerke Makedoniens. Dies zeigte sich zum Beispiel bei der Kupfererzgrube „Luda Jana“ 
bei Panagjuriste, die zu 40 Prozent Eigentum der vormaligen französischen Betreiber der ju ­
goslawischen Gruben bei Bor gewesen waren. Nach dem Balkanfeldzug hatte sie sich das 
Deutsche Reich angeeignet und erhob im Herbst 1942 Anspruch auf die damit verbundenen 
Anteile an „Luda Jana“. Brisant war diese Forderung insofern, als die bulgarische Regierung 
zuvor alle Kupfererzgruben verstaatlicht hatte und sich nun, unter dem Druck Landwehrs, ge­
zwungen sah, den deutschen Anteil anzuerkennen, d.h. die Verstaatlichung an dieser Stelle 
zurückzunehmen.1114
Hatte also die deutsche Seite ihre Einfuhrinteressen gegenüber Bulgarien weitgehend 
wahren können, so vergrößerten sich in der zweiten Kriegshälfte die deutschen Lieferschwie­
rigkeiten stetig. Herausragend war in diesem Zusammenhang der Einbruch der deutschen Ei­
I, 11 Zu den Friedensvertragsverhandlungen vgl. Emanuilov, E.: Bälgarija v politikata na velikite sili 1939-1947. 
Sofia 2000, S. 354-371.
II, 2 ADAP, Serie E, Bd. 3, Dok. 315, S. 557.
m3 CA, F. 316K, op. 1, a.e. 309,1. 19f.
11,4 Vgl. Zlatarski, Teil 2, S. 3.
372
sen- und Stahllieferungen während des Jahres 1943. Er war eine Folge eines deutschen Erlas­
ses vom 1. Oktober 1942, der eine Annahme ausländischer Eisen- und Stahlbestellungen auf­
grund des kriegsbedingten Eigenbedarfs verbot und nur die Abwicklung bereits erteilter Auf­
träge erlaubte. Dies führte dazu, dass zwischen Oktober 1942 und September 1943 von 
60.000 bestellten Tonnen nur knapp 4000 geliefert wurden.1115 Generell geriet Bulgarien 
durch die ungenügenden deutschen Lieferungen zunehmend selbst in Versorgungsschwierig­
keiten. Dies traf beispielsweise auch auf den Bezug von Öl und Ölderivaten zu, für deren Lie­
ferung Deutschland im Herbstprotokoll 1942 Sorge zu tragen versprochen hatte. Als Ergebnis 
zeichnete sich noch Ende 1942 ein direktes bulgarisch-rumänisches Kompensationsgeschäft 
ab, das einen Tausch von Reis gegen Öl beinhaltet und damit auch den deutschen Einfluss in 
Frage gestellt hätte. Das Auswärtige Amt in Berlin registrierte diese Gefahr und drang darauf, 
die für November vereinbarte Liefermenge von 5000 Tonnen Mineralöl bereitzustellen, da der 
Ölmangel in Bulgarien auch die Lieferfahigkeiten des Landes negativ beeinflusste.1116 Bei 
den Verhandlungen im Frühjahr 1943 schließlich kam es sogar dazu, dass Bulgarien selbst um 
Getreidelieferungen bitten musste, da, wie erwähnt, die Ernte im Vorjahr schlecht ausgefallen 
war. Landwehr sagte daraufhin eine Lieferung von 35.000 Tonnen Roggen zu, die freilich mit 
kommenden Weizenlieferungen zu verrechnen waren.1117
Zum Abbau des bulgarischen Clearingsaldos unternahmen sowohl die deutsche als 
auch die bulgarische Seite verschiedene Anstrengungen. Der deutsche Regierungsausschuss 
legte dabei einen Schwerpunkt auf die Frage der Preisentwicklung seit 1939, die bei den bul­
garischen Ausfuhrwaren eine Verteuerung um ca. 82 Prozent, bei den deutschen Waren um 
über 90 Prozent gebracht hatte. Bei den Verhandlungen im Frühjahr 1943 gelang es Landwehr 
offenbar, die bulgarische Seite zu übervorteilen, indem diese dazu verpflichtet wurde ihre 
Ausfuhrpreise nicht mehr über das Niveau vom Dezember 1942 steigen zu lassen, während 
die deutschen Preise auf einem „geschätzten“ Durchschnittsniveau verbleiben sollten, für das 
die Preise vom Februar 1942 zugrundegelegt wurden. Hierdurch erlangte die deutsche Seite 
einen erheblichen Spielraum bei der Preisgestaltung, da die Basisdaten für die Schätzungen 
nicht eindeutig festgelegt waren. Zudem verfügte niemand in  Bulgarien über zuverlässige 
deutsche Statistiken zur Kontrolle der Preisfestsetzungen.1118 Ein weiterer, von bulgarischer 
Seite allerdings abgelehnter Vorschlag zum Abbau der bulgarischen Clearingspitzen bestand 
darin, deutsche in Bulgarien durchgeführte Projekte in das Clearing mit einzubeziehen. So
I, 15 CA, F. 231K, op. 5, a.e. 122,1. 104 u. a.e. 117,1. 8-10.
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1118 Ebenda, 1. I46f. Vgl. auch Zlatarski, Teil 2, S. 12f.
erhob Landwehr im Mai 1943 Zahlungsforderungen an Bulgarien für die von der Wehrmacht 
seit 1941 durchgefuhrten Straßenbauten, die großenteils als Nachschubwege für den Balkan­
feldzug gedacht waren, nun aber auch zivilen Transportzwecken dienten. Als Gesamtkosten 
wurden hierfür rund 7 Millionen Reichsmark angegeben, von denen zwei Drittel vom bulgari­
schen Staat übernommen werden sollten.1119 Mehr Erfolg bei den Bemühungen zum Abbau 
des Saldos hatte die deutsche Initiative der sogenannten Nachkriegsgeschäfte, die bei den 
Herbstverhandlungen 1943 vorgeschlagen wurden. Bei ihnen handelte es sich im Grunde um 
nichts anderes, als eine Fortsetzung der bereits seit Jahren angewandten Hinhaltetaktik, die im 
wesentlichen in deutschen Versprechungen für spätere Lieferung bestand. Nun wurde diese 
Verfahrensweise offiziell propagiert. Bulgarische Stellen konnten nun mit deutschen Firmen 
Verträge über Lieferungen abschließen, die erst nach Kriegsende erfolgen sollten, wobei hier 
eine Frist von zwei Jahren nach Abschluss des Krieges vorgesehen war.1120
Insgesamt wurde durch diese Maßnahmen keine nennenswerte Verringerung des bul­
garischen Clearingsaldos bei der Deutschen Verrechnungskasse erreicht. Wie bereits ange­
deutet, stieg dieser Saldo bis September 1944 auf über 900 Millionen Reichsmark. Diese 
Summe war freilich nicht nur Ausdruck der Schulden, die Deutschland am Ende des Krieges 
bei Bulgarien hatte, sondern auch Ausdruck einer wirtschaftlichen Notlage, in die Bulgarien 
im Laufe der Jahre des bilateralen Handels mit dem Reich und speziell während des Krieges 
auch durch diesen geraten war. Die Symptome diese Notlage waren verschiedener Art. Zu 
ihnen gehörte etwa eine fortschreitende Inflation, da die BNB die bulgarischen Lieferanten 
mit Geldern bezahlen musste, die nicht durch entsprechende deutsche Gegenlieferungen ge­
deckt waren. Dies bewirkte zwangsläufig einen Preisanstieg in Bulgarien, der wiederholt Ge­
genstand kontroverser Auseinandersetzungen in den Verhandlungen der Regierungsausschüs­
se war. Darüber hinaus erzeugten die Verzögerungen bzw. auch das Ausbleiben deutscher 
Lieferungen Versorgungsengpässe in Bulgarien, die das Land gelegentlich sogar im Agrar­
sektor zwangen, um deutsche Unterstützung nachzusuchen.
Die Unmöglichkeit für Bulgarien, sich während des Krieges aus dieser Lage zu befrei­
en, lässt sich anhand der Entwicklung des prozentualen Anteils Deutschlands am Außenhan­
del des Balkanlandes veranschaulichen. Nach den knapp 70 Prozent, die der Handel mit dem 
Reich am gesamten Außenhandel Bulgariens im Jahre 1939 eingenommen hatte, stieg dieser 
Wert bei der Gesamtausfuhr bis 1944 auf knapp 88 Prozent, bei der Gesamteinfuhr allerdings 
nur auf 72 Prozent, nachdem er 1942 zwischenzeitlich auf knapp 63 Prozent gesunken
11,9 CA, F. 231K, op. 5, a.e. 122, l. 207.
1120 CA, F. 231K, op. 5, a.e. 126,1. 70f.
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war.1121 Diese außenwirtschaftliche Abhängigkeit Bulgariens von Deutschland hatte eine ihrer 
Hauptursachen in der kriegsbedingten Abschnürung von den Weltmärkten und den Freidevi- 
senländem. Sie war also nun politisch bedingt und daher radikaler als die wirtschaftlich be­
dingte Isolation von den Weltmärkten zu Beginn der 30er Jahre. Darüber hinaus führte die 
gewaltsam herbeigeführte Hegemonialstellung Deutschlands in Europa während des Krieges 
dazu, dass Bulgarien auch seinen Handel mit einem Großteil der anderen europäischen Länder 
auf dem Wege des deutsch-bulgarischen Clearing abzuwickeln gezwungen und bei Handels­
streitigkeiten mit anderen Ländern auf deutsche Vermittlung angewiesen war.
Setzt man diese Lage Bulgariens während des Krieges in Beziehung zu den Modemi- 
sierungskonzepten, die die wirtschaftliche Annäherung an Deutschland begünstigt hatten, so 
fallt eine deutliche Diskrepanz auf, die freilich für Bulgarien gravierender war als für 
Deutschland. Denn letzteres hatte sich zwar ähnlich wie Bulgarien in eine große Abhängigkeit 
vom bilateralen Clearinghandel begeben, besaß aber allein aufgrund der Größen- und Macht­
verhältnisse einen weiteren handelspolitischen Spielraum als Bulgarien. Während Deutsch­
land im Rahmen des Verrechnungsverkehrs mit einer Reihe von Agrarstaaten Handel treiben 
konnte, verengten sich die Möglichkeiten Bulgariens ab den frühen 30er Jahren schrittweise 
auf ein Land. Nach der Besetzung der Tschechoslowakei im Jahre 1939 und der Annexion des 
„Reichsprotektorats“ geriet praktisch der letzte Industriestaat unter deutsche Kontrolle, mit 
dem Bulgarien noch einen nennenswerten Warenverkehr unterhielt, nachdem Briten und 
Franzosen bereits während der Weltwirtschaftskrise ihre Märkte für die bulgarische Ausfuhr 
weitgehend blockiert hatten. Die mit zuletzt über 80 Prozent fast vollständige Ausrichtung der 
bulgarischen Ausfuhr auf Deutschland stellte eine außenwirtschaftliche Abhängigkeit dar, in 
die das Land allerdings nicht erst unter den Bedingungen des Krieges geraten war. Klar ist 
jedoch, dass sie das Ergebnis einer Entwicklung darstellte, die man sich in Bulgarien ur­
sprünglich anders vorgestellt hatte.
Denn in die weltwirtschaftliche Isolation, in der sich Bulgarien während des Zweiten 
Weltkrieges befand, die durch die außenpolitische Konstellation während des Krieges noch 
verstärkt wurde, war das Land nicht primär durch die 1932 vertraglich besiegelte und im fol­
genden vertiefte Anbindung an Deutschland geraten. Vielmehr war es gerade diese Isolation 
oder, neutraler formuliert, die zu geringe Präsenz bulgarischer Exportartikel auf den internati­
onalen Märkten, die das Land nach neuen Wegen zur Intensivierung seines Außenhandels su­
chen ließ. Zu gering war diese Präsenz zumindest in den Augen der zeitgenössischen bulgari-
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sehen Fachöffentlichkeit und der verantwortlichen staatlichen Stellen, die erkannten, dass das 
Außenhandelsvolumen nicht geeignet war, Devisen in ausreichender Menge ins Land zu ho­
len. Diese wurden aus verschiedenen Gründen dringend gebraucht, d.h. unter anderem für den 
Abbau der hohen Auslandsverschuldung, für den Unterhalt einer schlagkräftigen Armee so­
wie für die Modernisierung der Volkswirtschaft und dabei besonders des Agrarsektors. Der 
zuletzt genannte Punkt verdeutlicht indes das Dilemma, in dem sich die bulgarische Wirt­
schaft um 1930 befand, denn die Modernisierung der Landwirtschaft war nicht nur ein Ziel, 
das mit Hilfe erwirtschafteter Kapitalien zu verfolgen war, sie war zugleich Voraussetzung ftir 
die Erwirtschaftung von Devisen. Dies bedeutet, dass, wie der zeitgenössische Fachdiskurs 
ebenfalls bestätigte, eine Effizienz- und Produktivitätssteigerung in der bulgarischen Land­
wirtschaft am Anfang des Weges auf die internationalen Märkte zu stehen hatte. Das Ziel der 
Devisenerwirtschaftung bedeutet aber auch zugleich, dass es letztlich um eine Überwindung 
der außenwirtschaftlichen Isolation ging. Dementsprechend wurde das Einschwenken Bulga­
riens auf den Kurs des devisenfreien Clearinghandels mit Deutschland in der bulgarischen 
Fachwelt nicht als Ideal-, sondern vielmehr als aus der Not geborene Teillösung betrachtet. 
Eine solche war es insofern, als nun die in Wirklichkeit schon bestehende, weitgehende Isola­
tion der bulgarischen Wirtschaft wenigstens teilweise dadurch überwunden wurde, dass sich 
der Handel mit Deutschland (und auch mit anderen Ländern, mit denen Verrechnungsab­
kommen abgeschlossen wurden) nun tatsächlich intensivierte und sich auch das gesamte Au­
ßenhandelsvolumen vergrößerte. Freilich geschah dies um den Preis sich stetig lockernder 
Handelsbeziehungen zu den Freidevisenländem, die allerdings während der Weltwirtschafts­
krise auch ihrerseits einen isolationistischen Kurs eingeschlagen hatten.
Neben diesem, wenn auch auf eine begrenzte Anzahl von Ländern beschränkten, ver­
besserten Zugang der bulgarischen Exporte zu ausländischen Märkten waren die Hoffnungen, 
die man im Lande in diese Entwicklung setzte, in hohem Maße auch von der Erwartung ge­
prägt, durch den devisenfreien Import von Industrieprodukten aus Deutschland die eigene 
Volkswirtschaft strukturell modernisieren zu können. Dass diese Modernisierung letztlich nur 
in Ansätzen erfolgte und dass das eigentliche Ziel einer verbesserten Position auf den Welt­
märkten am Ende in sein Gegenteil verkehrt wurde, so dass die Etikettierung Bulgariens als 
Wirtschaftssatellit tatsächlich gerechtfertigt erscheint, mag man aus bulgarischer Sicht als tra­
gisch bezeichnen.
Aus deutscher Sicht hingegen konnte diese Entwicklung durchaus als Erfolg einer seit 
den 20er Jahren diskutierten wirtschaftlichen Südosteuropapolitik, die diese Region als deut­
sche Einflusszone reklamierte, erscheinen. Mit diesem Ziel musste jedoch ein deutsches Inte­
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resse an einer nachhaltigen Modernisierung der Region zusammen mit einer spürbaren He­
bung des allgemeinen Lebensstandards notwendigerweise verbunden sein. Dieses Interesse 
wurde vom Hauptvertreter dieser Denkrichtung, dem MWT, nachdrücklich artikuliert, und es 
wurde zugleich verdeutlicht, wie wichtig die Erhaltung des europäischen Friedens für die 
Verwirklichung dieser Konzepte war. Und tatsächlich kam der Krieg insofern zur Unzeit, als 
ein Land wie Bulgarien noch nicht in der Lage war, für Deutschland im südosteuropäischen 
Rahmen die Funktion zu übernehmen, die ihm von der Grundidee des Großwirtschaftsraum- 
Konzeptes her eigentlich zugedacht war. Denn dieses Konzept war gerade aus dem Bedürfnis 
heraus entstanden, Deutschland auch für den Kriegsfall durch eine zumindest weitgehende 
Regionalautarkie immun gegen Blockaden zu machen. Die erst in den Anfängen steckende 
Umsetzung des Großwirtschaftsraum-Konzeptes, d.h. die noch ungenügende Produktivitäts­
steigerung und Modernisierung der bulgarischen Wirtschaft zeigte sich während des Krieges, 
als Deutschland in der Tat versuchte, Bulgarien und Südosteuropa im ganzen als Versor- 
gungs- bzw. „wirtschaftlichen Ergänzungsraum“ zu nutzen. Ergebnis war eine Überanstren­
gung der bulgarischen Produktivkräfte, die das Land bis an seine Grenzen belastete und dort 
vielfach zu wirtschaftlichen Notlagen führte. Die Tatsache, dass Deutschland die vertraglich 
vereinbarten Gegenleistungen nicht erbrachte, lässt Ausbeutungsvorwürfe zumindest als ver­
ständlich erscheinen. Zugleich ist aber auch klar, dass diese Entwicklung im Hinblick auf die 
Idee eines südosteuropäischen Großwirtschaftsraumes und damit auch vor dem Hintergrund
1125deutscher Interessen eigentlich kontraproduktiv war. 12




Betrachtet man die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen der Jahre 1918-1944 
unter dem Aspekt des bilateralen Handels in der historischen Rückschau und dabei, was im 
Hinblick au f eine abschließende Bewertung attraktiv erscheint, vor allem vom Ende her, so 
bleibt aus bulgarischer Sicht kaum eine andere Möglichkeit, als ein negatives Urteil zu fallen. 
Dies gilt zumindest dann, wenn man Ausgaben und Einnahmen Bulgariens im Handel mit 
Deutschland in einer Bilanz gegenüberstellt und sich hierbei vor allem auf die zweite Hälfte 
des Zweiten Weltkrieges konzentriert oder, unter Einnahme einer abschließenden Perspektive, 
auf die Pariser Friedenskonferenz von 1947, welche die aus dem Clearinghandel resultieren­
den Forderungen an Deutschland annullierte. Demnach hatte Bulgarien wirklich ein „schlech­
tes Geschäft“ gemacht, denn es musste letztlich finanzielle Ansprüche in Höhe von 900 Milli­
onen Reichsmark abschreiben.1123
So legitim es auch sein mag, die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen jener 
Zeit aus dieser Perspektive zu beleuchten, so birgt diese Herangehensweise doch nicht nur die 
Gefahr einer zu einseitigen negativen Bewertung, sondern auch eines voreiligen Rückgriffs 
auf Klischeevorstellungen. Bei solchen kann es sich beispielsweise um die Idee der sozioöko- 
nomischen „Rückständigkeit“ Bulgariens gegenüber West- und Mitteleuropa handeln, um das 
Konzept der peripheren Lage des Landes, die Vorstellung eines quasi-kolonialen Verhältnis­
ses zwischen Deutschland und Bulgarien und damit verbunden ein Ausbeutungsverhältnis. 
Hinzu kommt häufig eine ausgeprägte, vor allem in der deutschen Historiographie anzutref­
fende Neigung, Bulgarien in einen die nationalen Eigenheiten nivellierenden südosteuropäi­
schen Regionalkontext einzuordnen. Auch wenn diese Konzepte gleichwohl durchaus geeig­
net sind, bestimmte Aspekte im Rahmen der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen zu 
erhellen, so weisen sie dem kleineren Partner doch eine zu passive Rolle zu und verstellen den 
Blick auf seine Interessen.
Diese sollten im Gegensatz dazu, so war auch das Anliegen dieser Arbeit, genauer be­
trachtet werden, um zu einem tieferen Verständnis der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbe­
ziehungen zu gelangen. Um die Motive, die ihrer, zumindest aus bulgarischer Sicht, überaus 
engen Ausgestaltung zugrunde lagen, beleuchten zu können, war es notwendig, sich von der 
rein ergebnisorientierten Perspektive zu entfernen und statt dessen die konzeptionellen Grund­
lagen und Zielvorstellungen stärker in das Blickfeld zu rücken. Allerdings blieb dabei auch
Vgl, Kapitel 6.
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das Interesse an der tatsächlichen Entwicklung bestehen, d.h. an der Frage nach der Tauglich­
keit und Beständigkeit dieser Konzepte unter den realen Gegebenheiten.
Auf der konzeptionellen Ebene zeigte sich hierbei eine weitgehende Kompatibilität 
der bulgarischen und der deutschen Interessen, die zwar unter den Bedingungen der Weltwirt­
schaftskrise erst voll zum Tragen kam, in den Debatten der wirtschaftlichen und politischen 
Eliten aber bereits seit den 20er Jahren erkennbar war. Das heißt, dass zwar die Krise ein aus­
lösendes Moment für die Intensivierung und Bilateralisierung der deutsch-bulgarischen Han­
delsbeziehungen in den frühen 30er Jahren war, da beide Länder aufgrund ihres Devisenman­
gels an devisenfreien Formen des Warenverkehrs interessiert waren, dass aber die Wurzeln 
dieser Kooperation bis zum Ende des Ersten Weltkrieges und im Grunde noch weiter zurück­
reichten.
Bulgarien befand sich infolge des Krieges in einer prekären Finanzlage -  ein Um­
stand, der zwar nicht neu für das Land war, nun aber in besonderer Schärfe hervortrat. Ein 
Hauptziel für Bulgarien musste es daher sein, durch die Ausfuhr seiner agrarischen Exportar­
tikel Devisen zu erwirtschaften. Hierfür war allerdings eine Restrukturierung und Modernisie­
rung der gesamten Volkswirtschaft, vor allem aber der Landwirtschaft notwendig, die indes 
wiederum Devisen erforderte. Aus diesem Blickwinkel stellt sich die im Jahre 1931 getroffe­
ne bulgarische Entscheidung der Regierung des „Naroden Blök“, die Handelsbeziehungen zu 
Deutschland auf eine neue Grundlage zu stellen, d.h. einen Handelsvertrag und ein Verrech­
nungsabkommen anzustreben, nicht allein als aus der Krise geboren dar. Vielmehr schien sich 
in dieser Situation die Perspektive zu bieten, auch ohne Devisen nicht nur den Außenhandel 
zu intensivieren, freilich um den Preis einer zunehmenden Verengung der Warenströme in 
Richtung auf Deutschland, sondern auch die notwendigen Sachmittel und das notwendige 
Fachwissen zur Modernisierung der eigenen Volkswirtschaft ins Land zu holen. „Markt“ und 
„Modernisierung“ -  diese beiden Seiten derselben Medaille symbolisieren die durch den Ers­
ten Weltkrieg verschärfte Grundproblematik der sozioökonomischen Entwicklung Bulgariens 
seit 1878. Durch die mit Deutschland geschlossenen Abkommen von 1932 schien sich die 
Aussicht zu bieten, bei beiden Aspekten dieser Grundproblematik einer Lösung näher zu 
kommen.
Dass sich während der 20er und 30er Jahre eine grundsätzliche Bereitschaft in Bulga­
rien entwickelt hatte, an die Modemisierungsproblematik in Zusammenarbeit und enger han­
delspolitischer Anbindung an eine große Industrienation heranzugehen, hat die Betrachtung 
der in den führenden Fachorganen dokumentierten Diskussionen gezeigt. Durch sie wurde 
freilich auch deutlich, dass sich dieses Konzept erst langsam durchsetzte und anfangs noch
QKiBfeHn
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au f erhebliche Skepsis gestoßen war. Besonders die Beiträge zur Zeitschrift der Bulgarischen 
Ökonomischen Gesellschaft, die sich m it der Frage der Produktivität in der Landwirtschaft 
auseinandersetzten, zeichneten sich durch ein schrittweises Herantasten an die Inanspruch­
nahme ausländischer Expertise aus, wobei hier von vorne herein der Blick, wenn auch nicht 
ausschließlich, so doch überwiegend au f Deutschland gerichtet war. Denn bei den über die 
zunächst geforderten Maßnahmen, wie etwa die Flurbereinigung, die Ausweitung des Koope­
rativwesens oder die Anwendung natürlicher Düngemittel, hinausgehenden Vorstellungen 
stieß man schnell an die Grenzen des in Bulgarien Machbaren. So wurde beispielsweise bei 
den Düngemitteln deutlich, dass die für Kunstdünger notwendige chemische Industrie in Bul­
garien zu schwach ausgebildet war, um den einheimischen Bedarf zu decken. Aber auch bei 
anderen Maßnahmen zur Steigerung der landwirtschaftlichen Produktivität schien ausländi­
sche Hilfe oder zumindest die Orientierung am Vorbild westlicher Industrieländer geboten. 
Vor allem galt dies für die Einführung moderner Agrartechnik und die Vermittlung des nöti­
gen Fachwissens. Die Verbindung zur Industrie wurde in den Diskussionsbeiträgen der bulga­
rischen Fachöffentlichkeit ebenfalls hergestellt, wobei hier allerdings die Landwirtschaft 
Ausgangspunkt aller Überlegungen blieb. Dies galt zum einen im Hinblick auf die Bedeutung 
der Industrie für die Modernisierung der Landwirtschaft, wobei die Industrie hier eine doppel­
te Funktion ausüben sollte: die Bereitstellung der nötigen Technologien zur Produktivitäts­
steigerung sowie eine soziale Funktion im Sinne einer Absorption im Agrarsektor redundanter 
Arbeitskräfte. Zum anderen sollte die Industrie bei der Weiterverarbeitung und Konservierung 
landwirtschaftlicher Produkte eine verstärkte Rolle spielen, um die Transportfahigkeit und 
damit die internationale Vermarktbarkeit der Erzeugnisse zu erhöhen. Von ausländischer bzw. 
deutscher Seite erhoffte man sich diesbezüglich technische Hilfestellung und teilweise auch 
Investitionen, das heißt also, um erneut au f Gerschenkron Bezug zu nehmen, die Substitution 
von Modemisierungsfaktoren, die im Lande selbst fehlten.1124
Was die Außenwirtschaftsbeziehungen betraf, so stand Deutschland spätestens seit 
Mitte der 20er Jahre als größter Abnehmer bulgarischer Exportartikel im Mittelpunkt der 
Aufmerksamkeit der bulgarischen Fachöffentlichkeit. Aufgrund des generellen Interesses an 
einem intensiven Handel mit dem Reich, der auch dem Ziel der Agrarmodemisierung dienen 
sollte, wuchs in den Fachkreisen zunehmend das Bewusstsein für die Notwendigkeit einer 
Erweiterung des landwirtschaftlichen Produktspektrums. Dieses sollte sich sowohl an den 




mitteleuropäischen Märkte, dabei besonders des deutschen. A uf diesem Feld hatten sich wich­
tige Umstellungen bereits in den 20er Jahren vollzogen, als der Tabak das Getreide als Haupt- 
exportartikel ablöste. Ab den frühen 30er Jahren setzte dann eine allmähliche Steigerung der 
Obst- und Gemüseexporte, aber auch der Ausfuhren von Eiem ein. Der deutsche Einfluss, der 
sich durch die verstärkte Abnahme dieser Produkte geltend machte, wurde in der bulgarischen 
Fachpublizistik ebenso begrüßt wie die deutschen Initiativen zum Anbau neuer, bis dahin un­
bekannter Kulturen, wie etwa der Sojabohne.
Ein wesentlicher Aspekt der außenwirtschaftlichen Debatte trat mit Beginn der 30er 
Jahre hinzu: die Alternative von freiem Welthandel oder Autarkie, d.h. die Frage, ob sich 
Bulgarien einem regionalen Wirtschaftsraum anschließen, also eine Regionalautarkie anstre­
ben sollte. Der Tenor der in der Zeitschrift der Bulgarischen Ökonomischen Gesellschaft ge­
äußerten Meinungen bestand darin, angesichts des krisenbedingten Zusammenbruch des frei­
en Welthandels an einem solchen Zusammenschluss notgedrungen teilnehmen zu sollen. Im 
Laufe der 30er Jahre trat die Auffassung, dass dies eine Notlösung sei, allerdings in den Hin­
tergrund zugunsten einer zunehmend positiven Bewertung der im Clearinghandel zum Aus­
druck kommenden Abkehr vom freien Welthandel. Die Bilateralisierung des Warenverkehrs 
mit Deutschland betrachtete man zu dieser Zeit als wichtige Voraussetzung für die Intensivie­
rung des bulgarischen Außenhandels, sowie die beginnende strukturelle Umstellung und Mo­
dernisierung der Agrarproduktion.
Deutlich wird anhand der von der bulgarischen Fachöffentlichkeit geführten Debatten, 
aber auch anhand der handelspolitischen Weichenstellungen, die das Land 1931/32 vomahm, 
dass Bulgarien als seine Interessen verfolgender Akteur gegenüber dem Deutschen Reich auf­
trat. Diese Feststellung gilt unabhängig vom „Endergebnis“ der Entwicklung der deutsch­
bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen, das sicherlich in einer beinahe ruinösen Abhängigkeit 
Bulgariens bestand. Interpretationsmuster, die Bulgarien von vome herein als Teil eines in­
formellen deutschen Imperiums sehen, greifen also zumindest in bezug auf die Mechanismen, 
die Bulgarien in dieses Verhältnis getrieben haben, zu kurz. Auch Modelle, die etwa Deutsch­
land als modernes Zentrum und Bulgarien als rückständige Peripherie sehen, sind zur Analyse 
des bulgarischen wirtschaftspolitischen Handelns wenig hilfreich. Zwar wurde aus dem bul­
garischen Fachdiskurs bisweilen ein subjektives Bewusstsein von Rückständigkeit ersichtlich, 
bei näherer Betrachtung entpuppte es sich allerdings vielmehr als eine Formulierung von 
„harten“ Interessen, die in erster Linie in einer Produktivitätssteigerung und strukturellen 
Ausdifferenzierung der Landwirtschaft bestanden. Dass hierbei der Blick auf die Industrie­
länder im allgemeinen und Deutschland im besonderen gerichtet wurde, lag an der hohen Be­
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deutung, die der Außenhandel angesichts der finanziellen Lage Bulgariens hatte und der das 
Land zwang, Konzepte zu seiner landwirtschaftlichen Umstrukturierung an seinen Beziehun­
gen zum industrialisierten Europa orientiert zu erarbeiten. Vor allem in diesem Zusammen­
hang, d.h. im Hinblick auf die Anforderungen, die sich aus diesen Konzepten für die bulgari­
sche Wirtschaft ergaben, lässt sich der Begriff der Rückständigkeit operativ verwenden. Das 
heißt, bulgarische Rückständigkeit konnte es in erster Linie in bezug auf die in dem Land 
selbst gesteckten Ziele geben.
Dass die Hoffnungen, die man in Bulgarien in die vertragliche Regelung der Handels­
beziehungen mit Deutschland zu Beginn der 30er Jahre setzte, nicht ganz unberechtigt waren, 
zeigte sich nicht nur in der tatsächlichen Intensivierung des Außenhandels und den ersten Er­
folgen der landwirtschaftlichen Umstrukturierung, sondern auch in den Konzepten, die der 
Mitteleuropäische Wirtschaftstag, der spätestens ab 1933 Hauptagent deutscher Wirtschaftsin­
teressen in Südosteuropa war, zur Modernisierung der bulgarischen Volkswirtschaft erarbeite­
te, Er stand in der Tradition deutscher Mitteleuropa-Konzepte, die bis in das 19. Jahrhundert 
zurückreichten und letztlich auf eine deutsch dominierte Regionalautarkic in SüJosteuropa 
hinausliefen. Bis in die frühen 30er Jahre hinein standen diese Konzepte in Konkurrenz zu 
paneuropäischen Zollunionsprojekten und Ideen zu einem wirtschaftlichen Zusammenschluss 
der Donauregion unter Ausschluss Deutschlands und bisweilen auch Bulgariens. Dieses zu­
letzt genannte Konzept war zu sehr von französischen Einflussinteressen in Südostcuropa be­
stimmt, als dass es für Deutschland akzeptabel gewesen wäre. Das gleiche gilt umgekehrt al­
lerdings auch für die deutschen Mitteleuropapläne, die die Region als Gegenstück zu den Ko­
lonialimperien der Westmächte sahen, wenngleich sie nicht auf ein formelles Kolonial Ver­
hältnis abzielten.
Der MWT ließ sich von der naheliegenden Grundannahme leiten, dass Bulgarien und 
die ganze Region nur dann auf Dauer von ökonomischem Wert sein konnten, wenn es dort 
„gesunde“, d.h. effizient arbeitende, vermarktbare Überschüsse produzierende und ausdifle- 
renzierte Volkswirtschaften gab, die zugleich genügend Massenkaufkraft erzeugten, um für 
deutsche Exportartikel aufnahmefähig zu sein. Um dieses Ziel zu erreichen, wurde der MWT 
in verschiedenen Bereichen aktiv. Zunächst entfaltete er vorwiegend eine Informat ionsiltig- 
keit, um der deutschen Wirtschaft die Region und ihre Länder bekannt zu machen und um für 
ihr Engagement dort zu werben. Zugleich ging es dem MWT darum, in SüJosteunopa den 
Boden für deutsche Wirtschaftsaktivitäten zu bereiten, indem man dort auch unter Einbezie­
hung der dort lebenden deutschen Minderheiten, Informationen über Deutschland zu verbrei­
ten und Sympathien zu wecken versuchte. Hierzu wurden unter Mitwirkung des Vereins eine
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Reihe wissenschaftlicher Südosteuropa-Institute in Deutschland gegründet und der akademi­
sche Austausch gefordert. In der zweiten Hälfte der 30er Jahre vollzog sich beim MWT eine 
Erweiterung des Aktionsspektrums um Projekte, die über den bisherigen agitatorischen und 
akademischen Charakter hinaus direkt in den Modemisierungsprozess der bulgarischen Wirt­
schaft einzugreifen versuchten. Zusätzlich zu den Stipendien, die südosteuropäischen Studen­
ten für Aufenthalte in Deutschland gewährt wurden, ergriff der MWT auch Maßnahmen zur 
direkten praktischen Unterweisung der Landwirte vor Ort. In Bulgarien gründete man eine 
Landmaschinenschule und richtete Beispieldörfer ein, in denen moderne landwirtschaftliche 
Arbeitsmethoden demonstriert wurden. Außerdem rief der MWT Projekte zur Erweiterung 
des Produktspektrums, wie etwa die Soja AG, und zur Aufzucht von landwirtschaftlichem 
Nutzvieh ins Leben.
Zusätzlich zu diesen vorwiegend im Bereich der Ausbildung angesiedelten Maßnah­
men forderte der MWT einen verstärkten Einsatz von deutschem Kapital in Bulgarien, wobei 
hiermit auch Sachkapital gemeint war. In diesem Zusammenhang wurden indes bereits die 
Grenzen deutlich, die der Wirkung der MWT-Aktionen gesetzt waren. Zwar hatte der Verein 
die Unterstützung der führenden Kreise der deutschen Wirtschaft gewonnen, die beispielswei­
se auch durch die unentgeltliche Bereitstellung von Maschinen für die Landmaschinenschulen 
zum Ausdruck kam, es zeigte sich jedoch vor allem während des Zweiten Weltkrieges, dass 
deutsche Investitionen in erhöhtem Maße notwendig waren, wollte man die angestrebte Mo­
dernisierung der bulgarischen Wirtschaft beschleunigt voranbringen. Sichtbar wurde diese 
Problematik durch die vom MWT beklagte Stagnation der südosteuropäischen Ausfuhrzahlen, 
durch die Bedingungen, unter denen deutsche Firmen in Bulgarien tätig waren, und durch die 
Entwicklung des deutsch-bulgarischen Handels unter kriegswirtschaftlichen Vorzeichen.
Die Tätigkeit deutscher bzw. deutsch geleiteter Unternehmen in Bulgarien zeichnete 
sich dadurch aus, dass sie vor allem in den Bereichen der Infrastruktur und des Handels ange­
siedelt war, denn hier waren bis 1944 noch elementare Ausbauarbeiten vonnöten, wie etwa im 
Verkehrswesen, in der Elektrizität und im Femmeldewesen. Durch ihre Beteiligung an Pro­
jekten in diesen Bereichen sowie an der Finanzierung und logistischen Durchführung des Au­
ßenhandels leisteten deutsche Unternehmen zwar einen nicht unerheblichen Beitrag zur Mo­
dernisierung der Infrastruktur im Lande und auch zur Ausdifferenzierung der Volkswirtschaft, 
indem man etwa den vor allem kriegswirtschaftlich relevanten Bergbau in Zusammenarbeit 
mit dem MWT vorantrieb. Insgesamt aber war die Tätigkeit deutscher Unternehmen in Bulga­
rien auch vielfältigen Einschränkungen unterworfen, die unter anderem durch den agrarischen 
Charakter der Gesamtwirtschaft oder auch durch klientelistische Gesellschaftsstrukturen be­
ding t waren. Der Fall der Firma Granitoid verdeutlichte zudem exemplarisch, wie sich das 
Tätigkeitsprofil eines Unternehmens an den infrastrukturellen Gegebenheiten im Lande ent­
lang  entwickeln und damit erweitern konnte, da sich die Firma die Infrastruktur für ihren ei­
gentlichen Tätigkeitsschwerpunkt selbst schaffen musste.
Insgesamt aber war deutsches Kapital in Bulgarien vor 1944 noch nicht stark genug 
vertreten, um einen nachhaltigen Einfluss auf die Modernisierung ausüben zu können. Zwar 
stieg sein Anteil an den gesamten ausländischen Investitionen nach dem weitgehenden Abzug 
westlichen Kapitals Ende der 30er Jahre und der Intensivierung des deutsch-bulgarischen 
Handels. In Anbetracht der zunehmenden wirtschaftlichen Abhängigkeit Bulgariens vom 
Deutschen Reich war es noch in zu geringem Maße präsent, wie auch der MWT erkannte. Die 
Gründe hierfür reichen bis zum Ende des Ersten Weltkrieges zurück, als es Deutschland auf­
grund seiner finanziell schwierigen Lage generell kaum möglich war in größerem Stil in Süd­
osteuropa zu investieren und man daher den Schwerpunkt auf die Handelsbeziehungen legen 
musste. Wie der MWT plausibel darlegte, konnte diese einseitige Schwerpunktsetzung aller­
dings nicht auf Dauer fortbestehen, wollte man die Importe aus Bulgarien und der gesamten 
Donauregion weiter steigern. Daher forderte der Verein zusätzlich zu seinen eigenen Projek­
ten einen verstärkten deutschen Kapitaleinsatz in Südosteuropa -  eine Forderung, die in 
Kriegszeiten indes kaum erfüllbar war.
Dementsprechend wurden die langfristig angelegten Konzepte des MWT während des 
Zweiten Weltkrieges von der tatsächlichen Entwicklung überrollt. Als Teil der deutschen 
Kriegswirtschaft war Bulgarien, dessen Außenhandel zu dieser Zeit fast komplett mit 
Deutschland ablief, durch die deutschen Einfuhrforderungen heillos überfordert. Bedingt 
durch die sich schon seit den 20er Jahren abzeichnende außenwirtschaftliche Abhängigkeit 
vom  Reich geriet Bulgarien während des Krieges tatsächlich in eine Art Ausbeutungsverhält­
nis, da auch die deutschen Gegenlieferungen immer weniger den Vereinbarungen entspre­
chend eintrafen. Zum einen löste dies ein stetiges Anwachsen des bulgarischen Clearingsaldos 
aus, zum anderen aber auch schmerzhafte Versorgungsengpässe im Lande selbst, die sich so­
gar auf traditionelle bulgarische Waren wie etwa Getreide erstreckten. Die angestrebte und 
auch von der deutschen Seite gewollte Modernisierung steckte noch in ihren Ansätzen und 
w ar daher in keinem Fall so weit fortgeschritten, dass sie den Anforderungen der deutschen 
Kriegswirtschaft genügt hätte.
Letztlich ergeben die hier behandelten Aspekte der deutsch-bulgarischen Wirtschafts­
beziehungen zwischen 1918 und 1944, dass ihre Dynamik in der Problematik für Bulgarien 
lag, nach der Erlangung der Unabhängigkeit von der osmanischen Herrschaft eine eigene Po-
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sition in der Weltwirtschaft zu finden.1125 Diese Problematik wurde durch die Kriege, an de­
nen der 1878 gegründete Nationalstaat beteiligt war, wesentlich verschärft. Ungeachtet aller 
möglichen Inteipretationsansätze zur bulgarischen Wirtschaftsgeschichte, die mit Begriffen 
wie „Rückständigkeit“ oder „Unterentwicklung“ arbeiten mögen, war Bulgarien objektiv ge­
zwungen, sich an den westlichen Industrienationen zu orientieren, wenn es mit ihnen in wirt­
schaftlichen Austausch treten wollte. Demnach definierte es sich bzw. seine Volkswirtschaft 
beinahe automatisch in einer Gegenüberstellung mit West- und Mitteleuropa.1126 Die Schwie­
rigkeiten, mit denen es im Verlaufe dieser Auseinandersetzung konfrontiert wurde, führten zu 
einer Einengung des handelspolitischen Aktionsradius in Richtung auf Deutschland und einer 
faktischen Eingliederung des Landes in einen deutsch dominierten „Großwirtschaftsraum“, 
was in gewissem Sinne gleichbedeutend war mit einer schrittweisen Abnabelung von der 
Weltwirtschaft, in der man sich ursprünglich zu positionieren versucht hatte.
1,25 Vgl. hierzu auch: Gross, H.: Die deutsch-südosteuropäischen Wirtschaftsbeziehungen. Thre historische Ent 
Wicklung und deren maßgebliche Faktoren. In: Südosteuropa-Mitteilungen 3/1977, S. 79-90, hier: S. 82.




Erneut ergab sich die Notwendigkeit einer Neupositionierung für Bulgarien sowohl im 
globalen als auch im europäischen Maßstab nach dem Ende der kommunistischen Herrschaft 
im Jahre 1989. In diesem Zusammenhang wurde vielfach die Frage aufgeworfen, ob Bulga­
rien, aber auch die anderen ehemaligen sozialistischen „Bruderländer“, wieder auf den histori­
schen Kurs einschwenken könnten, den sie am Ende des Zweiten Weltkrieges mit der Sowje- 
tisierung verlassen hatten; mit anderen Worten, ob man die Periode des Sozialismus schlicht 
„annullieren“ und die Entwicklung dort wieder aufhehmen konnte, wo sie 45 Jahre zuvor un­
terbrochen worden war.1127 Von besonderer Bedeutung war hierbei der Anspruch von Län­
dern wie Bulgarien, zur europäischen Nationenfamilie zu gehören bzw. nun, nach Jahrzehnten 
fremder Dominanz ähnlich wie nach den Jahrhunderten osmanischer Herrschaft, in sie zu­
rückzukehren. In einem gewissen Gegensatz zu diesem Anspruch steht indes eine in Bulga­
rien häufig anzutreffende Art, den Begriff „Europa“ zu gebrauchen. Sie ist dadurch gekenn­
zeichnet, dass sie Bulgarien in Opposition zu Europa stellt, also den Eindruck erweckt, Bulga­
rien gehöre nicht dazu. Deutlich wird dies beispielsweise vielfach im Bereich des Reisens, 
wenn etwa Reisebüros Tickets „nach Europa“ anbieten, in den Bereichen von Wirtschaft und 
Kultur, wenn es darum geht, etwas „nach europäischer Art“ zu tun, oder im Wort von der 
..Rückkehr nach Europa“, das vor allem mit den Jahren 1878 und 1989 in Verbindung ge­
bracht wird.1128 Lässt sich der Gebrauch des Begriffs „Europa“ im erstgenannten Bereich mit­
unter noch als einfache Abkürzung für „Europäische Union“ interpretieren -  eine Form, die 
auch innerhalb der EU nicht selten verwendet wird -, so werden im zweiten Bereich „europäi­
sche“ Maßstäbe eindeutig von bulgarischen unterschieden und zumeist auch höher einge­
schätzt. 1129
Das Streben danach, Maßstäbe zu erfüllen, die als europäisch bezeichnet werden, wird 
im Falle Bulgariens am augenfälligsten im politischen Ziel eines Beitritts zur EU, der für das 
Jahr 2007 in Aussicht gestellt worden ist.1130 Ausgehend von dieser Annahme lässt sich, so
l12' Vgl. Giordano, Chr.; Kostova, D.: Bulgaria Spanning a Wretched Past, Present Uncertainties and a Future in 
the Making. In: Dies. (Hgg.): Bulgaria. Social and Cultural Landscapes. Freiburg/Schweiz 2000, S. 9-40, hier: S. 
18-25.
1128 Vgl. Bundesagentur für Außenwirtschaft (Hg.): Bulgarien. Handbuch für Geschäftspraxis und Invesitionen. 
Sofia 2004, S. 7. Zum Verhältnis Bulgariens zu Europa außerdem: Höpken, W.: Geschichte, Kultur, Mentalität, 
ln: Bundesagentur für Außenwirtschaft (Hg.): Bulgarien. Handbuch für Geschäftspraxis und Invesitionen. Sofia 
2004, S. 28-41, hier: S. 30-33.
1129 Ebenda, S. 36.
,Ij0 Zum angestrebten EU-Beitritt Bulgariens vgl.: Angelov, 1.: Costs and Benefits of Bulgaria’s Integration into 
the European Union. In: Südosteuropa 50/2001, H. 1-3, S. 17-64.
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scheint es, am ehesten ein Bogen von den gegenwärtigen EU-Beitrittsbemühungen Bulgariens 
zu den deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen der vorsozialistischen Zeit spannen. 
Denn in beiden Perioden war die wirtschaftliche Leistungskraft Bulgariens bzw. seine „Wett­
bewerbsfähigkeit“ ein entscheidendes Kriterium für den Erfolg seiner Integrationsbestrebun­
gen in das internationale Wirtschaftssystem. Diesbezüglich kann man durchaus von einer 
wiederkehrenden Problematik der Geschichte des modernen bulgarischen Nationalstaates 
sprechen, nachdem das Land zwischen 1944 und 1989 vorübergehend politisch und wirt­
schaftlich eindeutig im sowjetischen Einflussbereich verortet gewesen ist. Gleichwohl sind 
die Unterschiede zwischen der Lage, in der sich Bulgarien zu Beginn der 30er Jahre befand, 
und deijenigen zu Beginn der 90er Jahre groß, so dass sich kaum direkte Anknüpfungspunkte 
für eine Wiederbelebung der damaligen deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen finden 
lassen. Zwar sind einige der damals in Bulgarien tätigen deutschen Finnen heute wieder im 
Lande präsent, wie etwa Siemens und Schenker, dies aber keinesfalls in direkter Anknüpfung 
an fortexistierende Strukturen aus der vorsozialistischen Zeit.1131 132
Allerdings hat es Siemens Bulgarien beispielsweise verstanden, den 80. Jahrestag der 
Eröffnung seiner Vertretung im Lande werbewirksam zu begehen und unter dem Motto „80 
Jahre Siemens in Bulgarien“ den Anschein einer ungebrochenen Tradition zu erwecken. Auch 
wenn von einer direkten Kontinuität der Präsenz von Siemens keine Rede sein kann, so sind 
die Verbindungen der Firma nach Bulgarien auch zur Zeit des Sozialismus nie ganz abgeris­
sen. Grund dafür war gerade die herausragende Rolle, die Siemens in den Bereichen Fem- 
meldewesen und Elektrifizierung Bulgariens, d.h. konkret bei der Ausrüstung von Kraftwer­
ken sowie dem Ausbau flächendeckender Strom- und Telefonnetze, vor 1944 gespielt hatte. 
Da diese Einrichtungen auch nach dem Kriege großenteils weiterbetrieben und modernisiert 
werden mussten -  so etwa das Sofioter Telefonnetz teilweise bis in unsere Tage -, war die 
Volksrepublik Bulgarien auf die Nachlieferung von Ersatzteilen bzw. neuen Anlagen von Sie­
mens angewiesen. Als Vertriebsgesellschaft in Bulgarien fungierte dabei die Importfirma „In- 
terpred“, deren Personal bei der Wiederaufnahme der Geschäftstätigkeit im Jahre 1991 zum
7 7 WTeil in die neue Siemens-Vertretung übernommen wurde.
Die Tatsache, dass Siemens auch nach dem Ende der kommunistischen Herrschaft 
wieder nur eine Vertretung zum Vertrieb seiner Produkte in Bulgarien errichtete, stellt indes 
nicht nur eine Gemeinsamkeit zur Zeit vor 1944 dar, sondern ist auch beispielhaft für eines 




nahe versucht, dieses Problem als Ironie der Geschichte aufzufassen, denn wiederum bestand 
es in einem eklatanten Devisenmangel in Bulgarien. Allerdings waren nach 1989 die Gründe 
hierfür wesentlich anders gelagert als vor 1944, denn nun bestanden sie nicht mehr in den 
Misserfolgen beim Aufbau einer international wettbewerbsfähigen Volkswirtschaft, sondern 
zu  einem großen Teil in der kriminellen Vernichtung von Werten und Produktionskapazitäten 
durch mafiose, teils auf die alte Nomenklatura gestützte Strukturen. Die ruinösen Folgen, 
die diese Entwicklung für die Staatsfinanzen hatte, wurden verstärkt durch eine bis 1997 
durchgehende Verschleppung der Privatisierung von Unternehmen, so dass die Betriebe, die 
Ende der 80er Jahre zwar nicht westlichen technologischen Standards entsprochen hatten, a- 
ber doch eine Grundlage für einen Neuanfang hätten bilden können, zusehends verfielen und 
nur noch eine Belastung für den Staat darstellten.13 134
Vor diesem Hintergrund sind auch die deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbeziehungen 
zu dieser Zeit zu sehen. Wie auch bei Siemens deutlich wird, so zeichnete sich die deutsche 
Wirtschaft durch eine zögerliche Haltung gegenüber Investitionen in Bulgarien aus, obwohl 
diese, so die einhellige Meinung, dringend gebraucht wurden. Zwar war Deutschland in den 
meisten Jahren seit 1990 der größte westeuropäische Investor, insgesamt aber betrachtete man 
das „Investitionsklima“ im Lande allgemein als schlecht Die Gründe hierfür lagen in erster 
Linie in gesetzlichen Hemmnissen, wie etwa das erst nach 1997 aufgehobene grundsätzliche 
Verbot des Immobilienbesitzes für Ausländer, sowie in dem durch Korruption und Kliente­
lismus verursachten Mangel an Rechtssicherheit. Ging es in diesem Zusammenhang also er­
neut um den Aufbau unternehmerischer Strukturen in Bulgarien und damit von „Märkten“, 
inklusive des Arbeitsmarktes und einer Konsumgesellschaft, so spielte der Aspekt der „Mo­
dernisierung“ hier nicht die selbe Rolle wie vor 1944; denn technisches „Know-how“ und die 
erforderlichen gesellschaftlichen Strukturen waren nach der unter den Kommunisten erfolgten 
schockartigen Industrialisierung des Landes vorhanden. Unter den gegebenen Bedingungen 
sah dieses hochqualifizierte Personal allerdings kaum Möglichkeiten, seine Fähigkeiten im 
eigenen Lande einzusetzen, und es begann eine Abwanderung, ein „Brain drain“, aus Bulga­
rien, der die Bevölkerung des Landes von ca. 9 Millionen zu Beginn der 90er Jahre auf knapp 
über 8 Millionen zur Jahrtausendwende absinken ließ und bis heute andauert.1135
1133 Giordano, Chr.; Kostova, D.: From Local Nomenclaturists to Capitalist Entrepreneurs. Transformation and 
Continuity in Rural Bulgaria, In: Roth, K.(Hg.): Arbeit im Sozialismus -  Arbeit im Postsozialismus. Erkundun­
gen zum Arbeitsleben im östlichen Europa (=Freiburger Sozialanthropologische Studien, Bd. I). Münster 2004,
S. 379-396, hier: S. 386-393.
1134 Gumpel, W.: Die bulgarische Wirtschaft -  Chaos ohne Ende? In: Südosteuropa 46/1997, H. 1-2, S. 18-26, 
hier: S. 21.
1,35 Vgl. Eurostat-Pressemitteilung, 11.1.2002.
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Ein weiterer Faktor, der die Entstehung einer funktionierenden Marktwirtschaft im 
post-sozialistischen Bulgarien hemmte, war die schwach ausgebildete Untemehmerkultur. Sie 
war nicht nur eine Folge der zentralisierten sozialistischen Planwirtschaft, sondern auch der 
Tatsache, dass, wie gezeigt, auch vor 1944 nur relativ schmale Bevölkerungsschichten mit 
markt- und profitorientiertem Wirtschaften in Berührung gekommen waren. Zwei Drittel der 
vorsozialistischen Landwirtschaft waren durch das Subsistenzprinzip geprägt gewesen. Inso­
fern gehörte für die bulgarische Gesellschaft die kapitalistische Marktwirtschaft nur in sehr 
geringem Maße zum historischen Erfahrungsschatz. Von kapitalistischen und unternehmeri­
schen Traditionen in Bulgarien konnte kaum die Rede sein.1136
Die Liste von Faktoren, die einer wirtschaftlichen Gesundung Bulgariens während der 
90er Jahre entgegenstanden, ließe sich fortsetzen. Immerhin aber scheint das Jahr 1997 eine 
entscheidende Wende gebracht zu haben, die sich vor allem auch auf die Wirtschaftsbezie­
hungen des Landes zu Westeuropa und dabei insbesondere auch zu Deutschland ausgewirkt 
haben. Als im Winter 1996/97 die von einer galoppierenden Inflation begleitete Wirtschafts­
krise kulminierte, die Devisenreserven bis auf geringe Reste dahinschmolzen und die bis da­
hin regierende sozialistische Partei, die Nachfolgepartei der Kommunisten, durch den Druck 
anhaltender Massendemonstrationen von der Macht verdrängt wurde, ergab sich nach der Re- 
gierungsübemahme zum ersten Mal nach 1989 die Möglichkeit einer konsequenten Spar- und 
Privatisierungspolitik. Was die Außenwirtschaftsbeziehungen Bulgariens betraf, so wurden 
diese unter Leitung des Internationalen Währungsfonds (IWF) auf eine neue Grundlage ge­
stellt, indem über die Landeswährung Lev ein sogenannter „Währungsrat“ verhängt wurde, 
d.h. sein Wechselkurs zur Deutschen M ark wurde mit 1:1000 festgesetzt. Diese Regelung gilt 
bis heute, auch wenn der Euro inzwischen die D-Mark ersetzt hat. Erneut also hatte die bulga­
rische Währung, ähnlich wie zu Zeiten des deutsch-bulgarischen Clearing der 30er Jahre, ihre 
eigenständige Konvertibilität eingebüßt. Grund dafür war die schwache Position Bulga­
riens in der internationalen Wirtschaft gewesen, die im Zuge der Abnahme der Devisenreser­
ven mit einer zunehmenden außenwirtschaftlichen Isolation einherging. Was diesen Punkt 
betrifft, war die Situation der 90er Jahre in Bulgarien vergleichbar mit den frühen 30er Jahren. 
Ein fundamentaler Unterschied bestand freilich in der Haltung Deutschlands. Dieses war in
1 Ij6 Vgl. Stojanov, Chr.: Modernization and Economic Culture in Bulgaria. On the Actuality of Baj Ganju. In: 
Giordano; Kostova, S. 73-92, hier S. 75 u. 79. Vgl. außerdem Cavdarova, T.: Between Individualism and Col­
lectivism: The Small Entrepreneurs in Sofia and Skopje. In: Roth, K.(Hg.): Arbeit im Sozialismus -  Arbeit im 
Postsozialismus. Erkundungen zum Arbeitsleben im östlichen Europa (=Freiburger Sozialanthropologische Stu­
dien, Bd. 1). Münster 2004, S. 397-419.
1,37 Hishow, O.: Wirtschaftspolitik in Bulgarien nach Simeons Wahlsieg: Königsweg zum Wohlstand? In: Süd­
osteuropa 50/2001, H. 7-9, S. 368-385, hier. S. 370.
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den 90er Jahren weder an einer Regionalautarkie interessiert noch an devisenfreiem Handel, 
so dass es ihm sicherlich weniger darum ging, Bulgarien als Agrarproduzenten und Absatz­
markt zu sichern, sondern vielmehr dort die gesellschaftliche und politische Stabilität zu er­
halten, was angesichts der jugoslawischen Zerfallskriege zusätzlich an Bedeutung gewann.
Ausgehend von dieser währungspolitischen Bindung Bulgariens an Deutschland ge­
lang es den Regierungen der Ministerpräsidenten Ivan Kostov und Simeon von Sachsen- 
Coburg-Gotha, des aus dem Exil heimgekehrten ehemaligen bulgarischen Zaren (1943-46), 
durch eine häufig als schmerzhaft empfundene Spar- und Privatisierungspolitik zumindest 
makroökonomische Stabilität in Bulgarien einkehren zu lassen. Auch wenn über den Lebens­
standard der breiten Bevölkerung nach wie vor vielfach Unzufriedenheit herrscht und die 
Korruption ein tagespolitisches Thema bleibt, so hat Bulgarien als Ergebnis aber immerhin 
eine konkrete EU-Beitrittsperspektive für das Jahr 2007 erhalten. Man darf erwarten, dass 
die Mitgliedschaft eine weitere Intensivierung auch der deutsch-bulgarischen Wirtschaftsbe­
ziehungen bedeuten wird. Ob sie der Bevölkerung auch einen signifikanten Anstieg des Le­
bensstandards bringen wird, bleibt abzuwarten. Hoffnung und Skepsis scheinen sich diesbe­
züglich die Waage zu halten.
Der Gesamtzusammenhang der sozioökonomischen Entwicklung Bulgariens und der 
Positionierung des Landes im europäischen Kontext eröffnet indes ein weites Forschungsfeld. 
Es reicht von Fragen der bulgarischen Gesellschaftsgeschichte, seiner Wirtschaftsgeschichte, 
des südosteuropäischen Zusammenhanges über die deutsche Südosteuropapolitik bis hin zur 
erwähnten aktuellen Problematik der EU-Mitgliedschaft des Landes. Deren Charakterisierung 
als „wiederkehrende Problematik“ scheint hierbei von besonderem Interesse zu sein, da sie 
auf die historische Tiefendimension der Annäherung an die EU verweist. Zu ihr hat die vor­
liegende Arbeit einen Teilaspekt beleuchtet. Die strukturelle Anpassung Bulgariens an die 
Erwartungen westlicher Partner war dabei ein wesentlicher Faktor -  und ist es bis heute. Er 
beeinflusst allerdings nicht allein wirtschaftspolitische Entscheidungen und Weichenstellun­
gen in Bulgarien -  auch andere Lebensbereiche, wie Wissenschaft, Kultur und das Rechtswe­
sen sind davon betroffen. Besonders der letztgenannte Bereich regt in diesem Zusammenhang 
zu weiterführender Forschung an, denn an ihm als einzigem kann, so zumindest die laufende 
Berichterstattung in den Medien, der EU-Beitritt Bulgariens noch scheitern bzw. durch ihn 
verzögert werden. Die vielfach beklagten klientelistisehen und patemalistischen Strukturen 
der bulgarischen Justiz und der damit verbundene Mangel an „Rechtssicherheit“ nach westli-
1,38 Stefanov, R.: Bulgaria-One Year After the Elections. In: Südosteuropa 51/2002, H. 1-3, S. 2M 2, hier: S. 
30-33.
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chen Vorstellungen verdienen es, in ihrer historischen Dimension untersucht zu werden. Da­
bei kann die Betrachtung einzelner konkreter informeller Netzwerke lediglich die Funktion 
von Fallstudien haben, da direkte Kontinuitäten über die Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts hin­
weg kaum nachweisbar sein dürften. In erster Linie sollte es bei einer derartigen Untersu­
chung vielmehr um die Strukturen der Netzwerke gehen sowie um deren Eigenwahmehmung. 
Das bedeutet, es sollen die Nonnen und Wertvorstellungen untersucht werden, die ihrer Exis­
tenz und Funktion zugrunde lagen. Von der Bereitschaft der beteiligten Juristen zur Selbstre­
flexion kann dabei nach Lage der Quellen ausgegangen werden.
Eine mögliche Arbeitshypothese für ein solches Projekt könnte darin bestehen, dass 
die bulgarischen Juristen ihre klientelistischen Strukturen durchaus nicht als eigentlich illegi­
tim oder gar kriminell einstuften, sondern als notwendige Grundlage für das Funktionieren 
der Justiz im Rahmen der gesellschaftlichen und kulturellen Realitäten im Lande betrachteten. 
Auf diese Weise könnten den in dieser Arbeit berührten sozioökonomischen Aspekten der 
„Europäisierung“ Bulgariens und Südosteuropas zusätzliche soziokulturelle hinzugefugt wer­
den, die zugleich Alternativen zu häufig überaus normativen westlichen Herangehensweisen 
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9.2. Unveröffentlichte Quellen 
Zentrales Staatsarchiv. Sofia:
Die Bezeichnungen für die Dokumente sind wie folgt: CA = Centralen däriaven archiv (Zent­
rales Staatsarchiv), op. -  opis (Verzeichnis), a .e.85 archivna edinica (Aktenband), 1. * Hst 
(Blatt).
„Granitoid“:
• CA, F. 692K, op. 1, a.e. 48.
• CA, F. 692K, op. 1, a.e. 2.
„Siemens“:
•  CA, F. 686K, op. 1, a.e. 383.
•  CA, F. 686K, op. 1, Inhaltsangabe.
• CA, F. 686K, op. 1, a.e. 407.
•  CA, F. 686K, op. l,a .e.438.
• CA, F. 687K, op. 1, a.e. 67.
•  CA, F. 316K, op. 1, a.e. 309.
„Schenker“:
•  CA, F. 261K, op. 1, Inhaltsangabe.
•  CA, F. 261K, op. 3, a.e. 3.
„Kreditbank“:
• CA, F. 533K, op. 1, a.e. 6.
• CA, F 533K, op. 1, a.e. 9.
•  CA, F. 533K, op. 1, a.e. 4.
•  CA, F. 533K, op. 1, a.e. 8.
Bulgarische Gesandtschaft Berlin, Verhandlungen der deutsch-bulgarischen Regierungsaus­
schüsse:
• CA, F. 316K, op. 1, a.e. 291.
•  CA, F. 316K, op. 5, a.e. 291.
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• CA, F. 316K, op. 1, a.e. 311.
Bulgarisches Ministerium für Handel, Arbeit und Industrie:
•  CA, F. 231K, op. 5, a.e. 118.
•  CA, F. 2 3 1K, op. 5, a e . 122.
• CA, F. 231K, op. 5, a.e. 126.
•  CA, F. 231K, op. 5, a.e. 129.
•  CA, F. 231K, op. 1, a.e. 291.
•  CA, F. 231K, op. 5, a.e. 10.
•  CA, F. 231K, op. 5, a.e. 117,
Siemens-Archiv. München:
Die Bezeichnungen für die Dokumente sind wie folgt: SA = Siemens-Archiv, Prov. = Prove­
nienz, Sig. = Signatur des Aktenbandes. Die einzelnen Blätter in den Aktenbänden sind nicht 
paginiert.
• SA, Prov. ZA, Sig. 9343. (Gutachten zur bulgarischen Volkswirtschaft und ihrem 
Strommarkt)
Bundesarchiv. Berlin:
Die Bezeichnungen für die Dokumente sind wie folgt: BA = Bundesarchiv, Bestand (z.B. R), 
Signatur (z.B.: 8119F), Aktenband (z.B. P 6136), Bl. -  Blatt.
Akten der Deutschen Bank zum Mitteleuropäischen Wirtschaftstag:
•  BA, R 9119F, P 6135.
• BA, R 8119F, P 6136.
• BA, R8119F, P6137.
• BA, R 8119F, P 6138.
• BA, R 8119F, P 6139.
• BA, R 8119F, P 6140.
• BA, R 8119F, P 6141.
• BA, R 8119F, P 6142.
• BA, R 8119F, P 6143.
•  BA, R 8119F, P 6144.
• BA, R 8119F, P 6145.
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Reichswirtschaftsministerium: 
•  BA, R 43 II, 368a.




Privatarchiv Dr. Petär Aladiov, Aktenband: Stopanski materiali.
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9.3. Abkürzungen
•  BID = Bälgarsko ikonomicesko druzestvo (Bulgarische Ökonomische Gesellschaft)
•  BNB -  Bälgaiska narodna banka (Bulgarische Nationalbank)
•  BRP -  Bälgarska rabotniceska partija (Bulgarische Arbeiteipartei)
• BUSEMA = Bälgarsko uiiliste za zemedelski maäini (Bulgarische Landmaschinen­
schule, Abkürzung gemäß den Quellen; nach bulgarischer Schreibweise eigentlich: 
BUZEMA)
• Buschag = Bulgarische Schafzucht AG
• DAAD — Deutscher Akademischer Austauschdienst
•  DDP = Deutsche Demokratische Partei
•  Deulakraft -  Deutsche Landkraft-Führerschule
•  DIHT = Deutscher Industrie- und Handelskammertag
• DÖAG -  Deutsch-Österreichische Arbeitsgemeinschaft
• DRG = Deutsche Reichsbahn Gesellschaft
• DVK = Deutsche Verrechnungskasse
• BZNS = Bälgarski zemedelski naroden säjuz (Bulgarischer Bauemvolksbund, Bau­
ernpartei)
• EZU = Europäische Zollunion
• MWT = Mitteleuropäischer Wirtschaftstag
• MMWT = Mitteilungen des Mitteleuropäischen Wirtschaftstages
• PTT = Bulgarische Generaldirektion des Post-, Telegrafen- und Telefonwesens
• RDI -  Reichsverband der Deutschen Industrie
• RKTL = Reichskuratorium für Technik in der Landwirtschaft
• WOTIRAG = Woll- und Tierhaar AG





